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Vollzug des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes (BayStrWG); 
Planfeststellungsverfahren für den Ersatzneubau der Brücke über den Main-Donau-Ka-
nal bei Erlangen – Dechsendorf im Zuge der St 2240 „(Gremsdorf) B 470 – Erlangen“ 
 
 

Die Regierung von Mittelfranken erlässt folgenden 
 
 

Planfeststellungsbeschluss: 
 

A. Tenor 

1. Feststellung des Plans 

Der Plan für den Ersatzneubau der Brücke über den Main-Donau-Kanal bei Erlan-
gen – Dechsendorf im Zuge der St 2240 „(Gremsdorf) B 470 – Erlangen“ wird mit 
den sich aus Ziffer A. 3 dieses Beschlusses sowie aus den Deckblättern und Ro-
teintragungen in den Planunterlagen ergebenden Änderungen und Ergänzungen 
festgestellt. 
 
Maßnahmen, die im Planfeststellungsverfahren von dem Staatlichen Bauamt Nürn-
berg (Vorhabensträger), zugesichert wurden, sind – auch wenn sie nicht in den fest-
gestellten Plan aufgenommen wurden – durchzuführen, soweit sie dem öffentlich-
rechtlichen Regelungsbereich der Planfeststellung unterliegen. Sonstige Zusagen 
bleiben von der Planfeststellung unberührt. 
 

2. Festgestellte Planunterlagen 

Der festgestellte Plan umfasst die nachfolgenden Unterlagen. Die mit „nachrichtlich“ 
gekennzeichneten Unterlagen sind nur zur Information beigefügt; sie sind nicht Ge-
genstand der Planfeststellung. Von den Planunterlagen abweichende Festsetzun-
gen in den Nebenbestimmungen dieses Planfeststellungsbeschlusses (Ziffer A. 3 
des Tenors) gehen den Planunterlagen vor. 
 

Unterlage 
Nr. 

Bezeichnung (Inhalt) Maßstab 

1 T Erläuterungsbericht vom 15.08.2022 in der Fas-
sung der Planänderung vom 28.02.2025 

 

2  Übersichtskarte vom 15.08.2022 (nachrichtlich) 1:100.000 

3  Übersichtslageplan vom 15.08.2022 (nachricht-
lich) 

1:25.000 

5 T  Lageplan vom 15.08.2022 in der Fassung der 
Planänderung vom 28.02.2025 

1:1.000 

6.1 T Höhenplan vom 15.08.2022 in der Fassung der 
Planänderung vom 28.02.2025 

1:1.000/100 

6.2 T Höhenplan Rampe Süd – Aus- und Einfahrtsram-
pen vom 15.08.2022 in der Fassung der Planän-
derung vom 28.02.2025 

1:1.000/100 

6 Blatt 3 Höhenplan Rampe Nord – Aus- und Einfahrtsram-
pen vom 15.08.2022 

1:1.000/100 

8.1 T Lageplan Entwässerung vom 15.08.2022 in der 
Fassung der Planänderung vom 28.02.2025 

1:1.000 
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Unterlage 
Nr. 

Bezeichnung (Inhalt) Maßstab 

8.2 T Lageplan Entwässerung vom 15.08.2022 in der 
Fassung der Planänderung vom 28.02.2025 

1:1.000 

8.3 T Längsschnitt Entwässerung Abschnitt Mitte und 
Rampe Süd in der Fassung der Planänderung 
vom 28.02.2025 

1:1.000/100 

8.4 T Längsschnitt Entwässerung Abschnitt Ost und 
Bauende in der Fassung der Planänderung vom 
28.02.2025 

1:1.000/100 

9.1 T Maßnahmenübersichtsplan vom 15.08.2022 in 
der Fassung der Planänderung vom 28.02.2025 

1:25.000 

9.2.1 T Landschaftspflegerischer Maßnahmenplan 1 vom 
15.08.2022 in der Fassung der Planänderung 
vom 28.02.2025 

1:1.000 

9.2.2 T Landschaftspflegerischer Maßnahmenplan 2 vom 
15.08.2022 in der Fassung der Planänderung 
vom 28.02.2025 

1:2.500 

9.2.3 T Landschaftspflegerischer Maßnahmenplan 3 vom 
28.02.2025  

1:1.000 

9.3 T Maßnahmenblätter vom 15.08.2022 in der Fas-
sung der Planänderung vom 28.02.2025 

 

9.4 T Tabellarische Gegenüberstellung von Eingriff und 
Kompensation vom 15.08.2022 in der Fassung 
der Planänderung vom 28.02.2025 

 

10.1 Blatt 1 T Lageplan Grunderwerb vom 15.08.2022 in der 
Fassung der Planänderung vom 28.02.2025 

1:1.000 

10 T Grunderwerbsverzeichnis verschlüsselt vom 
15.08.2022 in der Fassung der Planänderung 
vom 28.02.2025 

 

11 T Regelungsverzeichnis vom 15.08.2022 in der 
Fassung der Planänderung vom 28.02.2025 

 

12 Widmungsplan vom 15.08.2022 1:5.000 

14.1.1 Blatt 1 Ermittlung der Belastungsklasse vom 15.08.2022 
(nachrichtlich) 

 

14.1.1 Blatt 2 Ermittlung der Dicke des frostsicheren Oberbaus 
vom 15.08.2022 (nachrichtlich) 

 

14.1.2 Blatt 1 Ermittlung der Belastungsklasse vom 15.08.2022 
(nachrichtlich) 

 

14.1.2 Blatt 2 Ermittlung der Dicke des frostsicheren Oberbaus 
vom 15.08.2022 (nachrichtlich) 

 

14.2.1 T Regelquerprofil St 2240 2-streifig vom 15.08.2022 
in der Fassung der Planänderung vom 28.02.2025 

1:50 

14.2.2 T Regelquerprofil St 2240 2-streifig mit Ausfäde-
lungsstreifen vom 15.08.2022 in der Fassung der 
Planänderung vom 28.02.2025 

1:50 
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Unterlage 
Nr. 

Bezeichnung (Inhalt) Maßstab 

14.2.3 T Regelquerprofil St 2240 4-streifig vom 15.08.2022 
in der Fassung der Planänderung vom 28.02.2025 

1:50 

14.2.4 T Regelquerprofil Verbindungsrampe RRQ 1 vom 
15.08.2022 in der Fassung der Planänderung vom 
28.02.2025 

1:50 

14.2.5 T Regelquerprofil Verbindungsrampe RRQ 2 vom 
15.08.2022 in der Fassung der Planänderung vom 
28.02.2025 

1:50 

14.2.6 T Regelquerprofil Geh- und Radweg vom 
15.08.2022 in der Fassung der Planänderung 
vom 28.02.2025 

1:50 

15.1 Bauwerksskizze Längsschnitt, Draufsicht vom 
15.08.2022 (nachrichtlich) 

1:200 

15.2 Bauwerksskizze Regequerschnitt vom 15.08.2022 
(nachrichtlich) 

1:50 

17 Immissionstechnische Untersuchungen vom 
15.08.2022 

 

18 T Wassertechnische Untersuchungen (Erläute-
rungsbericht mit Ermittlung der Wassermengen 
als Anlagen) vom 15.08.2022 in der Fassung der 
Planänderung vom 28.02.2025 

 

18.2 Schutzwirkung der Grundwasserüberdeckung vom 
15.08.2022 

 

18.3 T Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie in der 
Fassung der Planänderung vom 28.02.2025 

 

19.1 T  Landschaftspflegerischer Begleitplan Textteil vom 
15.08.2022 in der Fassung der Planänderung vom 
28.02.2025  

 

19.2 T Landschaftspflegerischer Bestands- und Konflikt-
plan vom 15.08.2022 in der Fassung der Planän-
derung vom 28.02.2025 

1:1.000 

19.3 T Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) vom 
15.08.2022 in der Fassung der Planänderung vom 
28.02.2025 

 

19.4 Dokumentation Faunistische Erhebungen vom 
15.08.2022 

 

19.5 T Landschaftspflegerischer Rodungsplan in der Fas-
sung der Planänderung vom 28.02.2025 

1:1.000 

 
3. Nebenbestimmungen 

3.1 Unterrichtungs- und Sorgfaltspflichten 

Der Zeitpunkt des Baubeginns ist folgenden Stellen möglichst frühzeitig bekanntzu-
geben: 
 

3.1.1 Der Deutschen Telekom Technik GmbH, Am Fernmeldeturm 2, 90441 Nürnberg, 
möglichst sechs Monate zuvor unter Vorlage der Ausführungspläne und Mitteilung 
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der Ausschreibungs- und Ausführungstermine, damit die zeitliche Abwicklung der 
erforderlichen Anpassungsmaßnahmen an ihren Telekommunikationseinrichtungen 
mit dem Straßenbau koordiniert werden kann. 
 
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen von Telekom-
munikationslinien vermieden werden sowie jederzeit der ungehinderte Zugang zu 
vorhandenen Telekommunikationslinien möglich ist. Insbesondere müssen Abde-
ckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse so 
weit freigehalten werden, damit sie gefahrlos geöffnet und gegebenenfalls mit Ka-
belziehfahrzeugen angefahren werden können. 
 
Die bauausführenden Firmen sind darauf hinzuweisen, dass sie sich vor Beginn der 
Bauarbeiten über die Lage der vorhandenen Telekommunikationslinien zu informie-
ren und die Kabelschutzanweisung der Telekom Deutschland GmbH zu beachten 
haben. 
 

3.1.2 Mit den Erlanger Stadtwerken AG, Äußere Brucker Straße 33, 91052 Erlangen 
(ESTW), ist im Vorfeld der Ausführungsplanung für jede Maßnahme an Versor-
gungsleitungen, möglichst sechs Monate vor Baubeginn eine Durchführungsverein-
barung abzuschließen, damit die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz bzw. zur 
(gegebenenfalls notwendigen) Umverlegung in enger Abstimmung mit den ESTW 
festgelegt werden können. 
 

3.1.3 Dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege, Hofgraben 4, 80539 München, 
möglichst vier Monate vor Beginn von Erdbauarbeiten. 
 
Die bauausführenden Firmen sind darauf hinzuweisen, dass gemäß Art. 8 Abs. 1 
DSchG vor- und frühgeschichtliche Bodenfunde (z. B. Tonscherben, Knochen- und 
Metallfunde) unverzüglich der unteren Denkmalschutzbehörde (Landratsamt Ans-
bach) oder dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege zu melden sind und 
nach Art. 8 Abs. 2 DSchG die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort bis zum 
Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen sind, wenn nicht 
die zuständige untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder 
die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 
 

3.1.4 Dem Fischereiausübungsberechtigten (Fischereiverband Mittelfranken) am Vorha-
bens betroffenen Abschnitt des Main-Donau-Kanals rechtzeitig vor Beginn der Bau-
maßnahmen. 
 

3.2 Wasserwirtschaft (ohne Nebenbestimmungen zur Erlaubnis), Arbeiten im 
Wasserschutzgebiet sowie vorbeugender Bodenschutz 

 
3.2.1 Für die nachfolgenden Maßgaben bezüglich der Errichtung von Anlagen in der wei-

teren Schutzzone des Wasserschutzgebiets „Erlangen West“ sind die einschlägigen 
Vorschriften der Wassergesetze mit den dazu ergangenen Verordnungen maßge-
bend. Die hiernach bestehenden Rechte, Verpflichtungen und Vorbehalte sind in 
den folgenden Nebenbestimmungen grundsätzlich nicht enthalten. 
 

3.2.2 Abweichungen und Änderungen von den festgestellten wasserrechtlichen Planun-
terlagen bedürfen einer Begründung, einer erneuten Prüfung und Zustimmung des 
Wasserwirtschaftsamtes Nürnberg. Mit der Realisierung von Änderungen und Ab-
weichungen darf erst begonnen werden, wenn die dafür erforderliche behördliche 
Zustimmung (oder auch ein gegebenenfalls notwendiger Planänderungsbeschluss) 
erteilt worden ist. 
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3.2.3 Beginn und Ende der vorgesehenen Arbeiten sind dem Amt für Umweltschutz und 
Energiefragen der Stadt Erlangen, dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg und dem 
Wasserversorger (ESTW) mindestens eine Woche vorher anzuzeigen. 
 

3.2.4 Die gesamte Baumaßnahme (das zu erneuernde Brückenbauwerk einschließlich 
der Anpassung der Rampe zur Anbindung an die Straße „Am Europakanal“ sowie 
die Anlage eines straßenbegleitenden Geh- und Radweges im Bereich des Erlanger 
Stadtteils Dechsendorf) ist gemäß den festgestellten Unterlagen, den geltenden 
Vorschriften und nach den anerkannten Regeln der Technik auszuführen. Eine ord-
nungsgemäße Unterhaltung der baulichen Anlagen im wasserwirtschaftlich sensib-
len Bereich ist dauerhaft zu gewährleisten. 
 

3.2.5 Vor Beginn der Bauarbeiten sind ein detaillierter Bauzeitplan, ein Beweissicherungs- 
sowie Notfallkonzept (Vorkehrmaßnahmen, Umgang mit Notfällen, Alarmkette etc.) 
– mindestens drei Monate im Voraus – dem Amt für Umweltschutz und Energiefra-
gen der Stadt Erlangen, dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg sowie den ESTW vor-
zulegen. 
 

3.2.6 Die an der Ausführung des Vorhabens Beteiligten sind vom Vorhabensträger darauf 
hinzuweisen und zu belehren, dass die Arbeiten in einem besonders sensiblen Ge-
biet (Wasserschutzgebiet) stattfinden. Die ausführenden Firmen sind in die verbo-
tenen und zulässigen Handlungen im Wasserschutzgebiet gemäß der aktuell 
geltenden Wasserschutzgebietsverordnung sowie in die einschlägigen Nebenbe-
stimmungen dieses Beschlusses entsprechend einzuweisen. 
 

3.2.7 Die Einhaltung der Schutzmaßnahmen zur Verhinderung einer Verunreinigung des 
Grundwassers ist laufend zu überwachen. Dafür ist ein Verantwortlicher zu bestel-
len, der dem Amt für Umweltschutz und Energiefragen der Stadt Erlangen sowie 
den ESTW zu benennen ist. 
 

3.2.8 Sämtliche Arbeiten im Wasserschutzgebiet sind auf das unumgänglich notwendige 
Maß zu beschränken und in kürzest möglicher Zeit durchzuführen. Arbeitsbereich 
und Arbeitsfläche sind auf das technisch erforderliche Mindestmaß zu beschränken. 
Beschädigungen des Oberbodens sind baldmöglichst auszugleichen und wieder zu 
begrünen. 
 

3.2.9 Die Bauarbeiten sind bei möglichst trockener Witterung bzw. tragfähigen Bodenver-
hältnissen durchzuführen, um unnötige Verdichtungen des Bodens zu vermeiden. 
Die Baufahrzeuge haben die ihnen zugewiesenen Wege bzw. Fahrtrassen zu be-
nutzen. 
 

3.2.10 Der Betrieb des Bodenzwischenlagers muss durch eine bodenkundliche Baubeglei-
tung oder eine fachlich gleichermaßen geeignete Person begleitet werden. Die Bo-
denzwischenlagerung hat getrennt nach Oberboden, Unterboden, Untergrund sowie 
nach Bodenarten, Belastungsniveau und Herkunftsort zu erfolgen. Die Zwischenla-
gerung hat insbesondere so zu erfolgen, dass eine Vermischung von unterschied-
lich belasteten Materialien vermieden wird. Die jeweiligen Fraktionen sind mit 
Mengenangabe zu dokumentieren. Ein dieser Zielsetzung entsprechendes konkre-
tes Konzept ist rechtzeitig (mindestens jedoch drei Monate vor Beginn der Baumaß-
nahmen) dem Amt für Umweltschutz und Energiefragen der Stadt Erlangen, dem 
Wasserwirtschaftsamt Nürnberg und dem Wasserversorger (ESTW) vorzulegen. 
 

3.2.11 Für die Errichtung von Baustelleneinrichtungsflächen/Baustraßen/Zwischenlagerflä-
chen ist es geboten, den Zustand dieser temporär beanspruchten Flächen von vor 
Errichtung, während des Betriebs und nach Beseitigung der Baustelleneinrichtungs-
flächen Beweis zu sichern. Ein entsprechendes Beweissicherungskonzept ist recht-
zeitig (mindestens jedoch drei Monate vor Beginn der Beweissicherung) dem Amt 
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für Umweltschutz und Energiefragen der Stadt Erlangen, dem Wasserwirtschafts-
amt Nürnberg und dem Wasserversorger (ESTW) vorzulegen. 
 

3.2.12 Bei einer zur Bauausführung notwendigen Rodung dürfen keine nachhaltigen, nach-
träglichen Auswirkungen auf das vorliegende Wasserschutzgebiet und auf die Trink-
wassergewinnung entstehen. Für adäquaten Ersatz und Wiederherstellung des 
ursprünglichen Zustandes ist schnellstmöglich zu sorgen 
 

3.2.13 Die Verkehrsflächen und Entwässerungseinrichtungen im Wasserschutzgebiet (wei-
tere Schutzzone) sind gemäß den Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an 
Straßen in Wasserschutzgebieten (RiStWag) zu errichten, zu betreiben und zu kon-
trollieren. 
 

3.2.14 Sofern im Zuge der Aushubarbeiten verunreinigtes Erdreich offengelegt wird, ist un-
verzüglich das Amt für Umweltschutz und Energiefragen der Stadt Erlangen und das 
Wasserwirtschaftsamt Nürnberg zu verständigen und einvernehmlich mit diesen 
Stellen die dann gebotene weitere Vorgehensweise abzuklären. 
 

3.2.15 Die ordnungsgemäße Entsorgung/Verwertung der Aushubmaterialien ist sicherzu-
stellen, sofern und soweit es nicht zur Rückverfüllung der Aushubgruben verwendet 
werden kann. 
 

3.2.16 Für die Wiederverfüllung der Aushubgruben darf nur Material verwendet werden, 
das von seiner Herkunft als unbedenklich einzustufen ist und nicht von Altlast- bzw. 
Altlastverdachtsflächen oder Flächen mit (Verdacht auf) schädliche Bodenverände-
rungen stammen darf. Insoweit darf nur Bodenmaterial der Klasse 0 (BM-0) der Er-
satzbaustoffverordnung eingebaut werden. Das einzubauende Bodenmaterial darf 
keine Fremdbestandteile enthalten. Der Unbedenklichkeitsnachweis ist durch ein 
zertifiziertes Labor zu erbringen und vor Einbau des Bodenmaterials dem Amt für 
Umweltschutz und Energiefragen der Stadt Erlangen vorzulegen. 
 

3.2.17 Für die gegenständlichen Baumaßnahmen dürfen, soweit möglich, nur Baustoffe, 
die keine wassergefährdenden Stoffe enthalten bzw. aus denen keine Schadstoffe 
freigesetzt werden können, verwendet werden. Sollten dennoch Baustoffe zum Ein-
satz kommen, die wassergefährdende Stoffe enthalten, hat der Vorhabensträger 
deren Einsatz im Vorfeld mit den ESTW und dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg 
abzustimmen, um gegebenenfalls grundwasserverträgliche Alternativen zu finden. 
 

3.2.18 Baustelleneinrichtungen sind in der engeren Schutzzone verboten. Eine Baustellen-
einrichtung in der weiteren Schutzzone ist nur auf wasserundurchlässiger und ord-
nungsgemäß entwässerter Fläche zulässig. Die Haufwerke sind mit einer Folie 
niederschlagswasserdicht abzudecken. Ein Baustelleneinrichtungsplan ist rechtzei-
tig vor Baubeginn dem Amt für Umweltschutz und Energiefragen der Stadt Erlangen 
sowie dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg vorzulegen. 
 

3.2.19 Anfallende Abfälle dürfen grundsätzlich nach nur in dichten, niederschlagsgesicher-
ten Containern gelagert werden, eine ordnungsgemäße Entsorgung ist der zustän-
digen Behörde gegenüber nachzuweisen. 
 
Anfallende Mengen an Bodenaushub bzw. Betonabbruchmaterial, die aufgrund ih-
res Umfangs nicht in dichten niederschlagsgesicherten Containern gelagert werden 
können, sind nach den geltenden abfall- und bodenschutzrechtlichen Bestimmun-
gen in Haufwerken zu lagern, zu beproben und anschließend entsprechend zu ver-
werten bzw. zu entsorgen. Bei Verdacht auf Beimengungen oder Schadstoffen, sind 
die Haufwerke gegen Niederschlag zu sichern und auf (dichten) Planen abzulegen. 
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3.2.20 Ein Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist auf das unbedingt notwendige Maß 
zu beschränken. Hierbei sind die Anforderungen des WHG, des BayWG und der 
Anlagenverordnung zum Schutz des Grundwassers sowie die hierzu ergangenen 
Vollzugsbestimmungen zu beachten. Nähere Einzelheiten sind mit der fachkundi-
gen Stelle beim Amt für Umweltschutz und Energiefragen der Stadt Erlangen abzu-
stimmen. Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen hat so zu erfolgen, dass 
eine Verunreinigung des Untergrundes (Boden, Grundwasser) und/oder des Ober-
flächengewässers nicht zu besorgen ist. 
 

3.2.21 Das Lagern von Kraftstoffen, Ölen, Schmiermitteln und sonstigen wassergefährden-
den Stoffen ist in der engeren Schutzzone nicht zulässig. 
 

3.2.22 Beim Auftanken stationärer oder schwer beweglicher Maschinen sind Vorkehrungen 
zu treffen, die ein Versickern von Treibstoffen in den Untergrund verhindern. Der 
Kraftstoff ist für jeden Betankungsvorgang anzuliefern. Öl- und Treibstoffbindemittel 
sind in ausreichenden Mengen auf der Baustelle vorzuhalten. 
 
Im Wasserschutzgebiet sind Reparaturen und Wartungen von Fahrzeugen und Ma-
schinen, bei denen Kraftstoffe, Öle oder sonstige wassergefährdende Betriebsstoffe 
auslaufen könnten, nicht zulässig. 
 

3.2.23 Baumaschinen und -geräte sind gegen Öl- und Treibstoffverluste zu sichern und 
arbeitstäglich auf Leckagen und Undichtigkeiten zu überprüfen. Es dürfen nur Fahr-
zeuge und Geräte eingesetzt werden, die dicht sind und keine Leckagen aufweisen. 
Elektrisch angetriebene Baumaschinen sind solchen mit Verbrennungsmotoren vor-
zuziehen. Die bauausführenden Firmen sind deshalb darauf hinzuweisen, sofern 
vorhanden, vorzugsweise elektrisch betriebene Baumaschinen zu nutzen. In Hyd-
raulikaggregaten ist der Einsatz von biologisch abbaubaren Hydraulikölen vorzuse-
hen. 
 

3.2.24 Bei abgestellte Baumaschinen und Fahrzeugen sind Schutzvorkehrungen zu tref-
fen, dass wassergefährdende Stoffe nicht in den Untergrund eindringen können. 
Das Entleeren von untergestellten Wannen als Tropfsicherung hat so zu erfolgen, 
dass ein Austreten wassergefährdender Stoffe zuverlässig vermieden wird. 
 

3.2.25 Für die auf der Baustelle arbeitenden Personen sind ordnungsgemäß betriebene 
Sanitäranlage aufzustellen. 
 

3.2.26 Sollten sich Mess-Stellen auf dem Baufeld befinden, sind diese vor Beschädigungen 
entsprechend zu schützen. Im Falle eines unvermeidbaren, vorhabensbedingten 
Wegfalls von Mess-Stellen ist das Amt für Umweltschutz und Energiefragen der 
Stadt Erlangen rechtzeitig zu informieren, damit über den Rückbau bzw. einer ge-
gebenenfalls notwendigen Errichtung von Ersatzmess-Stellen mit den zuständigen 
Behörden entschieden werden kann. 
 

3.2.27 Unfälle, die schädliche Einwirkungen auf das Grundwasser haben können, sind so-
fort der zuständigen Polizeidienststelle, dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg und 
dem Amt für Umweltschutz und Energiefragen der Stadt Erlangen zu melden. 
 

3.2.28 Werden Stoffe in das Grundwasser eingebracht, sind für diese Baustoffe die ent-
sprechende europäische technische Zulassung oder eine bauaufsichtliche Zulas-
sung des Deutschen Instituts für Bautechnik nach dem Bauproduktengesetz oder 
der Nachweis, dass diese den eingeführten technischen Baubestimmungen ent-
sprechen, vorzulegen. 
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3.3 Natur- und Landschaftsschutz 

3.3.1 Der Landschaftspflegerische Begleitplan – erstellt durch das Büro für Landschafts- 
u. Freiraumplanung – in der Fassung der Planänderung vom 28.02.2025, ein-
schließlich aller Text- und Planteile sowie Maßnahmenblätter ist Bestandteil des 
Planfeststellungsbeschlusses. 
 

3.3.2 Die in der Auflistung der landschaftspflegerischen Maßnahmen G 1 – G 3 (Tabelle 
6 der Unterlage 19.1 T) aufgeführten Maßnahmen sind einzuhalten bzw. vollständig 
frist- und fachgerecht entsprechend den Maßnahmenblättern (Unterlage 9.3 T) um-
zusetzen. 
 

3.3.3 Die in der festgestellten Planung (Nr. 3.2 der Unterlage 19.1 T) dargestellten Ver-
meidungsmaßnahmen V 1 bis V 7 sind aus naturschutzfachlicher Sicht umzusetzen. 
Gleiches gilt für die dargestellten Maßnahmen CEF 1 und CEF 2 sowie für die Maß-
nahme FCS 1 bezüglich der Zauneidechse (siehe Nr. 6.1 der Unterlage 19.1 T). 
 

3.3.4 Die Fertigstellung der Kompensationsmaßnahmen sowie der CEF- und FCS-
Maßnahmen sind sowohl der höheren Naturschutzbehörde (Regierung von Mittel-
franken), als auch der unteren Naturschutzbehörde (Stadt Erlangen) schriftlich an-
zuzeigen. 
 

3.3.5 Zur sachgerechten Umsetzung der artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und 
Schutzmaßnahmen sowie der sonstigen Kompensations- und Gestaltungsmaß-
nahmen ist eine ökologische Umweltbaubegleitung erforderlich. Sie ist vom Vorha-
bensträger rechtzeitig vor Baubeginn zu beauftragen und der örtlich zuständigen 
unteren Naturschutzbehörde (Stadt Erlangen) zu benennen. 
 
Die qualifizierte Umsetzung der ökologischen Baubegleitung beinhaltet insbeson-
dere folgende Maßnahmen: 
 

 Erstellung eines Bauzeitplanes für sämtliche Eingriffe und konfliktvermeidende 
Maßnahmen sowie CEF/FCS-Maßnahmen 

 

 Einweisung der ausführenden Baufirmen 
 

 Kennzeichnung hochwertiger Lebensräume (Tabu-Flächen), die nicht beein-
trächtigt werden dürfen und Absicherung mittels eines stabilen Bauzaunes vor 
Beginn des Eingriffs und der Kompensationsmaßnahmen 

 

 Abstimmung der Baueinrichtungsflächen 
 

 Einvernehmliche Klärung von Detailfragen, die im Rahmen des Plans zur Bau-
ausführung nicht geklärt werden können 

 

 Während der Bauphase (einschließlich der Herstellung der Gestaltungsmaßnah-
men) hat sie die Bauarbeiten regelmäßig zu kontrollieren und auf die naturschutz-
fachlichen Inhalte hin zu überprüfen 

 

 Erstellung von Protokollen über die örtlichen Einsätze und Übermittlung der Pro-
tokolle an die untere Naturschutzbehörde 

 

 Anzeige des Beginns der Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen vor Beginn der 
Durchführung bei der unteren Naturschutzbehörde (Stadt Erlangen). 
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3.3.6 Sämtliche Kompensationsflächen – einschließlich der erforderlichen Flächen für 
Maßnahmen des Artenschutzes – sind solange der Eingriff wirkt vorzuhalten. Sämt-
liche Kompensationsmaßnahmen sind in diesem Zeitraum (siehe insoweit das je-
weilige Maßnahmenblatt in der Unterlage 9.3 T) zu unterhalten. 
 

3.3.7 Nachdem das Ökokonto Bestandteil der Planfeststellung ist, ist die vollständige 
Ökokonto-Vereinbarung – soweit noch nicht geschehen – der höheren Naturschutz-
behörde vorzulegen. Soweit noch nicht erfolgt, ist die Erfassung im Ökoflächenka-
taster an das bayerische Landesamt für Umwelt unter Verwendung der eingeführten 
Bögen zu melden. 
 

3.4 Immissionsschutz 

3.4.1 Die im Rahmen der Bauausführung zu erwartenden Schallimmissionen sind auf ein 
Mindestmaß zu beschränken. Die Regelungen der Geräte- und Maschinenlärm-
schutzverordnung (32. BImSchV) sowie die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 
Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen – (AVV Baulärm) sind zu beachten. 
Der Zulieferverkehr zu den Baustellen sollte, soweit er durch schutzwürdige Wohn-
gebiete geführt werden muss, ausschließlich tagsüber abgewickelt werden. 
 

3.4.2 Die Vorgaben der DIN 4150 (Erschütterungen im Bauwesen) sowie die Technischen 
Regeln für Gefahrstoffe (TRGS) 559 „Mineralischer Staub“ sind im Rahmen der Bau-
ausführung zu beachten. 
 

3.5 Denkmalpflege 

3.5.1 Soweit durch Vorkehrungen im Rahmen der Detailplanung, des Bauablaufs oder der 
Bauausführung möglich, sind Beeinträchtigungen von (zu vermutenden) Boden-
denkmälern zu vermeiden (z. B. durch Überdeckungen in Dammlage) oder auf den 
zur Durchführung des planfestgestellten Vorhabens unverzichtbaren Umfang zu be-
grenzen. 
 

3.5.2 Der Vorhabensträger hat die vom Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege mit-
geteilten erforderlichen Schritte (einschließlich Prospektion von Verdachtsflächen) 
zur Vermeidung einer vorhabensbedingten Beeinträchtigung von Bodendenkmälern 
bzw. bei unvermeidbaren Beeinträchtigungen die erforderlichen denkmalpflegeri-
schen Maßnahmen mit dem erforderlichen Zeitbedarf von vier Monaten in seinen 
Bauablauf einzubeziehen. 
 

3.5.3 Bei nicht vermeidbaren, unmittelbar vorhabensbedingten Beeinträchtigungen von 
Bodendenkmälern hat der Vorhabensträger die fachgerechte Freilegung, Ausgra-
bung und Dokumentation der Befunde und Funde (Sicherungsmaßnahmen) unter 
Beachtung der Grundsätze der Erforderlichkeit, Verhältnismäßigkeit und Wirtschaft-
lichkeit zu veranlassen und die hierfür anfallenden Aufwendungen zu tragen. Kosten 
für eine wissenschaftliche Auswertung der Befunde und Funde zählen nicht zu den 
gebotenen Aufwendungen für Sicherungsmaßnahmen. Die Sicherungsmaßnahmen 
sind mit dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege abzustimmen und unter 
dessen fachlicher Begleitung durchzuführen. 
 
Einzelheiten des Umfangs, der Abwicklung und der Kostentragung (einschließlich 
eines Höchstbetrags der Aufwendungen) für die archäologischen Sicherungsmaß-
nahmen sind im vorgenannten Rahmen in einer Vereinbarung zwischen dem Vor-
habensträger und dem Bayerischem Landesamt für Denkmalpflege festzulegen. Die 
Planfeststellungsbehörde ist durch elektronische Abschrift der Vereinbarung zu un-
terrichten. Kommt eine solche Vereinbarung nicht zu Stande, ist eine ergänzende 
Entscheidung der Planfeststellungsbehörde herbeizuführen. 
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3.6 Belange der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) 

3.6.1 Die Verkehrssicherungspflicht für die in Anspruch genommenen bundeseigenen 
Land- und Wasserflächen obliegt während der gesamten Maßnahme dem Vorha-
bensträger. Dieser hat den gesamten Baustellenbereich in geeigneter Weise gegen 
das Betreten von Unbefugten abzusichern. Eine Zufahrt für Rettungsfahrzeuge ist 
jederzeit zu gewährleisten. 
 

3.6.2 Der Vorhabensträger übergibt der WSV mit dem erforderlichen zeitlichen Vorlauf 
einen Montage- und Bauzeitenplan in dreifacher Fertigung. Wird die Ablaufplanung 
während der Baudurchführung geändert, sind der WSV die entsprechend modifizier-
ten Unterlagen vorzulegen. 
 

3.6.3 Die Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffverkehrs sowie der für die Schifffahrt erfor-
derliche Zustand der Wasserstraße darf während der gesamten Maßnahme nicht 
beeinträchtigt werden. 
 

3.6.4 Alle wesentlichen Einzelheiten der Bauausführung sind mindestens sechs Wochen 
vor Durchführung in strom- und schifffahrtspolizeilicher Hinsicht vom Vorhabensträ-
ger unter Beteiligung des bauausführenden Unternehmens mit der WSV abzustim-
men. Die WSV wird entscheiden, für welche Bauvorgänge oder Hilfseinrichtungen 
eine strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung nach § 31 Bundeswasserstra-
ßengesetz (WaStrG) erforderlich ist. Diese sind z. B. der Rückbau der Brücke, die 
Sperrung der Bundeswasserstraße zum Einschwimmen der Brückenteile im Zuge 
der Errichtung usw. Entsprechendes gilt bei Änderungen des Bauablaufes. Die dafür 
maßgebenden Planunterlagen und statischen Nachweise sind der WSV mit dem 
Antrag vorzulegen. Termine für die Sperrungen wird die WSV in Abstimmung mit 
dem Vorhabensträger und den bauausführenden Unternehmen festlegen. Kurzfris-
tig notwendige Änderungen des Bauablaufs sind der WSV rechtzeitig vor Beginn 
der Ausführung anzuzeigen und mit ihr abzustimmen. 
 

3.6.5 Die maximale Dauer einer Vollsperrung im Betrieb der Bundeswasserstraße beträgt 
24 Stunden. Diese Sperrungen sind zum Beispiel denkbar für den Einbau von 
Behelfsstegen für den Ausbau der vorhandenen Brücke (allerdings nicht im direkten 
Anschluss an allgemein bekannt gegebene planmäßige Schifffahrtssperren). Eine 
einseitige Einengung der Fahrrinne ist in Abstimmung mit der WSV möglich. 
 
Die jährliche Schifffahrtssperre wird im Zuge des Neubaus der Erlanger Schleuse 
verlängert. Die der Bauzeit ist rechtzeitig in Abstimmung mit der WSV abzustimmen. 
 

3.6.6 Müssen bei der Bauausführung oder der Unterhaltung der Brücke Schifffahrtszei-
chen aufgestellt werden oder ist eine Verkehrsregelung erforderlich, sind diese Maß-
nahmen vom Vorhabensträger nach Weisung der WSV durchzuführen. Die dafür 
entstehenden Kosten unterliegen als Teil der Kostenmasse der Kostenteilung. 
 

3.6.7 Zur Regelung bzw. Sicherung des Schiffsverkehrs im Brückenbereich sind von der 
WSV an den Schleusen Kriegenbrunn und Erlangen jeweils in Fahrtrichtung zur 
Brückenbaustelle Hinweistafeln mit folgender Aufschrift aufzustellen: „Achtung Brü-
ckenbauarbeiten bei MDK-km 42,076". 
 

3.6.8 Die Brückenanlage ist nach den Grundsätzen des BMV-Erlasses vom 14.12.1994, 
Az. BW 25/BW 21/52.24.14-2/16 S 94 (VkBI. 1/95 vom 14.01.1995) so zu gestalten, 
dass die radarortende Schifffahrt nicht durch Scheinziele im Radarbild gefährdet o-
der behindert wird. 
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3.6.9 Vor der Bauausführung ist, soweit noch nicht geschehen, ein radartechnisches Gut-
achten der Fachstelle der WSV für Verkehrstechniken Koblenz (FVT) einzuholen. 
Die Auflagen aus dem radartechnischen Gutachten sind umzusetzen. 
 

3.6.10 Von der Brücke dürfen Sand, Schlamm oder sonstige feste Stoffe sowie Schnee 
oder Eis nicht in die Wasserstraße eingebracht werden. 
 

3.6.11 Der Vorhabensträger hat sicherzustellen, dass bei der Bauausführung und späteren 
Unterhaltung der Brücke keine Stoffe und Gegenstände in den Main-Donau-Kanal 
gelangen, die den für die Schifffahrt erforderlichen Zustand der Wasserstraße oder 
die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs beeinträchtigen können. 
 
Sollte dennoch dieser Fall eintreten, ist die WSV unverzüglich zu unterrichten. Der 
Vorhabensträger hat die Stoffe und Gegenstände aus dem Main-Donau-Kanal zu 
entfernen. Die Beseitigung ist der WSV durch Kontrollpeilungen nachzuweisen. 
 

3.6.12 Die WSV gestattet dem Vorhabensträger während der Bauausführung unentgeltlich 
die Inanspruchnahme von in ihrem Eigentum stehenden, an die Kreuzungsanlage 
angrenzenden Land- und Wasserflächen. Für die Inanspruchnahme ist ein Nut-
zungsvertrag mit der WSV abzuschließen. 
 

3.6.13 Entstehen durch die Brücke oder durch Bauarbeiten an der fertiggestellten Brücke 
in der Wasserstraße oder im Bereich der Uferwände Auskolkungen, Ablagerungen 
oder Hindernisse, so hat das bauausführende Unternehmen diese auf seine Kosten 
im Einvernehmen mit der WSV umgehend zu beseitigen, um die Standsicherheit der 
Brücke zu erhalten und die Sicherheit der Schifffahrt zu gewährleisten. 
 

3.6.14 Das erforderliche Lichtraumprofil ist jederzeit – auch während der Bauzeit – einzu-
halten. Dabei ist die Höhe des derzeit unter der Brücke befindlichen Lichtraumprofils 
von 6,20 m über dem Grenzwasserstand (GWo 285,16 müNHN DHHN2016, 
HS170) maßgebend. Für alle Maßnahmen innerhalb dieses Lichtraumprofils ist 
beim WSA Donau MDK eine strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung ein-
zuholen. 
 

3.6.15 Auf beiden Seiten des Bauwerks ist die Konstruktionsunterkante (KUK) der Brücke 
nach Angabe der WSV mit nichtrostenden Bolzen als anpeilbare Markierung zu ver-
sehen, um jederzeit eine Kontrolle der KUK zu ermöglichen. 
 

3.6.16 Versorgungsleitungen, die nicht für Bau oder Betrieb der Brücke erforderlich sind, 
bedürfen einer Genehmigung nach den Wasserstraßen-Kreuzungsvorschriften 
durch die WSV. Die Genehmigung bzw. ein Nachtrag zu einer bestehenden ström- 
und schifffahrtspolizeilichen Genehmigung ist vor Inbetriebnahme des Brückenbau-
werks bzw. der Leitungen einzuholen. 
 

3.6.17 Grenz-, Vermessungs-, Markierungs- und Schifffahrtszeichen sind durch zu sichern. 
 

3.6.18 Arbeiten beim Bau und der späteren Unterhaltung der Brücke, die das Lichtraum-
profil der Wasserstraße einschränken oder sich auf die Schifffahrt störend auswir-
ken oder den Wasserabfluss behindern können, insbesondere unvermeidbarer 
Einbau von Lehrgerüsten, Dalben, Leitwerken, Brückenuntersichtgerät oder derglei-
chen oder sonstige Maßnahmen, bedürfen der vorherigen Zustimmung der WSV. 
Werden derartige Maßnahmen beabsichtigt, sind diese spätestens sechs Wochen 
vor Beginn der Maßnahme unter Vorlage von Plänen schriftlich bei der WSV anzu-
zeigen. Nach Einreichung erfolgt die Abwägung bzw. die Erteilung einer strom- und 
schifffahrtspolizeilichen Genehmigung nach vorstehender Nr. A. 3.6.4. 
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3.6.19 Beim Bau und bei der Unterhaltung sind an der Brücke, der Brückenbaustelle oder 
deren Hilfseinrichtungen keine Zeichen und Lichter anzubringen, die die Schifffahrt 
stören, insbesondere zu Verwechslungen mit Schifffahrtszeichen Anlass geben, de-
ren Wirkung beeinträchtigen oder die Schiffsführer durch Blendwirkungen und Spie-
gelungen irreführen oder behindern können. Für etwaige Beleuchtung der Brücke, 
der Brückenbaustelle und deren Hilfseinrichtungen gilt § 34 Abs. 4 WaStrG. Be-
leuchtungseinrichtungen sind daher im Einvernehmen mit der WSV auszubilden und 
anzuordnen. 
 

3.6.20 Der Vorhabensträger lädt die WSV zu den regelmäßigen Baubesprechungen ein. 
Die WSV wird über eine jeweilige Teilnahme eigenständig entscheiden. Der Vorha-
bensträger hat die WSV bei der Schlussabnahme zu beteiligen. 
 

3.6.21 Nach Abschluss der gesamten Baumaßnahme hat der Vorhabensträger sämtliche 
Baubehelfe rückzubauen und die beanspruchten Flächen in Abstimmung mit der 
WSV wiederherzustellen. 
 

3.6.22 Nach Beendigung der Bauarbeiten ist bei der WSV die Abnahme des gesamten 
Fahrwassers unter der Brücke sowie in dem oberhalb bzw. unterhalb anschließen-
den Bereich zu beantragen. Dazu führt die WSV nach Abschluss der Baumaßnahme 
eine Kontrollpeilung durch. Festgestellte Untiefen sind vom Vorhabensträger umge-
hend zu beseitigen. Weitere erforderliche Restarbeiten sind schnellstmöglich durch-
zuführen und erneut von der WSV abnehmen zu lassen. 
 

3.6.23 Die planfestgestellten baulichen Anlagen dürfen erst in Betrieb genommen werden, 
nachdem die WSV und der Vorhabensträger diese gemeinsam abgenommen ha-
ben. Diese Abnahme (nach WaStrG) ersetzt nicht andere, nach sicherheits- und 
ordnungsbehördlichen Vorschriften erforderliche Abnahmen. Der Vorhabensträger 
hat die WSV auch an Teilabnahmen, welche Bauteile oder Bauabschnitte betreffen 
die in die Zuständigkeit der WSV eingreifen, zu beteiligen. 
 

3.6.24 Der Vorhabensträger hat jede geplante Änderung der Anlage(n) vor ihrer Durchfüh-
rung rechtzeitig der WSV schriftlich anzuzeigen 
 

3.6.25 Das Montagekonzept der planfestgestellten Brücke mittels Einschwimmen über ei-
nen Ponton gemäß Nr. 3.2, Seite 20 der Unterlage 1 T (Erläuterungsbericht), bedarf 
einer besonderen Abstimmung. Die Wasserstraße ist im Kreuzungsbereich gedich-
tet. Die Dichtung einschließlich ihrer Sohldränagen darf in ihrem Bestand zu keiner 
Zeit beeinträchtigt werden. Das Ankern und das Stellen von Stelzen durch einen 
Ponton ist untersagt. 
 

3.6.26 Das neu errichtete Bauwerk ist in Abstimmung mit dem WSA höhen- und lagemäßig 
einzumessen. Die Höhe der Unterkante der unbelasteten Brücke ist bezogen auf 
NN aufzunehmen und um die errechnete Durchbiegung bei maximaler Belastung zu 
ergänzen. 
 
Nach Abschluss der Baumaßnahme sind dem WSA die maßgebenden Bestands-
unterlagen sowie entsprechende digitale Dateien nach dem Stand der Ausführung 
(Bestandsdokumentation) zu übergeben. Dabei sind die Anlagen auf das vorhan-
dene Festpunktfeld der Bundeswasserstraße (BWP-Festpunktfeld) nach DIN 
18701-1 einzumessen und zu dokumentieren. Kartierungen sind als dgn-, dxf- oder 
dwg-Format, Koordinatenlisten im ASCII-Format zu liefern. Baubestandspläne sind 
in einem Satz Lichtpausen und als pdf-Dateien zu übergeben. 
 

3.6.27 Die Einleitungsbauwerke für die Benutzung des Main-Donau-Kanals durch Einleiten 
des auf den Straßenflächen anfallenden Niederschlagswassers (siehe nachfolgend 
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unter A. 4.1.1) befinden sich innerhalb einer Dichtungsstrecke. Die Dichtungsan-
schlüsse sind nach den Vorgaben in der E-Mail der WSV vom 01.10.2018 herzu-
stellen. 
 

3.6.28 Für die Einleitung im Revisionsfall ist zwischen Vorhabensträger und WSV eine ein-
vernehmliche und verträgliche Lösung anzustreben. Generell ist die Einleitung in 
den Kanal wasserrechtlich gestattungsfähig. 
 

4. Wasserrechtliche Erlaubnisse 

 

4.1 Gegenstand/ Zweck 

4.1.1 Dem Staatlichen Bauamt Nürnberg wird die gehobene Erlaubnis für die Benutzung 
des Main-Donau-Kanals und des Grundwassers durch Einleiten des auf den plan-
gegenständlichen Straßenflächen anfallenden Niederschlagswassers erteilt. 
 
Umfang der erlaubten Einleitungen von Niederschlagswasser: 
 

Bezeich-
nung der 
Einleitung 

Zulässiger 
Drosselab-
fluss in das 
Gewässer 
Qdr (l/s) 

Mindestens 
erforderliches 
Retentions-
volumen (m³) 

Max. zulässi-
ger Einlei-
tungsabfluss 
(l/s) 

Über-
schrei-
tungshäu
figkeit für 
Bemes-
sungs-
lastfall 
(1/a) 

ab dem 
Zeit-
punkt 

Einleitungs-
stelle Ab-
schnitt Ost 

entfällt 
(Drosselung 
nicht gefor-
dert) 

entfällt (Dros-
selung nicht 
gefordert) 

39,6 l/s (vor-
handene Ein-
leitmenge)  

1 Inbe-
trieb-
nahme 

Einleitungs-
stelle Mitte 
& Rampe 
Süd 

entfällt 
(Drosselung 
nicht gefor-
dert) 

entfällt (Dros-
selung nicht 
gefordert) 

73,2 l/s (vor-
handene Ein-
leitmenge)  

1 Inbe-
trieb-
nahme 

 
Umfang der erlaubten Versickerung in das Grundwasser: 
 

Bezeichnung 
der Einleitung 

Spezifische 
Versicke-
rungsrate 
(l/s * ha) 

Speichervo-
lumen (m³) 

Überschreitungs-
häufigkeit für Be-
messungslastfall 
(1/a) 

ab dem Zeit-
punkt 

Sickerbecken 
EZG West 

8,0 378 0,1 Inbetrieb-
nahme 

Entwässe-
rungsgraben 
Rampen Nord 

8,0 5,8 0,1 Inbetrieb-
nahme 

 
Anforderungen bezüglich der Niederschlagswasserbehandlung: 
 

Bezeichnung der Einlei-
tung 

Mindestanforderungen an die 
Niederschlagswasserbehand-
lung 

ab dem Zeitpunkt 

Einleitungsstelle Abschnitt 
Ost 

Wirkungsgrad 49,1 % Inbetriebnahme 
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Einleitungsstelle Mitte & 
Rampe Süd 

Wirkungsgrad 49,1 % Inbetriebnahme 

Sickerbecken EZG West Sedimentationsanlage, be-
wachsener Oberboden 

Inbetriebnahme 
 

Entwässerungsgraben 
Rampen Nord 

Sedimentationsanlage Inbetriebnahme 

 
Die (jeweilige) Erlaubnis gilt bis zum 31.12.2045. 
 
Ist beabsichtigt, die Gewässerbenutzungen darüber hinaus fortzusetzen, so hat der 
Vorhabensträger bzw. dessen Rechtsnachfolger eigenverantwortlich und rechtzeitig 
vor Ablauf der Frist einen Antrag auf Neuerteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis 
beim Amt für Umweltschutz und Energiefragen der Stadt Erlangen zu stellen. 
 
Bezogen auf die Niederschlagswasserbehandlung beim Entwässerungsabschnitt 
Rampen Nord hat der Vorhabensträger zugesichert, Nachweise gemäß Arbeitsblatt 
DWA-A 138 sowie Merkblatt DWA-M 153 nachzureichen. 
 

4.1.2 Dem Staatlichen Bauamt Nürnberg wird die gehobene Erlaubnis zum Einbringen 
von Bohrpfahlgründungen (32 Großbohrpfähle) für die Widerlager und Brückenpfei-
ler des neuen Bauwerks sowie für die zur Herstellung des neuen Brückenbauwerks 
notwendigen Traggerüste und für den Einbau von Regenwasserbehandlungsanla-
gen in den Grundwasserbereich erteilt. 
 

4.1.3 Dem Staatlichen Bauamt Nürnberg wird die beschränkte Erlaubnis für das Ableiten 
von anfallendem Grund- bzw. Schichtenwasser im Zuge des Betonierens der Bohr-
pfähle und Einleiten des abgeleiteten Wassers in den Main-Donau-Kanal erteilt. 
Gleiches gilt für das Ableiten und Einleiten des bei der Tagwasserhaltung der Bau-
gruben anfallenden Niederschlags- bzw. Schichtenwassers. 
 
Die beschränkte Erlaubnis gilt bis zum 31.12.2030. 
 
Soweit eine Einleitung des vorgenannten Abwassers in die städtische Kanalisation 
erfolgt, liegt kein wasserrechtlich gestattungspflichtiger Tatbestand vor. 
 

4.1.4 Dem Staatlichen Bauamt Nürnberg wird die beschränkte Erlaubnis zur Herstellung 
von Spundwandverbauten im Bereich mehrerer Baugruben (für die Brückenpfeiler, 
bestimmte Traggerüste und die geplanten Regenwasserbehandlungsanlagen in 
dem in den Nrn. 3.1 – 3.6 der Unterlage 18.1 T im Einzelnen beschriebenen Um-
fang) im Grundwasserbereich erteilt. 
 
Die Erlaubnis gilt bis zum 31.12.2030. 
 

4.2 Plan 

Den Benutzungen liegen die festgestellten Planunterlagen zu Grunde. 
 

4.3 Nebenbestimmungen (Erlaubnisbedingungen und Auflagen) 

4.3.1 Für die erlaubten Gewässerbenutzungen sind die einschlägigen Vorschriften des 
WHG und BayWG mit den dazu ergangenen Verordnungen maßgebend. Die hier-
nach bestehenden Rechte, Verpflichtungen und Vorbehalte sind in den folgenden 
Erlaubnisbedingungen und -auflagen grundsätzlich nicht enthalten 
 

4.3.2 Anzeige von Baubeginn und Bauvollendung, Bauabnahme; Ausführungsplanung 
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4.3.2.1 Der Beginn und die Vollendung der Bauarbeiten sind dem Wasserwirtschaftsamt 
Nürnberg, dem Amt für Umweltschutz und Energiefragen der Stadt Erlangen sowie 
den ESTW anzuzeigen. 
 

4.3.2.2 Vor Baubeginn sind die Bauausführungspläne der Entwässerungsanlagen mit dem 
Wasserwirtschaftsamt Nürnberg, den ESTW sowie der WSV abzustimmen. Dies gilt 
insbesondere in Bezug auf die im Interesse des Trinkwasserschutzes tangierten Be-
lange der ESTW. Bei allen wasserbaulichen Maßnahmen ist auf eine naturnahe, die 
biologische Wirksamkeit der Gewässer fördernde Ausführung besonderer Wert zu 
legen. 
 

4.3.2.3 Die Durchführung einer Bauabnahme ist entbehrlich, sofern der Vorhabensträger 
eine schriftliche Erklärung abgibt, wonach die Baumaßnahme ordnungsgemäß aus-
geführt und von einem Beamten des höheren bautechnischen Verwaltungsdienstes 
abgenommen wurde (Art. 61 Abs. 2 Satz 2 BayWG). Diese Erklärung ist dem Was-
serwirtschaftsamt Nürnberg, dem Amt für Umweltschutz und Energiefragen der 
Stadt Erlangen sowie den ESTW vorzulegen. 
 

4.3.2.4 Vor der Ausschreibung der Ausführungsplanung ist zu überprüfen, ob die festge-
stellte Planung insbesondere bezüglich der vorgesehenen Reinigungsanlagen wei-
terhin dem Stand der technischen Regeln entspricht. Sollte sich ergeben, dass dies 
nicht der Fall ist, so ist in enger Abstimmung mit dem Amt für Umweltschutz und 
Energiefragen der Stadt Erlangen und den ESTW (vor allem wegen der Lage in 
einem wasserwirtschaftlich sensiblen Bereich) zu klären, ob diesbezüglich gegebe-
nenfalls eine Anpassung der Ausführungsplanung erfolgen muss. 
 

4.3.2.5 Die in den Planunterlagen erwähnten Anlagen zur ordnungsgemäßen Vorreinigung 
der anfallenden Niederschlagswässer wurden nur exemplarisch genannt. Die end-
gültigen Anlagentypen sind rechtzeitig vor Einbau darzustellen und nachzuweisen. 
Die Nachweise sind dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg zur Prüfung vorzulegen 
(nachrichtlich sind diese auch den ESTW zu übermitteln). Die gewählten Anlagen-
typen müssen von der Qualität der Reinigung den in den Nachweisen enthaltenen 
Anforderungen entsprechen. 
 

4.3.3 Einleiten in oberirdische Gewässer (Main-Donau-Kanal) 
 

4.3.3.1 Das einzuleitende Niederschlagswasser darf keine für den Main-Donau-Kanal bzw. 
auch für das Grundwasser schädliche Konzentrationen an Giftstoffen sowie keine 
mit dem Auge wahrnehmbare Schwimmstoffe oder Ölschlieren aufweisen. 
 

4.3.3.2 Wesentliche Änderungen gegenüber den Antragsunterlagen bezüglich der Menge 
und Beschaffenheit des anfallenden Niederschlagswassers, Änderungen der bauli-
chen Anlagen und dergleichen, soweit sie sich auf die Ablaufqualität auswirken kön-
nen, sind unverzüglich dem Amt für Umweltschutz und Energiefragen der Stadt 
Erlangen und dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg anzuzeigen. Außerdem ist 
rechtzeitig eine hierfür (gegebenenfalls) erforderliche bau- bzw. wasserrechtliche 
Genehmigung bzw. Erlaubnis mit den entsprechenden Unterlagen zu beantragen. 
 

4.3.3.3 Sollte durch einen Unfall oder anderen Vorkommnissen verunreinigtes Wasser in 
den Untergrund oder in den Main-Donau-Kanal gelangen, sind unverzüglich das 
Amt für Umweltschutz und Energiefragen der Stadt Erlangen, die zuständige Poli-
zeidienststelle, die WSV sowie das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg zu verständi-
gen. 
 

4.3.3.4 Die UTM 32 Koordinaten der Einleitungsstellen sind spätestens mit Inbetriebnahme 
der WSV sowie dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg mitzuteilen. 
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4.3.4 Versickerung von Niederschlagswasser in das Grundwasser 
 

4.3.4.1 Der Vorhabensträger hat die gesamte Baumaßnahme (bezüglich sämtlicher was-
serrechtlicher Tatbestände) nach den festgestellten Plänen, den geltenden Vor-
schriften, den anerkannten Regeln der Technik und den Nebenbestimmungen 
dieses Beschlusses durchzuführen. Änderungen oder Abweichungen sind rechtzei-
tig mit dem Amt für Umweltschutz und Energiefragen der Stadt Erlangen (gegebe-
nenfalls auch mit den ESTW) abzustimmen. 
 

4.3.4.2 Bei der Bemessung, Ausgestaltung und dem Betrieb von Versickerungsanlagen 
sind die anerkannten Regeln der Technik, insbesondere die vom Staatsministerium 
für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz nach § 60 WHG bekannt gemach-
ten, zu beachten 
 

4.3.4.3 Die notwendige Behandlung des Niederschlagswassers muss in den Versicke-
rungsanlagen durch eine ausreichend stark bewachsene Oberbodenschicht sicher-
gestellt werden. 
 

4.3.4.4 Aussagefähige Schnittzeichnungen der Versickerungsanlagen (einschließlich Ver-
maßung) sind in einem geeigneten Maßstab dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg, 
soweit noch nicht geschehen, vorzulegen. 
 

4.3.4.5 Das Aushubmaterial im Bereich der Versickerungsanlagen ist nach Durchführung 
einer Deklarationsanalytik ordnungsgemäß zu entsorgen. 
 

4.3.4.6 Stauende, das Grundwasser schützende Deckschichten (z. B. ausgeprägte Lehm-
schichten) dürfen von den Versickerungsanlagen nicht durchstoßen werden. 
 

4.3.5 Betrieb und Unterhaltung der Entwässerungsanlagen 
 

4.3.5.1 Der Vorhabensträger bzw. dessen Rechtsnachfolger ist für den ordnungsgemäßen 
Betrieb, für die Instandhaltung und Wartung der Anlagen verantwortlich. Die Abwas-
seranlagen sind in ihrer Funktion dauerhaft zu erhalten. 
 

4.3.5.2 Für den Betrieb, die Überwachung und die Unterhaltung der Anlage ist ausgebilde-
tes und zuverlässiges Personal einzusetzen. 
 

4.3.5.3 Es sind mindestens Messungen, Untersuchungen, Aufzeichnungen und Vorlagebe-
richte nach der Verordnung zur Eigenüberwachung von Wasserversorgungs- und 
Abwasseranlagen (Eigenüberwachungsverordnung EÜV) in der jeweils gültigen 
Fassung vorzunehmen. Für die Unterhaltung, die Wartung und den Betrieb der Re-
genwasserbehandlungsanlage sind Vorgaben des Herstellers zu beachten 
 

4.3.5.4 Entsprechende Dienst- und Betriebsanweisungen sind für die plangegenständlichen 
Abwasseranlagen zu erstellen und vorzuhalten. In den Betriebsanweisungen müs-
sen Vorgaben zur Durchführung des regelmäßigen Betriebs mit Wartung und Un-
terhaltung sowie zur Bewältigung besonderer Betriebszustände enthalten sein. 
Dazu gehören u. a. Alarm- und Benachrichtigungspläne für den Fall von Betriebs-
störungen. Der Mindestumfang nach den einschlägigen technischen Regeln ist zu 
beachten. Insoweit gilt: 
 

 Für Versickerungsanlagen das Arbeitsblatt DWA-A 138, Planung, Bau und Be-
trieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser (April 2005). 

 

 Für Anlagen mit zentraler Niederschlagswasserbewirtschaftung das Arbeitsblatt 
DWA-A 166, Bauwerke der zentralen Regenwasserbehandlung und -rückhaltung 
sowie das Merkblatt DWA-M 176. 
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4.3.6 Einbringen von Bohrpfahlgründungen sowie von Regenwasserbehandlungsanlagen 

in den Grundwasserbereich 
 

4.3.6.1 Für die Bohrarbeiten ist eine Bohrfirma zu beauftragen, die nach dem DVGW-
Arbeitsblatt W 120 bzw. W 120-1 für Brunnenbau und Bohrtechnik zertifiziert ist (vgl. 
W 120 Tabelle 1, Tätigkeitsgruppe A und B) oder eine vergleichbare Qualifikation 
nachweisen können. Die Bohrungen sind von einem Fachbüro zu begleiten. 
 

4.3.6.2 Die Bohrungen sind bei den in den Planunterlagen angegebenen Tiefen einzustel-
len. 
 

4.3.6.3 Die unmittelbaren Unterlieger und die ESTW sind vom Vorhabensträger über die 
Bauarbeiten in Kenntnis zu setzen und zu informieren, dass es während der Bohr-
arbeiten möglicherweise zu vorübergehenden Eintrübungen oder bakteriologischen 
Belastungen in den Wasserfassungen kommen kann. 
 

4.3.6.4 Für die Zementation der Bohrpfähle dürfen nur chromatarme Zemente verwendet 
werden. 
 

4.3.6.5 Nach Fertigstellung der Bohrpfähle dürfen im Vergleich zur derzeitigen Situation 
keine erhöhten hydraulischen Durchlässigkeiten zwischen den anstehenden und 
den unterlagernden Schichten bestehen. Die Pfähle müssen wasserundurchlässig 
sein und dicht mit dem umliegenden Gestein abschließen. Es sind entsprechend 
wasserdichte Zemente zu verwenden. 
 

4.3.6.6 Werden die Bohrungen als Spülbohrung durchgeführt, so darf lediglich Wasser in 
Trinkwasserqualität als Spülmittel verwendet werden. 
 

4.3.6.7 Nach Abschluss der Arbeiten sind die Rechts- und Hochwerte (Gauß-Krüger-Koor-
dinaten) der Pfähle bzw. Bohrlöcher zu ermitteln. Die Bezugshöhe ist auf Meter über 
NHN (DHHN16) einzumessen. 
 

4.3.6.8 Die erbohrten Schichtenfolgen mit erbohrten Grundwässern sind entsprechend den 
gültigen Vorgaben der DIN EN ISO 22475, DIN EN ISO 14688, DIN EN ISO 14689 
und DIN 4023 aufzunehmen. 
 

4.3.6.9 Spätestens vier Wochen nach Abschluss der Arbeiten zur Erstellung der Bohrpfähle 
ist eine vollständige Dokumentation hierüber als Abschlussbericht (mit Erläuterung, 
Bauausführung, Schichtenverzeichnis, Lageplan, Rechts- und Hochwerte der Boh-
rungen nach Gauß-Krüger, Bezugshöhe in Meter über NHN, angetroffene Grund-
wasserstände) dem Amt für Umweltschutz und Energiefragen der Stadt Erlangen 
und dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg vorzulegen. 
 

4.3.6.10 Anfallendes Bohrgut und die Bohrspülung sind fachgerecht zu entsorgen. Die Mög-
lichkeit der Ableitung dieses Wassers in einen Abwasserkanal ist mit dem zuständi-
gen Kanalnetz-/Kläranlagenbetreiber abzustimmen. Das Verfüllen des Bohrloches 
mit Bohrgut ist nicht zulässig. 
 

4.3.6.11 Auf der Baustelle sind Materialien und Geräte für Sofortmaßnahmen im Störfall (z. 
B. Brand, Ölunfall, Auftreten artesisch gespannten Wassers) vorzuhalten. 
 

4.3.6.12 Das Grundwasser ist vor der Bauausführung auf das Baumaterial schädigende Ei-
genschaften zu untersuchen. Es ist nur solches Baumaterial zu verwenden, das al-
len mechanischen und chemischen Angriffen des Grundwassers widersteht. 
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4.3.6.13 Auf die aktuell gültige Schutzgebietsverordnung des Wasserschutzgebietes Erlan-
gen West wird hingewiesen. Die ausführende/n Firma/Firmen ist/sind darauf hinzu-
weisen, dass die Regelungsinhalte der Schutzgebietsverordnung einzuhalten sind, 
soweit sich aus diesem Beschluss nichts Abweichendes ergibt. 
 
Der „Anforderungskatalog für Arbeiten im Wasserschutzgebiet West Erlanger Stadt-
werke (ESTW AG)“ stellt die grundsätzlich einzuhaltenden Vorgaben bei Baumaß-
nahmen im Wasserschutzgebiet West dar und ist bei der Baudurchführung von der 
(jeweils) ausführenden Firma – soweit möglich bzw. sich aus diesem Beschuss 
nichts Abweichendes ergibt – ebenso zu beachten. Soweit aufgrund baulicher Er-
fordernisse die Einhaltung einzelner Vorgaben nicht möglich ist, ist im Vorfeld eine 
individuelle Abstimmung mit den ESTW erforderlich, um eine (grundwasserverträg-
liche Alternativlösung zu finden. 
 

4.3.7 Ableiten von Grund- bzw. Schichtenwasser sowie Einleiten des abgeleiteten Was-
sers in den Main-Donau-Kanal (beschränkte Erlaubnis) 
 

4.3.7.1 Beginn und Ende der Bauwasserhaltung sind dem Amt für Umweltschutz und Ener-
giefragen der Stadt Erlangen, der ESTW und dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg 
jeweils rechtzeitig schriftlich (3 Werktage vorher, E-Mail ist ausreichend) anzuzei-
gen. 
 

4.3.7.2 Das im Rahmen der Errichtung der Bohrpfähle sowie zur Trockenhaltung der Bau-
gruben anfallende Wasser darf nur im unbedingt notwendigen zeitlichen und quan-
titativen Umfang gefördert und in den Main-Donau-Kanal abgeleitet werden. Die 
abzuleitende Wassermenge ist für die Dauer der Maßnahme zu erfassen und zu 
dokumentieren. 
 

4.3.7.3 Mit Beginn der Bauwasserhaltung ist die Beschaffenheit des abgeleiteten Grund- 
und Tagwassers von einer dafür geeigneten und akkreditierten Untersuchungsstelle 
entsprechend den nachfolgend aufgeführten Maßgaben unter Berücksichtigung und 
Beachtung der einschlägigen Normen und Vorschriften zu beproben und analytisch 
untersuchen zu lassen. 
 
Häufigkeit: 

 Beginn der Bauwasserhaltung 

 3. Tag nach Beginn der Wasserhaltung 

 7. Tag nach Beginn der Wasserhaltung 

 14. Tag nach Beginn der Wasserhaltung 

 einen Monat nach Beginn der Wasserhaltung 

 danach in regelmäßigen Abständen. 
 
Mindestuntersuchungsumfang je Probenahme: 
Vor-Ort-Parameter (Aussehen, Temperatur, Geruch, O2-Gehalt, spez. elektr. Leitfä-
higkeit, pH-Wert), abfiltrierbare Stoffe 
abfiltrierbare Stoffe 
 
Ort der Probenahme: unmittelbar nach den Absetz- bzw. Reinigungsanlagen. 
 
Das anfallende Wasser darf nur dann in den Main-Donau-Kanal eingeleitet werden, 
wenn nachweislich mind. folgende Werte eingehalten werden: 
 

 abfiltrierbare Stoffe < 100 mg/l 

 pH-Wert 6 – 9. 
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Darüber hinaus darf das abgeleitete Wasser keine anderweitigen, sich auf das Ober-
flächengewässer nachteilig auswirkenden Eigenschaften, Bestandteile und/oder 
Stoffe enthalten bzw. aufweisen (auf das zurzeit in Überarbeitung befindliche LfU-
Merkblatt Nr. 4.5/15 „Einleitung kontaminierter Wässer“ vom 25.07.2005 wird in die-
sem Zusammenhang verwiesen). 
 

4.3.7.4 Die Voraussetzungen für das Einleiten des geförderten Wassers in den städtischen 
Kanal sind mit dem Entwässerungsbetrieb der Stadt Erlangen (EBE) einvernehmlich 
abzustimmen. Wie bereits oben dargelegt, stellt die jedoch keinen wasserrechtlich 
gestattungspflichtigen Tatbestand dar (rein vorsorglich wird dies jedoch in diesem 
Beschluss mit erwähnt). 
 

4.3.7.5 Die Ergebnisse der Probenahmen sind mit den Protokollen der Probenahmen und 
den Angaben zur Menge des geförderten Grundwassers (Momentanentnahme in l/s 
und Gesamtentnahme in m³) unmittelbar nach Erhalt unaufgefordert dem Amt für 
Umweltschutz und Energiefragen der Stadt Erlangen und dem Wasserwirtschafts-
amt Nürnberg zur Kenntnis und Bewertung vorzulegen. 
 

4.3.7.6 Störungen und Ereignisse, die sich nachteilig auf die Grundwasserbeschaffenheit 
auswirken können, sind unmittelbar abzustellen und umgehend dem Amt für Um-
weltschutz und Energiefragen der Stadt Erlangen sowie dem Wasserwirtschaftsamt 
Nürnberg zu melden. 
 

4.3.7.7 Nach Beendigung der Wasserhaltungsmaßnahmen sind die Vorrichtungen zur 
Grundwasserableitung zu beseitigen, so dass sich die ursprünglichen Grundwas-
serverhältnisse wieder einstellen können. 
 

4.3.7.8 Nach Abschluss der Bauwasserhaltungsmaßnahme ist dem Amt für Umweltschutz 
und Energiefragen der Stadt Erlangen eine kurze Dokumentation vorzulegen. Die 
Dokumentation muss mindestens folgende Informationen enthalten: sämtliche Un-
tersuchungsergebnisse, einschließlich Probenahmeprotokolle, Angaben zu den ab-
geleiteten Grundwassermengen, Angaben zu eventuellen Störungen und 
Ereignissen, die sich auf das Grundwasser bzw. die Grundwasserverhältnisse aus-
gewirkt haben bzw. auswirken hätten können und gegebenenfalls diesbezüglich ge-
troffene Abhilfemaßnahmen sowie Angaben zum Rückbau der Vorrichtungen der 
Bauwasserhaltungsmaßnahme. 
 

4.3.7.9 Änderungen bzw. Abweichungen von den plangegenständlichen Unterlagen sind 
rechtzeitig vorab mit dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg und dem Amt für Umwelt-
schutz und Energiefragen der Stadt Erlangen abzustimmen. 
 

5. Straßenrechtliche Verfügungen 

Soweit nicht Art. 6 Abs. 8, und Art. 7 Abs. 6 BayStrWG gelten, werden von öffentli-
chen Straßen 
 
– die nach den Planunterlagen zur Umstufung vorgesehenen Teile mit der Maß-

gabe umgestuft, dass die Umstufung mit der Ingebrauchnahme für den neuen 
Verkehrszweck wirksam wird und 

 
– die nach den Planunterlagen neu zu erstellenden Teile zu den jeweils dort vor-

gesehenen Straßenklassen mit der Maßgabe gewidmet, dass die Widmung mit 
der Verkehrsübergabe wirksam wird, sofern die Widmungsvoraussetzungen 
zum Zeitpunkt der Verkehrsübergabe vorliegen. 

 
Die einzelnen Regelungen ergeben sich aus dem Regelungsverzeichnis (Unterlage 
11 T) und dem entsprechenden Lageplan (Unterlage 12). Die betroffenen Straßen- 
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und Wegeabschnitte sind dort hinreichend genau beschrieben bzw. kenntlich ge-
macht. Das Wirksamwerden der Verfügungen ist jeweils der das Straßenverzeichnis 
führenden Behörde mitzuteilen. 
 

6. Entscheidung über Einwendungen 

Die im Anhörungsverfahren erhobenen Einwendungen werden zurückgewiesen, so-
weit sie nicht durch Auflagen in diesem Beschluss, durch Planänderungen und/ oder 
Zusagen des Vorhabensträgers berücksichtigt worden sind oder sich im Laufe des 
Anhörungsverfahrens auf andere Weise erledigt haben. 
 

7. Sofortige Vollziehung 

Die sofortige Vollziehung der Nrn. 1 – 6 dieses Planfeststellungsbeschlusses wird 
angeordnet. 
 

8. Kosten 

Der Freistaat Bayern trägt die Kosten des Verfahrens. Für diesen Beschluss wird 
keine Gebühr erhoben. Auslagen werden ebenso nicht erhoben. 
 

B. Sachverhalt 

1. Beschreibung des Vorhabens 

Gegenstand des Vorhabens ist der Ersatzneubau der Brücke über den Main-Donau-
Kanal im Zuge der Staatsstraße St 2240 und die Anpassung der Rampe zur Anbin-
dung an die Straße „Am Europakanal“ sowie die Anlage eines straßenbegleitenden 
Geh- und Radweges. Der Ersatzneubau (Stabbogenbrücke) wird ca. 25 m südlich 
der bestehenden Brücke realisiert, so dass die St 2240 auf einer Länge von 1.209 
m ebenfalls Richtung Süden verlegt werden muss. Das bestehende Brückenbau-
werk über den Main-Donau-Kanal wird abgebrochen und durch eine neue Stabbo-
genbrücke auf der Südseite ersetzt. Die Lage der neuen Brücke ist durch die neue 
bzw. angepasste Linienführung der St 2240, den Verlauf des Main-Donau-Kanals 
und der GVS „Am Europakanal“ weitgehend festgelegt. Der Überbau wird als ein-
feldrige, stählerne Stabbogenverbundkonstruktion hergestellt. Die Unterbauten in-
klusive Tiefgründung können neben dem bestehenden Brückenbauwerk ohne 
größere Verkehrseinschränkungen errichtet werden. Für die Brückenwiderlager ist 
eine Tiefgründung mittels Großbohrpfählen vorgesehen. Gemäß statischer Vorbe-
rechnung wird jedes Widerlager auf 16 Großbohrpfählen DN 1200 mm gegründet. 
Die Staatsstraße wird in die Verbindungsstufe VFS III (regionale Verbindung) in die 
Kategorie LS III nach RIN und in die Entwurfsklasse EKL 3 nach RAL 2012 einge-
ordnet. Im Bestand beträgt die zulässige Geschwindigkeit 70 km/h. Durch die Bau-
maßnahme werden Anpassungen an der AS „Am Europakanal“ sowie an der 
Gemeindeverbindungsstraße (GVS) „Am Europakanal“ und am Anschluss der 
neuen Straßentrasse an die bestehende Staatsstraße erforderlich. 
 
Die Baustrecke beginnt ca. 800 m westlich des Main-Donau-Kanals bei Abschnitt 
280 Station 2,069 und endet ca. 400 m östlich des Main-Donau-Kanals bei Abschnitt 
280 Station 3,278 kurz vor der Grenze zu Alterlangen. Sie erstreckt sich somit auf 
einer Länge von ca. 1,2 km. Die St 2240 beginnt an der Bundesstraße 470 bei 
Gremsdorf und führt über Erlangen – Eschenau – Lauf a. d. Pegnitz – Altdorf bei 
Nürnberg – Neumarkt i. d. Oberpfalz zur Staatsstraße 2235 bei Utzenhofen. Das 
Planungsgebiet befindet sich im Westen der kreisfreien Stadt Erlangen. Die St 2240 
verbindet im Planungsbereich die beiden Erlanger Stadtteile Dechsendorf und Al-
terlangen miteinander. Durch die Baumaßnahme ergeben sich keine grundlegenden 
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Änderungen an der Verkehrs- und Streckencharakteristik, da die neue Trasse nur 
geringfügig von der Bestandstrasse abweicht. 
 
Zwischen Dechsendorf und dem östlichen Ortsanschluss Heusteg sind keine Ände-
rungen der Radwegeführung geplant. Am Ortsende von Heusteg wird der von der 
GVS abzweigende vorhandene Geh- und Radweg um 1,00 m auf 3,50 m, bis zur 
geplanten Radwegeunterführung (BW 01) an der Anschlussrampe Nord bei 
Heusteg, verbreitert. Anschließend ist der Neubau eines 3,50 m breiten Geh- und 
Radweges vorgesehen, der ansteigend in der geplanten Böschung zur Main-Donau-
Kanal-Brücke (BW 02) verläuft. Im Bereich des neuen Brückenbauwerks wird der 
Geh- und Radweg auf der nördlichen Kappe mit einer Breite von 4,00 m (3,50 m + 
2 x 0,25 m) geführt. Auf der südlichen Kappe ist ein Notgehweg (Breite 1,45 m) 
vorgesehen. Östlich des Main-Donau-Kanals verläuft der 3,50 m breite Geh- und 
Radweg im Böschungsbereich der St 2240 und schließt an die Fahrradstraße St. 
Johann, die am nördlichen Böschungsfuß parallel zur St 2240 verläuft, an. 
 
Der bestehende Einrichtungsradweg und der getrennte Gehweg (von Erlangen 
kommend) endet an der Kreuzung St 2240/Heiligenlohstraße. Über die Fahr-
radstraße St. Johann erfolgt der Anschluss an den geplanten Zweirichtungsradweg 
auf der Nordseite der St 2240 Richtung Dechsendorf. 
 
Östlich der neuen Kanalbrücke wird eine Geh- und Radwegeunterführung unter der 
St 2240 von der Nordseite der St 2240 zur Südseite realisiert. Nach der Radwegeun-
terführung wird der 3,50 m breite Zweirichtungsradweg am südlichen Böschungsfuß 
der St 2240 bis zum Bauende an der Kreuzung St 2240/Heiligenlohstraße geführt. 
Hier erfolgt der Anschluss an den vorhandenen Einrichtungsradweg sowie an den 
Gehweg in Richtung Erlangen. 
 
Im Bestand erfolgt die Ableitung des Oberflächenwassers über die Bankette und die 
Böschungen in das angrenzende Gelände. Bauliche Anlagen zur Reinigung und 
Rückhaltung sind nicht vorhanden. Die südlichen Rampen der Anschlussstelle ent-
wässern in einen Straßenentwässerungskanal, der in den bestehenden Entwässe-
rungskanal in der Straße „Am Europakanal“ einleitet. Dieser Entwässerungskanal 
ist an die städtische Kläranlage angebunden. 
 
Die Ableitung des Oberflächenwassers der Brücke über den Main-Donau-Kanal er-
folgt im Bestand im Bereich der Widerlager über Fallrohre mit anschließender Ein-
leitung in den Main-Donau-Kanal. Vor der Einleitung erfolgt keine Reinigung des 
Oberflächenwassers. Der Planbereich befindet sich im gesamten Bereich innerhalb 
der Wasserschutzzone III des Wasserschutzgebietes Erlangen West. Daher sind 
bei der Entwässerungsplanung die Vorgaben der Richtlinie für bautechnische Maß-
nahmen an Straßen in Wasserschutzgebieten (RiStWag Ausgabe 2016) einzuhal-
ten. Der gegenständliche Planungsabschnitt der St 2240 mit dem zu ersetzenden 
Brückenbauwerk unterteilt sich in fünf Entwässerungsbereiche: 
 
Der Entwässerungsabschnitt West verläuft innerhalb der Wasserschutzzone III vom 
Baubeginn bis zur AS „Am Europakanal“ bei Bau-km 0+540. Im Bereich der AS wer-
den Teile der Nordrampen in den Abschnitt West entwässert. Über den Baubeginn 
hinaus wird bis zur Grenze der Wasserschutzzone III das Straßenwasser der St 
2240 gefasst und im Entwässerungsabschnitt West mit behandelt. Die Verlängerung 
des Entwässerungsabschnittes über die Grenze des Baubeginns beträgt ca. 232 m. 
Im Bereich der AS werden die nördlichen Rampen bis zur Brücke der GVS über den 
Geh- und Radweg bei Heusteg ebenfalls dem Abschnitt West zugeordnet. Das be-
stehende Gelände seitlich der St 2240 fällt von Süden nach Norden und wird durch 
die Staatsstraße unterbrochen. Zur Ableitung des Oberflächenwassers sind im ge-
samten Abschnitt mehrere Durchlässe vorhanden. Mit der Neuplanung der St 2240 
wird das Entwässerungskonzept der Seiteneinzugsgebiete nicht verändert. Das auf 
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die St 2240 zulaufende Geländewasser wird über bestehende Gräben den Durch-
lässen zugeführt. Eine Vermischung von Gelände- und Straßenwasser kann somit 
nicht entstehen. Das Straßenwasser wird über Straßeneinläufe gefasst, durch Ent-
wässerungsleitungen abgeleitet und einem Absetzbecken zugeführt, wo es nach ei-
ner Reinigung gemäß den Anforderungen der RiStWag über ein 
Versickerungsbecken in das Grundwasser abgeleitet wird. Das Absetzbecken wird 
befestigt und verfügt über einen Schlammsammelraum. Zur Rückhaltung von 
Leichtflüssigkeiten sind Tauchrohre vorgesehen. Das neue Versickerungsbecken 
wird nördlich der St 2240 ca. bei Bau-km 0+100 situiert. Die maximale Einstauhöhe 
beträgt 0,50 m. Der Abstand der Beckensohle zum Grundwasserspiegel beträgt 
1,30 m (Grundwasserstand vom 02.10.2018, gemäß der Bohrprofile B 25, B 26). 
 
Der Entwässerungsabschnitt Mitte und Rampen Süd verläuft innerhalb der Wasser-
schutzzone III von der AS „Am Europakanal“ bei Bau-km 0+540 bis zum Hochpunkt 
der Brücke über den Main-Donau-Kanal bei Bau-km 0+764. Das Oberflächenwasser 
auf der Brücke einschließlich der Kappen und des Geh- und Radweges sowie der 
freien Strecke wird über Straßeneinläufe gefasst und einer Sammelleitung zuge-
führt. Die südlichen Rampen werden ebenfalls diesem Abschnitt zugeordnet und der 
Sammelleitung zugeführt. Nach einer Reinigung gemäß den Anforderungen der 
REwS in einer Regenwasserbehandlungsanlage wird das Straßenwasser in den 
Main-Donau-Kanal ungedrosselt eingeleitet. Die Reinigung des Regenwassers er-
folgt in einer ausreichend dimensionierten, unterirdischen, zertifizierten Behand-
lungsanlage. Der Nachweis deren Wirksamkeit wurde hier exemplarisch an einem 
unterirdischen, 14 m langen Absetzkanal DN 600 zur Sedimentation von Grob- und 
Feinstoffen sowie für den Rückhalt von Leichtflüssigkeiten bei Trockenwetter (Ha-
variefall) erbracht. Dieser wird am Böschungsfuß der Rampe Süd nach dem Knoten 
zur Straße Am Europakanal angeordnet. Die Einleitung in den Main-Donau-Kanal 
erfolgt auf ca. 284,45 m ü. NHN, der Obere Grenzwasserstand wird vom Wasser-
straßen- und Schifffahrtsamt Donau MDK mit 285,16 m ü. NHN angegeben. Zwi-
schen der Regenwasserbehandlungsanlage und der Einleitungsstelle in den Main-
Donau-Kanal wird für den Revisionsfall ein zusätzlicher Schacht mit einer Absper-
reinrichtung vorgesehen. 
 
Der Entwässerungsabschnitt Ost verläuft innerhalb der Wasserschutzzone III vom 
Hochpunkt der Brücke über den Main-Donau-Kanal bei Bau-km 0+764 bis vor das 
Bauwerk BW 03 bei Bau-km 1+047. Das Oberflächenwasser auf der Brücke ein-
schließlich der Kappen und des Geh- und Radweges sowie der freien Strecke wird 
über Straßeneinläufe gefasst und einer Sammelleitung zugeführt. Nach einer Reini-
gung gemäß den Anforderungen der REwS in einer Regenwasserbehandlungsan-
lage wird das Straßenwasser in den Main-Donau-Kanal ungedrosselt eingeleitet. 
Die Reinigung des Regenwassers erfolgt in einer ausreichend dimensionierten, un-
terirdischen, zertifizierten Behandlungsanlage. Der Nachweis deren Wirksamkeit 
wurde hier exemplarisch an einem unterirdischen, 6 m langen Absetzkanal DN 400 
zur Sedimentation von Grob- und Feinstoffen sowie für den Rückhalt von Leichtflüs-
sigkeiten bei Trockenwetter (Havariefall) erbracht. Dieser ist am Böschungsfuß zum 
bestehenden Privatweg östlich des Main-Donau-Kanals vorgesehen. Die Einleitung 
in den Main-Donau-Kanal erfolgt auf ca. 284,08 m ü. NHN, der obere Grenzwasser-
stand wird vom Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Donau MDK mit 285,16 m ü. 
NHN angegeben. Zwischen der Regenwasserbehandlungsanlage und dem Einleit-
punkt im Main-Donau-Kanal wird für den Revisionsfall ein zusätzlicher Schacht mit 
einer Absperreinrichtung vorgesehen. 
 
Der Entwässerungsabschnitt Bauende verläuft innerhalb der Wasserschutzzone III 
ab dem Bau-km 1+047 vor dem Bauwerk 03 bis zum Bauende bei Bau-km 1+206. 
Das Oberflächenwasser der Fahrbahn wird über Straßeneinläufe gefasst und über 
eine Sammelleitung in Richtung des Bestandskanals in der Heiligenlohstraße gelei-
tet. In der Heiligenlohstraße soll das Wasser gedrosselt mit 2 l/s in den vorhandenen 
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städtischen Kanal über einen Bestandsschacht eingeleitet werden. Als Regenrück-
halteraum dient ein 65 m langer Abschnitt der Sammelleitung, welcher mit einem 
Rohrdurchmesser DN 1200 ausgebildet wird. Im Anschluss daran wird das Straßen-
wasser mittels einer Vorreinigungsanlage von absetzbaren Stoffen gereinigt. Das 
gereinigte Wasser fließt zum Drosselschacht, welcher das Wasser mit einer Dros-
selleitung von 2 l/s (dies entspricht 10 l/s*ha) bis zum Bestandsschacht weiterleitet. 
Zur Vorreinigung des Straßenwassers kommt ein Schacht mit Sedimentationsan-
lage mit einem Schlamm- und Leichstoffspeicher sowie einem zusätzlichen Auf-
fangraum für Leichtflüssigkeiten zum Einsatz. Die Schutzwirkung der 
Grundwasserüberdeckung ist als groß eingestuft. Somit sind Entwässerungsmaß-
nahmen nach Stufe 1 erforderlich, welche die gegenständliche Planung vorsieht. 
 
Die nördlichen Rampen der AS werden im Bereich der einstreifigen Ausbildung in 
den Entwässerungsabschnitt West eingeleitet. Der nördliche Bereich der Rampen 
kann aufgrund der Höhenlage jedoch nicht in den Abschnitt West abgeleitet werden. 
Der Entwässerungsabschnitt Rampen Nord verläuft innerhalb der Wasserschutz-
zone III ca. von den Trenninselspitzen der Ein- und Ausfahrrampe im Übergang zur 
zweistreifigen Fahrbahn zum Bauende an der Straße „Heusteg“. Das Straßenwas-
ser wird über Straßeneinläufe gefasst und über Entwässerungsleitungen abgeleitet. 
Die Schutzwirkung der Grundwasserüberdeckung ist als mittel eingestuft. Aufgrund 
des geringen DTV auf den Rampen ergibt dies die Stufe 1 nach RiStWag. Die Rei-
nigung erfolgt über eine Sedimentationsanlage. Hierbei kommt ein 9 m langer Ab-
setzkanal DN 600 zur Sedimentation von Grob- und Feinstoffen sowie für den 
Rückhalt von Leichtflüssigkeiten bei Trockenwetter (Havariefall) zum Einsatz. Diese 
wird im Geh- und Radweg am westlichen Böschungsfuß angeordnet. Die Ableitung 
des Wassers erfolgt in den vorhandenen Graben südlich der Straße „Heusteg“, wo 
es dann in den Untergrund versickert wird. 
 
Im Planungsbereich wird ein Geh- und Radweg errichtet. Er beginnt bei ca. Bau-km 
0+350 an der Ortsstraße „Heusteg“ nördlich der St 2240 und endet am Bauende 
des Planungsabschnittes bei Bau-km 1+206. Im Bereich des neuen Brückenbau-
werkes über den Main-Donau-Kanal wird der Geh- und Radweg auf der nördlichen 
Kappe des Bauwerkes geführt. Im weiteren Verlauf wird er als selbständiger Geh- 
und Radweg trassiert. Das Oberflächenwasser des Geh- und Radweges ist nicht 
belastet und wird daher nicht gesammelt, gereinigt und einer Vorflut zugeführt. Die 
Ableitung des Oberflächenwassers erfolgt grundsätzlich über die Bankette und Bö-
schungen in das angrenzende Gelände. Im Bereich des Brückenbauwerkes und am 
Bauende bestehen Abhängigkeiten zur Trassierung der St 2240. So wird im Bereich 
der Brückenkappe und in den Anschlussbereichen zur Brücke über den Main-Do-
nau-Kanal das Oberflächenwasser mit der Fahrbahnentwässerung der St 2240 ab-
geleitet. Im Hinblick auf die Baukilometrierung der St 2240 betrifft dies folgende 
Bereiche: 
 

 Bau-km 0+718 bis Bau-km 0+764 erfolgt die Ableitung im Entwässerungsab-
schnitt Mitte und Rampen Süd 

 Bau-km 0+764 bis Bau-km 0+860 erfolgt die Ableitung im Entwässerungsab-
schnitt Ost. 

 
Träger der Baulast und des Vorhabens ist der Freistaat Bayern, vertreten durch das 
Staatliche Bauamt Nürnberg. 
 

2. Ablauf des Planfeststellungsverfahrens 

Mit Schreiben vom 15.08.2022 beantragte das Staatliche Bauamt Nürnberg, für den 
Ersatzneubau der Brücke über den Main-Donau-Kanal im Zuge der St 2240 das 
Planfeststellungsverfahren nach dem Bayerischen Straßen- und Wegegesetz 
durchzuführen. 
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Die Planunterlagen lagen in der Zeit vom 27.10.2022 bis 28.11.2022 bei der Stadt 
Erlangen, Amt für Stadtplanung und Mobilität, Gebbertstraße 1, 91052 Erlangen, 
nach ortsüblicher Bekanntmachung zur allgemeinen Einsicht öffentlich aus. Bei der 
Veröffentlichung wurde darauf hingewiesen, dass Einwendungen gegen den Plan 
bei der Stadt Erlangen oder der Regierung von Mittelfranken bis spätestens 
12.12.2022 schriftlich, zur Niederschrift oder in näher bezeichneter elektronischer 
Form zu erheben seien. 
 
Die Regierung von Mittelfranken hat folgende Behörden, sonstige Träger öffentli-
cher Belange und Verbände um Stellungnahme zu dem Vorhaben gebeten: 
 
– Stadt Erlangen 
– ESTW Erlanger Stadtwerke AG 
– Landratsamt Erlangen-Höchstadt 
– Wasserwirtschaftsamt Nürnberg 
– Gemeinde Röttenbach 
– Verwaltungsgemeinschaft Heßdorf/Großenseebach 
– Stadt Herzogenaurach 
– Wasser- und Schifffahrtsamt Nürnberg 
– Zweckverband Seebachgruppe 
– Fernwasserversorgung Oberfranken FWO 
– Tennet TSO GmbH 
– Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach 
– Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 
– Bayerischer Bauernverband Hauptgeschäftsstelle Mittelfranken 
– Bezirk Mittelfranken Fachberatung für das Fischereiwesen 
– Amt für Ländliche Entwicklung Mittelfranken 
– Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Erlangen 
– Planungsverband Region Nürnberg 
– Polizeipräsidium Mittelfranken 
– Deutsche Telekom Technik GmbH 
– Sachgebiete 24, 25, 60, 50 und 51 der Regierung von Mittelfranken. 
 
Aus Anlass der im Rahmen des Anhörungsverfahrens eingegangenen behördlichen 
Stellungnahmen hat der Vorhabensträger am 03.04.2025 eine Planänderung in das 
Verfahren eingebracht. Diese Planänderung beinhaltet im Wesentlichen eine Über-
arbeitung der Entwässerungsplanung und zwar dahingehend, dass im Gesamten 
Planabschnitt anstelle der ursprünglich geplanten drei Versickerungsbecken (ein-
schließlich vorgeschalteter Absetzbecken) nur noch ein Versickerungsbecken im 
Entwässerungsabschnitt West umgesetzt werden soll. Stattdessen wird ein großer 
Teil des Streckenabschnitts in den Main-Donau-Kanal abgeleitet (Entwässerungs-
abschnitte Mitte/Süd und Ost). Ein geringer Teil des plangegenständlichen Stre-
ckenabschnitts wird (nunmehr) in den städtischen Kanal in der Heiligenlohstraße 
eingeleitet (Entwässerungsabschnitt Bauende). Zudem erfolgte, nicht zuletzt auch 
wegen der Lage des Bauvorhabens in der weiteren Schutzzone III des Wasser-
schutzgebiets der Erlanger Stadtwerke, eine Überarbeitung der gesamten Entwäs-
serungsplanung nach den Richtlinien für die Entwässerung von Straßen (REwS, 
Ausgabe 2021). Des Weiteren wurde der Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie 
entsprechend dem aktuell vorliegenden Merkblatt (M WRRL, Ausgabe 2021) aktu-
alisiert. Wegen der Änderung der Entwässerungsplanung, musste dementspre-
chend auch der landschaftspflegerische Begleitplan (einschließlich Waldausgleich) 
geändert bzw. angepasst werden. 
 
Mit Schreiben vom 05.05.2025 hat die Regierung von Mittelfranken denjenigen Stel-
len, die sich am Verfahren beteiligt hatten, sowie den Personen, die Einwendungen 
gegen die Vorhabensplanung erhoben hatten, die vom Staatlichen Bauamt Nürn-
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berg bzgl. ihres jeweiligen Vorbringens abgegebene Erwiderung übersandt und da-
bei Gelegenheit gegeben, sich bis zum 10.06.2025 zu den Argumenten des Staatli-
chen Bauamtes in der jeweiligen Erwiderung nochmals zu äußern. Die jeweilige 
Erwiderung des Staatlichen Bauamtes Nürnberg hat insoweit die geänderte Planung 
bereits berücksichtigt. 
 

C. Entscheidungsgründe 

Die Entscheidung beruht auf folgenden rechtlichen Erwägungen: 
 

1. Verfahrensrechtliche Bewertung 

1.1 Notwendigkeit der Planfeststellung 

Die Regierung von Mittelfranken ist gemäß Art. 39 Abs. 1 und 2 BayStrWG und Art. 
3 Abs. 1 Nr. 1 BayVwVfG die sachlich und örtlich zuständige Behörde, um das An-
hörungsverfahren durchzuführen und den Plan festzustellen. 
 
Nach Art. 36 Abs. 1 i. V. m. Abs. 2 Satz 1 BayStrWG dürfen Staatsstraßen nur ge-
baut oder wesentlich geändert werden, wenn der Plan vorher festgestellt ist. Nach 
Art. 36 Abs. 2 Satz 2 BayStrWG liegt eine Änderung in diesem Sinne vor, wenn eine 
Staatsstraße um einen oder mehrere durchgehende Fahrstreifen für den Kraftfahr-
zeugverkehr baulich erweitert wird (Nr. 1) oder in sonstiger Weise erheblich baulich 
umgestaltet wird (Nr. 2). Letzteres ist hier der Fall. Das Kriterium einer erheblichen 
baulichen Umgestaltung soll der Abgrenzung der Änderung zu reinen konstruktiven 
Anpassungen der Straße an aktuelle Regelwerke, Standards, Sicherheits- oder Ver-
kehrsbedürfnisse dienen. Insbesondere die nur unwesentliche oder nur temporäre 
Verlegung einer Staatsstraße ohne Kapazitätserweiterung beispielsweise im Rah-
men einer erhaltungsbedingten Erneuerung (Ersatzneubauten) bestehender Brü-
ckenbauwerke sind danach nicht als Änderung i. S. v. Satz 1 zu qualifizieren (BT-
Drs. 19/15626 S. 11). Derartige Baumaßnahmen zielen nach Einschätzung des Ge-
setzgebers typischerweise – ohne die Leistungsfähigkeit der Straße und die Ver-
kehrsmenge zu erhöhen – nur auf eine Substanzerhaltung und evtl. Anpassung an 
aktualisierte Regelquerschnitte sowie auf sonstige konstruktive Verbesserungen, so 
dass es gerechtfertigt ist, sie keinem umfassenden erneuten Genehmigungsverfah-
ren zu unterwerfen. Insoweit sieht er kein Erfordernis für ein Planfeststellungsver-
fahren, das als besonders förmlich ausgestaltetes Verfahren darauf abzielt, eine 
Vielzahl öffentliche und private Belange zu ermitteln, zu gewichten und in einer kom-
plexen Abwägungsentscheidung zum Ausgleich zu bringen. 
 
Die Neuerrichtung war jedoch nach bisheriger Sichtweise nur dann eindeutig als 
Erhaltungs- oder Unterhaltungsmaßnahme einzustufen, wenn die Abmessungen 
und konstruktiven Merkmale unverändert bleiben sollten. Das ist aufgrund der in den 
letzten Jahrzehnten mehrfach geänderten Regelwerke, aber auch wegen gestiege-
ner Anforderungen an die Verkehrsbedürfnisse und die Verkehrssicherheit regelmä-
ßig nicht möglich. Da die Rechtsprechung in Bayern vor allem auch geänderte 
Abmessungen an Brückenbauwerken als wesentliche Änderungen eingestuft hat, 
ist die Übernahme der Definition des § 17 Abs. 1 Satz 2 FStrG in Art. 36 Abs. 2 Satz 
2 erforderlich (LT-Drs. 18/24629 S. 19). Mit Blick auf die letztgenannten Ausführun-
gen ist allerdings Art. 36 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 BayStrWG dahingehend auszulegen, 
dass eine erhebliche bauliche Umgestaltung in sonstiger Weise auch dann vorliegen 
kann, wenn – auch bei nur geringen baulichen Veränderungen – eine Sachverhalts-
konstellation festzustellen ist, die ein Bedürfnis nach einer umfassenden Problem-
bewältigung im Rahmen einer planerischen Abwägungsentscheidung hervorruft.  
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Der Anbau eines (unselbständigen) Radweges (Art. 2 Nr. 1 Buchst. b BayStrWG) 
würde jedoch – da er die Kapazität der Straße für den Kraftfahrverkehr erhöht – eine 
wesentliche Änderung darstellen. Zwischen dem Stadtteil Dechsendorf und dem 
östlichen Ortsanschluss Heusteg sind zwar keine Änderungen der (bestehenden) 
Radwegeführung geplant. Am Ortsende von Heusteg wird der von der GVS abzwei-
gende vorhandene Geh- und Radweg um 1,00 m auf 3,50 m, bis zur geplanten Rad-
wegeunterführung (BW 01) im Bereich der Anschlussrampe-Nord bei Heusteg, 
verbreitert. Anschließend ist jedoch der Neubau eines 3,50 m breiten Geh- und Rad-
weges vorgesehen, der ansteigend in der geplanten Böschung zur Main-Donau-Ka-
nal-Brücke (BW 02) verläuft (vgl. hierzu LT-Drs. 18/24629, S. 19: „Der Anbau eines 
Radweges würde jedoch – da er die Kapazität der Straße für den Kraftfahrverkehr 
erhöht – eine wesentliche Änderung darstellen“; vgl. auch Pokorni in Müller/Schulz, 
FStrG, 3. Auflage 2022, § 17 Rn. 12). Auf dem neuen Bauwerk wird der Geh- und 
Radweg auf der nördlichen Kappe mit einer Breite von 4,00 m (3,50 m + 2 x 0,25 m) 
geführt. Auf der südlichen Kappe ist ein Notgehweg (Breite 1,45 m) vorgesehen. 
 
Zudem erfolgt eine völlige Neukonzeption der Entwässerungsanlagen als Bestand-
teil der St 2240 im Planbereich (Art. 2 Nr. 1 Buchst. a BayStrWG), welche ein neues 
Wasserrechtsverfahren zur Folge hat und im Zuge des Planfeststellungsverfahrens 
mit abzuarbeiten ist. Mit Blick auf das zuvor Gesagte, unterliegt das Vorhaben der 
Planfeststellungspflicht. Unabhängig davon ist eine planerische Abwägung auch an-
derweitig angezeigt, da für das gegenständliche Vorhaben fremdes Grundeigentum 
in Anspruch genommen werden muss, auch wenn sich die Beanspruchung von Pri-
vatgrund zu einem guten Teil auf eine vorübergehende Inanspruchnahme be-
schränkt (siehe etwa Unterlagen 10.1 T sowie 10.2 T). Der Ersatzneubau der Main-
Donau-Kanalbrücke im Zuge der St 2240 wird überdies ca. 25 m südlich der beste-
henden Brücke realisiert, so dass die St 2240 auf einer Länge von 1.209 m ebenfalls 
Richtung Süden verlegt werden muss (siehe zum Vorstehenden oben unter B.1). 
 
Diese konkret geplanten baulichen Veränderungen machen dabei auch eine neue 
multilaterale Konfliktlösung erforderlich (vgl. dazu BayVGH, Urteil vom 02.03.1993, 
BayVBl 1993, 498). Angesichts dessen ist hier offenkundig – jedenfalls in der Ge-
samtschau – eine wesentliche Änderung im rechtlichen Sinn gegeben. Daraus re-
sultiert die Notwendigkeit der Planfeststellung für das gegenständliche Vorhaben. 
 
Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der 
notwendigen Folgemaßnahmen im Hinblick auf alle von ihm berührten öffentlichen 
Belange festgestellt und es werden alle öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwi-
schen dem Träger des Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen rechtsge-
staltend geregelt (siehe Art. 75 Abs. 1 BayVwVfG). Die Rechtswirkungen der 
Planfeststellung erstrecken sich damit nicht nur auf alle zum Vorhaben gehörenden 
baulichen und sonstigen Anlagen, sondern darüber hinaus auch auf alle notwendi-
gen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen. Sie erfassen sämtliche Anlagen, die 
aus Anlass der Durchführung des konkret genehmigten Vorhabens unumgänglich 
sind, also ausgeführt werden müssen. Notwendige Folgemaßnahmen werden auch 
dann von der Planfeststellung erfasst, wenn sie selbst planfeststellungsbedürftig 
sind. In derartigen Fällen ist dann Art. 78 BayVwVfG nicht anwendbar. Der Zweck 
der Planfeststellung ist dabei eine Gesamtregelung grundsätzlich aller Probleme, 
die durch das Vorhaben aufgeworfen werden. Es soll eine für alle Betroffenen ge-
rechte Lösung in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht herbeigeführt werden. 
 
Die straßenrechtliche Planfeststellung macht alle nach anderen Rechtsvorschriften 
notwendigen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, 
Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen entbehrlich (Art 75 Abs. 1 
Satz 1 BayVwVfG). Hiervon ausgenommen ist die wasserrechtliche Erlaubnis nach 
§ 8 WHG. Auf Grund von § 19 WHG kann die Regierung jedoch auch über die Er-
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teilung der Erlaubnis zusammen mit diesem Planfeststellungsbeschluss entschei-
den. Gleiches gilt für evtl. notwendige straßenrechtliche Verfügungen nach dem 
Bundesfernstraßengesetz und dem Bayer. Straßen- und Wegegesetz. 
 

1.2 Verfahren zur Prüfung der Umweltverträglichkeit 

 
Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist für das gegenständliche Vorhaben im Ergeb-
nis nicht durchzuführen, da die in Art. 37 BayStrWG genannten Voraussetzungen 
nicht vorliegen. 
 
Der Ersatzneubau der geringfügig nach Süden verlegten Brücke über den Main-
Donau-Kanal im Zuge der Staatsstraße St 2240 ist – wie auch die anschließenden 
Streckenabschnitte der St 2240 – nicht lediglich über Anschlussstellen oder sonstige 
besondere Kreuzungen erreichbar. Zudem ist die St 2240 auch nicht (ausschließ-
lich) dem Kraftfahrzeugverkehr vorbehalten. Es bestehen weder derzeit noch für die 
Zukunft Bestrebungen, den plangegenständlichen Bauabschnitt der St 2240 zu ei-
ner Kraftfahrstraße i. S. v. § 18 StVO zu bestimmen; die St 2240 steht im Planbe-
reich vielmehr sämtlichen Verkehrsarten offen (vgl. dazu auch BayVGH, Beschluss 
vom 14.06.2017 – 8 ZB 16.955 – juris Rn.12). Das gegenständliche Vorhaben stellt 
damit keinen Bau einer Schnellstraße i. S. v. Anlage II Nr. II. 3 des Europäischen 
Übereinkommens über die Hauptstraßen des internationalen Verkehrs vom 
15.11.1975 (BGBl. 1983 II S. 246) dar. Somit sind die Voraussetzungen des Art. 37 
Nr. 1 BayStrWG nicht erfüllt. Als Regelquerschnitt der St 2240 wird im Baubereich 
ein einbahniger zweistreifiger Querschnitt RQ 11,5+ vorgesehen, der östlich des 
Main-Donau-Kanals an einen bestehenden, vierstreifigen Sonderquerschnitt ange-
schlossen wird. Die Anbindung der südlichen und nördlichen Ein- und Ausfahrts-
rampen zur GVS „Am Europakanal“ erfolgt im Streckenverlauf durch Ein- und 
Ausfädelspuren. Jedoch erstreckt sich der plangegenständliche Abschnitt der St 
2240 lediglich auf einer Länge von ca. 1,2 km, so dass Art. 37 Nr. 2 BayStrWG 
demzufolge nicht greift. Art. 37 Nr. 3 BayStrWG ist im Hinblick auf die Länge der zu 
verlegenden St 2240 – überdies liegt kein Neubau insoweit vor – ebenso nicht ein-
schlägig. Auch die Voraussetzungen von Art. 37 Nr. 4 BayStrWG sind nicht gege-
ben, da im Zuge des Vorhabens kein weiterer Fahrstreifen angebaut wird; eine 
durchgehende Länge von 10 km weist der gegenständliche Straßenabschnitt im Üb-
rigen – wie bereits dargelegt – bei weitem nicht auf. 
 
Für das gegenständliche Vorhaben werden Waldflächen (Art. 2 Abs. 1 BayWaldG) 
in einem Gesamtumfang von rund 1,98 ha dauerhaft beansprucht (Rodung im Sinne 
von Art. 9 Abs. 2 BayWaldG). Gemäß Nr. 17.2.3 der Anlage 1 zum UVPG bedürfen 
Rodungen in einer Größenordnung von 1 ha bis weniger als 10 ha einer standort-
bezogenen Vorprüfung nach § 7 Abs. 2 UVPG. 
 
Die standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung in zwei Stufen 
durchgeführt. In der ersten Stufe prüft die zuständige Behörde, ob bei dem Bauvor-
haben besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 Nr. 2.3 zum 
UVPG aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, 
dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen, so besteht keine UVP-
Pflicht. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass besondere örtliche Gegebenhei-
ten vorliegen, so prüft die Behörde (vorliegend Planfeststellungsbehörde) auf der 
zweiten Stufe unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien, ob das 
Neuvorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die be-
sondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen und nach § 25 
Absatz 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Die 
UVP-Pflicht besteht, wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen Be-
hörde solche Umweltauswirkungen haben kann (Art. 7 Abs. 2 UVPG). In diese über-
schlägige Prüfung ist jedoch nicht ausschließlich die mit der Umsetzung des 
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Vorhabens verbundene Rodung zu bewerten, sondern die Auswirkungen des Vor-
habens insgesamt im Hinblick auf den vorhandenen Gebietscharakter. Die Regie-
rung von Mittelfranken hat als zuständige Planfeststellungsbehörde vorliegend eine 
standortbezogene Vorprüfung durchgeführt. 
 
Die Durchführung der standortbezogenen Vorprüfung sowie ihr Ergebnis wurden 
gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 7 Abs. 7 UVPG dokumentiert; insoweit wird auf 
den in den Verfahrensakten enthaltenen Ausführungen Bezug genommen. Das Er-
gebnis der standortbezogenen Vorprüfung sowie die wesentlichen Gründe für das 
Nichtbestehen der UVP-Pflicht wurden außerdem, den Vorgaben des § 5 Abs. 2 
Sätze 1 und 2 UVPG entsprechend, der Öffentlichkeit bekannt gegeben. Das Vor-
prüfungsergebnis sowie die wesentlichen Gründe wurden im zentralen Internetpor-
tal der Länder gemäß § 20 UVPG (www.uvp-verbund.de) bekannt gegeben. 
 
Im Ergebnis der Vorprüfung hat die Planfeststellungsbehörde festgestellt, dass vor-
liegend eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht besteht. Das Vorhaben werde nach Einschätzung der Anhörungsbehörde auf 
Grund überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum 
UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
haben, die nach § 25 Abs. 2 UVPG zu berücksichtigen wären. Folgende Erwägun-
gen wurden insoweit als maßgeblich bekannt gegeben: 
 
Gegenstand des Vorhabens ist der Ersatzneubau der Brücke über den Main-Donau-
Kanal im Zuge der St 2240 und die Anpassung der Rampe zur Anbindung an die 
Straße „Am Europakanal“ sowie die Anlage eines straßenbegleitenden Geh- und 
Radweges im Bereich des Erlanger Stadtteils Dechsendorf. Das Straßenwasser des 
Entwässerungsabschnitts West wird über Straßeneinläufe gefasst, durch Entwäs-
serungsleitungen abgeleitet und einem Absetzbecken zugeführt, wo es nach einer 
Reinigung gemäß den Anforderungen der RiStWag über ein Versickerungsbecken 
in das Grundwasser abgeleitet wird. Der Entwässerungsabschnitt Mitte und Ram-
pen Süd verläuft innerhalb der Wasserschutzzone III von der AS „Am Europakanal“ 
bei Bau-km 0+540 bis zum Hochpunkt der Brücke über den Main-Donau-Kanal bei 
Bau-km 0+764. Das Oberflächenwasser auf der Brücke einschließlich der Kappen 
und des Geh- und Radweges sowie der freien Strecke wird über Straßeneinläufe 
gefasst und einer Sammelleitung zugeführt. Die südlichen Rampen werden eben-
falls diesem Abschnitt zugeordnet und der Sammelleitung zugeführt. Nach einer 
Reinigung des Oberflächenwassers gemäß den Anforderungen der REwS in einer 
Regenwasserbehandlungsanlage wird das Straßenwasser in den Main-Donau-Ka-
nal eingeleitet. Der Entwässerungsabschnitt Ost verläuft innerhalb der Wasser-
schutzzone III vom Hochpunkt der Brücke über den Main-Donau-Kanal bei Bau-km 
0+764 bis vor das Bauwerk BW 03 bei Bau-km 1+047. Das Oberflächenwasser auf 
der Brücke einschließlich der Kappen und des Geh- und Radweges sowie der freien 
Strecke wird über Straßeneinläufe gefasst und einer Sammelleitung zugeführt. Nach 
einer Reinigung gemäß den Anforderungen der REwS in einer Regenwasserbe-
handlungsanlage wird das Straßenwasser (ebenso) in den Main-Donau-Kanal ein-
geleitet. Der Entwässerungsabschnitt Bauende verläuft ebenso innerhalb der 
Wasserschutzzone III ab dem Bau-km 1+047 vor dem Bauwerk 03 bis zum Bauende 
bei Bau-km 1+206. Das Oberflächenwasser der Fahrbahn wird über Straßenein-
läufe gefasst und über eine Sammelleitung in Richtung des Bestandskanals in der 
Heiligenlohstraße geleitet. In der Heiligenlohstraße soll das Wasser gedrosselt mit 
2 l/s in den vorhandenen städtischen Kanal über einen Bestandsschacht eingeleitet 
werden. Eine detaillierte Beschreibung des Gesamtvorhabens findet sich unter vor-
stehender Ziffer B. 1. dieses Beschlusses; die Kurzzusammenfassung des Vorha-
bens dient insoweit der besseren Verständlichkeit in Bezug auf die nachfolgenden 
Ausführungen. 
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1.2.1 Prüfung in der ersten Stufe – Belastbarkeit der Schutzgüter unter besonderer Be-
rücksichtigung folgender Gebiete und von Art und Umfang des ihnen jeweils zuge-
wiesenen Schutzes (Schutzkriterien) 

 
Teile des Vorhabens kommen in Randbereichen der beiden geschützten Land-
schaftsräume „LSG-00340.03 Mönau“ sowie „LSG-00340.07 Regnitztal“ zu liegen 
(siehe Unterlage 19.2 T). Die beiden Landschaftsräume hat die Stadt Erlangen mit 
Verordnung über den Schutz von Landschaftsräumen im Bereich der Stadt Erlangen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.07.2015 (Landschaftsschutzverord-
nung) allgemeinverbindlich unter Schutz gestellt. Überdies greift das Vorhaben, 
wenn auch nur sehr kleinräumig, in gesetzlich geschützte Biotopflächen (§ 30 Abs. 
1 BNatSchG) ein (siehe Nrn. 2.3.6 sowie 2.3.7 der Anlage 3 zum UVPG). Von 
Schwarzerlen-Bruchwälder mittlerer Ausprägung (L422) werden 286 m2 baubedingt 
vorübergehend in Anspruch genommen, 95 m2 dauerhaft versiegelt sowie 102 m2 
dauerhaft überbaut (beispielsweise durch Wiederbegrünungsmaßnahmen). Arten-
reiche Säume und Staudenfluren trockenwarmer Standorte (K131) werden im Um-
fang von 54 m2 dauerhaft versiegelt bzw. 1.100 m2 werden dauerhaft überbaut (mit 
wiederbegrünten Böschungs- und sonstigen Straßennebenflächen). 
 
Zudem liegen sämtliche Entwässerungsabschnitte innerhalb der Wasserschutzzone 
III des Wasserschutzgebietes der Erlanger Stadtwerke (siehe § 51 WHG); in diesem 
vorhabensbetroffenem Gebiet, genießt der Schutz des naturgegebenen Grundwas-
serhaushalts einen hohen Stellenwert, welcher durch die Einhaltung strengerer 
Schutzmaßnahmen, als außerhalb von wasserwirtschaftlich sensiblen Bereichen, 
zu gewährleisten ist (Nr. 2.3.8 der Anlage 3 zum UVPG). 
 
In Stätten des kulturellen Erbes, Bodendenkmäler oder sonstige erhebliche Sach-
güter greift das Vorhaben nicht ein. Die während der Bauzeit zusätzlich entstehen-
den stofflichen und nichtstofflichen Einwirkungen sind nicht zuletzt wegen ihres be-
grenzten Wirkbereichs sowie der Immissionsvorbelastung, die vom Verkehr auf der 
St 2240 herrührt, nicht von Bedeutung und daneben auch nur vorübergehender Na-
tur. 
 
Kumulierende Auswirkungen des plangegenständlichen Vorhabens mit den Auswir-
kungen anderer bestehender oder zugelassener Vorhaben, sind für die Planfeststel-
lungsbehörde nicht erkennbar. 
 
Die Prüfung in der ersten Stufe hat somit ergeben, dass, dass besondere örtliche 
Gegebenheiten (bzgl. Landschafts-/Biotopschutz sowie Grundwasserschutz) vorlie-
gen. 
 
 

1.2.2 Prüfung in der zweiten Stufe – Vorliegen erheblich nachteiliger Umweltauswirkun-
gen unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien 

 Landschaftsschutzgebiete/gesetzlich geschützte Biotope/Rodungen 
 
Die infolge des gegenständlichen Vorhabens innerhalb des Landschaftsschutzge-
bietes entstehenden Beeinträchtigungen beschränken sich auf einen kleinräumigen 
Bereich am Rand des Schutzgebietes, der zudem noch durch den Bestand und Be-
trieb der St 2240 mit dem vorhandenen Brückenbauwerk bereits vorbelastet ist (vgl. 
Nr. 6.2.2 der Unterlage 19.1 T). Im Verhältnis zur Gesamtgröße der beiden ge-
schützten Landschaftsräume von 1.481,37 ha (die übrigen geschützten Teilflächen 
des Gebiets nicht mit eingerechnet) sind die vorhabensbetroffenen Flächen ver-
schwindend klein. Eine Veränderung des Gebietscharakters ist offenkundig auszu-
schließen. Insgesamt ergibt sich ein geringer Verlust von Schutzgebietsflächen 
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durch dauerhafte Neuversiegelung, die sich auf den trassennahen Randbereich der 
vorhandenen St 2240 beschränkt. Gleiches gilt hinsichtlich der Behinderung des 
Zugangs zur freien Natur; insoweit führt das Vorhaben zu keinen Beeinträchtigun-
gen. Eine nachhaltige Beeinträchtigung des Landschaftsbildes sowie des Naturge-
nusses ist jedenfalls unter Berücksichtigung der in der landschaftspflegerischen 
Begleitplanung vorgesehenen Gestaltungsmaßnahmen, insbesondere der dabei 
geplanten Wiederherstellung von bauzeitlich geholzten Baumbeständen/Waldflä-
chen, nicht zu erwarten. Auf Tabelle 6 der Nr. 5.3 in der Unterlage 19.1 T (Auflistung 
der landschaftspflegerischen Maßnahmen) darf insoweit Bezug genommen werden. 
 
Das Integritätsinteresse gesetzlich geschützter Biotopflächen, die vorhabensbedingt 
in Anspruch genommen werden, ist insbesondere auch mit Blick auf den noch über-
schaubaren Umfang der insoweit betroffenen Flächen, die unter dem Schutz von § 
30 Abs. 2 BNatSchG i. V. m. Art. 23 Abs. 1 BayNatSchG stehen, sowie den Um-
stand, dass vorliegend keine besonders seltenen Biotoptypen betroffen sind und 
diese Biotoptypen auch bei geeigneten standörtlichen Bedingungen anderorts 
künstlich, d. h. im Wege von landschaftspflegerischen Maßnahmen oder dgl., wieder 
neu etabliert werden könnten, nicht als vorrangig anzusehen. Die betreffenden Bio-
topflächen bzw. Gehölzstrukturen liegen zudem zu einem erheblichen Teil im Nah-
bereich der St 2240 und unterliegen damit nicht unerheblichen Vorbelastungen, die 
von dieser ausgehen. Das Gewicht des Integritätsinteresses wird außerdem noch 
dadurch gemindert, dass die landschaftspflegerische Begleitplanung – bezogen auf 
die Fläche der dauerhaft in Anspruch genommenen Biotopflächen bzw. Gehölzbe-
ständen – zu einem guten Teil die Etablierung gleichwertiger Bestände vorsieht 
(siehe Unterlage 9.4 T Teil 1 der Tabelle – wie etwa die Maßnahmen E 1/TF1 Öko-
konto bzw. E 1/TF2 Ökokonto sowie die Maßnahme G 3). Die höhere Naturschutz-
behörde hat der landschaftspflegerischen Begleitplanung mit den darin enthaltenen 
Kompensationsmaßnahmen zugestimmt und insoweit keine Bedenken gegen die 
Planung erhoben. 
 
Bannwaldflächen sind vorhabensbedingt in einem Umfang von 0,93 ha dauerhaft 
und mit 0,56 ha vorübergehend betroffen. Der dauerhafte Waldverlust durch Rodun-
gen beträgt insgesamt ca. 2,0 ha. Durch Straßenrückbau können Bannwaldflächen 
im Umfang von ca. 0,47 ha wieder aufgeforstet werden. Der Umfang der Ersatzauf-
forstungen beträgt rund1,51 ha. Die Zuordnung des Waldausgleichs (Ausgleichsflä-
chen W 1 und W 2, siehe hierzu Nr. 7 mit Tabelle 7 der Unterlage 19.1 T) erfolgte in 
Abstimmung mit dem Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach. Eine 
flächenscharfe Darstellung der betroffenen Waldflächen ist in Unterlagen 19.5 T er-
folgt. Die Eignung der Ausgleichsflächen W 1 und W 2 (siehe Unterlage 9.4 T Teil 2 
der Tabelle) für die betroffenen Waldflächen hat das Amt für Ernährung, Landwirt-
schat und Forsten Ansbach in seiner Stellungnahme bestätigt, so dass auch inso-
weit keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu besorgen sind. 
 

 Wasserschutzgebiete 
 
Die zu entwässernden Vorhabens Bestandteile der St 2240 liegen innerhalb der 
Wasserschutzzone III des Wasserschutzgebietes der Erlanger Stadtwerke. Daher 
sind bei der Entwässerungsplanung die Vorgaben der Richtlinie für die Anlage von 
Straßen in Wasserschutzgebiete (RiStWag) einzuhalten. Östlich des Main-Donau-
Kanals verläuft nördlich der St 2240 die Wasserschutzzone II. Diese wird von der 
Planung jedoch nicht berührt. Nähere Angaben hierzu sind der Unterlage 18.4 T 
Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) zu entnehmen. Die genaue Lage des 
Bauvorhabens in der Wasserschutzzone III ergibt sich aus Unterlage 5.1 T, hierauf 
wird Bezug genommen. 
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Im Bestand erfolgt die Ableitung des Oberflächenwassers der St 2240 über die Ban-
kette und die Böschungen in das angrenzende Gelände. Bauliche Anlagen zur Rei-
nigung und Rückhaltung sind nicht vorhanden. Die südlichen Rampen der 
Anschlussstelle entwässern in einen Straßenentwässerungskanal, der in den beste-
henden Entwässerungskanal in der Straße „Am Europakanal“ einleitet. Die Ablei-
tung des Oberflächenwassers der Brücke über den Main-Donau-Kanal erfolgt im 
Bestand im Bereich der Widerlager über Fallrohre mit anschließender Einleitung in 
den Main-Donau-Kanal. Vor der Einleitung erfolgt keine Reinigung des Oberflächen-
wassers. 
 
Aufgrund der gegenständlichen Planung ergibt sich für die zukünftige Entwässerung 
des Planbereichs folgendes Bild: 
 
Das Oberflächenwasser aus dem Entwässerungsabschnitt West (siehe auch hier 
Unterlage 5.1 T bezüglich der räumlichen Abgrenzung) wird über Straßeneinläufe 
gefasst, durch Entwässerungsleitungen abgeleitet und einem Absetzbecken zuge-
führt, wo es nach einer Reinigung gemäß den Anforderungen der RiStWag über ein 
Versickerungsbecken in das Grundwasser abgeleitet wird. 
 
Das Oberflächenwasser des Entwässerungsabschnitts Mitte wird auf dem neuen 
Brückenbauwerk einschließlich der Kappen und des Geh- und Radweges sowie der 
freien Strecke über Straßeneinläufe gefasst und einer Sammelleitung zugeführt. Die 
südlichen Rampen werden ebenfalls diesem Abschnitt zugeordnet und der Sammel-
leitung zugeführt. Nach einer Reinigung gemäß den Anforderungen der REwS in 
einer zertifizierten Regenwasserbehandlungsanlage wird das Straßenwasser in den 
Main-Donau-Kanal eingeleitet. 
 
Im Entwässerungsabschnitt Ost wird das Oberflächenwasser auf der Brücke ein-
schließlich der Kappen und des Geh- und Radweges sowie der freien Strecke 
(ebenso)über Straßeneinläufe gefasst und einer Sammelleitung zugeführt. Nach ei-
ner Reinigung gemäß den Anforderungen der REwS in einer zertifizierten Regen-
wasserbehandlungsanlage wird das Straßenwasser ebenfalls in den Main-Donau-
Kanal eingeleitet. 
 
Das Oberflächenwasser der St 2240 im Bereich des Entwässerungsabschnitts Bau-
ende wird über Straßeneinläufe gefasst und über eine Sammelleitung in Richtung 
des Bestandskanals in der Heiligenlohstraße geleitet. In der Heiligenlohstraße soll 
das Wasser gedrosselt mit 2 l/s in den vorhandenen städtischen Kanal über einen 
Bestandsschacht eingeleitet werden. 
 
Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg als amtlicher Sachverständiger und die Erlan-
ger Stadtwerke als Träger der Wasserfassung sowie da Wasserstraßen- und Schiff-
fahrtsamt Donau MDK (zuständige Behörde für den Main-Donau-Kanal) haben dem 
plangegenständlichen Entwässerungskonzept zugestimmt. 
 
In der Wasserschutzzone III des Wasserschutzgebiets der Erlanger Stadtwerke er-
folgt bei Umsetzung des Bauvorhabens nunmehr erstmalig eine Behandlung der 
Abwässer nach dem Stand der Technik sowie die vom Vorhabensträger zugesi-
cherte Beachtung der Vorgaben der RiStWag im Zuge der Bauausführung beachtet. 
Dadurch ergibt sich nach Auffassung des Wasserwirtschaftsamtes Nürnberg eine 
deutliche Verbesserung des Schutzniveaus für den naturgegebenen Grundwasser-
haushalt gegenüber dem Istzustand. Die Planfeststellungsbehörde schließt sich die-
ser fachlichen Bewertung an. Die vorhabensbedingten Umweltauswirkungen für das 
Schutzgut „Grundwasser“ erfahren aufgrund des oben Gesagten sogar eine Ver-
besserung. 
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Als Ergebnis dieser standortbezogenen Vorprüfung (§ 7 Abs. 2 UVPG) ist somit 
festzuhalten, dass eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht. Das Ergebnis der durchgeführten Vorprüfung bean-
sprucht auch im Zeitpunkt des Erlasses dieses Planfeststellungsbeschlusses 
weiterhin Gültigkeit. Ihm wurde im Laufe des Planfeststellungsverfahrens nicht die 
Grundlage entzogen. Namentlich stimmen das in der Vorprüfung beurteilte Vorha-
ben und das nunmehr planfestgestellte Vorhaben überein, insbesondere mit Blick 
auf seine Umweltauswirkungen; Relevante Änderungen wurden an der Planung im 
Verlauf des Planungsprozesses nach Beginn der Öffentlichkeitsbeteiligung nicht 
vorgenommen (vgl. dazu BVerwG, Urteil vom 24.05.2018, NVwZ 2018, 1647 Rn. 
21). Soweit infolge der Beteiligung der Öffentlichkeit, der Umweltvereinigungen und 
der Behörden Nebenbestimmungen in diesen Planfeststellungsbeschluss aufge-
nommen wurden, ändert dies nichts an der (weiteren) Tragfähigkeit des Ergebnis-
ses der Vorprüfung. Eine UVP-Vorprüfung könnte ihre verfahrenslenkende Funktion 
nicht erfüllen, wenn die Aufnahme von Nebenbestimmungen stets und ohne Rück-
sicht auf ihre Bedeutung das Ergebnis der UVP-Vorprüfung als fehlerhaft erschie-
nen ließen und sie damit nachträglich entwerteten. Spätere Erkenntnisse, welche 
die Auswirkungen eines Vorhabens in einem anderen Licht erscheinen lassen könn-
ten, können daher im Grundsatz für die Tragfähigkeit des Prüfergebnisses und da-
mit der verfahrenslenkenden Entscheidung über die Notwendigkeit einer UVP nicht 
maßgeblich sein (a. a. O. Rn. 20 m. w. N.). 
 

1.3 Behandlung von verfahrensrechtlichen Rügen 

Die Mitglieder des Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschusses der Stadt Erlan-
gen (UVPA) kritisieren, dass eine Frist von einem Monat zur Prüfung und Begutach-
tung der Pläne für die Abgabe von Einwendungen oder Vorschlägen zu kurz sei. Die 
Stadt Erlangen bat daher die Planfeststellungsbehörde, auch nach Ablauf der Ein-
wendungsfrist eine ergänzende Stellungnahme vorlegen zu dürfen, die berücksich-
tigt werde. 
 
Die vom UVPA vorgebrachte Rüge, dass dieser erst zu spät von dem Vorhaben 
erfahren habe und daher keine Zeit mehr gewesen sei, eine entsprechende Äuße-
rung abzugeben, greift im Hinblick auf die gesetzlichen Regelungen von Art. 73 Abs. 
3 Satz 1 BayVwVfG i. V. m. Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG vorliegend nicht durch. Es 
handelt sich hier um gesetzliche, im Hinblick auf die Präklusion streng einzuhal-
tende, Fristen. Zudem wurde das Planfeststellungsverfahren am 12.09.2022 bei der 
Stadt Erlangen mit Übersendung sämtlicher Planunterlagen eingeleitet. Die Ausle-
gung der Unterlagen erfolgte vom 27.10.2022 bis einschließlich 28.11.2022. Die 
Planfeststellungsbehörde hat der Stadt Erlangen bis zum 12.12.2022 Gelegenheit 
gegeben, als Trägerin öffentlicher Belange (Art. 73 Abs. 2 BayVwVfG), bzw. als Be-
troffene (bezüglich eigener Rechte) zu dem Vorhaben Stellung zu nehmen. Insge-
samt hatte somit die Stadt Erlangen drei Monate Zeit sich zu dem gegenständlichen 
Vorhaben zu äußern. Wie bzw. wann oder ob überhaupt die Stadtverwaltung Erlan-
gen (und allein diese tritt im Verfahren als Trägerin öffentlicher Belange und ggf. 
Betroffene in eigenen Rechten gegenüber der Planfeststellungsbehörde auf) den 
zuständigen Ausschuss des Stadtrats beteiligt, ist eine rein stadtinterne Angelegen-
heit. Nicht der Ausschuss, sondern die Stadt als vom Vorhaben betroffene Ge-
meinde wurde von der Planfeststellungsbehörde am Verfahren beteiligt und gibt 
demgemäß Stellungnahmen bzw. Einwendungen im Verfahren ab. Gleichwohl hat 
die Planfeststellungsbehörde der Stadt Erlangen zugestanden, dass die fristgemäß 
vorgetragenen Einwendungen mit einem ergänzenden Schriftsatz noch präzisiert 
bzw. detaillierter ausgeführt werden können, nicht jedoch nach Ablauf der Einwen-
dungsfrist völlig neue Gesichtspunkte vorgetragen werden können. Davon hat die 
Stadt Erlangen mit einer „präzisierenden Stellungnahme“ auch Gebrauch gemacht. 
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1.4 Entbehrlichkeit eines Erörterungstermins 

Nach Art. 38 Abs. 4 Satz 1 BayStrWG kann im Einzelfall auf eine Erörterung im 
Sinne des Art. 73 Abs. 6 BayVwVfG (vgl. zur Anwendbarkeit der landesrechtlichen 
Verfahrensvorschriften BayVGH, Urteil vom 17.05.2018 – 8 A 17.40017 – Rn. 31) 
verzichtet werden. 
 
Der Erörterungstermin dient zur Ermittlung des Sachverhalts und soll möglichst zu 
einer Einigung mit den Planbetroffenen führen (BVerwG, Urteil vom 07.10.2021 – 4 
A 9.19 – juris Rn. 41). Sinn des Erörterungstermins ist es zum einen, durch eine 
vertiefte Auseinandersetzung mit den gegensätzlichen Positionen, wie sie sich 
durch Einwendungen herauskristallisiert haben, die Informations- und Entschei-
dungsgrundlage der Planfeststellungsbehörde zu verbreitern (BVerwG, Urteil vom 
24.07.2008, NVwZ 2009, 109 Rn. 32). Er stellt dagegen nicht (mehr) das Forum dar, 
auf dem die Betroffenen, Verbände und Behörden die von ihnen repräsentierten 
Belange vortragen können (BT-Drs. 16/1338 S. 23). Von der Durchführung eines 
Erörterungstermins darf deshalb unter diesem Blickwinkel dann (auch) in landes-
straßenrechtlichen Planfeststellungsverfahren abgesehen werden, wenn nach der 
Einschätzung der Behörde in einem Erörterungstermin über die erhobenen Einwen-
dungen und Stellungnahmen hinaus keine weiteren, der Planfeststellungsbehörde 
nicht bereits bekannten Tatsachen und Auffassungen übermittelt werden, die für die 
Entscheidung relevant sein können (vgl. BVerwG, Urteil vom 24.07.2008, NVwZ 
2009, 109 Rn. 32). Dies ist vorliegend der Fall. Der entscheidungserhebliche Sach-
verhalt ist bereits durch die nunmehr tektierten Planunterlagen, die im Laufe des 
Verfahrens eingegangenen Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Belange, die 
erhobenen privaten Einwendungen sowie die vom Vorhabensträger hierzu abgege-
benen Gegenäußerungen hinreichend geklärt. Eine weitere sachdienliche Aufklä-
rung ist durch einen Erörterungstermin nicht zu erwarten. 
 
Auf der anderen Seite soll der Erörterungstermin nach Möglichkeit zu einem Inte-
ressenausgleich und einvernehmlichen Lösungen führen (vgl. BVerwG, Urteil vom 
09.06.2010, NVwZ 2011, 177 Rn. 35). Wenn aber auf Grund der eingegangenen 
Einwendungen und Stellungnahmen absehbar ist, dass diese nicht ausgeräumt wer-
den können und der Erörterungstermin damit seiner Befriedungsfunktion nicht ge-
recht werden kann, darf die Anhörungsbehörde auch unter diesem Aspekt auf eine 
Erörterung verzichten (BVerwG, Urteil vom 25.03.2015, NVwZ 2015, 1218 Rn. 18). 
Dies ist hier ebenso der Fall. Es ist abzusehen, dass die erhobenen Einwendungen, 
soweit sie nicht bereits durch schriftliche Zusagen des Vorhabensträgers erledigt 
worden sind, nicht in einem Erörterungstermin ausgeräumt werden können. Insbe-
sondere auch mit Blick auf die vom Vorhabensträger abgegebenen Erwiderungen 
ist nicht zu erkennen, dass noch Potential für eine (weitere) Einigung der Betroffe-
nen mit dem Vorhabensträger besteht. 
 
Da sonach nicht zu erkennen ist, dass durch eine Erörterung noch entscheidungs-
relevante zusätzliche Erkenntnisse zu Tage gefördert werden könnten oder eine 
(weitere) Befriedung zu erreichen wäre, übt die Planfeststellungsbehörde das ihr 
bzgl. der Durchführung eines Erörterungstermins eröffnete Ermessen dahin aus, 
dass sie im gegenständlichen Verfahren auf einen Erörterungstermin verzichtet. Sie 
gibt dem zügigen Abschluss des Verfahrens Vorzug vor der Durchführung eines ab-
sehbar für die Sachentscheidung nicht weiter förderlichen Erörterungstermins. 
 
Lediglich klarstellend darf in diesem Zusammenhang noch darauf hingewiesen wer-
den, dass es rechtlich nicht geboten war, diejenigen Personen, die Einwendungen 
erhoben haben, über die Absicht, auf einen Erörterungstermin verzichten zu wollen, 
vorab hierüber zu informieren. Zwar hat § 17 Abs. 3c Satz 4 FStrG in der bis 
16.12.2006 geltenden Fassung vorgegeben, dass im Falle eines Absehens von ei-
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ner Erörterung vor Abschluss des Verfahrens den Einwendern Gelegenheit zur Äu-
ßerung gegeben werden musste (vgl. BT-Drs. 12/5983 S. 3). Dies wurde allerdings 
im Rahmen des Gesetzes zur Beschleunigung von Planungsverfahren für Infra-
strukturvorhaben vom 09.12.2006 (BGBl. I, 2833) geändert. Hier wurde die Notwen-
digkeit einer Möglichkeit zur abschließenden Äußerung für Einwender letztendlich 
ersatzlos gestrichen (vgl. BT-Drs. 16/3158 S. 6 und 41 i. V. m. 38); am Beginn des 
entsprechenden Gesetzgebungsverfahrens war noch eine entsprechende Möglich-
keit zur Stellungnahme bzw. Äußerung vorgesehen (BT-Drs. 16/54 S. 8 f. und 33). 
Hieraus ergibt sich ohne weiteres, dass der Gesetzgeber eine Möglichkeit zur er-
neuten Äußerung vor Verfahrensabschluss bei der Absicht, auf einen Erörterungs-
termin verzichten zu wollen, nun nicht mehr als notwendig ansieht. Gleiches ergibt 
sich für die vom Gesetzgeber ausdrücklich vorgesehene identische landesrechtliche 
Übernahme des Verzichts auf einen Erörterungstermin im Sinne von Art. 38 Abs. 4 
Satz 1 BayStrWG i. V. m. Art. 73 Abs. 6 BayVwVfG). 
 
Private Einwendungsführer kritisieren, dass es innerhalb der für die öffentliche Aus-
legung vorgesehenen Zeitspanne von vier Wochen und der Einwendungsfrist von 
zwei Wochen nicht möglich sei, die umfassenden Antragsunterlagen vollständig und 
erschöpfend zu prüfen und hiergegen umfassend Einwendungen zu erheben. Es 
werde deshalb gerügt, dass insbesondere die kurze Einwendungsfrist mit den Vor-
gaben des Art. 11 der Richtlinie 2011/92/EU unvereinbar sei. Die Einwendungsfüh-
rer behalten sich deshalb die Erhebung weiterer Einwendungen im laufenden 
Verfahren sowie im anstehenden Erörterungstermin vor. Es werde zudem vorsorg-
lich darauf hingewiesen, dass aus diesem Grund auch ein Verzicht auf den Erörte-
rungstermin ermessensfehlerhaft wäre. Insbesondere die fachliche Begründung und 
Untersetzung der hier innerhalb der nur knappen zur Verfügung stehenden Zeit oft 
nur schlagwortartig möglichen Einwendungen sollte zweckmäßigerweise in einem 
Erörterungstermin ermöglicht werden. 
 
Hierzu ist festzustellen, dass wie bereits oben unter C. 1.2 dargelegt, für das gegen-
ständliche Vorhaben keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist, da die 
in Art. 37 BayStrWG genannten Voraussetzungen nicht vorliegen. Somit findet der 
von den Einwendungsführern insoweit genannte Art. 11 der Richtlinie 2011/92/EU 
im gegenständlichen Verfahren keine Anwendung. Die einmonatige Auslegungsfrist 
der Planunterlagen beruht auf Art. 73 Abs. 3 Satz 1 BayVwVfG, die sich daran an-
schließende zweiwöchige Einwendungsfrist findet ihre Grundlage in Art. 73 Abs. 4 
Satz 1 BayVwVfG. Es handelt sich jeweils um gesetzlich normierte Fristbestimmun-
gen, die von der Planfeststellungsbehörde strikt einzuhalten sind. An der Rechtmä-
ßigkeit dieser Regelungen bestehen überdies keine Zweifel. Weitere, substanzielle 
Sachargumente, die von der Planfeststellungsbehörde zu berücksichtigen wären, 
haben die Einwendungsführer in diesem Zusammenhang nicht vorgetragen. Aus 
den vorgenannten Erwägungen ergibt sich im Ergebnis, dass der Verzicht auf den 
Erörterungstermin keinesfalls ermessensfehlerhaft war, sondern von der Planfest-
stellungsbehörde aufgrund ihrer Einschätzung, dass kein weiterer Erkenntnisgewinn 
bzw. keine weitere Einigung mehr zu erwarten war, in rechtmäßiger Art und Weise 
erfolgen konnte. Abschließend weist die Planfeststellungsbehörde darauf hin, dass 
der jeweilige private Einwender keinen Rechtsanspruch auf die Durchführung eines 
Erörterungstermins ableiten kann. 
 
Unabhängig davon wurden die Erwiderungen des Vorhabensträgers (die geänderte 
Planung wurde in den Erwiderungen berücksichtigt) zu den eingegangenen Stel-
lungnahmen und Einwendungen vor Erlass dieses Beschlusses an die betreffenden 
Stellen sowie die einwendungsführenden Personen übersandt und ihnen jeweils 
eine Frist zur Gegenäußerung eingeräumt. Sie hatten dadurch nochmals die Mög-
lichkeit, sich Gehör bzgl. ihrer Belange zu verschaffen, auf die vom Vorhabensträger 
in Reaktion auf die eingegangenen Stellungnahmen und Einwendungen ins Feld 
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geführten Argumente ihrerseits zu reagieren und ergänzend vorzutragen. Hiervon 
wurde verschiedentlich auch Gebrauch gemacht. 
 

2. Materiell-rechtliche Würdigung 

2.1 Ermessensentscheidung 

Dieser Planfeststellungsbeschluss beruht auf Art. 36 Abs. 1 BayStrWG. Diese Re-
gelung erschöpft sich nicht in ihrer verfahrensrechtlichen Bedeutung. Vielmehr ist 
darin – vornehmlich – auch die materielle Ermächtigung der Planfeststellungsbe-
hörde zur fernstraßenrechtlichen Fachplanung selbst enthalten. Zentrales Element 
dieser Ermächtigung ist die mit ihr verbundene Einräumung des Planungsermes-
sens, das in seinem Wesen am zutreffendsten durch den Begriff der planerischen 
Gestaltungsfreiheit umschrieben ist. Der planerische Spielraum, welcher der Plan-
feststellungsbehörde bei ihren Entscheidungen zusteht, ist jedoch – anders als bei 
echten Planungen – beschränkt durch das Antragsrecht der Vorhabensträger und 
durch deren Anspruch auf fehlerfreie Ausübung des Planungsermessens (vgl. etwa 
Numberger in Zeitler, BayStrWG, Stand März 2020, Art. 38 Rn. 115 m. w. N.). 
 
Das plangegenständliche Vorhaben wird mit diesem Beschluss in Ausübung der 
planerischen Gestaltungsfreiheit zugelassen, da es im Interesse des öffentlichen 
Wohls unter Beachtung der Rechte Dritter vernünftigerweise geboten ist. Die ver-
bindlich festgestellte Straßenplanung entspricht den Ergebnissen der vorbereiten-
den Planung, ist auch im Hinblick auf die enteignungsrechtliche Vorwirkung 
gerechtfertigt, berücksichtigt die in den Straßengesetzen und anderen gesetzlichen 
Vorschriften zum Ausdruck kommenden Planungsleitsätze, Gebote und Verbote 
und entspricht schließlich den Anforderungen des Abwägungsgebotes. 
 

2.2 Planrechtfertigung 

2.2.1 Notwendigkeit der Maßnahme 
 
Der Ersatzneubau der Brücke über den Main-Donau-Kanal im Zuge der Staats-
straße St 2240 sowie die Anlage eines straßenbegleitenden Geh- und Radweges 
im Bereich des Erlanger Stadtteils Dechsendorf ist aus Gründen des Gemeinwohls 
objektiv notwendig. Insoweit ist es nicht erforderlich, dass das Vorhaben unaus-
weichlich ist, sondern es genügt, wenn es vernünftigerweise geboten ist, weil ge-
messen an den Zielsetzungen des jeweiligen Fachplanungsgesetzes ein Bedarf 
besteht, der das Vorhaben notwendig macht (BVerwG, Urteil vom 16.03.2006, 
NVwZ-Beil. 2006, 1 Rn. 182 m. w. N.). Da eine planerische Entscheidung notwen-
digerweise immer in die Zukunft gerichtet ist, sind bei der Beantwortung der Frage, 
ob das Vorhaben vernünftigerweise geboten ist, auch Prognosen einzubeziehen, 
die bzgl. zukünftiger Verkehrsentwicklungen aufgestellt werden (vgl. z. B. BayVGH, 
Urteil vom 04.04.2017 – 8 B 16.44 – juris Rn. 21). Hieran gemessen ist vorliegend 
ein solcher Bedarf anzuerkennen. 
 
Nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 BayStrWG sind Staatsstraßen solche Straßen, die innerhalb 
des Staatsgebiets zusammen mit den Bundesfernstraßen ein Verkehrsnetz bilden 
und dem Durchgangsverkehr zu dienen bestimmt sind. Sie sind gemäß Art. 9 Abs. 
1 Satz 2 BayStrWG vom Träger der Straßenbaulast nach ihrer Leistungsfähigkeit in 
einem dem gewöhnlichen Verkehrsbedürfnis und den Erfordernissen der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung genügenden Zustand zu bauen und zu unterhalten. 
Hierzu gehört es insbesondere, dass Straßen angelegt, verlegt, dem Verkehrsbe-
dürfnis entsprechend unterhalten oder verbessert und bauliche Verkehrshindernisse 
auf der Straße beseitigt werden. Dabei ist von dem "gewöhnlichen", also durch-
schnittlichen Verkehrsbedürfnis auszugehen. Ferner sind die Belange der öffentli-
chen Sicherheit – der Schutz von Leib, Leben und Eigentum vor Gefahren, die sich 
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bei Ausübung des Gemeingebrauchs ergeben können – zu beachten (vgl. Häußler 
in Zeitler, BayStrWG, Art. 9 Rn. 10). 
 
Die St 2240 hat im Ausbauabschnitt eine wichtige Verbindungsfunktion zwischen 
der BAB A 3 westlich von Dechsendorf und der BAB A 73 in Erlangen. Dementspre-
chend weist die St 2240 in diesem Bereich eine für Staatsstraßen in Bayern stark 
überdurchschnittliche Verkehrsbelastung aus. Der Ausbauabschnitt ist gekenn-
zeichnet durch eine relativ gestreckte Linienführung und großzügig bemessene 
Querschnitte, die ein komfortables und sicheres Fahren möglich machen. Durch die 
Baumaßnahme ergeben sich keine grundlegenden Änderungen an der Verkehrs- 
und Streckencharakteristik, da die neue Trasse nur geringfügig von der Bestand-
strasse abweicht. 
 
Das gegenständliche Brückenbauwerk über den Main-Donau-Kanal ist wiederum 
integraler Bestandteil der St 2240 und wurde im Jahr 1968 errichtet. Für die Vor-
spannung des Bauwerks in Längs- und Querrichtung wurde sogenanntes Sigma-
Spannstahl verwendet, bei dem die Gefahr von plötzlichem Versagen von einzelnen 
bzw. mehreren Spanngliedern durch Spannungsrisskorrosion besteht. Auch insge-
samt weist das Bauwerk einen schlechten baulichen Zustand auf. so dass im Jahr 
2012 bei einer Besprechung mit der Obersten Baubehörde, der Regierung von Mit-
telfranken und dem Staatliche Bauamt Nürnberg entschieden wurde, das beste-
hende Bauwerk durch einen Neubau zu ersetzen. 
 
Bei diesem Gesprächstermin wurde am 02.02.2012 einvernehmlich festgelegt, dass 
das Brückenbauwerk St 2240 – Brücke über den Main-Donau-Kanal bei Erlangen 
zur erneuern sei, weil dieses in Teilbereichen in Brückenlängsrichtung kein Voran-
kündigungsverhalten zeigt und außerdem auch in Brückenquerrichtung (Quervor-
spannung) derselbe Spannstahl eingebaut wurde und hierbei aufgrund des 
Brückenbelages und der Betonkappen keinerlei auftretende Rissbildung erkennbar 
wäre. weil das Brückenbauwerk in Teilbereichen in Brückenlängsrichtung kein Vor-
ankündigungsverhalten zeigt, und außerdem auch in Brückenquerrichtung (Quer-
vorspannung) derselbe Spannstahl eingebaut wurde und hierbei aufgrund des 
Brückenbelages und der Betonkappen keinerlei auftretende Rissbildung erkennbar 
wäre. Somit befindet sich das Bauwerk in der Kategorie „Versagen des Bauwerkes 
durch Ausfall von Spanngliedern ohne Vorankündigung“. Diese Einstufung erfordert 
auch unter dem Gesichtspunkt der Gefahrenabwehr zur Aufrechterhaltung der öf-
fentlichen Sicherheit und Ordnung (Schutzgüter Leben, Gesundheit und Eigentum) 
vordringlichen Handlungsbedarf durch eine bauliche Erneuerung. Bis zur Erneue-
rung des Brückenbauwerkes werden jährlich Sonderprüfungen der Überbauunter-
sicht mit einem Brückenuntersichtgerät auf signifikante Rissbildung, die auf etwaige 
Spannstahlbrüche hindeutet, durchgeführt. Sollte hierbei eine ungewöhnliche Riss-
bildung vorgefunden werden, müsste das Bauwerk sofort für den gesamten Verkehr 
gesperrt werden. 
 
Für die Ermittlung der Verkehrsbelastung der St 2240 können die Ergebnisse des 
Verkehrsmodells der Stadt Erlangen vom 18.11.2019 herangezogen werden. Dar-
aus ergeben sich für die St 2240 die folgenden Verkehrsbelastungen: 
 
DTV 2015 westlich Main-Donau-Kanal: 18.240 Kfz/24h, SV-Anteil 3,5% 

östlich Main-Donau-Kanal:  16.870 Kfz/24h, SV-Anteil 3,5% 
 
DTV 2030 westlich Main-Donau-Kanal: 17.700 Kfz/24h, SV-Anteil 3,5% 

östlich Main-Donau-Kanal:  15.422 Kfz/24h, SV-Anteil 3,5% 
 
Sowohl die durchgehende Strecke als auch die Knotenpunkte sind ausreichend leis-
tungsfähig, um das prognostizierte (erhebliche) Verkehrsaufkommen abzuwickeln, 
jedoch genügt das Brückenbauwerk über den Main-Donau-Kanal in Bezug auf seine 
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Verkehrssicherheit – bereits heute und unabhängig von der zukünftigen Entwicklung 
der verkehrlichen Belastung der St 2240 – nicht mehr den an es zu stellenden An-
forderungen. Zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit und der Sicherheit der Ver-
kehrsteilnehmer im Bereich des plangegenständlichen Brückenbauwerks besteht 
damit zeitnaher Handlungsbedarf. Aufgrund der vorhandenen, wesentlich die Dau-
erhaftigkeit und Standsicherheit beeinträchtigenden Schäden, kann eine zukunfts-
fähige Ertüchtigung der Brücke technisch und wirtschaftlich nur durch einen 
Ersatzneubau an gleichem Ort erreicht werden. 
 
Durch einen Neubau des Brückenbauwerks nach den aktuell allgemein anerkannten 
Regeln der Technik werden die Defizite hinsichtlich der Gebrauchstauglichkeit be-
seitigt; gleiches gilt für potentielle Beeinträchtigungen der Verkehrssicherheit auf der 
St 2240 im Bereich des gegenständlichen Brückenbauwerks sowie den unter dem 
Brückenbauwerk hindurch verlaufenden Verkehrswegen. 
 
Zusätzlich gestützt wird die Notwendigkeit des Vorhabens durch den 7. Ausbauplan 
für die Staatsstraßen in Bayern vom 11.10.2011. Nach der Dringlichkeitsliste zum 
Ausbauplan ist der Ersatzneubau der Main-Donau-Kanal-Brücke zwischen Erlangen 
und Dechsendorf der ersten Dringlichkeit zugeordnet. Projekte dieser Dringlichkeits-
stufe sollen nach dem Ausbauplan im Zeitraum von 2011 bis 2020 umgesetzt wer-
den. Auch diese erhöhte Dringlichkeit streitet für die Planrechtfertigung des 
Vorhabens (vgl. BayVGH, Urteil vom 04.04.2017 – 8 B 16.44 – juris Rn. 27). 
 
Die für das Vorhaben sprechenden Umstände rechtfertigen im Ergebnis auch die 
Inanspruchnahme von Eigentum und die sonstigen Auswirkungen. Ein Verzicht auf 
das Bauvorhaben („Null-Variante”) ist nicht vertretbar. Hierauf wird noch näher im 
Zusammenhang mit der Abwägung der einzelnen Belange eingegangen. 
 
Die Bevollmächtigte der Grundstückseigentümer Heiligenlohstraße 8 und 10, 91056 
Erlangen (diese Grundstücke liegen südöstlich von der geplanten Baumaßnahme), 
kritisiert, dass die Planrechtfertigung des Vorhabens nicht ausreichend genug vom 
Vorhabensträger dargelegt worden sei. Der Erläuterungsbericht enthalte zu diesem 
zentralen Thema lediglich eine knappe Begründung, welche maßgeblich darauf ab-
stelle, dass das Vorhaben im Ausbauplan als Maßnahme der ersten Dringlichkeit 
geführt werde. Nachdem es sich nicht um ein Vorhaben des vordringlichen Bedarfs 
handele, ergebe sich damit die Planrechtfertigung nicht. Zudem habe es der Vorha-
bensträger versäumt, das Brückenbauwerk ordnungsgemäß zu unterhalten. 
 
Der Vorhabensträger hat in diesem Zusammenhang entsprechende Nachweise, die 
sich über die Jahre 1993 – 2017 erstrecken und im Ergebnis die Notwendigkeit des 
Ersatzneubaus belegen, der Bevollmächtigten zur Verfügung gestellt. Es handelt 
sich hierbei um entsprechende Schreiben der damaligen Obersten Baubehörde, ins-
besondere ist insoweit der letzte Bauwerksprüfungsbericht von 2017 in den Blick zu 
nehmen. Zusammenfassend führte diese Überprüfung zu der Erkenntnis, dass die 
(damals) aktuelle „Zustandsnote“ bei 3,2, also im Bereich von 3,0 bis 3,4 liegt (der 
Notenbereich bei Bauwerksprüfungen liegt im Sektor von 1,0 bis 4,0). Dies bedeutet 
eine Einstufung in die Kategorie „Nicht ausreichender Zustand“ und beinhaltet fol-
gende relevante Defizite bezüglich der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs: 
 

 Die Standsicherheit und/oder Verkehrssicherheit des Bauwerks ist beeinträchtigt. 
 

 Die Dauerhaftigkeit des Bauwerks kann nicht mehr gegeben sein. Eine Scha-
densausbreitung oder Folgeschädigung kann kurzfristig dazu führen, dass die 
Standsicherheit und/oder Verkehrssicherheit nicht mehr gewährleistet sind. 

 

 Laufende Unterhaltungsmaßnahmen sind erforderlich. 
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 Umgehende Instandsetzungen sind erforderlich. 
 
Der Vorhabensträger legt in diesem Zusammenhang dar, dass für das mittlerweile 
55 Jahre alte Bauwerk in den Jahren 2005 bis 2015 eine grundlegende Instandset-
zung der Verschleißteile wie Abdichtung, Belag, Gehwegkappe und Schutzeinrich-
tungen angestanden und eigentlich auch vorgesehen gewesen wäre. Aufgrund der 
Problematik des sprödbruchgefährdeten Spannstahles wurden jedoch größere In-
standsetzungsmaßnahmen nicht durchgeführt und keine Erneuerung des Brücken-
bauwerkes angegangen. Wäre im Brückenbauwerk kein sprödbruchgefährdeter 
Spannstahl beim Neubau verbaut worden, würde sich nach einer grundlegenden 
Instandsetzung der Brücke ihr Bauwerkszustand in etwa auf 1,8 (= „guter Zustand“) 
bis 2,2 (befriedigender Zustand) verbessern, was bei dem mittlerweile 55 Jahre al-
ten Bauwerk ein normaler Zustand wäre. Von einer unterlassenen Unterhaltung der 
Brücke kann daher nach Aussage des Vorhabensträgers keine Rede sein. 
 
Die Planfeststellungsbehörde schließt sich den Aussagen des Vorhabensträgers an 
und sieht unter Bezug auf die oben genannten Ausführungen ebenso die erhöhte 
Dringlichkeit des plangegenständlichen Vorhabens. Wie bereits dargelegt, ist der 
Ersatzneubau des Brückenbauwerks über den Main-Donau-Kanal „vernünftiger-
weise geboten“ um den aktuell vorhandenen Sicherheitsdefiziten (Schutzgüter Le-
ben und menschliche Gesundheit im Zusammenhang mit der Verkehrssicherheit) 
wirksam zu begegnen. 
 
Der von der Bevollmächtigten in diesem Zusammenhang erwähnte „Bedarfsplan“ ist 
ausschließlich für Bauvorhaben im Zusammenhang mit Bundesstraßen bzw. Bun-
desautobahnen als Priorisierungsgrundlage maßgebend. Bei planfeststellungs-
pflichtigen Bauvorhaben im Zusammenhang mit Staatsstraßen findet dieser als 
Priorisierungsmaßstab jedoch keine Berücksichtigung. 
 
Soweit die Bevollmächtigte fordert, dass die ihr vorgelegten Nachweise (statische 
Untersuchungen etc.), welche den schlechten baulichen Zustand der bestehenden 
Brücke dokumentieren, verbindlich zum Bestandteil der Planunterlagen gemacht 
werden sollen um die Planrechtfertigung vollumfänglich begründen zu können, ist 
diese Forderung zurückzuweisen. 
 
Die Planfeststellungsbehörde hat eingangs dargelegt, dass es nicht erforderlich ist, 
dass das Vorhaben unausweichlich, sondern es genügt, wenn es vernünftigerweise 
geboten ist, was die vorgenannten Ausführungen belegen. Zudem ist nochmals da-
rauf hinzuweisen, dass die Notwendigkeit des Vorhabens durch den 7. Ausbauplan 
für die Staatsstraßen in Bayern vom 11.10.2011 gestützt wird. Nach der Dringlich-
keitsliste zum Ausbauplan ist der Ersatzneubau der Main-Donau-Kanal-Brücke zwi-
schen Erlangen und Dechsendorf der ersten Dringlichkeit zugeordnet. Zudem wurde 
die Notwendigkeit des Vorhabens (verkürzt) in Unterlage 1 T (siehe Nr. 2) dargelegt. 
Die für das Planfeststellungsverfahren vorzulegenden Unterlagen orientieren sich in 
erster Linie an den Richtlinien zum Planungsprozess und für die einheitliche Gestal-
tung von Entwurfsunterlagen im Straßenbau (RE, Ausgabe 2012), den Planfeststel-
lungsrichtlinien 2019 (PlafeR 19) sowie den Empfehlungen zur Standardisierung 
von Planfeststellungsunterlagen (STADIPLA, Stand 12/2020). Den dort jeweils ent-
haltenen Vorgaben genügt die gegenständliche Planung. Es ist daher entgegen der 
Auffassung der Bevollmächtigten nicht erforderlich, zur Begründung der Planrecht-
fertigung sämtliche in der Vergangenheit vorgenommene Untersuchungsberichte u. 
ä., welche den schlechten baulichen Zustand der Brücke dokumentieren, in die 
Planunterlagen mit aufzunehmen. 
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2.2.2 Finanzierbarkeit des Vorhabens 

Das Vorhaben ist – wie bereits dargelegt – in der Dringlichkeitsliste des 7. Ausbau-
plans für die Staatsstraßen in Bayern vom 11.10.2011 der 1. Dringlichkeit zugeord-
net; diese stellte die höchste Dringlichkeitsstufe für neu in den Ausbauplan 
aufgenommene Vorhaben dar. Unter Berücksichtigung, dass nach dem erklärten 
Willen des Ausbauplans die Projekte aus dieser Dringlichkeitsstufe (eigentlich) bis 
2020 hätten umgesetzt werden sollen, liegt die Annahme fern, die Finanzierbarkeit 
des Vorhabens aus Mitteln des Staatshaushalts innerhalb von fünf Jahren – ab dem 
jetzigen Zeitpunkt gerechnet – sei ausgeschlossen. Im Hinblick darauf kann die 
Planfeststellungsbehörde im Rahmen der ihr obliegenden vorausschauenden Beur-
teilung, ob dem Vorhaben unüberwindliche finanzielle Schranken entgegenstehen 
(st. Rspr., vgl. z. B. BVerwG, Beschluss vom 15.01.2008, NVwZ 2008, 675), keiner-
lei Anhaltspunkte dafür erkennen, dass die Finanzierung der plangegenständlichen 
Straßenbaumaßnahmen innerhalb des Geltungszeitraums dieses Beschlusses aus-
geschlossen ist. 
 

2.3 Öffentliche Belange 

2.3.1 Raumordnung, Landes- und Regionalplanung 
 
Zentrales Ziel der Landesentwicklung ist die Schaffung und Erhaltung möglichst 
gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen in allen Landesteilen (vgl. Art. 5 
Abs. 1 BayLplG). Hierfür ist eine gute verkehrliche Erschließung aller Teilräume des 
Landes unabdingbar. Dieses Ziel lässt sich in dem weiträumigen Flächenstaat Bay-
ern nur (auch) mit Hilfe leistungsfähiger Straßen erreichen. 
 
Gemäß Kapitel 4.1.1 des Landesentwicklungsprogramms Bayern (LEP) ist die Ver-
kehrsinfrastruktur in ihrem Bestand leistungsfähig zu erhalten und durch Aus-, Um-
und Neubaumaßnahmen nachhaltig zu ergänzen. Nach der Begründung zu Kapitel 
4.1.1 haben Aus-, Um- und Neubaumaßnahmen zur Ergänzung des Verkehrswege-
netzes so umweltverträglich und ressourcenschonend wie möglich zu erfolgen. Ge-
mäß Kapitel 4.2 des LEP soll das Netz u. a. der Staatsstraßen leistungsfähig 
erhalten und bedarfsgerecht ergänzt werden. In der Begründung dazu wird darge-
legt, dass die Straßen die Hauptlast des Verkehrs im Personen- und Güterverkehr 
tragen. Eine leistungsfähige und sichere Straßeninfrastruktur – einschließlich der 
dazugehörigen Anlagen des ruhenden Verkehrs – ist deshalb ein entscheidender 
Standortfaktor und trägt damit zur räumlichen Wettbewerbsfähigkeit Bayerns und 
seiner Teilräume bei. Mit vorstehend ausgeführten Maßgaben geht das gegenständ-
liche Vorhaben konform; es steht nicht im Widerspruch zu diesen. 
 
Mit den verkehrsbezogenen Zielen und Grundsätzen des Regionalplans der Region 
Nürnberg (RP 7) geht das Vorhaben ebenso konform. Nach dem Ziel 4.4.3.1 (RP 7) 
soll speziell die Anbindung der Nahbereiche Höchstadt a. d. Aisch, Adelsdorf, Hem-
hofen, Röttenbach und Weisendorf an den Mittelbereich Erlangen erfolgen. 4.4.3.1). 
Unabhängig davon, inwieweit dieses als solches bezeichnete Ziel wegen seiner For-
mulierung als sogenanntes „Soll“-Ziel vorliegend die in § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG ange-
sprochene Verbindlichkeit beanspruchen kann (siehe dazu BVerwG, Urteil vom 
16.12.2010, NVwZ 2011, 821 Rn. 8 ff.; vgl. auch BVerwG, Urteil vom 09.11.2017 – 
3 A 4.15 – juris Rn. 39 f.), kann jedenfalls festgehalten werden, dass das Vorhaben 
diesem Ziel entspricht; es gewährleistet auch weiterhin, bei optimierter Verkehrssi-
cherheit, eine sichere Anbindung der vorgenannten Nahbereiche an die Stadt Er-
langen als Mittelbereich bzw. als gemeinsames Oberzentrum. Insoweit führt das 
Vorhaben jedenfalls zu keinem nachteiligen Effekt. Auch der Regionale Planungs-
verband Westmittelfranken hat explizit bestätigt, dass das Vorhaben den Zielen und 
Grundsätzen des Regionalplans im Kapitel Verkehr entspricht. Auch das Sachgebiet 
24 der Regierung von Mittelfranken (höhere Landesplanungsbehörde) hat gegen 
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die Planung keine Einwände erhoben, gleiches gilt für den Planungsverband Region 
Nürnberg. 
 
Nach Grundsatz 7.1.5 des LEP sollen ökologisch bedeutsame Naturräume erhalten 
und entwickelt werden. Insbesondere sollen Gewässer erhalten und renaturiert, ge-
eignete Gebiete wieder ihrer natürlichen Dynamik überlassen und ökologisch wert-
volle Grünlandbereiche erhalten und vermehrt werden. Bei Grundsätzen der 
Raumordnung handelt es sich gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG und Art. 2 Nr. 3 BayLplG 
um Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums als Vorgaben 
für nachfolgende Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen, die nach § 4 Abs. 
1 Satz 1 Nrn. 2 und 3 ROG und Art. 3 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 und 3 BayLplG bei 
Entscheidungen öffentlicher Stellen über die Zulässigkeit raumbedeutsamer Pla-
nungen und Maßnahmen zu „berücksichtigen“ sind. Im Unterschied zu den „Zielen 
der Raumordnung“ im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG und Art. 2 Nr. 2 BayLplG 
stellen Grundsätze keine landesplanerische Letztentscheidung dar. Die verbindliche 
Rechtsgeltung einer bestimmten Planaussage ist dem Rechtscharakter eines 
Grundsatzes der Raumordnung fremd. Vielmehr haben sie den Rang eines Abwä-
gungsbelangs (BVerwG, Urteil vom 04.04.2012, NVwZ 2012, 1314 Rn. 298). Die 
festgestellte Planung trägt dem Grundsatz 7.1.5 des LEP weitgehend Rechnung. 
Das plangegenständliche Vorhaben befindet sich zwar innerhalb der Schutzzone III 
des Trinkwasserschutzgebietes Erlangen West, jedoch verbessert sich die Situation 

im Vergleich zum Bestand. Das anfallende Straßenabwasser wird vor der Einleitung 
in den Grundwasserkörper über Absetzbecken und Sedimentationsanlagen nach 

dem Stand der Technik gereinigt. Im Bestand wird das anfallende Straßenabwasser 
breitflächig über die Böschungsschultern versickert. Die plangegenständliche Ent-
wässerung entspricht wegen der Lage in der Wasserschutzzone III den Anforderun-
gen der RiStWag und wird in Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg 
sowie den ESTW realisiert. Eine nachteilige Beeinträchtigung des naturgegebenen 
Grundwasserhaushalts ist somit nicht zu besorgen. Für die baulichen Maßnahmen 
werden sowohl dauerhaft als auch temporär Vegetationsbestände und Lebens-
räume in Anspruch genommen. Durch die Versiegelung und Überbauung von Wald-
flächen, Waldrandbereichen, Böschungsgehölzen und magererer Saumvegetation 
kommt es zu Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft. Der Eingriff findet je-
doch im Beeinträchtigungsbereich der bestehenden St 2240 statt und beschränkt 
sich auf die dauerhafte Inanspruchnahme kleinflächiger straßennaher Areale. (siehe 
Nrn. 2.2.4. sowie 4.1 Tabelle 4 der Unterlage 19.1 T bzw. Unterlage 19.2 T). Die 
zusätzlich zeitweilig für die Bauabwicklung benötigten Flächen werden nach Ende 
der Bauarbeiten wieder landschaftsgerecht hergestellt (siehe etwa Nr. 5.3 Tabelle 6 
der Unterlage 19.1 T sowie Unterlage 9.3 T), sie gehen damit nicht dauerhaft verlo-
ren. Unter Berücksichtigung dessen misst die Planfeststellungsbehörde insgesamt 
den für das Vorhaben sprechenden Gründen (siehe dazu oben unter C. 2.2) mehr 
Gewicht als den hinter dem Grundsatz 7.1.5 des LEP stehenden Belangen zu. Im 
Ergebnis ist es gerechtfertigt, die dem Grundsatz zu Grunde liegenden Zielsetzun-
gen, soweit das Vorhaben in einem Spannungsverhältnis mit diesen steht, hinter 
denjenigen des gegenständlichen Vorhabens hintanzustellen. Die festgestellte Pla-
nung hat nur sehr lokal Konfliktpunkte mit dem genannten Grundsatz des LEP und 
berücksichtigt diesen, insbesondere durch die flächenmäßig nur sehr geringen dau-
erhaften Verluste von ökologisch wertvollen Grünland- bzw. Waldflächen, dennoch 
so weit wie möglich. Demgegenüber besteht ein dringendes öffentliches Bedürfnis 
zur Umsetzung des gegenständlichen Vorhabens, das nicht anderweitig zufrieden-
stellend befriedigt werden kann. 
 
Hinsichtlich des unter 7.1.6 des LEP statuierten Grundsatzes gilt Ähnliches. Nach 
diesem Grundsatz sollen Lebensräume für wildlebende Arten gesichert und entwi-
ckelt werden und die Wanderkorridore wildlebender Arten zu Land, zu Wasser und 
in der Luft sollen erhalten und wiederhergestellt werden. Derartige Wanderkorridore 
werden infolge des Vorhabens nicht mehr als derzeit in Mitleidenschaft gezogen. 
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Soweit infolge der vorhabensbedingten Versiegelung bzw. Überbauung von Flächen 
Lebensräume von Tieren verloren gehen, beschränkt sich dieser Verlust auf ver-
gleichsweise überschaubare Flächen (siehe auch insoweit Tabelle 4 der Unterlage 
19.1 T, dort S. 26: vorhabensbedingt wird eine Fläche von 1,58 ha versiegelt und 
eine weitere Fläche von 1,47 ha anderweitig überbaut). Auch insoweit ist es gerecht-
fertigt, die dem genannten Grundsatz zu Grunde liegenden Zielsetzungen, soweit 
das Vorhaben in einem Spannungsverhältnis mit diesen steht, hinter denjenigen des 
gegenständlichen Vorhabens hintanzustellen. In diesem Zusammenhang gilt 
ebenso, dass die Planung nur lokal Konfliktpunkte mit dem genannten Grundsatz 
des LEP aufweist und das hinter dem Grundsatz stehende Anliegen unter den ge-
gebenen Umständen so weit wie möglich dennoch berücksichtigt wird. Das öffentli-
che Bedürfnis für das gegenständliche Vorhaben wiegt auch insoweit deutlich 
schwerer. 
 
Soweit unter 7.1.6 des LEP das Ziel statuiert wird, ein zusammenhängendes Netz 
von Biotopen zu schaffen und zu verdichten, steht das Vorhaben damit in Einklang. 
Das Vorhaben führt zu keiner Beeinträchtigung der bereits heute gegebenen Bio-
topvernetzungen; namentlich ist mit ihm keine Unterbrechung von bestehenden 
Funktionsbeziehungen oder dergleichen verbunden. 
 
Hinsichtlich des unter 5.4.4.1 des Regionalplans der Region Nürnberg statuierten 
Ziels, wonach durch standortgemäße land- und forstwirtschaftliche Nutzung sowie 
abgestimmte Pflegemaßnahmen die charakteristische Kulturlandschaft in den ein-
zelnen Teilräumen der Region erhalten, gepflegt und gestaltet werden soll, wird mit 
der plangegenständlichen Ersatzaufforstung Rechnung getragen. Nach Auffassung 
der höheren Landesplanungsbehörde wäre es jedoch vorteilhafter, den Eingriff in 
den Waldbestand nach Möglichkeit zu minimieren. Im Zuge der Umsetzung des 
Bauvorhabens werden Waldflächen in einem Umfang von 9.255 m² dauerhaft bean-
sprucht. Durch den Rückbau der Bestandsstraße können jedoch Bannwaldflächen 
in einem Umfang von 3.997 m² wieder aufgeforstet werden. Der (noch) verbleibende 
Waldflächenausgleich von 5.258 m² wurde auf externen Flächen innerhalb des Ver-
dichtungsraums, direkt angrenzend an den Bannwaldbestand der Mönau erbracht 
(siehe Tabelle 6 der Nr. 5.3 Unterlage 19.1 T sowie Unterlage 9.3 T). Das Amt für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach hat gegen den dauerhaften Eingriff 
in den Waldbestand in Verbindung mit den vorgenannten Ausgleichsmaßnahmen 
keine Einwände erhoben. Bei der Trassierung der Rampe wurde unter Berücksich-
tigung einer richtliniengerechten Planung darauf geachtet, den Flächenverbrauch 
und damit die Eingriffe in den Bannwald so gering wie möglich zu halten (siehe Nr. 
4.1 der Unterlage 1 T). Bezüglich des baubedingten vorübergehenden Eingriffs in 
schützenswerte Waldbestände sieht die geänderte Planung nunmehr vor, dass an-
stelle der ursprünglich geplanten drei Versickerungsbecken, nunmehr eine Becken-
anlage im Bereich des Entwässerungsabschnitts West realisiert werden soll, was zu 
einer nicht unerheblichen Minderung bezüglich der Inanspruchnahme von Waldbe-
stände gegenüber der Ursprungsplanung führt. 
 
Die höhere Landesplanungsbehörde weist darauf hin, dass Belange der Erholung 
insbesondere bei bauzeitlichen Einschränkungen, etwa erforderlichen Wegsperrun-
gen oder Fischereiverboten zu berücksichtigen seien. Insbesondere sollten gege-
benenfalls notwendige Sperrungen der Radrouten aus dem Bayernnetz für Radler 
frühzeitig abgestimmt werden, um Umleitungen ausschildern zu können. Der Vor-
habensträger hat insoweit zugesagt, dass bauzeitlich notwendige Sperrungen der 
Radrouten und dementsprechende Umleitungen frühzeitig mit den zuständigen Be-
hörden abgestimmt werden. 
 
Die höhere Landesplanungsbehörde hat dementsprechend festgestellt, dass durch 
das Vorhaben keine für die Raumordnung relevanten dauerhaften Auswirkungen zu 
erwarten sind. Hinsichtlich der Ziele und Grundsätze in 7.1.5 und 7.1.6 LEP hat sie 
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auf die Bewertung der zuständigen Fachstellen verwiesen; diese haben im Rahmen 
des Verfahrens allesamt dem Vorhaben nicht widersprochen. Im Ergebnis erhebt 
die höhere Landesplanungsbehörde aus landesplanerischer Sicht keine Einwen-
dungen gegen das Vorhaben. Der Planungsverband Region Nürnberg hat ebenso 
keine Einwendungen vorgebracht. Soweit die höhere Landesplanungsbehörde in 
Bezug auf eine sachgerechte Abwägung weitergehende Aussagen zu den abge-
schichteten Untervarianten für notwendig erachtet, darf auf die nachfolgenden Aus-
führungen unter C. 2.3.2 Bezug genommen werden. 
 
Es kann daher festgehalten werden, dass das Vorhaben den maßgeblichen, auf die 
Infrastruktur bezogenen Zielen und Grundsätzen des Landesentwicklungspro-
gramms Bayern sowie des Regionalplans der Region Nürnberg entspricht und den 
Belangen der Raumordnung und der Landesplanung auch nicht anderweitig zuwi-
derläuft. 
 

2.3.2 Planungsvarianten 

Aus dem fachplanungsrechtlichen Abwägungsgebot ergibt sich auch die Pflicht, pla-
nerische Varianten in Betracht zu ziehen (vgl. z. B. BVerwG, Beschluss vom 
24.04.2009, NuR 2009, 480). Die Planfeststellungsbehörde ist dabei aber nicht ver-
pflichtet, die Variantenprüfung bis zuletzt offen zu halten und alle von ihr zu einem 
bestimmten Zeitpunkt erwogenen oder von dritter Seite vorgeschlagenen Alternati-
ven gleichermaßen detailliert und umfassend zu untersuchen. Auch im Bereich der 
Planungsalternativen ist der Sachverhalt nur so weit zu klären, wie dies für eine 
sachgerechte Entscheidung und eine zweckmäßige Gestaltung des Verfahrens er-
forderlich ist. Die Planfeststellungsbehörde ist befugt, Alternativen, die sich aufgrund 
einer Grobanalyse als weniger geeignet erweisen, schon in einem frühen Verfah-
rensstadium auszuscheiden (vgl. BVerwG, Urteile vom 25.01.1996, NVwZ 1996, 
788, 791, und vom 20.05.1999, NVwZ 2000, 555, 557; Beschluss vom 26.06.1992, 
DVBl 1992, 1435). Die Planung einer Maßnahme, die zu einem nicht unerheblichen 
„Landschaftsverbrauch“ führen wird, muss schließlich auch dafür offen sein, dass 
die sogenannte „Null-Variante“ in Frage kommt, d. h. auf die Umsetzung des Vorha-
bens ganz verzichtet wird. 
 
Die Null-Variante ist vorliegend allerdings auszuscheiden. Ein weiteres Beibehalten 
des jetzigen Bauwerkszustands ist mit Blick auf die unter C. 2.2.1 bereits dargeleg-
ten Unzulänglichkeiten des mittlerweile in die Jahre gekommenen Brückenbauwerks 
sowie die daraus möglicherweise entstehenden Folgen für die Verkehrssicherheit 
auf der St 2240 keine in Frage kommende Option. Eine Sanierung bzw. Ertüchtigung 
des Bestandsbauwerks kommt ebenso nicht ernsthaft in Betracht. Langfristige Ver-
stärkungsmaßnahmen anstatt eines Ersatzneubaus sind generell nur zielführend, 
wenn sie gleichzeitig zu einer durchgreifenden Tragfähigkeitsverbesserung führen. 
In die wirtschaftliche Abwägung zwischen einer umfassenden Verstärkung und ei-
nem Ersatzneubau sind außer der Bewertung des Gesamtbauwerks hinsichtlich 
Stand- und Verkehrssicherheit sowie der Gebrauchstauglichkeit außerdem auch 
Maßnahmen zur Verkehrsführung des bauzeitlichen Verkehrs und die Bedeutung 
des Bauwerks für die Verkehrsinfrastruktur einzubeziehen (siehe S. 29 der „Hand-
lungsanweisung zur Überprüfung und Beurteilung von älteren Brückenbauwerken, 
die mit vergütetem, spannungsrisskorrosionsgefährdetem Spannstahl erstellt wur-
den (Handlungsanweisung Spannungsrisskorrosion)“, Ausgabe 06/2011). Mit Blick 
auf den bereits dargelegten schlechten baulichen Zustand, der unter C. 2.2.1 zu 
entnehmenden Verkehrsbedeutung sowie der am 02.02.2012 erfolgten einvernehm-
lichen Festlegung (Gesprächstermin bei der Obersten Baubehörde), das Bauwerk 
„St 2240 – Brücke über den Main-Donau-Kanal bei Erlangen“ zu erneuern, stellt 
demnach auch eine Instandsetzung der bestehenden Brücke keine gangbare Op-
tion dar, da dies nicht den Geboten der Wirtschaftlichkeit entspricht. Überdies befin-
det sich das Bauwerk in der Kategorie „Versagen des Bauwerkes durch Ausfall von 
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Spanngliedern ohne Vorankündigung“. Diese Einstufung erfordert auch unter dem 
Gesichtspunkt der Gefahrenabwehr zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung (Schutzgüter Leben, Gesundheit und Eigentum) vordringlichen 
Handlungsbedarf durch eine bauliche Erneuerung. Bis zur Erneuerung des Brü-
ckenbauwerkes werden jährlich Sonderprüfungen der Überbauuntersicht mit einem 
Brückenuntersichtgerät auf signifikante Rissbildung, die auf etwaige Spannstahlbrü-
che hindeutet, durchgeführt. Sollte hierbei eine ungewöhnliche Rissbildung vorge-
funden werden, müsste das Bauwerk sofort für den gesamten Verkehr gesperrt 
werden. 
 
Der Vorhabensträger hat im Rahmen der Voruntersuchung eine Variantenuntersu-
chung (11/2015) durchgeführt, die Strecke und Bauwerke (08/2015 Machbarkeits-
studie Brückenbau IB Leonhardt, Andrä und Partner) berücksichtigt. Hierbei erfolgte 
eine Gegenüberstellung von insgesamt sieben Varianten bezüglich des eigentlichen 
Brückenbauwerks sowie von drei Varianten für die Ausbildung der südlichen AS 
Heusteg, die nachfolgend näher beschrieben und verglichen werden: 
 

2.3.2.1 Variantenvergleich Brückenbauwerk 

Eine großräumige Verlegung der Main-Donau-Kanalbrücke ist weder wirtschaftlich 
noch ökologisch vertretbar, so dass der Vorhabensträger ausschließlich Varianten 
im unmittelbar angrenzenden Bereich des derzeitigen Straßenverlaufs untersucht 
hat. Diese Vorgehensweise ist nach Auffassung der Planfeststellungsbehörde sinn-
voll und nicht zu beanstanden. Dementsprechend wird der Untersuchungsraum in 
Ost-West-Richtung durch die beiden vorhandenen Anschlussknotenpunkte „Am Eu-
ropakanal“ bei Heusteg und der „Heiligenlohstraße“ in Alterlangen begrenzt. In nörd-
licher Richtung wird das Untersuchungsgebiet durch den Anlegehafen im Zuge des 
Main-Donau-Kanals und das Trinkwasserschutzgebiet „Erlangen West“ (Zone II) be-
schränkt. Südlich angrenzend besteht das Bannwaldgebiet „Mönau“ sowie ein Land-
schaftsschutzgebiet. Eine detaillierte Abgrenzung des Untersuchungsgebietes aus 
umweltfachlicher Sicht findet sich in den Nrn. 1.3 bzw. 1.4 der Unterlage 19.1 T. Die 
einzelnen untersuchten Varianten und ihre jeweilige Bewertung stellen sich wie folgt 
dar: 
 

 Variante 1 – Nord (V 1 Stahlverbund) 
 
Bei der Variante 1 handelt es sich um den Neubau einer Stahlverbundbrücke als 
Hohlkasten im Verbundquerschnitt ca. 18 Meter nördlich des Bestandsbauwerkes. 
Bei einer Umsetzung der Nordvariante sind umweltseitige Nachteile (vor allem 
Schutzgüter Mensch und Wasser) durch das Heranrücken an die nordseitig gele-
gene Bebauung an der Ortsstraße „St. Johann“ und die Schutzzone II des Wasser-
schutzgebietes Erlangen West unvermeidlich. Im Vergleich zur Vorzugsvariante 3.1 
– Süd stellen sich auch die längere Bauzeit, die Notwendigkeit größerer Erdbewe-
gungen und die schwierigere Realisierung des Brückenbauwerkes als nachteilig 
heraus. 
 

 Variante 2.1 – Bestand (V 2 Stahlverbund mit Behelfsbrücke) 
 
Hierbei handelt es sich ebenfalls um eine Stahlverbundbrücke als Hohlkasten im 
Verbundquerschnitt. Die neue Brücke wird in Bestandslage errichtet, so dass für 
den Bau eine Behelfsbrücke südlich der bestehenden Brücke errichtet werden 
muss. Die größten Nachteile dieser Variante bestehen in der längsten Bauzeit und 
den höchsten Baukosten aller Varianten sowie den großen Eingriffen in das beste-
hende Verkehrsnetz. Zudem bietet diese Variante keine Vorteile hinsichtlich ihrer 
Umweltverträglichkeit sowie entwurfs- und sicherheitstechnischer Beurteilung ge-
genüber Variante 3.1 – SÜD. 
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 Variante 2.2 – Bestand (V 3 Stabbogen, Einschub und Querschub) 
 
Eine weitere Variante in Bestandslage stellt die Variante 2.2 dar. Südlich des Be-
standsbauwerkes wird eine Stabbogenbrücke errichtet und provisorisch angebun-
den. Nach Abriss der „alten“ Brücke wird die Stabbogenbrücke im Querverschub in 
die endgültige Lage verschoben. Durch die längere Bauzeit, die größere Beeinträch-
tigung des Verkehrs und die größeren Massenbewegungen erhält die Variante eine 
schlechtere verkehrliche bzw. entwurfs- und sicherheitstechnische Beurteilung als 
die Vorzugsvariante und bietet zudem keine Vorteile hinsichtlich der Umweltverträg-
lichkeit. 
 

 Variante 2.3 – Bestand (V 4 Stahlverbund, Einschub und Querschub) 
 
Die Variante 2.3 entspricht der Konstruktion der Variante 2.1 (Stahlverbundbrücke 
als Hohlkasten im Verbundquerschnitt). Allerdings wird das Bauwerk bei dieser Va-
riante südlich der Bestandsbrücke errichtet und nach Abriss der „alten“ Brücke in 
die Endlage verschoben. Im Vergleich zur Vorzugsvariante sind eine lange Bauzeit, 
die schwierigere Herstellung des Brückenbauwerks sowie die zweithöchsten Bau-
kosten aller Varianten als größte Nachteile zu nennen. Auch bei den anderen Ziel-
feldern bietet diese Variante keine Vorteile gegenüber Variante 3.1 – SÜD. 
 

 Variante 3.1 – Süd (V 5 Bogenbrücke) 
 
Bei Variante 3.1 – Süd handelt es sich um die Errichtung einer Stabbogenbrücke 
ca. 25 m südlich der bestehenden Brücke. Die Vormontage der Brücke erfolgt auf 
einem Baufeld südöstlich des Bestandsbauwerks. Der vormontierte Stahlbogen wird 
dann mit Hilfe eines Pontons in die Endlage gebracht. Unter Berücksichtigung von 
bautechnischen, gestalterischen, umweltfachlichen und wirtschaftlichen Gesichts-
punkten stellt sich die Variante 3.1 – Süd nach Bewertung und Abwägung der Vari-
antenwirkungen als die vorteilhafteste Variante heraus und daher Gegenstand der 
festgestellten Planung. 
 

 Variante 3.2 – Süd (V 6 Extradosed-Brücke, Stahlverbund) 
 
Die Variante 3.2 - Süd beinhaltet den Neubau einer sogenannten „Extradosed“-Brü-
cke südlich des bestehenden Bauwerks. Hierbei handelt es sich um die Sonderform 
einer Stahlverbundbrücke mit niedrigen Pylonen und flach geneigten Schrägseilen 
bzw. Spanngliedern. Als besonders nachteilig ist bei dieser Variante die schwierige 
technische Durchführbarkeit des Brückenbauwerks durch den notwendigen Freivor-
bau und die Pfeilerherstellung innerhalb der Kanalabdichtung zu nennen. Hinsicht-
lich verkehrlicher Beurteilung sowie Umweltverträglichkeit bestehen (ebenso) keine 
Vorteile gegenüber Variante 3.1 – Süd. 
 

 Variante 3.3 Süd (V 7 Stahlverbund) 
 
Bei dieser Variante handelt es sich um eine Stahlverbundbrücke als Hohlkasten im 
Verbundquerschnitt, die ca. 25 m südlich des bestehenden Bauwerkes errichtet 
wird. Diese Variante ist die Längste von allen und rückt am weitesten Richtung Sü-
den ab, wodurch starke Eingriffe in das Bannwaldgebiet notwendig werden. Durch 
die Länge der Baustrecke ist auch der Flächenverbrauch insgesamt am höchsten. 
Auch hinsichtlich verkehrlicher Beurteilung sowie Umweltverträglichkeit bietet diese 
Variante keine Vorteile gegenüber Variante 3.1 – Süd. 
 
Nach Bewertung und Abwägung der vorgenannten Variantenwirkungen, stellt sich 
unter Berücksichtigung bautechnischer, gestalterischer, umweltfachlicher und wirt-
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schaftlicher Gesichtspunkte die Variante 3.1 – Süd nach Auffassung des Vorha-
bensträgers als die vorteilhafteste Variante heraus und ist somit Gegenstand des 
Planfeststellungsverfahrens. Das gefundene Ergebnis ist auch nach Auffassung der 
Planfeststellungsbehörde nicht zu beanstanden. 
 

2.3.2.2 Variantenvergleich AS Heusteg 

Im Zuge der Voruntersuchung hat der Vorhabensträger einen Vergleich der nach-
folgend dargestellten Varianten 3.1a, 3.1b und 3.1c zur Ausbildung der südlichen 
AS Heusteg durchgeführt (siehe Nr. 3.4 der Unterlage 1 T). Danach ergibt sich fol-
gende Situation: 
 

 Variante 3.1a – Süd (V 5 als 2-streifige Bogenbrücke als Einmündung) 
 
Diese Variante umfasst die Ausbildung der südlichen AS als Einmündung ohne Ein-
fädelstreifen in Bestandslage. Durch den Verbleib auf der Bestandstrasse ist kein 
Eingriff in den Bannwald und damit kein Bannwaldausgleich erforderlich (siehe die 
Darstellung in Nr. 3.4 der Unterlage 1 T). Die Auffahrt auf die St 2240 in Richtung 
Erlangen erfolgt durch eine spitzwinklige Einmündung ohne Einfädelstreifen und be-
inhaltet damit hinsichtlich verkehrlicher und sicherheitstechnischer Belange deutli-
che Nachteile gegenüber Variante 3.1b – Süd. 
 

 Variante 3.1b – Süd (V 5 als 2-streifige Bogenbrücke) mit Einfädelstreifen 
 
Bei der Variante 3.1b wird die südliche Anschlussstelle nach Westen verschoben, 
um den Einfädelstreifen in die St 2240 noch vor dem Brückenbauwerk enden lassen 
zu können und somit die Baukosten für das Brückenbauwerk deutlich zu reduzieren. 
Bei dieser Variante ist jedoch ein Eingriff in den Bannwald und ein demensprechen-
der Bannwaldausgleich von ca. 1,0 ha erforderlich, der jedoch in Abstimmung mit 
dem Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach erbracht werden kann. 
Eine Bestätigung der ordnungsgemäßen Aufforstung der Fl. –Nrn. 969/0 und 975/0, 
Gemarkung Heßdorf (Flächenumfang: 6.070 m²), direkt angrenzend an den Bann-
waldbestand, durch das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Fürth-Uf-
fenheim vom 03.01.2018 liegt insoweit vor.  
 

 Variante 3.1c – Süd (V 5 als 3-streifige Bogenbrücke) mit Spuraddition 3. Fahr-
streifen 

 
Die Variante 3.1c entspricht einer Mischform der beiden vorherigen Varianten. Die 
AS verbleibt in Bestandslage, jedoch wird statt einer Einmündung eine Spuraddition 
durch einen dritten Fahrstreifen über das Brückenbauwerk geführt. Ein Eingriff in 
den Bannwald ist dadurch nicht notwendig. Durch die Spuraddition im Bereich des 
Brückenbauwerks wäre die Brückenfläche deutlich größer als bei den anderen Va-
rianten. Dadurch ergeben sich erhebliche Kostennachteile (in Anschaffung und Un-
terhalt) gegenüber Variante 3.1b – Süd. 
 
Der Vorhabensträger hat aus den oben dargelegten sicherheitstechnischen bzw. 
wirtschaftlichen Gründen der Variante 3.1b – Süd – auch unter Berücksichtigung 
des zu erfolgenden Bannwaldausgleichs – gegenüber den anderen beiden Alterna-
tiven den Vorzug gegeben, was nach Auffassung der Planfeststellungsbehörde im 
Ergebnis nicht zu beanstanden ist. Zumal, wie bereits oben erwähnt, das Amt für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach dem zu erbringenden Bannwald-
ausgleich (siehe insoweit Nr. 7 der Unterlage 19.1 T sowie Nr. 6.6 der Unterlage 1 
T) zugestimmt hat. 
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2.3.2.3 Einwendungen bezüglich der Variantenauswahl 

 
Soweit bei der Behandlung der nachfolgenden Einwendungen der Begriff „Einwen-
der“ Gebrauch findet, steht dieser stellvertretend für alle Geschlechtsmerkmale. 
 
Die höhere Landesplanungsbehörde (Sachgebiet 24 bei der Regierung von Mittel-
franken) bringt vor, dass sich die untersuchten Varianten gemäß Tabelle 1 auf S. 21 
der Unterlage 1 T vor allem hinsichtlich der Kriterien Wirtschaftlichkeit, Entwurfs- 
sowie sicherheitstechnischen und verkehrlichen Komponenten unterscheiden. Aus 
landesplanerischer Sicht sei jedoch auch die Umweltverträglichkeit differenzierter 
zu bewerten. Ihre Wirkung sei nicht so gleich, wie es die Tabelle zum Ausdruck 
bringe. Deutlich werde dies insbesondere bei der Bewertung der Untervarianten 
3.1a – Süd, 3.1b – Süd (Vorzugsvariante) und 3.1c – Süd. Die Vorzugsvariante er-
halte einen Einfädelungsstreifen und erreiche damit die Verkehrsqualitätsstufe A, 
erfordere aber erhebliche Veränderungen gegenüber der bestehenden Rampe und 
greife auf einer Fläche von ca. 1 ha in den Bannwald ein. Die abgeschichteten Un-
tervarianten kämen jeweils ohne die Rodung aus, Variante 3.1a – Süd verzichte zu 
Lasten verkehrlicher und sicherheitstechnischer Belange auf einen Einfädelungs-
streifen und könne daher ohne zusätzliche Eingriffe auf der bestehenden Rampe 
ausgeführt werden. Dies gelte auch für Variante 3.1c – Süd, die den Einfädelungs-
streifen auf der Brücke mitführe und daher wegen der breiteren Brücke weniger wirt-
schaftlich sei. Für die sachgerechte Abwägung seien aus landesplanerischer Sicht 
weitergehende Aussagen nötig, welche das Erfordernis der Einfädelungsspur dar-
legen, darunter auch Angaben zur Verkehrsqualität der abgeschichteten Untervari-
anten. 
 
Der Vorhabensträger entgegnet, dass in Tabelle 1 der Unterlage 1 T lediglich die 
„Übervarianten“ dargestellt seien. Bei den Untervarianten 3.1a bis 3.1c handele es 
sich lediglich um eine gesonderte Betrachtung des südlichen Anschluss-Stellenas-
tes. Im Zuge der Voruntersuchung wurden hier verschiedene Möglichkeiten disku-
tiert. Durch die parallel zur bestehenden Brücke neu zu errichtende Brücke wird 
auch die bestehende Fahrbahn ein Stück nach Süden verschoben. Sollte die Rampe 
in ähnlicher Lage wie im Bestand aufrechterhalten werden, müsste dafür ein weite-
rer Fahrstreifen über die Brücke geführt werden, was unter anderem aus Gründen 
der Wirtschaftlichkeit vom Vorhabensträger verworfen wurde. Eine andere Möglich-
keit wäre die Beschleunigungsspur entfallen zu lassen. Daraus ergäbe sich jedoch 
ein erhebliches Unfallrisiko. Diese Variante komme deshalb auf Gründen der Ver-
kehrssicherheit unter Berücksichtigung der elementaren Schutzgüter Leben, Ge-
sundheit sowie Eigentum nicht zur Ausführung. Zudem seien bei teilplanfreien 
Knotenpunkten an der übergeordneten Straße nach den Richtlinien für die Anlage 
von Landstraßen (RAL) grundsätzlich Ein- und Ausfädelstreifen anzuordnen (vgl. 
Kapitel 6.1, 6.3.3.1, 6.3.3.2, 6.4.2 und 6.4.3 der RAL). Bei der Trassierung der 
Rampe sei unter Berücksichtigung einer richtlinienkonformen Planung darauf ge-
achtet worden, den Flächenverbrauch und damit die (mit dem Amt für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten Ansbach abgestimmten) Eingriffe in den Bannwald so 
gering wie möglich zu halten. Sowohl das Sachgebiet Straßenbau bei der Regierung 
von Mittelfranken, als auch die Planfeststellungsbehörde schließen sich der Argu-
mentation des Vorhabensträgers an. 
 
Die Stadt Erlangen erhebt angesichts der nach ihrer Auffassung nicht unerhebli-
chen Rodung sowie des Flächenverbrauchs Einwände. Es müsse nach Ansicht 
der Stadt Erlangen überprüft werden, ob die bestehende Auffahrt weiter genutzt 
werden und das plangegenständliche Regenrückhaltebecken anders positioniert 
werden könne. 
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Der Vorhabensträger führt hierzu aus, dass im Zuge der Voruntersuchung insoweit 
verschiedene Möglichkeiten diskutiert worden seien. Durch die parallel zur beste-
henden Brücke neu zu errichtende Brücke werde auch die bestehende Fahrbahn 
ein Stück nach Süden verschoben. Sollte die Rampe in ähnlicher Lage wie im Be-
stand aufrechterhalten werden, müsste dafür ein weiterer Fahrstreifen über die Brü-
cke geführt werden, was u.a. aus Gründen der Wirtschaftlichkeit verworfen wurde. 
Eine andere Möglichkeit wäre die Beschleunigungsspur entfallen zu lassen. Daraus 
ergebet sich jedoch ein erhebliches Unfallrisiko. Diese Variante wurde deshalb auf 
Gründen der Verkehrssicherheit verworfen. Im Übrigen darf, um Wiederholungen zu 
vermeiden, auf die vorstehenden Ausführungen zu dem Vorbringen der höheren 
Landesplanungsbehörde Bezug genommen werden, welche die gleiche Thematik 
zum Inhalt haben. 
 
Die Bevollmächtigte der Grundstückseigentümer Heiligenlohstraße 8 und 10, 91056 
Erlangen, moniert, dass der Vorhabensträger ohne konkrete Begründung nur Er-
satzbauvorhaben in unmittelbarer Nähe zum Bestand geprüft habe und daher den 
Untersuchungsrahmen von vornherein einschränke. Dies sei unnötig bzw. unzuläs-
sig, es bleibe zudem offen, welche ökologischen oder wirtschaftlichen Gründe ge-
gen eine großräumige Verlegung sprechen würden. Überdies fehle die Darstellung 
und Abwägung der Nullvariante in den Planunterlagen. 
 
Der Vorhabensträger legt hierzu dar, dass die Erneuerung der plangegenständli-
chen Main-Donau-Kanal-Brücke unumgänglich sei. Die Anpassungen an den an-
schließenden Straßenabschnitten der St 2240 auf ca. 1.200 m Länge seien lediglich 
als Folgemaßnahmen zu sehen, die aus dem Neubau der Brücke südlich des Be-
standsbauwerkes resultieren. Varianten, die noch weiter vom Bestand abrücken als 
die untersuchten Varianten, hat der Vorhabensträger nicht in Betracht gezogen, da 
sich dadurch die Streckenlänge und somit die Eingriffe in Natur und Landschaft, die 
Grundinanspruchnahmen sowie die Baukosten erheblich vergrößert hätten, ohne 
einen entsprechenden Nutzen zu generieren. Die Nullvariante im Sinne einer Brü-
ckensanierung komme somit hier nicht in Betracht. Ein Neubau in Bestandslage 
wurde in der Variantenuntersuchung betrachtet (siehe oben die dargestellten Vari-
anten 2.1, 2.2 und 2.3). Die Planfeststellungsbehörde schließt sich diesen Ausfüh-
rungen an und verweist ergänzend auf die ausführlichen Darlegungen unter C. 
2.3.2.1 dieses Beschlusses. 
 
Die Bevollmächtigte nimmt ergänzend Bezug auf den Erläuterungsbericht (siehe Nr. 
3.2 der Unterlage 1 T) und führt aus, dass dort sieben Varianten betrachtet werden. 
Diese werden durch Benotung verschiedener Kriterien miteinander verglichen. Die 
Entscheidung falle zugunsten der Variante 3.1 – Süd. Dabei stellen sich für die An-
wohner und damit das „Schutzgut Mensch“ in der Heiligenlohstraße die südlichen 
Varianten am negativsten bzw. nachteiligsten dar. Aus der Unterlage 1 T werde je-
doch nicht ersichtlich, warum es zwingend diese Variante sein müsse und nicht eine 
Bestandsvariante in Frage komme. Zudem werde in der Unterlage 1 T (Nr. 3.3) nicht 
erläutert, warum welche Variante für die einzelnen Zielfelder welche Note erhalte. 
 
Der Vorhabensträger widerspricht dieser Behauptung. Hierbei werde außer Acht ge-
lassen, dass auch nördlich der Trasse (insbesondere die Anwesen Sankt Johann 
80 – 88, 91056 Erlangen) für Wohnzwecke genutzte Gebäude liegen. Diese seien 
im Bestand nur rund 100 m von der Brücke entfernt, während die nächstgelegenen 
Wohngebäude in der Heiligenlohstraße über 300 m von dem plangegenständlichen 
Brückenbauwerk entfernt liegen. Die gewählte Variante wurde im Rahmen einer Va-
riantenuntersuchung unter Berücksichtigung verschiedener Zielfelder als die insge-
samt beste Alternative ermittelt. Hierbei wurden alle Varianten mit den jeweiligen 
Teilzielfeldern nach objektiven Kriterien bewertet und gegenübergestellt. Die in der 
Unterlage 1 T unter Nr. 3.3 dargestellte Wertungsmatrix wurde für das Planfeststel-
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lungsverfahren zusammengefasst. Für die Variantenuntersuchung wurden Zielfel-
der definiert und diese entsprechend des Erreichungsgrades der Vorgaben entspre-
chend benotet. Im Anschluss an die Wertungsmatrix auf Seite 22 der Unterlage 1 T 
(unter Nr. 3.3) seien die jeweiligen Ausschlussgründe der einzelnen Varianten noch-
mals nachvollziehbar erläutert worden. Die Planfeststellungsbehörde hält dieses 
Vorgehen für plausibel, das gefundene Ergebnis zugunsten der Variante 3.1 – Süd 
ist unter Bezugnahme auf die obenstehenden Ausführungen (siehe insb. C. 2.3.2.1) 
nicht zu beanstanden. 
 
Die Bevollmächtige kritisiert, dass die Unterlage 1 T (insb. Nr. 3.2) bezüglich der 
Baukosten einzelner (dargestellter) Varianten unpräzise Aussagen enthalte. Der 
Vorhabensträger erwähne hierzu, dass die Variante 2.1 die höchsten Baukosten 
und die Variante 2.3 die zweithöchsten Baukosten aufweise. Die Bedeutung dieser 
Aussage bleibe jedoch unklar, da die geschätzten Kosten nicht genannt werden. 
 
Der Vorhabensträger erläutert hierzu, dass insoweit eine klare Aussage vorliege, 
dass bei Variante 2.1 die höchsten und bei Variante 2.3 die zweithöchsten Baukos-
ten anfallen würden. Eine detaillierte Variantenuntersuchung unter Berücksichtigung 
der jeweiligen Baukosten sei im Zuge der Voruntersuchungen (Machbarkeitsstudie 
08/2015 durch das IB Leonhardt, Andrä und Partner sowie Variantenuntersuchung 
11/2015 durch das Staatliche Bauamt Nürnberg) erfolgt. 
 
Des Weiteren bringt die Bevollmächtigte vor, dass als weitere Begründung für die 
Ablehnung der Varianten 2.1 – 2.3 die Begriffe „längste Bauzeit“ (Variante 2.1), die 
„längere Bauzeit“ (Variante 2.2) sowie eine „lange Bauzeit“ (Variante 2.3) verwendet 
werden. Dabei bleibe völlig offen, was dies im Vergleich zur angegebenen Bauzeit 
für die plangegenständliche Variante 3.1 bedeute. 
 
Der Vorhabensträger führt hierzu aus, dass die Varianten 2.1, 2.2 und 2.3 eine län-
gere Bauzeit mit sich bringen als die Vorzugsvariante 3.1. Wie oben bereits erwähnt, 
erfolgte die detaillierte Variantenuntersuchung im Zuge einer Voruntersuchung. 
 
Die Bevollmächtigte trägt weiter vor, dass bezüglich der Umweltverträglichkeit die 
Bestandsvarianten sowie die Südvariante alle mit der gleichen Note bewertet wer-
den. Dies sei nicht nachvollziehbar, da die Südvariante aufgrund der Mehrzahl an 
Baumrodungen schlechter abschneide. Die Bevollmächtigte nimmt zudem Bezug 
auf die Unterlage 1 T Nr. 5.3 und zitiert wörtlich: „Durch das Vorhaben entstehen 
keine zusätzlich das Landschaftsbild negativ prägenden Beeinträchtigungen“. Ein 
weiteres Zitat erfolgt aus Nr. 6.4.1, dort heißt es: „Auf Grund der bereits vorhande-
nen Straßenführung sind für die Schutzgüter Mensch, Landschaftsbild sowie für Kul-
tur- und Sachgüter keine signifikant höheren Beeinträchtigungen als bisher zu 
erwarten.“ Dem widerspricht die Bevollmächtigte explizit; das Landschaftsbild ver-
schlechtere sich deutlich, da sehr viel Wald gerodet werde. 
 
Der Vorhabensträger nimmt hierzu wie folgt Stellung: 
 
Die Bewertung der Umweltverträglichkeit im Variantenvergleich zum Zeitpunkt der 
Voruntersuchung, erfolgte in der Gesamtschau aller aufgezeigten Schutzgüter, dar-
gestellt in Nr. 3 der Unterlage 1 T. Insbesondere die Süd-Variante 3.3 wurde in der 
Voruntersuchung auf Grund des höheren Waldeingriffs zu den Bestandsvarianten 
seinerzeit zunächst als schlechter eingestuft. Dem gegenüber standen jedoch um-
weltfachliche Vorteile der Süd-Varianten wie eine geringere Belastung des Sonder-
gebietes mit Wohnbebauung nordöstlich des Main-Donau-Kanals. 
 
Die Ausführungen in den Nrn. 5.3. und 6.4 der Unterlage 1 T beziehen sich auf die 
Beurteilung der Vorzugsvariante in der Phase der Genehmigungsplanung. Dem 
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Vorhabensträger ist durchaus bewusst, dass mit dem Bau der Maßnahme vorüber-
gehende, nicht vermeidbare Beeinträchtigungen einzelner Schutzgüter obligatorisch 
einhergehen werden und es nach Fertigstellung einer längeren Entwicklungszeit be-
darf, bis sich die naturräumliche Ausstattung vollständig regeneriert hat. Die natur-
gegebenen Landschaftseinheiten im Planbereich werden jedoch bereits aktuell 
maßgeblich durch die bestehende Straßenverbindung (St 2240 mit Brückenbau-
werk) gegliedert, welche sich durch den Ersatzneubau (visuell) nicht maßgeblich 
verändert. In der Bewertung werden insbesondere dauerhaft erhebliche Beeinträch-
tigungen gegenübergestellt. Aus gutachterlicher Sicht sind in der Gesamtschau je-
doch keine dauerhaft erheblichen (visuellen) Veränderungen des Landschaftsbildes 
zu erwarten. Die höhere Naturschutzbehörde hat diese Einschätzung bestätigt, die 
Planfeststellungsbehörde schließt sich dem an. 
 
Die Bevollmächtigte moniert, dass die Betrachtung einer weiteren Variante, bei der 
die Brücke an der gleichen Stelle bleibe (Bestandsvariante also), auf den Bau einer 
Ersatzbrücke jedoch verzichtet werde, in der gegenständlichen Planung nicht be-
trachtet worden sei. 
 
Der Vorhabensträger erläutert, dass es sich bei den unter Nr. 3.2 der Unterlage 1 T 
beschriebenen Varianten 2.2 und 2.3 um Bestandsvarianten ohne Behelfsbrücke 
handelt. Bei diesen Varianten wird die neue Brücke südlich der Bestandsbrücke er-
richtet und nach Abriss der alten Brücke in die endgültige Lage verschoben. Be-
standvarianten sind daher, auch nach Auffassung der Planfeststellungsbehörde, in 
der gegenständlichen Planung ausreichend berücksichtigt worden. 
 
Wie bereits oben dargelegt, stellt sich unter Berücksichtigung bautechnischer, ge-
stalterischer, umweltfachlicher und wirtschaftlicher Gesichtspunkte die Variante 3.1 
– Süd als die vorteilhafteste Variante bezüglich des Brückenbauwerks heraus und 
ist somit Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens. Die vom Vorhabensträger 
angestellten Erwägungen zur Variantenauswahl sind nach Auffassung der Planfest-
stellungsbehörde nicht zu beanstanden. 
 
Auch der Eigentümer des Grundstücks Schlehenstraße 18, 91056 Erlangen, wird im 
Verwaltungsverfahren durch eine Rechtsanwaltskanzlei (Bevollmächtigte) vertre-
ten. Die Bevollmächtigte trägt vor, dass betroffene Bewohner im Planbereich, ins-
besondere in der Heiligenlohstraße, Geisbergstraße und Schlehenstraße ihr 
Unverständnis darüber geäußert hätten, dass beabsichtigt sei, die plangegenständ-
liche Brücke massiv in Richtung der Wohngebiete zu verlegen. Dem werde aus 
mehreren Gründen entschieden widersprochen. Zum einen sei bereits prinzipiell un-
verständlich, dass nicht die bestehende Trasse verwendet werde und damit entspre-
chende dauerhafte Eingriffe in die bewährte Straßenführung und Struktur verhindert 
werden könnten. Selbstverständlich könne während der Bauphase eine Behelfsbrü-
cke erstellt werden, was jedoch eine temporäre Beeinträchtigung und keine dauer-
hafte Verschlechterung des bestehenden Zustandes bedeuten würde. Zum anderen 
ergebe sich aus den vorgelegten Unterlagen und „Abwägungen“, deren Richtigkeit 
und Objektivität hiermit ausdrücklich bestritten werde, dass offensichtlich für die Re-
alisierung der nahe liegenden Varianten (entweder Nutzung der bestehenden Tras-
sen, also Ersatzbrücke am bestehenden Standort oder Verlegung vom Wohngebiet 
weg Richtung Norden) keine konkurrenzfähigen und sinnvollen Möglichkeiten ge-
sucht worden seien. 
 
Der Vorhabensträger entgegnet hierzu, dass die Brücke ca. 25 m südlich vom Be-
standsbauwerk neu errichtet wird. Die neue Brücke wird einen Abstand von ca. 300 
m bis zum nächstgelegenen Anwesen des Wohngebietes Heiligenlohstraße/Geis-
bergstraße/Schlehenstraße haben. Der Abstand zum Grundstück Schlehenstraße 
18, 91056 Erlangen, beträgt sogar über 500 m. Von einer „massiven“ Verschiebung 
Richtung Wohngebiet kann nach Auffassung des Vorhabensträgers somit keine 
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Rede sein. Die Planfeststellungsbehörde sowie das Sachgebiet Straßenbau der Re-
gierung von Mittelfranken schließen sich dieser Aussage an. Wie bereits mehrfach 
erwähnt, hat der Vorhabensträger insgesamt 7 Varianten (davon 3 in Bestandslage, 
eine Nordvariante und 3 Südvarianten) untersucht (siehe Nr. 3.2 der Unterlage 1 T). 
Die plangegenständliche Variante 3.1 – SÜD, konnte im Rahmen dieser Varianten-
untersuchung unter Berücksichtigung verschiedener Zielfelder als die insgesamt 
beste Variante ermittelt werden (siehe vorstehende S. 31 Absatz 2 dieses Beschlus-
ses). Hierbei hat der Vorhabensträger alle Varianten mit den jeweiligen Teilzielfel-
dern nach objektiven Kriterien bewertet und gegenübergestellt. Die in Unterlage 1 T 
unter Nr. 3.3 dargestellte Wertungsmatrix wurde für das Planfeststellungsverfahren 
zusammengefasst und verkürzt dargestellt. Der Einwand der Bevollmächtigten be-
züglich einer fehlerhaften/unzureichenden Variantenbetrachtung bzw. –auswahl 
verfängt somit nicht. 
 
Der Bewohner des Anwesens Heiligenlohstr. 4, 91056 Erlangen, moniert, dass das 
Kriterium “Anwohnerfreundlichkeit” bei der Variantenbetrachtung nicht oder nicht 
ausreichend berücksichtigt worden sei. Es sollte deshalb eine Neubewertung unter 
Berücksichtigung des „Anwohnerkriteriums“ durchgeführt und diese transparent dar-
gelegt und erläutert werden. 
 
Der Vorhabensträger führt dazu aus, dass das vorgenannte Anwesen etwa 310 m 
entfernt von dem neuen Brückenbauwerk liege. Die Belange der angrenzenden 
Wohnbevölkerung seien im Bereich des Zielfeldes „Umweltverträglichkeit“ beim 
Schutzgut „Mensch“ im Zuge der Planung berücksichtigt worden. Wie bereits mehr-
fach dargelegt, sieht der Vorhabensträger bei der Umsetzung des Vorhabens keine 
größeren Beeinträchtigungen der Bewohner des Wohngebietes Heilgenloh-
straße/Geisbergstraße/Schlehenstraße. Die Planfeststellungsbehörde vermag im 
Ergebnis ebenso keine erheblichen Beeinträchtigungen für die Anwohner im Plan-
bereich erkennen. Ergänzend darf zu dieser Thematik auf die nachfolgenden Aus-
führungen unter C. 2.3.4 verwiesen werden. 
 
Die Eigentümer des Grundstücks Fl. –Nr. 3358/1 Gemarkung Erlangen bringen vor, 
dass der Neubau des Brückenbauwerks am bisherigen Standort (neue Mittellösung 
ohne Ersatzbrücke) die kostengünstigste und umweltschonendste Lösung wäre. Be-
gründet wird dies im Wesentlichen damit, dass die Bogenbrücke wie geplant vor-
montiert werden könnte. Zudem sei es nach Auffassung des Einwenders zumutbar, 
dass der Verkehr während der Bauarbeiten über die anderen bestehenden Kanal-
brücken umgeleitet werde. Überdies wären keine umfangreichen Erdbewegungen 
nötig und der Radweg könnte auch den nicht mehr benutzten Fahrspuren verlaufen. 
 
Zunächst ist festzustellen, dass dieser Einwand nicht schlüssig formuliert ist. Es wird 
insoweit nicht klar, ob die Einwender fordern, dass die neue Brücke neben der alten 
Brücke gebaut, provisorisch angebunden und nach dem Abriss dann im Querver-
chub auf den Platz der alten Brücke geschoben werden soll (dies entspricht den 
unter vorstehender Nr. C.2.3.2.1 dieses Beschlusses beschriebenen Varianten 2.2 
und 2.3), oder ob damit gemeint ist, die St 2240 für die komplette Bauzeit der Brücke 
voll zu sperren und das neue Bauwerk direkt im Bereich der alten Brücke zu bauen. 
 
Bezüglich des Neubaus neben der bestehenden Brücke mit Querverschub in „Be-
standslage“ legt der Vorhabensträger (wie bereits vorher ausgeführt) dar, dass für 
die Variantenuntersuchung insgesamt 7 Varianten (davon 3 in Bestandslage) unter-
sucht worden seien (siehe Nr. 3.2 der Unterlage 1 T). Die gewählte Variante 3.1 – 
Süd wurde im Rahmen dieser Variantenuntersuchung unter Berücksichtigung ver-
schiedener Zielfelder als die insgesamt beste Variante ermittelt. Hierbei wurden alle 
Varianten mit den jeweiligen Teilzielfeldern nach objektiven Kriterien bewertet und 
gegenübergestellt. Die in der Unterlage 1 T unter Nr. 3.3 dargestellte Wertungs-
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matrix hat der Vorhabensträger für das Planfeststellungsverfahren zusammenge-
fasst und verkürzt dargestellt. Entgegen der Meinung der Einwender schneiden die 
Bestandsvarianten demgemäß unter dem Gesichtspunkt „Wirtschaftlichkeit“ am 
schlechtesten ab. Weiterhin führt der Vorhabensträger aus, dass ein Neubau kom-
plett auf dem Bestand eine Vollsperrung der St 2240 im Planbereich zur Folge hätte. 
Eine Vollsperrung der Staatsstraße mit einer Verkehrsbelastung von über 15.000 
Kfz/24 h bei einer geschätzten Bauzeit für die Brücke von zwei bis drei Jahren sei 
aus verkehrlichen Gründen nicht möglich. Es stehen keine geeigneten Umleitungs-
strecken zur Verfügung, die in der Lage wären, einen Umleitungsverkehr dieser Grö-
ßenordnung während der Bauzeit leistungsfähig abzuwickeln. Hinzu käme bei 
solchen Verkehrsmengen noch die starke Mehrbelastung der Anwohner an den Um-
leitungsstrecken sowie eine zusätzliche Belastung für die Umwelt durch einen er-
höhten Kraftstoffverbrauch und dem daraus resultierenden Schadstoffausstoß 
aufgrund der längeren Umleitungsstrecken. 
 
Der Eigentümer des Grundstücks Fl. –Nr. 3358/10 Gemarkung Erlangen kritisiert 
zudem, dass es aus seiner Sicht unverständlich sei, warum das neue Brückenbau-
werk nicht an der Nordseite gebaut werde. 
 
Wie bereits dargelegt, hat der Vorhabensträger insgesamt 7 Varianten (davon 3 in 
Bestandslage, eine Nordvariante und 3 Südvarianten) untersucht (siehe Nr. 3.2 der 
Unterlage 1 T). Die plangegenständliche Variante 3.1 – Süd, konnte im Rahmen 
dieser Variantenuntersuchung unter Berücksichtigung verschiedener Ziel-felder als 
die insgesamt beste Variante ermittelt werden (siehe vorstehende S. 31 Absatz 2 
dieses Beschlusses). Hierbei hat der Vorhabensträger alle Varianten mit den jewei-
ligen Teilzielfeldern nach objektiven Kriterien bewertet und gegenübergestellt. Die 
in Unterlage 1 T unter Nr. 3.3 dargestellte Wertungsmatrix wurde für das Planfest-
stellungsverfahren zusammengefasst und verkürzt dargestellt. Das Sachgebiet 
Straßenbau hat das gefundene Ergebnis bestätigt und gegen die Methodik der Va-
riantenprüfung keine Einwände erhoben. Die Planfeststellungsbehörde schließt sich 
dieser fachlichen Bewertung an. 
 
Die Bewohner des Anwesens Heiligenlohstraße 6, 91056 Erlangen, nehmen Bezug 
auf die „Unterlage 1 T (Nr. 3.2) und verweisen auf die dort dargestellten sowie un-
tersuchten 7 Varianten. Für die Einwender sei es nicht nachvollziehbar, warum die 
Entscheidung für die Variante (3.1 – Süd) getroffen worden sei, die mit vielen Nach-
teilen für die Anwohner einhergehe. Zunächst sei es nicht transparent, wie die „Be-
notung“ der einzelnen Varianten stattgefunden habe. Vor allem in den Bereichen 
der Baukosten und der Bauzeit sei die Beurteilung nicht nachvollziehbar. Die Um-
weltverträglichkeit werde aufgrund der Rodung der Bäume aus Sicht der Einwender 
bei der Südvariante nicht korrekt eingeschätzt. 
 
Der Vorhabensträger entgegnet, dass es aus seiner Sicht nicht nachvollziehbar sei, 
warum (mehrere) Einwender für sich etliche Nachteile bezüglich der plangegen-
ständlichen Variante 3.1 – Süd befürchten. Das über 330 m Luftlinie von dem vor-
genannten Anwesen entfernte Brückenbauwerk werde (lediglich) ca. 25 m weiter 
südlich neu errichtet und die St 2240 entsprechend angepasst. Bereits auf Höhe der 
Unterführung des Geh- und Radweges, ca. 150 m Luftlinie von dem Grundstück der 
Einwender entfernt, verläuft die St 2240 wieder auf dem Bestand. Eine dauerhafte 
Beeinträchtigung des Anwesens vermag der Vorhabensträger nicht zu erkennen. 
Auch die Lärmbelastung werde sich nur marginal verändern. Die gewählte Variante 
hat der Vorhabensträger, wie bereits schon mehrfach erwähnt, im Rahmen einer 
Variantenuntersuchung unter Berücksichtigung verschiedener Zielfelder als die ins-
gesamt beste Variante ermittelt, was nach Auffassung der Planfeststellungsbehörde 
nicht zu beanstanden ist. Die in der Unterlage 1 T unter Nr. 3.3 dargestellte Wer-
tungsmatrix wurde für das Planfeststellungsverfahren zusammengefasst und ver-
kürzt dargestellt. Für die plangegenständliche Variante wurden die geringsten 
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Gesamtkosten ermittelt, so dass diese Variante auch dem Gebot der „Wirtschaft-
lichkeit“ Rechnung trägt. Bei der Beurteilung des Kriteriums „Umweltverträglichkeit“ 
fließen nicht nur die Rodungsflächen, sondern auch viele andere Gesichtspunkte (z. 
B. die Schutzgüter Wasser, Landschaft, usw.) mit ein. Auch das Sachgebiet Stra-
ßenbau bei der Regierung von Mittelfranken hat bezüglich der gewählten Variante 
3.1 – Süd keine Bedenken erhoben. 
 

2.3.3 Ausbaustandard 

Die Dimensionierung und Ausgestaltung der planfestgestellten Vorhabensteile so-
wie der Folgemaßnahmen entspricht auch im Detail einer sachgerechten Abwägung 
der widerstreitenden Belange. Gemäß den „Richtlinien für integrierte Netzgestaltung 
(RIN), Ausgabe 2008, ist die St 2240 im Ausbauabschnitt in die VFS III (UZ-MZ) und 
somit in die Straßenkategorie LS III einzuordnen. Demnach ergibt sich nach den 
Richtlinien für die Anlage von Landstraßen (RAL), Ausgabe 2012, eine Einordnung 
in die Entwurfsklasse 3 (EKL 3) mit einem Regelquerschnitt RQ 11. Die gegenständ-
liche Planung orientiert sich insoweit an diesen Regelwerken. Die in den vorgenann-
ten Regelwerken vorgegebenen technischen Ausbauparameter bringen die derzeit 
anerkannten Regeln der Technik für die Anlage von Straßen zum Ausdruck. Eine 
Planung, die sich an diesen Vorgaben orientiert, verstößt insoweit nur unter beson-
deren Umständen gegen das fachplanerische Abwägungsgebot (vgl. BVerwG, Urteil 
vom 19.03.2003, NVwZ 2003, 1120, 1122). Die festgestellte Planung hält sich im 
Wesentlichen an die Maßgaben der RAL. Soweit von ihnen abgewichen wird, er-
weist sich dies ebenso in der Gesamtschau als sachgerecht und ausgewogen; ins-
besondere sind diese Abweichungen auch in verkehrssicherheitstechnischer 
Hinsicht nicht kritisch. 
 
Ergänzend zu den nachfolgenden Ausführungen darf hinsichtlich der technischen 
Parameter im Einzelnen auf die Ausführungen in den Nrn. 4.3 und 4.4, 4.5 sowie 
4.7 der Unterlage 1 T, der Unterlage 11 T sowie die Darstellungen in den Unterlagen 
5 T, 6 T und 14.2 verwiesen werden. 
 

2.3.3.1 Trassierung, Knotenpunkte, Wegeanschlüsse und Zufahrten 

Die St 2240 beginnt an der B 470 bei Gremsdorf und führt über Erlangen – Eschenau 
– Lauf a. d. Pegnitz – Altdorf bei Nürnberg – Neumarkt i. d. Oberpfalz zur St 2235 
bei Utzenhofen. Der Planbereich befindet sich westlich der kreisfreien Stadt Erlan-
gen. Die St 2240 verbindet im Planbereich die beiden Erlanger Stadtteile Dechsen-
dorf und Alterlangen und ist in die Verbindungsfunktionsstufe III (regionale 
Verbindung) nach der RIN einzustufen (siehe Nr. 1.1 der Unterlage 1 T). Die Bau-
strecke beginnt ca. 800 m westlich des Main-Donau-Kanals bei Abschnitt 280 Sta-
tion 2,069 und endet ca. 400 m östlich des Main-Donau-Kanals bei Abschnitt 280 
Station 3,278 kurz vor der Stadtgrenze von Erlangen. Sie erstreckt sich somit auf 
einer Länge von ca. 1,2 km. Es erfolgen nur geringfügige Änderungen der Straßen-
netzgestaltung durch das Bauvorhaben. Die beiden Rampen zur GVS „Am Euro-
pakanal“ sind derzeit noch nicht als Staatsstraße gewidmet. Im Zuge der Maßnahme 
sollen die Rampen Bestandteil der St 2240 werden (Unterlage 12). 
 
Der neue Trassenverlauf weicht nur geringfügig von der Bestandstrasse ab. Das für 
die Lage des neuen Brückenbauwerkes relevante Trassierungselement ist eine Ge-
rade, deren Lage und Länge sich aus den vorgegebenen Abständen zur Bestands-
brücke und dem festgelegten Brückenquerprofil ergibt. Auf die Einhaltung der 
Mindestlänge von 600 m einer langen Gerade zwischen gleichsinnig gekrümmten 
Radien der EKL 1 bis 3 (gemäß RAL Ausgabe 2012, Ziffer 5.2.2) wurde zu Gunsten 
einer Gerade von rund 143 m zum Bau der geraden Stabbogenbrücke über den 
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Main-Donau-Kanal verzichtet. Die Gerade über den Main-Donau-Kanal wird west-
lich und östlich an den Bestand angeschlossen (siehe hierzu N. 4.3.1 der Unterlage 
1 T). 
 
Der Ersatzneubau wird rund 25 m südlich der bestehenden Kanalbrücke errichtet. 
Durch den Neubau des Bauwerkes über den Main-Donau-Kanal muss die anschlie-
ßende Strecke an die geänderte südliche Lage der Brücke angepasst werden. Die 
im Bestand bereits vorliegende gestreckte Linienführung mit großzügigen Radien 
wird beibehalten. Die verwendeten Entwurfselemente im Planungsabschnitt erge-
ben sich aus Tabelle 4 der Unterlage 1 T (Entwurfselemente im Lageplan) sowie 
aus Tabelle 5 der Unterlage 1 T (Entwurfselemente im Höhenplan). Die Aspekte der 
räumlichen Linienführung sind bei der Auswahl und Abstimmung der Trassierungs-
parameter im Grund- und Aufriss berücksichtigt. Durch die gewählten Trassierungs-
parameter werden die auf freier Strecke erforderlichen Halte- und Anfahrsichtweiten 
gemäß RAL 2012, wie im Lage- und Höhenplan (Unterlage 3 und 6) dargestellt, 
eingehalten. Die Fahrbahn befindet sich außerdem fast ausschließlich in Damm-
lage. Die Haltesichtweiten der nördlichen und südlichen Rampe werden ebenfalls 
eingehalten. 
 
Im plangegenständlichen Streckenabschnitt befindet sich lediglich ein Knotenpunkt 
mit einer klassifizierten untergeordneten Straße. Der Knotenpunkt ist ein teilplan-
freier, vierarmiger Knotenpunkt nach den Vorgaben der RAL. Er verbindet die St 
2240 als übergeordnete Straße der EKL 3 mit den Gemeindeverbindungsstraßen 
„Am Europakanal“ im Osten und „Am Heusteg“ im Norden. Die beiden untergeord-
neten Straßen werden über Ein- und Ausfahrtsrampen an die St 2240 angebunden 
(siehe Nr. 4.5 der Unterlage 1 T). 
 
Die Ein- und Ausfädelungsstreifen sind, einschließlich der Fahrbahnbegrenzungen, 
3,50 m breit und besitzen einen 0,50 m breiten Randstreifen. Die Länge der Ein- 
und Ausfädelstreifen beträgt 150 m gemäß den Vorgaben der RAL. Eine Übersicht 
der plangegenständlichen Rampenelemente für den Anschlussbereich Süd ergibt 
sich aus Tabelle 7 unter Nr. 4.5.2 der Unterlage 1 T. Die Rampenelemente für den 
Anschlussbereich Nord sind der Tabelle 8 unter Nr. 4.5.2 der Unterlage 1 T zu ent-
nehmen; hierauf darf jeweils Bezug genommen werden. 
 
Der Vorhabensträger hat im November 2019 eine Untersuchung der Leistungsfä-
higkeit der Knotenpunkte durchführen lassen. Die Beurteilung der Verkehrsqualität 
an den Knotenpunkten erfolgt für die Ein- bzw. Ausfädelungsstreifen (Kriterium Ver-
kehrsdichte) und die Einmündungen (Kriterium Wartezeit) nach unterschiedlichen 
Verfahren. Daher werden Elemente zunächst einzeln untersucht und beurteilt. Für 
die Gesamtbewertung wird die schlechteste Einzelbeurteilung als maßgebend her-
angezogen. Die Tabelle 9 unter Nr. 4.5.2 der Unterlage 1 T fasst die Ergebnisse der 
Leistungsfähigkeitsbeurteilung zusammen. Es ist ersichtlich, dass die teilplanfreien 
Knotenpunktelemente mit der QSV D und die Einmündung auf der Südseite der St 
2240 mit QSV B beurteilt werden. Somit wird die AS Heusteg in der Gesamtbetrach-
tung mit der QSV D beurteilt. Die Einmündung Am Europakanal/Südrampe erreicht 
die Qualitätsstufe A. Die Leistungsfähigkeit der AS konnte somit nachgewiesen wer-
den, bei allen Rampen ist eine Einfahrsicht mit einer Schenkellänge von 100/50 m 
gegeben. 
 
Der Geh- und Radweg quert die GVS „Am Europakanal“ sowie die St 2240. Beide 
Querungen erfolgen höhenfrei durch die beiden Brückenneubauten (BW 01) und 
BW 03), die nachfolgend näher beschrieben werden (siehe Nr. 4.7.1 der Unterlage 
1 T). 
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BW 01 – Brücke über den Geh- und Radwegbrücke bei Heusteg 
 
Die bestehende Unterführung des Geh- und Radweges mittels Wellstahlrohrdurch-
lass wird abgebrochen und durch eine neues Einfeldrahmenbauwerk mit einer lich-
ten Weite von 4,0 m und einer lichten Höhe von 3,0 m ersetzt. 
 
BW 02 – Brücke über den Main-Donau-Kanal 
 
Hierbei handelt es sich um das plangegenständliche Ersatzbauwerk, welches be-
reits detailliert beschrieben wurde. 
 
BW 03 – Brücke über den Geh- und Radweg im Zuge der St 2240 
 
Um eine höhenfreie Querungsmöglichkeit für Fußgänger und Radfahrer zu schaf-
fen, wird im Zuge der St 2240 eine neue Geh- und Radwegunterführung errichtet. 
Das Bauwerk wird als Einfeldrahmenbauwerk mit einer lichten Weite von 5,0 m und 
einer lichten Höhe von 3,0 m konzipiert. 
 
Die drei Bauwerke sind für zivile Verkehrslasten nach DIN 1991-2 mit DIN EN 1992-
2/NA (Lastmodell 1) und ARS 22/2012 und gleichzeitig für die Militärlastenklasse 
50/50 (Gegenverkehr) und 100 (einspuriger Verkehr) nach STANAG 2021 zu be-
messen. 
 

2.3.3.2 Querschnitt und Fahrbahnbefestigung 

Mit der Bauwerkserneuerung ist keine Änderung der freigegebenen Fahrstreifenan-
zahl (einer je Richtungsfahrbahn) der St 2240 verbunden. Abweichend vom RQ 11 
der EKL 3 wird aufgrund des hohen Verkehrsaufkommens der RQ 11,5 + für Stra-
ßen der EKL 2 gemäß RAL Bild 6 b1) ohne Überholfahrstreifen mit Fahrstreifenbe-
grenzung gewählt. Dies ist auch dadurch zu begründen, dass östlich des Main-
Donau-Kanals der Anschluss an einem bestehenden, vierstreifigen Sonderquer-
schnitt erfolgt. Die Anbindung an die GVS „Am Europakanal“ erfolgt wie im Bestand 
auch weiterhin über einen teilplanfreien Knotenpunkt. Die Ein- und Ausfädelspuren 
für die St 2240 werden mit einer Breite von 3,50 m ausgeführt. Die Gesamtbreite 
(5,10 m nördliche Kappe + 8,50 m Fahrbahn + 2,55 m südliche Kappe) zwischen 
den Geländern der Main-Donau-Kanal-Brücke beträgt im Bauwerksbereich somit 
16,15 m. Die Verbindungsrampen RRQ 2 erhalten eine Gesamtbreite (einschließlich 
Banketten) von 12,00 m, die GVS „Am Europakanal“ im Bereich der LAS erhält eine 
Gesamtbreite (einschließlich Banketten) von 14,25 m. 
 
Die neu anzulegenden öffentlichen Feld- und Waldwege erhalten eine Breite von 
3,50 m zuzüglich einer beidseitig 1,0 m breiten Bankette. Ebenso werden die Be-
triebswege um die /das Versickerungsbecken mit einer Breite von 3,50 m, jedoch 
mit nur 0,5 m breiten Banketten ausgeführt. Die Querneigung des Geh- und Rad-
wegs beträgt 2,5 %. Die entsprechenden Querschnitte sind in Unterlage 14 darge-
stellt, worauf Bezug genommen werden darf (siehe zu dieser Thematik auch Nr. 
4.4.1 der Unterlage 1 T). 
 
Die Böschungen werden gemäß RAL 2012 sowohl im Damm als auch im Einschnitt 
mit der Regelböschungsneigung von 1:1,5 und einer Tangentenlänge von 3,00 m 
ausgebildet und erhalten eine Oberbodenandeckung mit Rasenansaat. 
 
Der Oberbau der St 2240 wird entsprechend der Verkehrsbelastung in Asphaltbau-
weise gemäß den Vorgaben der “Richtlinien für die Standardisierung des Ober-
baues von Verkehrsflächen” (RStO 12) ausgebildet. Hierbei ist die Belastungsklasse 
Bk 10 nach RStO 12 vorgesehen, so dass sich eine Mindestdicke des frostsicheren 
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Aufbaus von 70 cm ergibt. Somit entspricht der gewählte Aufbau in etwa auch dem 
angrenzenden Bestand. 
 
Für die Auf- und Abfahrtsrampen der St 2240 zur GVS „Am Europakanal“ wurde die 
Belastungsklasse Bk 1,0 nach RStO 12 und damit ein frostsicherer Aufbau von 65 
cm festgelegt. Öffentliche Feld- und Waldwege bzw. Wirtschaftswege werden ent-
sprechend ihrer Bedeutung im Wegenetz gemäß den Vorgaben der Richtlinie für 
ländlichen Wegebau RLW in ungebundener Bauweise hergestellt. Auch der Ober-
bau des straßenbegleitenden Geh- und Radweges wird gemäß den Vorgaben der 
“Richtlinien für die Standardisierung des Oberbaues von Verkehrsflächen” (RStO 
12) ausgebildet. Der Vorhabensträger hat insoweit eine Gesamtdicke des frostsi-

cheren Aufbaus von 50 cm vorgesehen. Die Randstreifen erhalten eine Befestigung 
wie die Fahrbahn, da sie auch konstruktiv ein Teil der Fahrbahn sind. 
 

2.3.3.3 Belange des Bayerischen Bauernverbandes 

Der Bayerische Bauernverband weist darauf hin, dass gemäß Nr. 5.4.1 des Landes-
entwicklungsprogramms Bayern land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete er-
halten werden sollen. Der Wald diene als wichtiger CO2-Speicher bzw. 
Sauerstoffproduzent und solle daher nicht übermäßig gerodet werden. Aus Sicht 
des Bayerischen Bauernverbandes sei der benötigte Flächenumfang für die geplan-
ten Auf- und Abfahrten sowie für die Versickerungsbecken zu groß. Insoweit seien 
flächensparende Planungen vorzusehen. Dies gelte nicht nur für Flächen im Privat-
eigentum, sondern auch für land- und forstwirtschaftliche Flächen im Eigentum der 
öffentlichen Hand. 
 
Der Vorhabensträger führt hierzu aus, dass im Zuge der Voruntersuchung verschie-
dene Möglichkeiten diskutiert worden seien. Durch die parallel zur bestehenden Brü-
cke neu zu errichtende Brücke wird auch die bestehende Fahrbahn ein Stück nach 
Süden verschoben. Sollte die Rampe in ähnlicher Lage wie im Bestand aufrecht-
erhalten werden, müsste dafür ein weiterer Fahrstreifen über die Brücke geführt 
werden, was unter anderem aus Gründen der Wirtschaftlichkeit vom Vorhabensträ-
ger verworfen wurde. Eine andere Möglichkeit wäre die Beschleunigungsspur ent-
fallen zu lassen. Daraus ergäbe sich jedoch ein erhebliches Unfallrisiko. Diese 
Variante komme deshalb auf Gründen der Verkehrssicherheit unter Berücksichti-
gung der elementaren Schutzgüter Leben, Gesundheit sowie Eigentum nicht zur 
Ausführung. Zudem seien bei teilplanfreien Knotenpunkten an der übergeordneten 
Straße nach den Richtlinien für die Anlage von Landstraßen (RAL) grundsätzlich 
Ein- und Ausfädelstreifen anzuordnen (vgl. Kapitel 6.1, 6.3.3.2, 6.4.2 und 6.4.3 der 
RAL). Bei der Trassierung der Rampe sei unter Berücksichtigung einer richtlinien-
konformen Planung darauf geachtet worden, den Flächenverbrauch und damit die 
(mit dem Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach abgestimmten) 
Eingriffe in den Bannwald so gering wie möglich zu halten. Sowohl das Sachgebiet 
Straßenbau bei der Regierung von Mittelfranken, als auch die Planfeststellungsbe-
hörde schließen sich der Argumentation des Vorhabensträgers an. Im Zuge der Än-
derungsplanung entfallen nunmehr zwei der ursprünglich vorgesehenen drei 
Versickerungsbecken. Lediglich im Bereich des Entwässerungsabschnitts West 
wird ein Versickerungsbecken (mit Absetzbecken) gebaut, so dass sich der Flächen-
verbrauch, insbesondere im Hinblick auf schützenswerte Waldbestände, dadurch 
weiter reduziert. 
 

2.3.3.4 Belange des BUND Naturschutz in Bayern e. V., Landesfachgeschäftsstelle Nürn-
berg (BN) 

Der BN lehnt die nach seiner Auffassung „ausufernde Erweiterung“ der südlich ge-
legenen Auffahrtsschleife ab und fordert eine flächensparende und bestandsorien-
tierte Lösung mit deutlicher Verringerung des Waldverlustes und der geplanten 
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Rodungsflächen. Durch die geplante Neuanlage der Verbindungsschleife zur Straße 
Am Europakanal käme es im Südwesten des geplanten Umgriffs zu einem großflä-
chigen Eingriff in das angrenzte Waldgebiet. Dieses sei Teil des Landschaftsschutz-
gebietes Mönau sowie des erweiterten Bereichs des Trinkwasserschutzgebiets 
Erlangen-West. Im Nordwesten wäre das Naturschutzgebiet Schwarzerlenbruch-
wald (geschützt durch § 30 Bundesnaturschutzgesetz) von der Baumaßnahme be-
troffen. Die Planung sehe überdies einen ca. 100m² großen Eingriff in einen 
Erlenbruchwald vor. 
 
Der Vorhabensträger argumentiert hierzu identisch, wie zu dem vom Bayerischen 
Bauernverband zu der gleichen Thematik vorgebrachten Einwand. Um Wiederho-
lungen zu vermeiden, darf auf die vorstehenden Ausführungen unter C. 2.3.3.3 Be-
zug genommen werden. Die Planfeststellungsbehörde schließt sich der dortigen 
Argumentation an. 
 
Der BN bringt weiter vor, dass der Eingriff aufgrund einer neu zu bauenden Einfä-
delspur für den Verkehrsstrom von der Straße Am Europakanal kommend erfolge. 
Dieser Verkehrsstrom sei sehr gering (ca. 1.000 Kfz/24h) und könnte auch weiterhin 
ohne Einfädelspur – wie im Bestand – geführt werden. 
 
Der Vorhabensträger führt hierzu aus, dass die Aussage, dass im Bestand keine 
Einfädelspur vorhanden sei, nicht der Realität entspricht. Die gleichwohl vorhan-
dene Einfädelspur werde im Bestand nur im Zuge einer Spuraddition in Richtung 
Erlangen fortgeführt. Außerdem seien bei teilplanfreien Knotenpunkten an der über-
geordneten Straße nach den Richtlinien für die Anlage von Landstraßen grundsätz-
lich Ein- und Ausfädelstreifen anzuordnen (vgl. Kapitel 6.1, 6.3.3.2, 6.4.2 und 6.4.3 
der RAL). Somit entspreche die Einfädelspur den Vorgaben der hier einschlägigen 
RAL. Die Ausführungen des Vorhabensträgers sind nach Auffassung der Planfest-
stellungsbehörde plausibel, die Planung ist auch insoweit mit den Vorgaben der RAL 
vereinbar. 
 
Der BN ist der Meinung, dass es verkehrstechnisch sogar möglich wäre, auf die 
südliche Zufahrtsrampe komplett zu verzichten und den Verkehr ausschließlich über 
die nördliche Rampe zu führen (im Einwendungsschreiben wurde zwar hier die „süd-
liche Rampe“ genannt, gemeint kann aber nur die Nordrampe sein). Dies würde zu 
einer wesentlichen Reduzierung des Eingriffs in den Naturraum führen. Der Einmün-
dungsbereich müsste dann signalisiert werden. 
 
Der Vorhabensträger legt zu dieser Thematik dar, dass die St 2240 als Haupteinfall-
straße in die Stadt Erlangen in diesem Bereich mit einer relativ hohen Verkehrsbe-
lastung von ca. 18.000 Fahrzeugen pro Tag beaufschlagt sei. Demgegenüber sei 
die Verkehrsbelastung der einmündenden Ortsstraße „Am Europakanal“ mit ca. 
5.500 einmündenden Fahrzeugen (ca. 3.000 Kfz Südrampe, ca. 2.500 Kfz Nor-
drampe) im Vergleich relativ gering. Durch den geplanten teilplanfreien Knotenpunkt 
mit Ein- und Ausfädelspuren könne der Verkehr von bzw. zur Ortsstraße „Am Euro-
pakanal“ ohne größere Behinderungen des Staatsstraßenverkehrs verkehrssicher 
ein- bzw. ausfädeln. Die Anordnung eines plangleichen Knotenpunktes, wie z. B. 
eines Kreisverkehrs oder einer Lichtsignalanlage, würde zu zusätzlichen Wartezei-
ten und dadurch zu einer Reduzierung der Verkehrsqualität für den Verkehr auf der 
übergeordneten Staatsstraße führen. Zudem wäre ein plangleicher Knotenpunkt 
hinter der Kuppe des Brückenbauwerkes aus Verkehrssicherheitsgründen kritisch 
zu sehen (keine frühzeitige Erkennbarkeit des Knotenpunktes). Aus diesen Gründen 
wurde bereits im Bestand eine Anbindung der Ortsstraße „Am Europakanal“ über 
einen sog. „teilplanfreien“ Knotenpunkt realisiert und soll auch zukünftig weiter bei-
behalten werden. Das Sachgebiet Straßenbau bei der Regierung von Mittelfranken 
sowie die Planfeststellungsbehörde schließen sich dieser Argumentation an. 
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Der BN bringt weiter vor, dass die Einfädelspur auch in der plangegenständlichen 
Länge nicht notwendig sei. Bereits jetzt existiert eine Geschwindigkeitsbegrenzung 
auf 70 km/h. Daher sei ein Beschleunigungsstreifen nicht notwendig und die beste-
hende Auffahrtsschleife könne weiterhin genutzt bzw. angepasst werden. 
 
Der Vorhabensträger entgegnet, dass die Länge der Einfädelspur 150 m betrage 
und damit den Vorgaben der RAL entspreche. Er verweist zutreffend auf die bereits 
erwähnten Argumente (siehe die vorstehenden Ausführungen), dass die beste-
hende Rampe nicht weiter genutzt werden könne und warum von einer Rampe in 
bestandsnaher Lage abgesehen wurde. 
 
Schließlich weist der BN auf bereits existierende Vorplanungen für einen Rad-
schnellweg entlang der Radachse Erlangen-Dechsendorf hin. Daher sei der Regel-
querschnitt (> 4m für Radverkehr + > 2,50 m für Fußverkehr gemäß Empfehlungen 
zu Planung und Bau von Radschnellwegen in Bayern) sowie eine bauliche Trennung 
von Rad- und Fußverkehr bzw. taktiles Trennelement in den Planungen bereits zu 
berücksichtigen. Ebenso sind die Kurvenradien so anzulegen, dass eine durchge-
hende Befahrung mit 30 km/h möglich sei. 
 
Der Vorhabensträger führt aus, dass sich die Planung von Radschnellverbindungen 
nach dem aktuell gültigen Hinweisen zu Radschnellverbindungen und Radvorrang-
routen (H RSV 2021) richtet. Dort seien auch die Einsatzkriterien für Radschnellver-
bindungen definiert. Eines dieser Einsatzkriterien sei ein prognostiziertes Potenzial 
von mindestens 2.000 Radfahrenden pro Tag. Auf der angesprochenen Strecke 
seien überdurchschnittlich viele Radfahrer unterwegs (bei einer Radverkehrszäh-
lung der Stadt Erlangen am 23.07.2013 wurden im gesamten Tagesverlauf 750 
Fahrten erfasst), dennoch liege die tatsächliche Anzahl an Radfahrern auch unter 
Berücksichtigung der steigenden Bedeutung des Radverkehrs immer noch weit un-
ter 2.000 Radfahrern pro Tag. 
 
Diese Einschätzung deckt sich auch mit der im Auftrag der Stadt Nürnberg durch-
geführten „Machbarkeitsstudie Radschnellverbindungen Nürnberg – Fürth – Erlan-
gen – Herzogenaurach – Schwabach und umgebende Landkreise“ aus dem Jahr 
2017. Hierbei wurde für 21 Trassenkorridore eine Potenzialanalyse durchgeführt. 
Unter anderem auch für die Radverbindung von Erlangen nach Zeckern (Gemeinde 
Hemhofen Landkreis Erlangen-Höchstadt – Korridor 1), in deren Verlauf auch der in 
dieser Planung betrachtete Radweg von Alterlangen bis Heusteg liegt. Aus diesen 
21 Korridoren ergaben sich 7 Korridore, die aus Sicht des Gutachters ein sehr hohes 
oder hohes Potenzial besitzen und im Zuge der Machbarkeitsstudie näher betrach-
tet wurden. Für die Radverbindung von Erlangen nach Zeckern wurde jedoch kein 
hohes Nutzerpotenzial ermittelt. 
 
An Radvorrangrouten (RVR) gibt es keine definierten Anforderungen hinsichtlich 
Potenzial und Länge. Die Breite für eine RVR liegt im Zweirichtungsverkehr für die 
Benutzung als gemeinsamer Geh- und Radweg bei 3,50 m (siehe Tabelle 7, H 
RSV). Diese Breite hat der Vorhabensträger im Wissen um die Bedeutung der Stre-
cke bereits im Zuge der Vorentwurfsplanung und somit bereits vor Einführung des 
o. g. Hinweispapiers berücksichtigt. Im Übrigen weist die Planfeststellungsbehörde 
darauf hin, dass die Stadt Erlangen im Verlauf des gesamten Planungsprozesses 
beteiligt und die vorgesehene Radverkehrsführung mit der Stadt abgestimmt wurde. 
 

2.3.3.5 Belange der Stadt Erlangen zum Ausbaustandard 

2.3.3.5.1 Mobilität 
 
Die Stadt Erlangen weist darauf hin, dass Radverkehrsanlagen nach dem Standard 
für Radverkehrsschnellwege sowohl von den Breiten, Kurvenradien und Steigungen 
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ausgelegt werden sollen. Sollten sich angesichts der seit Anfang der Planungen vor 
drei Jahren allgemein höheren Priorisierung von Radverkehr, Möglichkeiten zur wei-
teren Verbesserung ergeben, müssen diese zusätzlich genutzt werden. 
 
Der Vorhabensträger argumentiert hierzu identisch, wie zu dem vom BN zu der 
gleichgelagerten Thematik vorgebrachten Einwand. Um Wiederholungen zu vermei-
den, darf auf die vorstehenden Ausführungen unter C. 2.3.3.4 dieses Beschlusses 
Bezug genommen werden. Die Planfeststellungsbehörde schließt sich der dortigen 
Argumentation an. 
 
Die Stadt Erlangen bringt weiter vor, dass die bestehende Radverkehrsführung den 
Radfahrenden wahlweise ab Dechsendorf, Querungshilfe Weisendorfer Straße, auf 
dem südlichen Seitenstreifen der St 2240 nach Erlangen oder über den nördlich 
gelegenen Geh- und Radweg, der dann im weiteren Verlauf im Heusteg mündet, 
welcher an die Radverkehrsführung nach Erlangen mündet, leitet. Der Seitenstrei-
fen endet dann am Heusteg. Nachdem der Seitenstreifen zunächst mit einer kom-
fortablen Breite im Bestand komme, werde im Bereich der Neuplanung des 
Seitenstreifens dieser stark verschmälert, sodass er vom Radfahrenden nicht mehr 
benutzt werden könne. Hier werden für den Radverkehr erhebliche Sicherheitsrisi-
ken gesehen. Eine Ableitung der Radfahrenden wäre z. B. an der Frankenstraße 
möglich (Waldweg). Zudem sei eine entsprechende Hinweisbeschilderung an der 
Querungshilfe Weisendorfer Straße, Ortausgang Dechsendorf, für die Radfahrer nö-
tig. 
 
Der Vorhabensträger legt zu dieser Thematik Folgendes dar: 
 
Derzeit haben Radfahrer die Möglichkeit vom Ortsausgang Dechsendorf über eine 
Querungshilfe auf einen straßenbegleitenden Radweg auf der Nordseite der St 2240 
zu gelangen und der beschilderten Radwegführung über den Heusteg Richtung Er-
langen zu folgen. Somit bestehe eine sichere Radwegeverbindung von Dechsendorf 
nach Erlangen, die auch nicht länger sei als die direkte Verbindung entlang der St 
2240. Radfahrer, die den direkten Weg bevorzugen, benutzen derzeit stattdessen 
den beidseitigen abmarkierten überbreiten Seitenstreifen der St 2240 und können 
im Bereich des Heusteges auf den südlichen Radweg Richtung Erlangen wechseln 
oder wahlweise schon ab der Frankenstraße (Waldweg) abfahren. 
 
Diese Wegverbindung wird im Zuge der Maßnahme (zukünftig) entfallen. Der über-
breite Querschnitt wird am Bauanfang verschmälert und der südliche Radweg über 
die Kanalbrücke entfällt. Somit sollte für viele Radfahrer der Anreiz entfallen, den 
abmarkierten Seitenstreifen zu benutzen und stattdessen die offizielle Radwegever-
bindung über den Heusteg zu nehmen. Dies kann auf Wunsch der Stadt Erlangen 
durch eine Hinweisbeschilderung deutlich gemacht werden. Für diejenigen, die den 
Seitenstreifen weiterhin benutzen wollen, besteht die Möglichkeit, über die Franken-
straße abzufahren oder sich in den normalen Straßenquerschnitt einzufädeln und 
auf der St 2240 weiterzufahren. 
 
Die Stadt Erlangen spricht in diesem Zusammenhang auf die Problematik an, dass 
die Radfahrenden an der Kreuzung St 2240/Frankenstraße die Staatsstraße kreu-
zen. Dies gelte ebenso für Fußgänger, die die Bushaltestelle benutzen. Weder der 
Rad-noch der Fußverkehr besitzen hier eine gesicherte Querung. Insofern hält die 
Straßenverkehrsbehörde der Stadt Erlangen hier eine Querungshilfe für notwendig, 
um den Fuß-/Radverkehr sicher zu führen. Als begleitende Maßnahme müsse ab 
der Querungshilfe der überbreite Seitenstreifen auf ein normales Maß zurückgeführt 
werden. Sollte dies nicht möglich sein, bittet die Stadt Erlangen um Mitteilung, wie 
eine sichere Führung bezüglich des Rad- und Fußverkehrs umgesetzt werden soll. 
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Der Vorhabensträger legt dar, dass die geforderte Querungshilfe außerhalb des 
Maßnahmenumgriffs liege und daher nicht Bestandteil der plangegenständlichen 
Maßnahme sei. Sollte an dieser Stelle tatsächlich ein erhöhter Querungsbedarf vor-
liegen, der den Bau einer Querungshilfe rechtfertige, so müsste diese außerhalb 
des Planfeststellungsverfahrens umgesetzt werden. Allerdings dürfte der Querungs-
bedarf nach Einschätzung des Vorhabensträgers sehr gering sein. Der Radverkehr 
aus Richtung Dechsendorf könne auf die Frankenstraße wechseln, ohne die St 2240 
zu kreuzen. In der Gegenrichtung dürften nur sehr vereinzelt Radfahrer vorhanden 
sein, die an dieser Stelle die St 2240 kreuzen wollen. Radfahrer, die aus Richtung 
Dechsendorf nach Heusteg wollen, benutzen den offiziellen Radweg. Der Que-
rungsbedarf von Fußgängern, welche die Bushaltestelle benutzen, dürfte hier auch 
nur sehr gering sein und ändere sich durch die Maßnahme im Vergleich zum Be-
stand nicht. Die Planfeststellungsbehörde hält diese Argumentation für nachvoll-
ziehbar. 
 

2.3.3.5.2 Tiefbau 
 
Die Stadt Erlangen bringt vor, dass der Betriebsweg am Main-Donau-Kanal auch 
als Radweg genutzt werde. Es empfehle sich auf der östlichen Widerlagerseite des 
Brückenbauwerks eine Verbindung des Weges am Sportboothafen mit dem neu zu 
errichtendem Geh- und Radweg. Der Vorhabensträger erklärt, dass bei ca. Bau-km 
1+030 ein Anschluss des Geh- und Radweges an die Straße St. Johann geplant sei. 
Von dort sei eine direkte Verbindung zum Betriebswerg des Main-Donau-Kanals 
möglich. Soweit die Stadt Erlangen wünscht, dass der neue landwirtschaftliche Weg 
(lfd. Nr. 108 der Unterlage 11 T) analog des Bestands mit einer ausgerundeten Ein-
mündung an den Betriebsweg des Main-Donau-Kanals angebunden wird, wird dies 
vom Vorhabensträger zugesagt. 
 
Die Stadt Erlangen legt dar, dass bei den Unterführungsbauwerken BW 01 (lfd. Nr. 
202 der Unterlage 11 T) und BW 03 (lfd. Nr. 203 der Unterlage 11 T) für den Geh- 
und Radweg der Kreuzungswinkel so gering wie möglich ausfallen sollte, damit die 
an die Unterführungsbauwerke anschließenden Kurven großzügiger ausgeführt 
werden können. Eine Stellungnahme im Rahmen des Sicherheits-Audits lag den 
Unterlagen nicht bei. 
 
Der Vorhabensträger führt aus, dass das Bestandsbauwerk bei Heusteg die Straße 
nahezu rechtwinklig kreuzt. Für die Neuplanung der Unterführungsbauwerke wur-
den bereits relativ geringe Kreuzungswinkel von 74 bzw. 75 Gon gewählt, um eine 
großzügigere Trassierung realisieren zu können. Eine weitere Verringerung der 
Kreuzungswinkel würde zu längeren Bauwerken und damit zu höheren Bau- und 
Unterhaltungskosten führen und die Lichtverhältnisse noch weiter verringern. Die 
gewählten Kreuzungswinkel und Radien seien im Sicherheitsaudit nicht bean-
standet worden. Bei Bedarf könne das Sicherheitsaudit übermittelt werden. 
 
Die Stadt Erlangen kritisiert, dass für den plangegenständlichen Geh- und Radweg 
kein separater Höhenplan vorliege. Somit könne der Höhenverlauf und die damit 
verbundenen Längsneigungen, vor allem hinsichtlich Barrierefreiheit, nicht beurteilt 
werden. 
 
Der Vorhabensträger teilt hierzu mit, dass ein Höhenplan des Geh- und Radweges 
als Anlage seiner Stellungnahme (diese wurde der Stadt Erlangen übersandt) bei-
gefügt wurde. Die Längsneigungen überschreiten teilweise die empfohlenen Para-
meter der Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA 2010), weshalb 
Zwischenpodeste vorgesehen seien. Dies sei in den Vorgesprächen mit der Stadt 
Erlangen auch so abgestimmt worden. 
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Die Stadt Erlangen bringt weiter vor, dass der Rückbau der Zufahrt (lfd. Nr. 112 der 
Unterlage 11 T) zur Fl. –Nr. 1667 Gemarkung Mönau in Bezug auf die Verkehrsaus-
wirkungen der Waldwege gesondert geprüft werden sollte. Es werde von einem 
kompletten Rückbau des bestehenden Brückenbauwerks ausgegangen. 
 
Der Vorhabensträger legt insoweit dar, dass nach Auskunft der Bayerischen Staats-
forsten ein Anschluss des Waldweges an die St 2240 entfallen könne. Die beste-
hende Brücke werde komplett zurückgebaut. 
 
Die Stadt Erlangen weist darauf hin, dass die Straße Sankt Johann ist bis zur Orts-
durchfahrtsgrenze beleuchtet sei. Der neu geplante, straßenbegleitende Geh- und 
Radweg als Verbindung zur ebenso im Bestand beleuchteten Straße Heusteg sei 
(daher) auch zu beleuchten. Mit bewegungsgesteuerten LED-Leuchten ließen sich 
die negativen Auswirkungen auf die Natur weitgehend minimieren. Die Akzeptanz 
und die Nutzung in Dunkelstunden des Radweges zwischen Dechsendorf und In-
nenstadt lasse sich erheblich verbessern, alternativ sei eine Fahrbahnbegrenzung 
anzubringen. Insbesondere sollten die Unterführungen als Gefahrenstellen in der 
Wegeverbindung beleuchtet werden. 
 
Der Vorhabensträger entgegnet, dass gemäß Art. 9 Abs. 3 Satz 1 BayStrWG die 
Beleuchtung nicht zur Aufgabe des Straßenbaulastträgers gehöre. Auch nach den 
ERA sollte eine Beleuchtung von Radwegen nur vorgesehen werden, wenn dies aus 
Verkehrssicherheitsgründen notwendig ist. Im Bereich des Staatlichen Bauamtes 
Nürnberg werden außerörtliche Radwege in der Regel nicht beleuchtet. Aus der 
Sicht des Vorhabensträgers bestehen in diesem Fall keine besonderen Gründe, die 
eine Beleuchtung des Geh- und Radweges erforderlich machen würden. Das Sach-
gebiet Straßenbau sowie die Planfeststellungsbehörde teilen dies Auffassung. 
 
Schließlich fordert die Stadt Erlangen, dass vor Baubeginn eine Beweissicherung 
der in Anspruch genommenen städtischen Flächen vom Vorhabensträger vorge-
nommen werde. 
 
Der Vorhabensträger sichert zu, dass vor Baubeginn eine gemeinsame Begehung 
mit den Eigentümern bzw. den zuständigen Baulastträgern der bestehenden Stra-
ßen und Wege, welche während der Baumaßnahme beansprucht werden, durchge-
führt werde. Der bei der Begehung vorgefundene Zustand werde durch den 
Vorhabensträger dokumentiert. Sonstige, vorübergehend in Anspruch genommene 
Flächen, werden den Eigentümern nach Beendigung des Bauvorhabens in ord-
nungsgemäßem Zustand wieder zurückgegeben. Für die Bereitstellung der Grund-
stücke werden die Eigentümer nach den gesetzlichen Vorgaben entsprechend 
entschädigt. Ein Beweissicherungsverfahren werde insoweit nicht für notwendig er-
achtet. Die Planfeststellungsbehörde hält diese Vorgehensweise für ausreichend 
und sieht ebenfalls keine darüberhinausgehende Notwendigkeit für ein „förmliches 
Beweissicherungsverfahren“. 
 

2.3.3.6 Belange des ADFC Erlangen 

Der ADFC Erlangen begrüßt grundsätzlich die kreuzungsfreie Führung des Rad- 
und Fußverkehrs zwischen Heusteg und Einmündung Heiligenlohstraße auf der 
nördlichen Seite der Brücke in beiden Richtungen. Angesichts der aktuellen, aber 
vor allem zukünftigen Bedeutung dieser Radverbindung solle der Radweg jedoch 
durchgängig eine Breite von mindestens 4 m erhalten. Unter Berücksichtigung von 
Seitenrändern bzw. Schrammborden seien daher die lichten Breiten der beiden ge-
planten Unterführungen und der Überführung der Brücke über den Kanal entspre-
chend zu vergrößern. Der ADFC Erlangen verweist in diesem Zusammenhang auf 
den Erlanger „Verkehrsentwicklungs- und Mobilitätsplan 2030“. Dieser definiere die 
in Rede stehende Verbindung im "Plannetz Radverkehr Gesamtstadt" als eine von 



Planfeststellungsbeschluss vom 15.09.2025, Gz. RMF-SG32-4354-3-19 Seite 67 

 

nur einem knappen Dutzend "Radschnellverbindungen". Diese bilden die höchste 
Hierarchieebene im Radverkehrsnetz von Erlangen und unterliegen daher beson-
deren Anforderungen. 
 
Der Vorhabensträger weist darauf hin, dass es sich bei dem plangegenständlichen 
Geh- und Radweg entlang der St 2240 um einen straßenbegleitenden Geh- und 
Radweg in der Baulast des Freistaates Bayern handele. Die Stadt Erlangen habe 
eigene Zielvorgaben für Radwege im „Verkehrsentwicklungs- und Mobilitätsplan 
2030“ definiert. Dieser binde jedoch ausschließlich die Stadtverwaltung Erlangen im 
eigenen Zuständigkeitsbereich für ihre Mobilitätsentscheidungen. Im gegenständli-
chen Verfahren sei der Freistaat Bayern Baulastträger, für den diese – stadtgebiets-
bezogenen – Maßgaben nicht bindend seien. Die Aussagen des Vorhabensträgers 
sind rechtlich nicht zu beanstanden, zudem weist (auch) die Planfeststellungsbe-
hörde darauf hin, dass die Stadt Erlangen im Verlauf des gesamten Planungspro-
zesses beteiligt und die plangegenständliche Radverkehrsführung in Abstimmung 
mit der Stadt erfolgt ist. 
 
Der Vorhabensträger nimmt auf die Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA 
2010) Bezug. Danach betrage die Regelbreite für gemeinsame Geh- und Radwege 
außer Orts 2,50 m. Allerdings handele es sich auch nach Einschätzung des Vorha-
bensträgers um eine sehr wichtige Radwegeverbindung für die Stadt Erlangen. Dies 
zeige sich auch an der für eine Außerortsverbindung relativ hohe Nutzerzahl. Bei 
einer Radverkehrszählung der Stadt Erlangen am 23.07.2013 wurden im gesamten 
Tagesverlauf 750 Fahrten erfasst. Um dieser überdurchschnittlich starken Nutzung 
Rechnung zu tragen, wurde abweichend von der Standardradwegebreite (2,50 m) 
eine Fahrbahnbreite von 3,50 m gewählt. Diese Breite entspricht bereits den Anfor-
derungen an eine Radvorrangroute im Zweirichtungsverkehr bei der Benutzung als 
gemeinsamer Geh- und Radweg. Die Forderung des ADFC Erlangen nach einer 
durchgängigen Breite von mindestens 4,00 m ist daher als unbegründet zurück zu 
weisen. 
 
Der ADFC Erlangen bringt weiter vor, dass für die Kurvenradien eine Geschwindig-
keit von 30 km/h und damit Mindestradien von 15 m anzusetzen seien. Dies beziehe 
sich vor allem auf die Kurve westlich des Bauwerks 01 “Brücke GVS im Zuge der St 
2240 über den Geh- und Radweg (GRW) bei Heusteg” und die Kurven zu beiden 
Seiten des Bauwerks 03 “Brücke im Zuge der Straße 2240 über den GRW bei Er-
langen”, aber auch auf den“ Anschluss für den Radverkehr von St. Johann an ge-
planten Geh- und Radweg” nördlich des Bauwerks 03. 
 
Der Vorhabensträger entgegnet hierzu dar, dass nach den Empfehlungen für Rad-
verkehrsanlagen der Mindestkurvenradius für selbstständig geführte Radwege bei 
einer Geschwindigkeit von 20 km/h 10m betrage. Dieser Mindestradius werde hier 
durchgehend eingehalten. Das Bestandsbauwerk bei Heusteg kreuze die Straße 
nahezu rechtwinklig mit einem Radius von ca. 4,00 m. Für die Neuplanung der Un-
terführungsbauwerke wurden relativ geringe Kreuzungswinkel von 74 bzw. 75 Gon 
gewählt, um eine großzügigere Trassierung realisieren zu können. Die gewählten 
Kreuzungswinkel und Mindestradien wurden im Sicherheitsaudit nicht beanstandet 
und mit der Stadt Erlangen im Vorfeld abgestimmt. 
 
Der ADFC kritisiert, dass in den Planunterlagen Angaben zu den Steigungen des 
neu zu errichtenden Radwegs fehlen. Es werde daher vorausgesetzt, dass diese so 
gering seien, dass die Wege als barrierefrei gelten. 
 
Der Vorhabensträger führt dazu aus, dass es nach den ERA Empfehlungen für die 
maximale Länge von Steigungsstrecken in Abhängigkeit von der Steigung gebe. 
Hierbei werde davon ausgegangen, dass eine Steigung von 6% auf einer Steigungs-
strecke von max. 65 m auch von wenig geübten Radfahrern bewältigt werden könne. 
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Aufgrund der örtlichen (topographischen) Situation lasse sich im vorliegenden Fall 
eine maximale Längsneigung des Radweges von 6,5 % auf einer Länge von 44 m 
nicht vermeiden. Durch die Anordnung von Zwischenpodesten zum Ausruhen sieht 
der Vorhabensträger diese Neigungen daher als nicht kritisch an. Dies wurde auch 
im Vorfeld mit der Stadt Erlangen so abgestimmt. 
 
Der ADFC bringt weiter vor, dass die auf der St 2240 zwischen Dechsendorf und 
den Anschlüssen bei Heusteg vorhandenen, überbreite Seitenstreifen, gerne auch 
von Radfahrenden alternativ zur offiziellen Wegweisung über Heusteg genutzt wer-
den. Im Bestand sei dann westlich der Brücke ein Wechsel auf die vorhandene Ra-
dinfrastruktur möglich. In den Plänen sei jedoch nicht erkennbar, wie in Zukunft ein 
Wechsel auf die neue Radinfrastruktur möglich sein werde. Ein Verbot der Nutzung 
der Fahrbahn werde insoweit vorsorglich abgelehnt. 
 
Der Vorhabensträger erläutert hierzu, dass derzeit für Radfahrer die Möglichkeit be-
stehe, vom Ortsausgang Dechsendorf über eine Querungshilfe auf einen straßen-
begleitenden Radweg auf der Nordseite der St 2240 zu gelangen und der 
beschilderten Radwegeführung über den Heusteg Richtung Erlangen zu folgen. So-
mit besteht eine sichere Radwegverbindung von Dechsendorf nach Erlangen, die 
auch nicht länger sei, als die direkte Verbindung entlang der Staatsstraße. Radfah-
rer, die den direkten Weg bevorzugen, benutzen stattdessen den beidseitigen ab-
markierten überbreiten Seitenstreifen der St 2240 und können im Bereich des 
Heusteges auf den südlichen Radweg Richtung Erlangen wechseln oder wahlweise 
schon ab der Frankenstraße (Waldweg) abfahren. Diese Wegverbindung werde im 
Zuge der Baumaßnahme entfallen. Der überbreite Querschnitt werde am Bauanfang 
verschmälert und der südliche Radweg über die Kanalbrücke entfällt. Somit sollte 
für viele Radfahrer der Anreiz entfallen, den abmarkierten Seitenstreifen zu benut-
zen und stattdessen die offizielle – sichere –Radwegeverbindung über den Heusteg 
zu nehmen. Dies könne auf Wunsch der Stadt Erlangen durch eine Hinweisbeschil-
derung deutlich gemacht werden. Für diejenigen, die den Seitenstreifen weiterhin 
benutzen wollen, bestehe die Möglichkeit, über die Frankenstraße abzufahren oder 
sich in den normalen Straßenquerschnitt einzufädeln und auf der St 2240 weiterzu-
fahren. 
 
Der ADFC ist der Auffassung, dass die Betriebswege auf beiden Seiten des Kanals 
beliebte Rad- und Fußwege seien. Das neu zu errichtende Brückenbauwerk biete 
dabei eine Möglichkeit, die Kanalseite zu wechseln. Der ADAFC empfiehlt daher, 
zusätzlich zu den geplanten Anschlüssen an das bestehende Wegenetz Verbindun-
gen zu schaffen, die einen geringeren Umweg erfordern. 
 
Der Vorhabensträger entgegnet hierzu, dass aufgrund der bestehenden Topografie 
und dem Höhenverlauf der Brücke eine kürzere Anbindung an das bestehende We-
genetz leider nicht möglich sei. Insgesamt ist festzustellen, dass die gegenständli-
che Planung bezüglich der Radwegeverbindungen, die im Übrigen in Abstimmung 
mit der Stadt Erlangen erfolgt ist, den Belangen des ADFC ausreichend Rechnung 
trägt. 
 

2.3.3.7 Belange des Landratsamtes Erlangen- Höchstadt/Kreisentwicklung, Radverkehrs-
beauftragter  

Das Landratsamt Erlangen-Höchstadt (Radverkehrsbeauftragter) stellt fest, dass 
das Bauvorhaben radnetzkonzeptionell einen Knotenpunkt von herausragender Be-
deutung für das regionale und überregionale Radverkehrsnetz bildet. Im Zuge der 
Realisierung der geplanten Baumaßnahme soll das vorhandene Radwegenetz an 
dieser Stelle mit einer bisher noch unzureichenden Durchgängigkeit versehen wer-
den. Die Streckenführung über das Brückenbauwerk sei von herausragender Nut-
zung durch den dort stattfindenden Alltagsradverkehr (Pendlerverbindung Umland 
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– Stadt, sowie Bamberg – Nürnberg) geprägt, ihr komme eine entsprechend hohe 
Bedeutung als Radverkehrsnetzknoten zu. Zielsetzung der Planung sollte es daher 
sein, vorausschauend einen möglichst direkten Anschluss an die dargestellten Rad-
hauptrouten sowie regionalen Routen baulich-konzeptionell zu gewährleisten. Kon-
kret seien im Zuge der Planung und Umsetzung bauliche Anschlüsse an folgenden, 
in den der Stellungnahme beigefügten Planauszügen rot gekennzeichneten Über-
gängen, sicherzustellen: 
 

 Anschluss-Stelle/Netzübergang A Regionale Hauptroute Erlangen-Dechsendorf 
 

 Anschluss-Stelle/Netzübergang B Regionale Hauptroute Erlangen-Alterlangen 
 

 Anschluss-Stelle/Netzübergang C Regionale Hauptroute/Regionale Route 
 

 Anschluss-Stelle/Netzübergang D Regionale Route Main-Donau-Kanal 
 
Der Vorhabensträger hat zugesichert, dass die genannten Anschluss-Stellen A, B, 
C und D in der Planung berücksichtig wurde und damit deren Durchgängigkeit si-
chergestellt sei. 
 

2.3.3.8 Private Einwendungen bezüglich des Ausbaustandards 

Der Bewohner des Grundstücks Schwedlerstraße 28, 91058 Erlangen, bringt vor, 
dass ein Nachweis der Qualitätsstufe für den Rad- und Fußverkehr nicht erbracht 
worden sei Dieser sei notwendigerweise nachzuliefen. Er weist darauf hin, dass die 
Vorgaben der Barrierefreiheit einzuhalten seien. Da es sich bei der Planung um ei-
nen gemeinsamen Geh- und Radweg handelt seien bei der Höhenplanung die not-
wendigen Parameter zu berücksichtigen: wie z.B. maximale Steigung von 6 % mit 
zusätzlichen Podesten zum Ausruhen. Die geplanten 6,5 % Längsneigung seien 
nicht zulässig und könne durch eine Anpassung der Planung noch optimiert werden. 
 
Der Vorhabensträger legt dar, dass eine Nachweisführung bezüglich der Qualitäts-
stufen A bis C für Radwege nicht zwingend notwendig wäre. In Punkt S 8.1 des 
Handbuches für die Bemessung von Straßenverkehrsanlagen Teil S Stadtstraßen 
sei angeführt, dass die Verkehrsqualität auf Strecken im Wesentlichen durch die 
Breite der Radverkehrsanlage bestimmt werde. Bei Verwendung der Regelbreiten 
für Radverkehrsanlagen werde in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle eine min-
destens ausreichende Verkehrsqualität erreicht. Eine Bewertung der Verkehrsqua-
lität wäre nur bei sehr hoher Verkehrsnachfrage im Radverkehr sinnvoll. Hinzu 
komme, dass das Handbuch für die Bemessung von Straßenverkehrsanlagen Teil 
S Stadtstraßen nur für innerörtliche Straßen Anwendung findet, die nach den 
Grundsätzen der Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt) geplant werden. 
Unabhängig davon besteht nach Auffassung des Vorhabensträgers aus nachfolgen-
den Gründen kein Zweifel daran, dass für den vorliegenden Planungsabschnitt eine 
ausreichende Verkehrsqualität für den Radweg erreicht wird: 
 

 Wie oben bereits erwähnt, ist bei einer Einhaltung der Regelbreiten davon aus-
zugehen, dass eine ausreichende Verkehrsqualität erzielt werden kann. Die ge-
genständliche Planung sieht eine Fahrbahnbreite von 3,50 m vor, die das 
Regelmaß für gemeinsame Geh- und Radwege außerorts von 2,50 m und für 
einseitige Zweirichtungsradwege von 3,00 m nach den Empfehlungen für Rad-
verkehrsanlagen (ERA) sogar noch übersteigt. 
 

 Im Ausbaubereich sind keinerlei Knotenpunkte für den Radverkehr vorhanden, 
die einen negativen Einfluss auf die Verkehrsqualität haben könnten. 
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Die Behauptung 6,5 % Längsneigung für Radwege seien nicht zulässig, ist nicht 
korrekt. Bei den Empfehlungen für Radverkehrsanlagen ist lediglich angeführt, dass 
eine Steigung von 6% auf einer Steigungsstrecke von max. 65 m auch für wenig 
geübte Radfahrer bewältigt werden können. Aufgrund der örtlichen Situation lässt 
sich vorliegend eine maximale Längsneigung des Radweges von 6,5 % auf einer 
Länge von 44,00 m nicht vermeiden. Durch die Anordnung von Zwischenpodesten 
zum Ausruhen sieht der Vorhabensträger diese Neigungen als nicht kritisch an. Die 
Radwegplanung wurde im Vorfeld mit der Stadt Erlangen abgestimmt. Der Einwen-
der war als zuständiger Mitarbeiter der Stadt bei den meisten Besprechungen auch 
direkt involviert. Die Planfeststellungsbehörde schließt sich den plausiblen Ausfüh-
rungen des Vorhabensträgers an. 
 
Weiterhin kritisiert der Einwender, dass die gewählten Ausrundungsparameter, vor 
allem beim Einfahren in das Unterführungsbauwerk, aufgrund der vorhandenen 
Längsneigungen und den damit verbundenen Geschwindigkeiten nicht richtlinien-
konform seien. Es müsse immer damit gerechnet werden, dass sich in diesem un-
übersichtlichen Bereich auch Fußgänger aufhalten. Eine Verbreiterung – zumindest 
im Kurvenbereich – sei dringend notwendig. Auch der Nachweis von Sichtdreiecken 
zur Einhaltung der Haltesichten sei erforderlich. Eine weitere Verbesserung wäre 
einen zusätzlichen Gehweg von der Einmündung Heiligenlohstraße/St. Johann auf 
der Ostseite entlang des Fahrbahnniveaus zu planen, (analog der Bestandsfüh-
rung). Dafür könnten auch die vorhandenen Flächen des Straßenraumes benutzt 
werden. Eine zweispurige Führung stadtauswärts sei an dieser Stelle nicht notwen-
dig. Eine einspurige Führung könnte schon ab dem Kreuzungsbereich mit der Heili-
genlohstraße/St. Johann geplant werden. Planungsentwürfe der Stadt Erlangen 
seien vorhanden. 
 
Der Vorhabensträger führt dazu aus, dass das Bestandsbauwerk bei Heusteg die 
Straße nahezu rechtwinklig kreuze. Für die Neuplanung der Unterführungsbau-
werke wurden relativ geringe Kreuzungswinkel von 74 bzw. 75 Gon gewählt, um 
eine großzügigere Trassierung realisieren zu können. Die gewählten Kreuzungswin-
kel und Radien wurden zudem im Sicherheitsaudit nicht beanstandet und mit der 
Stadt Erlangen im Vorfeld abgestimmt. Nach den Empfehlungen für Radverkehrs-
anlagen beträgt der Mindestkurvenradius für selbstständig geführte Radwege bei 
einer Geschwindigkeit von 20 km/h 10,00 m. Der Anhalteweg bei nasser Oberfläche 
beträgt vorliegend 15,00 m. Diese Mindestwerte werden hier durchgehend einge-
halten. Eine separate Führung des Gehweges auf der Ostseite ist aus der Sicht des 
Vorhabensträgers nicht notwendig. Fußgänger können den neuen gemeinsamen 
Geh- und Radweg auf der Westseite der St 2240 benutzen. Auch dies wurde in den 
Vorgesprächen mit der Stadt Erlangen so abgestimmt. 
 
Soweit mehrere private Einwender die Radwegeplanung mit den vorgenannten 
identischen Argumenten kritisieren, gilt das oben Gesagte bezüglich der gegen-
ständlichen Fuß- und Radwegeverbindungen. 
 
Der Einwender trägt weiter vor, dass auch für die Planung des Kfz-Verkehrs die 
HBS-Aktualisierung zu berücksichtigen und vor diesem Hintergrund die Planung der 
südwestlichen Zufahrtsrampe abzulehnen sei. Die Rampe hätte eine sehr geringe 
Verkehrsstärke. Folglich sei eine extra Einfädelspur nicht notwendig. Daher müsse 
auch nicht in den schützenswerten Wald eingegriffen werden. Eine Führung ohne 
Einfädelspur sei ausreichend (wie dies beispielsweise bei der Zufahrtsrampe auf die 
Staatsstraße – „Herzogenauracher Damm" – von der Erlanger Straße kommend im 
Bestand der Fall ist). Generell wäre auch der komplette Verzicht der südlichen Zu-
fahrtsrampe möglich. Der geringe Verkehr könnte auch mittels einer Signalisierung 
über die vorhandene nördliche Rampe geführt werden (unter Nachweis der Quali-
tätsstufe). Falls jedoch auf eine Führung mittels Einfädelspur bestanden werde, 
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gäbe es auch noch die Möglichkeit die Einfädelspur auf der Brücke zu planen, dann 
als dreispuriger Querschnitt. 
 
Der Vorhabensträger entgegnet, dass im Zuge der Voruntersuchung verschiedene 
Möglichkeiten diskutiert worden seien. Durch die parallel zur bestehenden Brücke 
neu zu errichtende Brücke werde auch die bestehende Fahrbahn ein Stück nach 
Süden verschoben. Sollte die Rampe in ähnlicher Lage wie im Bestand aufrecht-
erhalten werden, müsste dafür ein weiterer Fahrstreifen über die Brücke geführt 
werden, was u.a. aus Gründen der Wirtschaftlichkeit abgeschichtet wurde. Eine an-
dere Möglichkeit wäre die Beschleunigungsspur entfallen zu lassen. Daraus ergäbe 
sich jedoch ein erhebliches Unfallrisiko. Diese Variante hat der Vorhabensträger 
deshalb auf Gründen der Verkehrssicherheit wieder verworfen. Zudem seien bei 
teilplanfreien Knotenpunkten an der übergeordneten Straße nach den Richtlinien für 
die Anlage von Landstraßen grundsätzlich Ein- und Ausfädelstreifen anzuordnen 
(vgl. Kapitel 6.1, 6.3.3.2, 6.4.2 und 6.4.3 der RAL). Bei der Trassierung der Rampe 
wurde unter Berücksichtigung einer richtliniengerechten Planung darauf geachtet, 
den Flächenverbrauch und damit die Eingriffe in den Bannwald so gering wie mög-
lich zu halten. 
 
Als Haupteinfallstraße in die Stadt Erlangen ist nach Aussage des Vorhabensträgers 
die St 2240 in diesem Bereich mit einer relativ hohen Verkehrsbelastung von ca. 
18.000 Kfz pro Tag beaufschlagt. Demgegenüber ist die Verkehrsbelastung der ein-
mündenden Ortsstraße „Am Europakanal“ mit ca. 5.500 einmündenden Kfz (ca. 
3.000 Kfz Südrampe, ca. 2.500 Kfz Nordrampe) im Vergleich relativ gering. Durch 
den geplanten teilplanfreien Knotenpunkt mit Ein- und Ausfädelspuren kann der Ver-
kehr von/zur Ortsstraße „Am Europakanal“ ohne größere Behinderungen des 
Staatsstraßenverkehrs verkehrssicher ein- bzw. ausfädeln. Die Anordnung eines 
plangleichen Knotenpunktes, wie z. B. eines Kreisverkehrs oder einer Lichtsignal-
anlage, würde zu zusätzlichen Wartezeiten und dadurch zu einer Reduzierung der 
Verkehrsqualität für den Verkehr auf der übergeordneten Staatsstraße führen. Zu-
dem wäre ein plangleicher Knotenpunkt hinter der Kuppe des Brückenbauwerkes 
aus Gründen der Verkehrssicherheit kritisch zu sehen (keine frühzeitige Erkennbar-
keit des Knotenpunktes). Aus diesen Gründen wurde bereits im Bestand eine An-
bindung der Ortsstraße „Am Europakanal“ über einen sogenannten „teilplanfreien“ 
Knotenpunkt realisiert und soll auch zukünftig weiter beibehalten werden. Die Vari-
ante die Anschlussstelle in der Bestandslage zu belassen und eine dritte Spur über 
das Brückenbauwerk zu führen geht mit erheblichen Mehrkosten beim Neubau und 
Unterhalt der Brücke einher und wurde daher verworfen (siehe hierzu Nr. 3.4 der 
Unterlage 1 T). Das Sachgebiet Straßenbau bei der Regierung von Mittelfranken 
sowie die Planfeststellungsbehörde halten die Argumentation des Vorhabensträgers 
zu diesem Einwand für plausibel und schließen sich dem an. 
 
Die Bevollmächtigte Rechtsanwaltskanzlei (im Folgenden „Bevollmächtigte“ ge-
nannt) der Grundstückseigentümer Heiligenlohstraße 8 und 10, 91056 Erlangen, 
begrüßt grundsätzlich den Bau des plangegenständlichen Radweges. Allerdings sei 
es nach dortiger Auffassung nicht nachvollziehbar, warum dieser mittels einer Un-
terführung auf die südöstliche Seite geführt werde. Es stelle sich die Frage, warum 
dieser nicht vom Heusteg kommend auf der nördlichen Seite verbleiben könne. Die 
Unterführung erscheine auch eine kostenintensive Maßnahme zu sein, dieses 
Budget ließe sich alternativ für Lärmschutzmaßnahmen in Form von bepflanzten 
Wällen oder Lärmschutzwänden verwenden. 
 
Der Vorhabensträger legt hierzu dar, dass derzeit beidseitig der St 2240 Einrich-
tungsradwege vorhanden seien, die auch weiter in Richtung Erlangen führen. Würde 
der Radweg komplett auf der Nordseite geführt werden, dann müssten die Radfah-
rer im Bereich der Heiligenlohstraße die Straßenseite wechseln, um eine Nutzung 
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des Radweges in falscher Richtung zu vermeiden. Dies könnte zwar über die vor-
handene Querungshilfe erfolgen, wäre aber auf dieser vielbefahrenen Straße mit 
deutlichen Wartezeiten verbunden und wirke sich negativ auf die Verkehrssicherheit 
und Attraktivität der Radverbindung aus. Durch die gewählte Lösung werde eine 
verkehrssichere, zügige und attraktive Radwegeverbindung geschaffen. Die Plan-
feststellungsbehörde weist ergänzend darauf hin, dass der Freistaat Bayern ledig-
lich bis zur Einmündung Heiligenlohstraße Straßenbaulastträger und somit 
zuständig für die Staatsstraße sowie für den straßenbegleitenden Geh- und Radweg 
ist. Die innerörtliche Zuständigkeit liegt bei der Stadt Erlangen. Die vorgesehene 
Radwegführung wurde, wie bereits mehrfach in diesem Zusammenhang erwähnt, 
im Vorfeld mit der Stadt Erlangen abgestimmt. 
 
Die Bevollmächtigte bringt weiter vor, dass die vormontierte Brücke auf dem Wasser 
in ihre Position gebracht werden soll. Es wird nachgefragt, warum diese in unmittel-
barer Nähe montiert werden müsse und ob es nicht ein anderes Grundstück gäbe, 
auf dem dies erfolgen könne, ohne dass Bäume gerodet werden müssen. 
 
Der Vorhabensträger entgegnet, dass es sich um eine neue Brücke mit einer Stütz-
weite von 112,00 m und einer Breite von über 16,00 m handelt. Das Gesamtgewicht 
der Brücke dürfte damit bei deutlich über 1.000 Tonnen liegen. Ein Transport der 
Brücke über größere Entfernung sei somit nicht möglich. Die Brücke müsse daher 
in unmittelbarer Nähe vormontiert und mittels eines Pontons eingeschoben werden. 
 
Die Bevollmächtigte des Grundstückseigentümers Schlehenstraße 18, 91056 Erlan-
gen, moniert, dass nach derzeitiger Planung bei zunehmendem Verkehr sogar noch 
eine Reduzierung der Fahrspuren geplant sei. Dies führe zu einer weiteren Er-
schwernis des fließenden Verkehrs sowohl aus Richtung Stadtkern (also aus Rich-
tung Westen), als auch aus der Stadt heraus. Die bestehende vierspurige Brücke, 
an beiden Seiten fortgeführt mit vierspurigen Straßen, sei im Feststellungsentwurf 
offensichtlich als zweispuriges „Nadelöhr“ geplant. 
 
Der Vorhabensträger führt hierzu aus, dass der bestehende vierstreifige Querschnitt 
der St 2240 auf zwei Spuren reduziert werden könne, um nicht unnötig Ressourcen 
zu verbrauchen und die Flächenversiegelung zu minimieren. Auch mit dem zwei-
streifigen Querschnitt könne der vorhandene Verkehr noch leistungsfähig abgewi-
ckelt werden (siehe Nr. 4.1.2 der Unterlage 1 T). Der Begriff „Nadelöhr“ ist in diesem 
Zusammenhang nicht einschlägig, da die St 2240 westlich der AS Heusteg auch im 
Bestand schon zweistreifig ausgebildet ist. 
 
Kritisiert wird von der Bevollmächtigten auch die Zerstörung der bisher verkehrsge-
rechten Straßenführung, die eine unproblematische Einleitung des von der GVS 
„Am Europakanal“ kommenden Verkehrs in einer eigenen Fahrspur über die Brücke 
bis zu der im Stadtgebiet Erlangen weiter vierspurig geführten Straße ermöglichte, 
wie auch die massive geplante Verschlechterung der Verkehrsverhältnisse des bis-
lang zweispurig stadtauswärts führenden Verkehrs mit entsprechender Abbiegespur 
nach der Brücke in die Straße “Am Europakanal“. 
 
Der Vorhabensträger legt dar, dass das gegenständliche Brückenbauwerk im Zuge 
des Ausbaus auf zwei Fahrstreifen verschmälert werden soll. In diesem Zusammen-
hang sei es straßenbautechnisch notwendig, auch die AS Heusteg an die neuen 
Gegebenheiten anzupassen. Auch mit dem geplanten Umbau der AS Heusteg ist 
das Ein- und Ausfädeln in die St 2240 jedoch noch sicher möglich. Die Verkehrsfüh-
rung der nördlichen Rampe bleibt grundsätzlich unverändert. Die südliche Rampe 
wird in Richtung Westen verschoben, um eine Einfädelspur realisieren zu können. 
Die Länge der Einfädelspur beträgt gemäß der Richtlinie für die Anlage von Land-
straßen (RAL) 150 m und ist damit ausreichend bemessen, um ein verkehrssicheres 
Einfädeln zu ermöglichen. 
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Die Bevollmächtigte weist darauf hin, dass beim Bau der Brücke auf der Seite des 
Wohngebiets (plangegenständliche Lösung), Grunderwerb von Privatpersonen bzw. 
Enteignungen erfolgen müsste, was ohne weiteres bei einem Neubau auf der Nord-
seite oder auf der bestehenden Trasse mit Behelfsbrücke auf der Nordseite entbehr-
lich gewesen wäre. Zudem würde durch die (nunmehr) geänderte Trassenführung 
im Bereich der Einmündung der GVS „Am Europakanal“ zusätzlicher Waldbestand 
vernichtet. 
 
Der Vorhabensträger entgegnet, dass auch bei einer Nordvariante zusätzlicher 
Grunderwerb notwendig gewesen wäre. Selbst bei einer Bestandstrasse mit Be-
helfsbrücke wäre zumindest bauzeitbedingt Grunderwerb von Privatpersonen erfor-
derlich gewesen. Die südliche Rampe werde in Richtung Westen verschoben, um 
eine Einfädelspur realisieren zu können. Im Zuge der Voruntersuchung seien ver-
schiedene Möglichkeiten diskutiert worden. Durch das parallel zur bestehenden Brü-
cke neu zu errichtende Bauwerk, werde auch die bestehende Fahrbahn ein Stück 
nach Süden verschoben. Sollte die Rampe in ähnlicher Lage wie im Bestand auf-
rechterhalten werden, müsste dafür ein weiterer Fahrstreifen über die Brücke ge-
führt werden. Dies wurde u.a. aus Gründen der Wirtschaftlichkeit verworfen. Eine 
andere Möglichkeit wäre die Beschleunigungsspur entfallen zu lassen. Daraus 
ergäbe sich jedoch ein erhebliches Unfallrisiko. Diese Variante wurde deshalb aus 
Gründen der Verkehrssicherheit ausgeschlossen. Selbst wenn die Rampe in ähnli-
cher Lage wie im Bestand gebaut werden würde, wären Waldrodungen notwendig, 
da das Regenrückhaltebecken dann außerhalb des „Kringels“ positioniert werden 
müsste und eine Verlegung außerhalb des Waldgebietes aufgrund der Höhenlage 
nicht möglich sei. 
 
Die Bewohner des Anwesens Heiligenlohstraße 3 B, 91056 Erlangen, fordern die 
Einrichtung einer Geschwindigkeitsbeschränkung auf 50 km/h auf dem neuen Brü-
ckenbauwerk. Aufgrund der Steigung der aktuellen Brückenrampen komme es, ins-
besondere in der Nacht zu erheblichen Lärmbelästigungen, aktuell sei eine 
Höchstgeschwindigkeit auf 70 km/h festgelegt. Die Abnutzung des Fahrbahnbela-
ges der Brücke erhöhe sich mit der Geschwindigkeit der Fahrzeuge. Durch die ver-
änderten Ein- und Ausfahrsituationen komme es zu einer erhöhten Unfallgefahr. 
 
Hierzu ist festzustellen, dass geschwindigkeitsbeschränkende bzw. verkehrsrechtli-
che Maßnahmen nicht Regelungsgegenstand des Planfeststellungsverfahrens sind. 
Zuständig ist insoweit die Straßenverkehrsbehörde. Da die Kreuzung mit der Heili-
genlohstraße baulich unverändert bleibt, ist davon auszugehen, dass sich dieser 
Einwand auf die AS Heusteg bezieht. Der Vorhabensträger legt zu diesem Kritik-
punkt dar, dass die Main-Donau-Kanal-Brücke im Zuge des Ausbaus auf zwei Fahr-
streifen verschmälert werden soll. Folglich müsse auch die AS Heusteg an die 
neuen Gegebenheiten angepasst werden. Um eine möglichst verkehrssichere Lö-
sung zu schaffen, wird die Rampe in Richtung Westen verschoben, um eine Einfä-
delspur realisieren zu können. Die Länge der Einfädelspur beträgt gemäß der 
Richtlinie für die Anlage von Landstraßen (RAL) 150 m und ist damit ausreichend 
bemessen, um ein verkehrssicheres Einfädeln zu ermöglichen. Das Sachgebiet 
Straßenbau bei der Regierung von Mittelfranken bestätigt insoweit die Aussagen 
des Vorhabensträgers. 
 
Die Bewohner des Anwesens Heiligenlohstraße 18, 91056 Erlangen, bringen vor, 
dass bei hohem Verkehrsaufkommen bzw. Staus auf der BAB A 3 die plangegen-
ständliche Strecke häufig als Umleitung werde und in der Folge dann mit noch län-
geren Staus zu rechnen sei, die auch Busse und Rettungsfahrzeuge aufgrund der 
einspurigen Verkehrsführung) beeinträchtigen. Das Überqueren der Fußgängerin-
sel werde deutlich gefährlicher als bisher. Zudem werde das Queren der Fußgän-
gerinsel nach Umsetzung des Vorhabens weitaus gefährlicher. Die Ausfahrt auf den 
Dechsendorfer Damm werde für den PKW-Verkehr massiv erschwert, zumal das 
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Verkehrsaufkommen durch die extreme Nachverdichtung des Wohngebiets noch 
stark ansteigen werde. 
 
Der Vorhabensträger weist in diesem Zusammenhang nochmals darauf hin, dass 
im Vorfeld der Baumaßnahme entschieden worden sei, dass der bestehende vier-
streifige Querschnitt der St 2044 auf zwei Spuren reduziert werden könne, um nicht 
unnötig Ressourcen zu verbrauchen und die Flächenversiegelung zu minimieren. 
Auch mit dem zweistreifigen Querschnitt könne – wie bereits mehrfach erwähnt – 
der vorhandene Verkehr noch leistungsfähig abgewickelt werden (siehe hierzu auch 
Nr. 4.1.2 der Unterlage 1 T). Die Baumaßnahme ende vor der Kreuzung Heiligen-
lohstraße. Die „Fußgängerinsel“ bleibe weiterhin wie vorhanden bestehen. Auch die 
Fahrstreifenanzahl und -breite ändere sich im näheren Umfeld der Insel nicht. Eine 
erhöhte Gefährdung der querenden Fußgänger werde deshalb nicht gesehen. Der 
Vorhabensträger legt weiter dar, dass sich die Ausfahrtssituation aus der Heiligen-
lohstraße in die St 2240 durch die Baumaßnahme nicht verändern werde. Die Kreu-
zung an sich bleibe baulich unverändert. In Fahrtrichtung Dechsendorf erfolgt die 
Reduktion von zwei auf eine Fahrspur ca. 150 m nach der Kreuzung Heiligenloh-
straße. Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass sich der Kreuzungsbereich Heili-
genlohstraße/St 2240 bereits in der Baulast der Stadt Erlangen befindet. 
 
Aus der Reihe der privaten Einwender (künftige Mieter des Anwesens Heiligenloh-
straße 2, 91506 Erlangen, wird befürchtet, dass sich das Verkehrsaufkommen in der 
Heiligenlohstraße während der Bauphase stark erhöhen werde. Dies führe im Rück-
schluss zu weniger Parkmöglichkeiten für Anwohner und eine erhöhte Unfallgefahr 
an parkenden Autos. Außerdem handele es sich bei der Heiligenlohstraße um ein 
reines Wohngebiet mit vielen Familien und kleineren Kindern. Dieser Punkt werde 
zudem in der gegenständlichen Planung nicht ausreichend berücksichtigt. 
 
Der Vorhabensträger erklärt hierzu, dass die Andienung der Baustelle überwiegend 
über die St 2240 und bei Bedarf über das restliche öffentliche Verkehrswegenetz 
erfolgen werde. Eine Nutzung der Heiligenlohstraße für den Baustellenverkehr sei 
nicht vorgesehen und werde insoweit auch nicht für sinnvoll erachtet. 
 
Die Eigentümer des Grundstücks Fl. –Nr. 3358/1 Gemarkung Erlangen monieren, 
dass die Baumaßnahme erheblich umweltschonender ausgeführt, werden könnte, 
wenn der Radweg komplett auf der Nordseite der St 2240 bis zur Kreuzung „Langer 
Johann“ geführt werde. Im Einzelnen wurde dieser Einwand mit folgenden Punkten 
begründet: 
 
a) Auf der Nordseite bestehe bereits ein ebenso breiter Rad- bzw. Fußweg. 
 
b) Der Radweg auf der Südseite weise im weiteren Verlauf im Stadtgebiet (Straße 

St. Johann) fünf Gefahrenstellen, wie sich bereits mehrfach gezeigt hätte: 

 Einmündung der Heiligenlohstraße, 

 zweifacher Verschwenk am Lärmschutzwall entlang des Schwalbenwegs, 

 Einmündung der Stichstraße vom Drosselweg zum Schwalbenweg und 

 Einmündung des Membacher Wegs. 
 
c) Der (vorhandene) Radweg auf der Nordseite sei erheblich übersichtlicher, ent-

halte zudem nur eine potentielle Gefahrenstelle und werde bereits vom überwie-
genden Teil der Radfahrer genutzt. 

 
d) Der Wechsel der Straßenseite könne für Radfahrer an der Kreuzung St. Johann 

gefahrenfrei an den bestehenden Ampelübergängen erfolgen. Die eventuell ent-
stehende Wartezeit dort werde dadurch kompensiert, dass Radfahrer auf dem 
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nördlichen Radweg nicht mehrfach die Geschwindigkeit stark reduzieren müs-
sen, um Vorfahrt zu gewähren bzw. Kollisionen zu vermeiden. 

 
Der Vorhabensträger entgegnet, dass er es nicht für schlüssig halte, warum eine 
komplette Radwegeführung auf der Nordseite der St 2240 erheblich umweltscho-
nender ausgeführt werden könnte. (abgesehen von der dann nicht mehr notwendi-
gen Unterführung). Der Vorhabensträger geht bei diesem Einwand davon aus, dass 
bei der angesprochenen Kreuzung „Langer Johann“ die Kreuzung Sankt Jo-
hann/Möhrendorfer Weg gemeint ist. 
 
Derzeit seien beidseitig entlang der St 2240 zwischen der Heiligenlohstraße und 
dem Möhrendorfer Weg Einrichtungsradwege vorhanden, die auch weiter Richtung 
Erlangen führen. Es bestehe jeweils eine Benutzungspflicht der jeweiligen Radwege 
in Fahrtrichtung. Eine durchgängige Verbindung auf der Nordseite, wie von dem 
Einwender vorgeschlagen, sei demnach derzeit nicht möglich. Würde der Radweg 
im Ausbauabschnitt komplett auf der Nordseite geführt, dann müssten die Radfahrer 
im Bereich der Heiligenlohstraße die Straßenseite wechseln, um eine Nutzung des 
Radweges in falscher Richtung zu vermeiden. Dies könnte zwar über die vorhan-
dene Querungshilfe erfolgen, wäre aber auf dieser vielbefahrenen Straße mit deut-
lichen Wartezeiten verbunden. Durch die gewählte Lösung wird nach Auffassung 
des Vorhabensträgers, welche auch die Planfeststellungsbehörde vertritt, eine ver-
kehrssichere, zügige und attraktive Radwegeverbindung geschaffen. 
 
Der Vorhabensträger führt weiter aus, dass eine Querung der Straßenseite über die 
bestehenden Ampelanlagen erst an der Kreuzung Möhrendorfer Weg erfolgen 
könnte. Allerdings wurde oben bereits dargelegt, dass der Radweg auf der Nordseite 
nur in ortsauswärtiger Richtung befahren werden darf. Ergänzend weist der Vorha-
bensträger auch zu diesem Einwand hin, dass der Freistaat Bayern lediglich bis zur 
Einmündung Heiligenlohstraße Straßenbaulastträger und somit zuständig für die St 
2240 sowie für den straßenbegleitenden Geh- und Radweg ist. Die innerörtliche Zu-
ständigkeit liegt bei der Stadt Erlangen. Die vorgesehene Radwegeführung wurde 
überdies im Vorfeld mit der Stadt Erlangen abgestimmt. 
 
Die Bewohner des Anwesens Heiligenlohstraße 3 A, 91056 Erlangen, bringen vor, 
dass unter Nr. 1.2.1 der Unterlage 1 T richtigerweise eine überdurchschnittliche Ver-
kehrsbelastung angegeben sei und auf die zulässige Geschwindigkeit von 70 km/h 
hingewiesen werde. Die Einwender wohnen seit 1997 im Heiligenloh und habe die 
enorme Zunahme der Verkehrsdichte verfolgt und damit verbunden die Steigerung 
des Verkehrslärms. Die Geschwindigkeit werde in beiden Richtungen häufig weit 
überschritten. Die Straßenüberquerung sei für die Einwender eine „Challenge“. Eine 
Herabsetzung der zulässigen Geschwindigkeit auf 50 km/h würde Lärm (gesteigert 
durch übermäßige Beschleunigung) und Sicherheit wesentlich verbessern. 
 
Der Vorhabensträger legt hierzu dar, dass geschwindigkeitsbeschränkende bzw. 
verkehrsregelnde Maßnahmen nicht dem Regelungsregime der Planfeststellung un-
terliegen. Vielmehr ist dies eine verkehrsrechtliche Frage und daher mit der zustän-
digen Straßenverkehrsbehörde der Stadt Erlangen zu klären. Im Bereich der 
Einmündung der Heiligenlohstraße sei im Bestand bereits eine Querungshilfe vor-
handen. In diesem Bereich gelte auch bereits eine Höchstgeschwindigkeit von 50 
km/h, da das Ortsschild ca. 70 m vom Anwesen der Einwender entfernt in Richtung 
Dechsendorf stehe. Eine sichere Querung der Staatsstraße dürfte daher sowohl im 
Bestand als auch zukünftig möglich sein. 
 
Weitere Privateinwender (Bewohner des Anwesens Heiligenlohstr. 5 B, 91056 Er-
langen, nehmen Bezug auf den Lageplan und weisen darauf hin, dass die Baumaß-
nahme unmittelbar vor der Einmündung der Heiligenlohstraße in die Straße Sankt 
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Johann endet. Diese Ausgrenzung der Straßeneinmündung in den Bebauungsbe-
reich hatte zur Folge, dass im „Prüfverfahren“ diese Straßeneinmündung nicht wie 
zum Beispiel die Straße Am Europakanal behandelt und auf ihre Sicherheit überprüft 
worden sei. Auch wenn die Straßeneinmündung erst wenige Meter hinter dem 
Baustellenbereich liege, werde diese dennoch insbesondere durch den zu erwar-
tenden Baustellenverkehr massiv beeinträchtigt sein. Ausfahrende Fahrzeuge kön-
nen durch die Baustelle und die dann noch bestehende alte Straße und Brücke nur 
schwer den fließenden Verkehr überblicken, zumal unmittelbar an der Straßenein-
mündung auf der südlichen Seite auch noch die spezielle Zufahrt zur Baustelle auf 
engstem Raum eingefügt werden soll. Besonders relevant werde dies, wenn man in 
Richtung Dechsendorf abbiegen möchte. Die Einwender bitten daher, den Einmün-
dungsbereich auf seine Sicherheit zu überprüfen und (falls erforderlich) geeignete 
Maßnahmen vorzusehen. 
 
Der Vorhabensträger entgegnet hierzu, dass sich aus seiner Sicht die Ausfahrt aus 
der Heiligenlohstraße in die St 2240 durch die Baumaßnahme nicht verändern 
werde. Die Kreuzung an sich bleibe baulich unverändert. Für die Dauer der Bauar-
beiten werde mit der zuständigen Straßenverkehrsbehörde abgeklärt, mit welchen 
(Beschilderungs-) Maßnahmen die Baustelle abgesichert werden könne. Diese ver-
kehrsrechtlichen Maßnahmen seien allerdings nicht Gegenstand des Planfeststel-
lungsverfahrens. Bei der von den Einwendern bezeichneten „speziellen Zufahrt zur 
Baustelle“ handelt es sich vermutlich um die provisorische Behelfsumfahrung, die 
errichtet wird, um den Verkehr auch während der Baumaßnahme aufrecht zu erhal-
ten. Den Sicherheitsbedenken der Einwender wird somit ausreichend Rechnung ge-
tragen. 
 
Der Bewohner des Anwesens Heiligenlohstr. 12, 91056 Erlangen, befürchtet, dass 
sich bei der Ausfahrt mit dem Kfz aus der Heiligenlohstraße Richtung Dechsendorf 
gefährliche Situationen ergeben könnten. Es werde erwartet, dass dann kurz vor 
dem Zusammenführen von zwei Spuren auf eine Spur stadtauswärts, vor allen Din-
gen im Berufsverkehr, dort Stau entsteht und das Einfädeln sich deshalb als schwie-
rig gestalte. Das gleiche gelte für die Auffahrt auf die Brücke von Büchenbach 
(Bezirkskrankenhaus) kommend stadteinwärts. Aktuell stehe eine komplette Spur 
zum Einfädeln zur Verfügung. Nach Umsetzung des Vorhabens müsse man sich 
innerhalb weniger Metern in den fließenden Verkehr einreihen. 
 
Der Vorhabensträger entgegnet – wie bereits mehrfach in diesem Beschluss darge-
legt –, dass sich aus seiner Sicht die Ausfahrt aus der Heiligenlohstraße in die St 
2240 durch die Baumaßnahme nicht verändern werde. Die Kreuzung an sich bleibe 
baulich unverändert. In Fahrtrichtung Dechsendorf erfolge die Reduktion von zwei 
auf eine Fahrspur ca. 150 m nach der Kreuzung Heiligenlohstraße. Ein Rückstau 
bis in den Kreuzungsbereich sei auch im Berufsverkehr nicht zu erwarten. Ergän-
zend weist der Vorhabensträger (nochmals) darauf hin, dass der Kreuzungsbereich 
Heiligenlohstraße/St 2240 liegt bereits in der Baulast der Stadt Erlangen liege. Die 
Main-Donau-Kanalbrücke soll im Zuge des Ausbaus auf zwei Fahrstreifen ver-
schmälert werden. In diesem Zuge müsse auch die AS Heusteg an die neuen Ge-
gebenheiten angepasst werden. Um eine möglichst verkehrssichere Lösung zu 
schaffen, wird die Rampe in Richtung Westen verschoben, um eine Einfädelspur 
realisieren zu können. Die Länge der Einfädelspur beträgt gemäß den Maßgaben 
der RAL 150 m und ist damit ausreichend bemessen, um ein verkehrssicheres Ein-
fädeln zu ermöglichen. Die Planfeststellungsbehörde schließt sich den plausiblen 
Darlegungen des Vorhabensträgers an. 
 
Einzelne Anwohner kritisieren im Anhörungsverfahren, dass bei dem bestehenden 
Einrichtungsradweg, weder die stadteinwärts fahrenden, noch die stadtauswärtsfah-
renden Radfahrer die Straßenseite wechseln müssen. Gemäß den gegenständli-
chen Unterlagen, müssen die stadtauswärts fahrenden Radfahrer spätestens auf 
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Höhe der Heiligenlohstraße die Straßenseite wechseln und die an der St 2240 stadt-
einwärts fahrenden vor der neuen Brücke. 
 
Der Vorhabensträger führt hierzu aus, dass die gegenständliche Planung nicht dazu 
führe, dass stadtauswärts fahrenden Radfahrer zwingend die Straßenseite wech-
seln müssen. Diese können auch auf der Ortsstraße „Sankt Johann“ weiterfahren 
und von dort auf den Geh- und Radweg wechseln (den Einwendern wurde insoweit 
vom Vorhabensträger ein entsprechender Planausschnitt übersandt). Stadteinwärts 
fahrende Radfahrer müssen zwar die Straßenseite wechseln, können dies aber si-
cher und ohne Wartezeit durch die geplante Radwegunterführung tun. 
 

2.3.3.9 Zusammenfassende Bewertung 

Im Ergebnis kann festgehalten werden, dass die in der festgestellten Planung vor-
gesehenen Trassierungselemente, Querschnitte und Fahrbahnbefestigungen im 
Wesentlichen den einschlägigen Vorgaben der RAL entsprechen. Soweit von den 
RAL abgewichen wird, ist die Planung unter den gegebenen örtlichen Bedingungen 
dennoch als sachgerecht und angemessen anzusehen. Belangen der Verkehrssi-
cherheit trägt die festgestellt Planung, auch unter Berücksichtigung gegebenenfalls 
vorhandener geringfügiger Abweichungen, ebenfalls Rechnung. Soweit in den RAL 
keine Maßgaben zu finden sind, erweist sich die Planung im Ergebnis unter Berück-
sichtigung der Einzelfallumstände ebenso als sachgerecht. 
 
Die festgestellte Planung stellt damit insgesamt eine ausgewogene und sachange-
messene Lösung dar. Die einzelnen Straßenbestandteile sind so bemessen, dass 
eine reibungslose Abwicklung der zukünftigen Verkehrsbelastung sichergestellt ist. 
Eine Reduzierung des vorgesehenen Ausbaustandards ist insbesondere im Hinblick 
die weiterhin zu gewährleistende Leistungsfähigkeit der St 2240 im verfahrensge-
genständlichen Bereich, für den der Gesetzgeber einen entsprechenden Bedarf 
festgestellt hat, nicht vertretbar. Eingriffe in das Grundeigentum, in Natur und Land-
schaft sind mit der Planung bereits auf das unumgängliche Maß beschränkt. 
 

2.3.4 Immissionsschutz 

Das planfestgestellte Vorhaben ist mit den Belangen des Lärmschutzes sowie den 
Belangen der Luftreinhaltung vereinbar. Die Planung stellt sicher, dass keine schäd-
lichen Umwelteinwirkungen durch vorhabensbedingte Verkehrsgeräusche oder 
nachteilige Wirkungen infolge von Luftschadstoffbelastungen ohne Ausgleich ver-
bleiben (§§ 41, 42 BImSchG; Art. 74 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG). 
 
Der Maßstab zur Bewertung, ob schädliche Umweltauswirkungen durch vorhabens-
bedingte Verkehrsgeräusche oder nachteilige Wirkungen infolge von Schadstoffbe-
lastungen verbleiben, ergibt sich aus dem Immissionsschutzrecht, insbesondere 
aus § 3 Abs. 1 und §§ 41 ff. BImSchG. Daraus folgt, dass die Zumutbarkeitsgrenze 
dann nicht überschritten wird, wenn die Grenzwerte der einschlägigen Verordnun-
gen und technischen Regelwerke, die zur Konkretisierung des Begriffs der schädli-
chen Umwelteinwirkung i. S. d. § 3 Abs. 1 BImSchG vorliegen, eingehalten werden. 
Gleichwohl sind auch Beeinträchtigungen, die unterhalb der Zumutbarkeitsgrenze 
liegen, bei der Abwägung zu berücksichtigen (vgl. z. B. BVerwG, Urteil vom 
23.11.2005, NVwZ 2006, 331 Rn. 45), sofern sie die Schwelle der Geringfügigkeit 
überschreiten (BVerwG, Urteil vom 02.07.2020, NVwZ 2021, 648 Rn. 101 m. w. N.). 
 

2.3.4.1 Verkehrslärmschutz 

Der Schutz der Anlieger vor Straßenverkehrslärm erfolgt in verschiedenen, in dieser 
Reihenfolge zu beachtenden Stufen: 
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Nach § 50 BImSchG ist bereits bei der Planung von Verkehrswegen darauf zu ach-
ten, dass schädliche Umwelteinwirkungen durch Verkehrslärm auf ausschließlich 
oder überwiegend dem Wohnen dienende Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürf-
tige Gebiete soweit wie möglich unterbleiben. Dies gilt zunächst unabhängig von der 
Festlegung des Lärmschutzes nach der 16. BImSchV. 
 
Beim Bau oder der wesentlichen Änderung von Verkehrswegen ist darüber hinaus 
sicherzustellen, dass keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräu-
sche hervorgerufen werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind (vgl. 
§§ 41 ff. BImSchG i. V. m. der 16. BImSchV). 
 
Wenn bzw. soweit den Anforderungen von §§ 41 ff. BImSchG in Verbindung mit der 
16. BImSchV nicht durch eine entsprechende Planung oder technische Vorkehrun-
gen Rechnung getragen werden kann, haben die davon Betroffenen gegen den Vor-
habensträger einen Anspruch auf angemessene Entschädigung in Geld (§ 42 Abs. 
1 und 2 BImSchG bzw. Art. 74 Abs. 2 Satz 3 BayVwVfG). 
 

2.3.4.1.1 § 50 BImSchG – Trassierung 

Gemäß § 50 Satz 1 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-
men die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuord-
nen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen i. S. d. Art. 3 
Nr. 13 der Richtlinie 2012/18/EU in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkun-
gen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete so-
wie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete, insbesondere öffentlich genutzte 
Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem Gesichtspunkt des 
Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete und öf-
fentlich genutzte Gebäude, so weit wie möglich vermieden werden. Der Trennungs-
grundsatz des § 50 Satz 1 BImSchG stellt allerdings kein zwingendes Gebot dar, 
sondern nur eine Abwägungsdirektive. Er kann im Rahmen der planerischen Abwä-
gung durch andere Belange von hohem Gewicht überwunden werden. Der Recht-
sprechung zu § 50 BImSchG ist nicht zu entnehmen, dass eine Zurückstellung 
immissionsschutzrechtlicher Belange nur dann abwägungsfehlerfrei wäre, wenn die 
Planung durch entgegenstehende Belange mit hohem Gewicht "zwingend" geboten 
ist. Ob sich eine Abwägungsdirektive wie der Grundsatz der Trennung unverträgli-
cher Raumnutzungen in der Abwägung durchsetzt, entscheidet sich erst in einer 
Bewertung der konkreten Einzelfallumstände (vgl. zum Ganzen BVerwG, Urteil vom 
16.03.2006, NVwZ-Beilage 2006, 1 Rn. 164). 
 
Außerdem ist in Gebieten, in denen die in Rechtsverordnungen nach § 48a Abs. 1 
BImSchG festgelegten Immissionsgrenzwerte und Zielwerte nicht überschritten wer-
den, bei der Abwägung die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität als Belang zu 
berücksichtigen (§ 50 Satz 2 BImSchG). Nach aktueller Rechtslage werden damit 
die lufthygienischen Immissionsgrenzwerte bzw. Zielwerte der 39. BImSchV ange-
sprochen. 
 
Unter Abwägung der im Verfahren bekanntgewordenen Belange ist die gewählte 
Variante der Planung hinsichtlich des § 50 BImSchG die richtige Lösung. Das neue 
Bauwerk über Main-Donau-Kanal bei Erlangen – Dechsendorf im Zuge der St 2240 
(Stabbogenbrücke) wird ca. 25 m südlich der bestehenden Brücke realisiert, so dass 
die St 2240 auf einer Länge von 1.209 m ebenfalls Richtung Süden verlegt werden 
muss. Hierdurch fallen die notwendigen Eingriffe in Umweltbelange, insbesondere 
in den Naturhaushallt, geringstmöglich aus; jede andere Situierung des Bauwerks, 
die mit einem Abrücken vom jetzigen Bauwerksstandort verbunden wäre, würde in-
soweit zu deutlich größeren Beeinträchtigungen führen (vgl. dazu auch die Ausfüh-
rungen unter C. 2.3.2). Dies rechtfertigt es hier in der Gesamtschau, die geringfügige 
Abweichung von der Bestandstrasse mit der plangegenständlichen Variante 3.1 – 
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Süd zu realisieren, da sich insoweit keine grundlegenden Änderungen an der Ver-
kehrs- und Streckencharakteristik ergeben. Daneben sind einer Veränderung des 
Bauwerksstandorts durch die bestehende Trassenlage der St 2240 und die Notwen-
digkeit, das neue Bauwerk an diese anzubinden, ohnehin relativ enge Grenzen ge-
setzt. In diesen Grenzen würde eine Verschiebung des Bauwerks im Ergebnis nicht 
zu einer Verbesserung des Immissionsschutzes führen. Generell ist festzustellen, 
dass die neue Brücke einen Abstand von über 300 m bis zu den Anwesen in der 
Heiligenlohstraße haben wird. 
 

2.3.4.1.2 Lärmvorsorge 

Verkehrslärmvorsorgepflicht besteht – wie unter C. 3.3.4.1 bereits angeklungen – 
nur bei dem Bau oder der wesentlichen Änderung einer Straße. 
 
Mit dem Bau von Straßen im Sinne des § 41 BImSchG und des § 1 Abs. 1 der 16. 
BImSchV ist der Neubau gemeint. Ein solcher Neubau einer bis dato nicht existen-
ten Straße erfolgt vorliegend nicht. Die Ersetzung eines bereits existierenden Brü-
ckenbauwerks durch ein neues Bauwerk, selbst bei einem Versatz von 25 m südlich 
der bestehenden Brücke, stellt offensichtlich keinen Neubau im vorstehenden Sinn 
dar (vgl. BVerwG, Urteil vom 23.11.2005, NVwZ 2006, 331 Rn. 21 betreffend die 
Schaffung eines drei Ebenen umfassenden Kreuzungsbauwerks an Stelle einer 
plangleichen Kreuzung). 
 
Eine wesentliche Änderung im immissionsschutzrechtlichen Sinn liegt nach § 1 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 1 der 16. BImSchV zum einen dann vor, wenn eine Straße um einen 
oder mehrere durchgehende Fahrstreifen für den Kraftfahrzeugverkehr baulich er-
weitert wird. Das Merkmal der "Erweiterung" um einen durchgehenden Fahrstreifen 
legt nach seinem Wortlaut nahe, dass ein Tatbestand der Lärmvorsorge dann ge-
geben sein soll, wenn die Kapazität der Straße zur Aufnahme von zusätzlichem Ver-
kehr erhöht wird. Dies ist zunächst der Fall, wenn ein zusätzlicher Fahrstreifen 
zwischen verschiedenen Verknüpfungen mit dem übrigen Straßennetz, also zwi-
schen mindestens zwei Anschluss-Stellen, geschaffen wird. Darüber hinaus liegt ein 
Fall der Erweiterung um einen durchgehenden Fahrstreifen aber auch vor, wenn ein 
zusätzlicher Fahrstreifen im gesamten Planungsabschnitt geschaffen wird und im 
Nachbarabschnitt eine Verknüpfung mit dem übrigen Straßennetz besteht (BVerwG, 
Urteil vom 10.04.2019, NVwZ 2019, 1597 Rn. 24). Eine wesentliche Änderung in 
diesem Sinn ist vorliegend nicht gegeben. Mit der Erneuerung des Brückenbau-
werks ist keine Änderung der freigegebenen Fahrstreifenanzahl (einer je Richtungs-
fahrbahn) der St 2240 verbunden. Abweichend vom RQ 11 der EKL 3 wird aufgrund 
des hohen Verkehrsaufkommens der RQ 11,5 + für Straßen der EKL 2 gemäß RAL 
Bild 6 b1) ohne Überholfahrstreifen mit Fahrstreifenbegrenzung gewählt. Dies ist 
auch dadurch zu begründen, dass östlich des Main-Donau-Kanals der Anschluss an 
einem bestehenden, vier streifigen Sonderquerschnitt erfolgt. Die Anbindung an die 
GVS „Am Europakanal“ erfolgt wie im Bestand auch weiterhin über einen teilplan-
freien Knotenpunkt (siehe hierzu die Ausführungen unter C. 2.3.3.2). Soweit bereits 
in der Vergangenheit Veränderungen an der Fahrstreifenanzahl bzw. -aufteilung 
vorgenommen wurden, ist dies im Rahmen des gegenständlichen Verfahrens ohne 
Bedeutung. Insbesondere ist es ohne Belang, ob diese Veränderungen auf einer 
rechtmäßigen hoheitlichen Maßnahme beruhen. Jeder, der sich durch eine solche 
Maßnahme in seinen Rechten beeinträchtigt sieht, kann eine gerichtliche Entschei-
dung darüber herbeiführen. Das gilt auch für Vorhaben öffentlicher Planungsträger, 
die weder in einem Planfeststellungsverfahren noch in einem (anderen) Genehmi-
gungsverfahren behördlich geprüft worden sind. Gegen solche Vorhaben, sollten sie 
rechtswidrig sein und die Betroffenen in ihren Rechten verletzen, stehen jenen Un-
terlassungsansprüche und daneben gegebenenfalls auch Leistungsansprüche zu 
Gebote. Machen die Betroffenen davon keinen Gebrauch und nehmen sie damit die 
sie belastenden Maßnahmen klaglos hin, so können sie diese Beeinträchtigungen 
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nicht mit einem späteren Vorhaben in Verbindung bringen, das in Wahrheit zu keiner 
Verschlechterung ihrer Situation führt (BVerwG, Beschluss vom 23.06.1989, NVwZ 
1990, 263, 264). 
 
Nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 der 16. BImSchV liegt auch dann eine wesentliche 
Änderung vor, wenn durch einen erheblichen baulichen Eingriff der Beurteilungspe-
gel des von dem zu ändernden Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslärms um min-
destens 3 dB(A) oder auf mindestens 70 dB(A) am Tage oder mindestens 60 dB(A) 
in der Nacht erhöht wird. Gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 der 16. BImSchV gilt gleiches, 
wenn der Beurteilungspegel des von dem zu ändernden Verkehrsweg ausgehenden 
Verkehrslärms von mindestens 70 dB(A) am Tag oder 60 dB(A) in der Nacht durch 
einen erheblichen baulichen Eingriff weiter erhöht wird. Ein derartiger erheblicher 
baulicher Eingriff setzt eine bauliche Änderung voraus, die in die Substanz des Ver-
kehrswegs eingreift und über eine bloße Erhaltungsmaßnahme hinausgeht, indem 
sie die Funktionsfähigkeit der Straße steigert (BVerwG, Urteil vom 23.11.2005, 
NVwZ 2006, 331, 332). Das gegenständliche Vorhaben führt aber zu keiner Steige-
rung der vorausgesetzten und planerisch gewollten Leistungsfähigkeit (vgl. dazu 
BVerwG, Urteil vom 09.02.1995, NVwZ 1995, 907) der St 2240 im Planbereich. Die 
Anzahl der für den Verkehr verfügbaren Fahrstreifen bleibt unverändert, neue Ver-
knüpfungen mit dem umgebenden Straßennetz werden im Zuge der Umsetzung des 
Vorhabens nicht geschaffen. Es erfolgen nur geringfügige Änderungen der Straßen-
netzgestaltung, die mit keinen grundlegenden Änderungen an der Verkehrs- und 
Streckencharakteristik verbunden sind. Wie bereits mehrfach dargelegt, weicht die 
neue Trasse der St 2240 nur geringfügig von der Bestandstrasse ab. Die Anbindung 
an die GVS Am Europakanal erfolgt wie im Bestand auch weiterhin über einen teil-
planfreien Knotenpunkt. Der Vorhabensträger hat für die Ermittlung der Verkehrs-
belastung der St 2240 die Ergebnisse des Verkehrsmodells der Stadt Erlangen vom 
18.11.2019 zu Grunde gelegt Daraus ergibt sich für die St 2240 folgende verkehrli-
che Situation: 
 
DTV 2015  westl. Main-Donau-Kanal: 18.240 Kfz/24 h, SV-Anteil 3,5 % 
   östl. Main-Donau-Kanal: 16.870 Kfz/24 h, SV-Anteil 3,5 % 
 
DTV 2030  westl. Main-Donau-Kanal: 17.700 Kfz/24 h, SV-Anteil 3,5 % 
   östl. Main-Donau-Kanal: 15.422 Kfz/24 h, SV-Anteil 3,5 % 
 
Die Ergebnisse des Verkehrsmodells belegen, dass das Bauvorhaben keinen Ein-
fluss auf die Verkehrsmengen der St 2240 hat, die sogar gegenüber dem Progno-
sejahr 2030 tendenziell rückläufig sind. Das Bauvorhaben führt daher nicht zu einer 
Steigerung der verkehrlichen Attraktivität. Ein erheblicher baulicher Eingriff in vor-
stehendem Sinn ist damit nicht gegeben. Der konkrete Umfang der mit einem Stra-
ßenbauvorhaben verbundenen Veränderung der schon existierenden baulichen 
Substanz ist für die Frage, ob ein erheblicher baulicher Eingriff im Rechtssinn gege-
ben ist, ohne Belang. Dass das gegenständliche Brückenbauwerk im Rahmen des 
Vorhabens komplett durch ein neues Bauwerk ersetzt wird, ist deshalb bzgl. der 
Beurteilung der Voraussetzungen eines erheblichen baulichen Eingriffs bedeu-
tungslos. Gleiches gilt bezüglich der sonstigen mit dem Vorhaben verbundenen bau-
lichen (Einzel-)Maßnahmen im Umfeld des Brückenbauwerks. Überdies wird in 
Ziffer 10.1 Nr. 2 der VLärmSchR 97 explizit ausgeführt, dass Erhaltungs- bzw. Er-
neuerungsmaßnahmen keinen erheblichen baulichen Eingriff darstellen. 
 
Unabhängig davon verändert sich auch die Lage der einzelnen Fahrstreifen gegen-
über dem bestehenden Zustand nur geringfügig, so dass selbst bei einem – unter-
stellten – Vorliegen eines erheblichen baulichen Eingriffs keine vorhabensbedingt 
relevante Erhöhung der Beurteilungspegel in den umliegenden Siedlungen in Rech-
nung zu stellen wäre. Der Vorhabensträger hat in diesem Zusammenhang eine 
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schalltechnische Untersuchung durchführen lassen, deren Rahmenbedingungen in 
der Unterlage 17 detailliert beschrieben sind. Danach ergibt sich folgendes Bild: 
 
Die in der schalltechnischen Untersuchung eingehenden Gebäudedaten und die 
Höhenstellung der Gebäude erfolgten durch Auswertung von Bestandsvermessun-
gen und unter zu Hilfenahme der Höhen aus dem digitalen Geländemodell. Die Be-
rechnung des Verkehrslärms erfolgt nach Anlage 1 der 16. BImSchV. Hier wird 
festgelegt, dass die Emissionspegel für Fahrstreifen, die auf ihrer gesamten Strecke 
unterschiedliche Eingabewerte und Ausbreitungsbedingungen aufweisen, nach den 
Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen berechnet werden müssen. Die Berech-
nung der Beurteilungspegel erfolgte gemäß RLS-19 mit dem von der Bayerischen 
Straßenbauverwaltung mit MS vom 30.10.1998/Gz.: IID1/IID9-1074.3-011/98 einge-
führten EDV-Programm „Cadna-A“ (DataKustik GmbH). Die Ergebnisse der Schall-
berechnung sind für die maßgeblichen Immissionsorte in der Differenztabelle 
(Unterlage 17 Tabelle 2) zusammengefasst. Anhand der durchgeführten Berech-
nung, deren Plausibilität vom Sachgebiet Technischer Umweltschutz der Regierung 
von Mittelfranken bestätigt wurde, sind keine Lärmschutzmaßnahmen (aktiv oder 
passiv) notwendig. Das nächstgelegene Anwesen Heiligenlohstraße 2, 91056 Er-
langen (allgemeines Wohngebiet) liegt ca. 30 m von der St 2240 entfernt. Insoweit 
darf auf die lfd. Nr. 1 der Tabelle in Unterlage 17.2 Bezug genommen werden. Da-
nach hat die Prognoseplanfallberechnung (bei Umsetzung des Vorhabens) Werte 
von 64,6 dB(A) am Tag sowie 57,5 dB(A) in der Nacht ergeben. Im Istzustand (Prog-
nosenullfall) ergeben sich Werte von 64,0 dB(A) am Tag bzw. 56,9 dB(A) in der 
Nacht. Das gegenständliche Vorhaben führt lediglich zu einem marginalen Anstieg 
des errechneten Immissionswertes von jeweils 0,6 dB(A). Die Lärmbelastung für die 
Anwohner des Wohngebietes Heiligenlohstraße, Geisbergstraße und Schlehen-
straße wird sich durch die Baumaßnahme daher in nicht relevanter Größenordnung 
verändern. Erst eine Erhöhung des Schalldruckpegels um 3 dB(A) ist für das 
menschliche Gehör gerade noch wahrnehmbar. Der im Zuge des Brückenneubaus 
von der Rechtsprechung entwickelte und zu berücksichtigende „Grenzwert für Ge-
sundheitsgefahren“ von 70 dB(A) am Tag bzw. von 60 dB(A) in der Nacht wird je-
doch sicher eingehalten. Eine Erhöhung des Beurteilungspegels um mindestens 3 
dB(A) liegt bei Umsetzung des Bauvorhabens ebenso nicht vor. Dies schließt zu-
sätzlich eine wesentliche Änderung i. S. v. § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 bzw. § 1 Abs. 2 
Satz 2 der 16. BImSchV aus. 
 
Soweit im Anhörungsverfahren geltend gemacht wird, durch die baubedingte Ent-
fernung von Bewuchs erhöhe sich der Lärmpegel, ist dem entgegenzuhalten, dass 
Pflanzenbewuchs bei der Ermittlung der Beurteilungspegel von Straßen nicht als 
schalldämmend berücksichtigt wird (siehe Nr. 2.1.4 a. E. der RLS-19), mithin das 
(Nicht-)Vorhandensein von Bewuchs im Rahmen der normativen Bewertung nach 
der 16. BImSchV nicht von Relevanz ist und deshalb keinen Einfluss auf die vorste-
hende Bewertung hat. Dies ist damit zu begründen, dass es sich bei Bepflanzungen 
um keine homogenen Hindernisse (Art der Pflanzung, Gehölzzusammensetzung 
etc.) handelt und sie einer kontinuierlichen Veränderung (Wachstum, Windbruch, 
Schädlingsbefall etc.) unterworfen sind. Unabhängig davon entfalten Gehölze oder 
dgl. nach dem gegebenen Kenntnisstand ohnehin erst ab einer Bewuchstiefe von 
etwa 20 m tatsächlich eine nennenswerte Dämpfungswirkung (siehe etwa Zür-
cher/Frank, Bauphysik, 5. Auflage 2018, unter Nr. 7.3.6). Ergänzend wird darauf 
hingewiesen, dass bei der Berechnung nach RLS-19 die Straßentrasse in Lage und 
Höhe (Topographie) mit den entsprechenden Verkehrsstärken sowie den Korrektur-
werten für Straßendeckschichttypen, Längsneigungen (Steigung/Gefälle), Knoten-
punkte und Reflexionen berücksichtigt wird. Die umgebende Topographie sowie 
wirksame Abschirmungen im Umfeld der Straße (z. B. Hindernisse in Form von 
Wänden bzw. Wällen) werden hierbei ebenfalls berücksichtigt. Nach Ende der Bau-
arbeiten werden entlang der St 2240 im Rahmen des Baubetriebs beseitigte Ge-
hölzstrukturen unter Verwendung standorttypischer, autochthoner Laubholzarten 
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der Hecken- und Waldmantelgesellschaften wieder neu etabliert (Maßnahme G 3, 
siehe auch Tabelle 6 unter Nr. 5.3 der Unterlage 19.1 T) Mit Blick darauf vermag die 
Planfeststellungsbehörde auch faktisch nicht zu erkennen, dass die vorhabensbe-
dingte (zeitweilige) Beseitigung von Gehölzstrukturen an der Trasse der St 2240 zu 
einer greifbaren nachteiligen Veränderung der Lärmbelastung in der Umgebung 
führt. 
 
Mehrere Privateinwender fordern eine Reduzierung der Höchstgeschwindigkeit ab 
Brücke bis Stadtbeginn Erlangen (in beiden Richtungen) auf 50 km/h. Dies hätte 
nach dortiger Auffassung den Vorteil, dass die Fahrzeuge nicht nach Erlangen hi-
neinrasen würden. Das Ortsschild Erlangen würde kaum ein Fahrzeug mit 50 km/h 
passieren. Eine Geschwindigkeitsbegrenzung scheidet vorliegend auch deshalb 
aus, da § 41 BImSchG insoweit schon keine geeignete Rechtsgrundlage darstellt. 
Verkehrsbeschränkende Maßnahmen wie eine Reduzierung der Geschwindigkeit 
auf Teilstrecken können nicht auf § 41 Abs. 1 BImSchG gestützt werden (vgl. 
BVerwG, Urteil vom 17.11.2016, NVwZ 2017, 1136 Rn. 20 betreffend Schienenver-
kehrslärm). Ob ggf. auf der Grundlage des § 45 StVO eine Geschwindigkeitsbegren-
zung aus Lärmschutzgründen zu verfügen sein wird, ist außerhalb der 
Planfeststellung von der zuständigen Straßenverkehrsbehörde (hier die Stadt Erlan-
gen) zu entscheiden. Für eine Entscheidung im Rahmen der Planfeststellung ist in-
soweit kein Raum; eine Geschwindigkeitsbegrenzung ist jedenfalls zur Bewältigung 
vorhabensbedingter Konflikte nicht erforderlich (vgl. dazu BVerwG, Beschluss vom 
07.07.2000 – 4 B 94.99 – juris Rn. 17). 
 
Weiter wird im Anhörungsverfahren auf die Unterlage 17 Tabelle 1 Bezug genom-
men. Es wird von Einwendern kritisiert, dass die schalltechnischen Berechnungen 
mit der zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 70 km/h durchgeführt wurden. Dies 
entspreche nicht der Realität, da sowohl auf der Brücke als auch auf der Ostrampe 
im Allgemeinen deutlich schneller gefahren werde. Fahrzeuge, welche die Rampe 
herunter Richtung Erlangen fahren, kämen mit deutlich höherer Geschwindigkeit an. 
Fahrzeuge, welche dagegen die Brücke hochfahren, würden zunächst beschleuni-
gen. Der Lärm durch (bergauf) beschleunigende Fahrzeuge sei höher als bei einem 
Fahrzeug mit gleichmäßiger Geschwindigkeit. Der Vorhabensträger hat zutreffend 
dargelegt, dass für Lärmberechnungen grundsätzlich die für den betreffenden Stra-
ßenabschnitt und die Fahrzeuggruppe nach der Straßenverkehrs Ordnung (StVO) 
zulässige Höchstgeschwindigkeit in km/h zu verwenden sei. Im plangegenständli-
chen Streckenabschnitt gilt eine zulässige Höchstgeschwindigkeit von 70 km/h, die 
deshalb auch folgerichtig für die Lärmberechnungen herangezogen wird. Erhöhte 
Schallemissionen auf Steigungs- und Gefällestrecken werden, wie bereits darge-
legt, durch einen Korrekturfaktor bei der Lärmberechnung berücksichtigt. Auch die 
Planfeststellungsbehörde vermag für die geltend gemachte vorhabensbedingte 
Lärmsteigerung, etwa durch Beschleunigungs- und Bremsvorgänge, bei der vorge-
sehenen Beibehaltung der heute vorzufindenden Fahrstreifenanzahl und -aufteilung 
(siehe dazu etwa oben unter C. 2.3.3.2; eine „Verengung“ der Fahrbahn oder dgl. 
ist mit dem gegenständlichen Vorhaben damit nicht verbunden) keinerlei Anhalts-
punkte zur erkennen. Eine möglicherweise damit (auch) angesprochene zukünftige 
Zunahme von Lärm infolge einer allgemeinen Verkehrszunahme hängt nicht mit 
dem gegenständlichen Vorhaben zusammen. Insoweit besteht kein für die An-
nahme einer wesentlichen Änderung erforderlicher kausaler Zusammenhang (vgl. 
dazu BVerwG, Urteil vom 23.11.2005, NVwZ 2006, 331 Rn. 29). Eine derartige all-
gemeine Verkehrssteigerung tritt vollkommen unabhängig von der Umsetzung des 
Vorhabens ein, das – wie dargelegt – an sich zu keiner Verkehrsmehrung führt. 
 
Der Anwendungsbereich der 16. BImSchV ist vorliegend nicht eröffnet. Lärmschutz-
maßnahmen auf Grundlage der §§ 41 ff BImSchG i. V. m. der 16. BImSchV müssen 
deshalb im gegenständlichen Verfahren nicht ergriffen werden. Das Sachgebiet 50 
(Technischer Umweltschutz) der Regierung von Mittelfranken hat das gefundene 
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Ergebnis aus fachlicher Sicht bestätigt. Die auf die Herstellung von Lärmschutzvor-
kehrungen im Zuge der Umsetzung des Vorhabens erhobenen Forderungen und 
Anträge sind demnach zurückzuweisen. Dies gilt auch hinsichtlich der geforderten 
Verwendung eines offenporigen Asphaltbelags bzw. (sonstigen) „Flüsterasphalts“; 
auch hierbei handelt es sich um Lärmschutzmaßnahmen im vorstehenden Sinn. Die 
im Anhörungsverfahren teilweise hervorgehobenen Besonderheiten bei der Entwäs-
serung von offenporigem Asphalt und den damit u. U. verbundenen (positiven) Ein-
flüssen auf die Verkehrssicherheit bei Regenwetter führen deshalb nicht weiter. Sie 
helfen nicht darüber hinweg, dass der Vorhabensträger vorliegend eben keine Lärm-
schutzmaßnahmen zu ergreifen braucht. Die betonten Vorteile von offenporigen 
Straßendeckschichten bei Nässe stellen nur einen Nebeneffekt dar, der für sich ge-
nommen nicht zu der Verwendung derartiger Straßenbeläge zwingt. 
 
Die im Anhörungsverfahren erhobene Forderung nach Lärmmessungen vor Ort ist 
auf Grund des zuvor Gesagten ebenso zurückzuweisen; die derzeit vor Ort mess-
bare Lärmsituation ist vorliegend für die rechtliche Bewertung ohne Relevanz. Un-
abhängig finden bzgl. des von öffentlichen Straßen ausgehenden Lärms im Rahmen 
der 16. BImSchV grundsätzlich keine Messungen statt, sondern es werden, soweit 
es konkret auf die Höhe einzelner Pegel ankommt, Berechnungen durchgeführt (vgl. 
§ 3 Abs. 1 der 16. BImSchV). Lärmmessungen unterliegen zahlreichen Einflussfak-
toren, unter anderem Witterungseinflüssen und Verkehrsbelastungs-schwankungen 
und stellen lediglich Momentaufnahmen dar. Zudem können Messungen zukünftige 
Verkehrsbelastungen nicht abbilden (siehe Nr. 1 der RLS-19 zum Begriff des Beur-
teilungspegels). 
 
Zudem wird von der anwaltlichen Vertretung der Bewohner der Anwesen Heiligen-
lohstraße 8 und 10, 91056 Erlangen kritisiert, dass die schalltechnischen Untersu-
chungen (Unterlage 17) bezüglich der Immissionsorte unvollständig seien, da keine 
Betrachtung einzelner Wohngebäude stattgefunden habe, sondern lediglich pau-
schal auf Gebiete verwiesen worden sei. Entsprechende Bebauungspläne sowie 
aktuelle Ortsbesichtigungen hätten zur Ermittlung der konkreten (tatsächlichen) Nut-
zungsverhältnisse vorgenommen werden müssen. Dieser Einwand ist zurückzuwei-
sen Wie aus der Unterlage 17 Tabelle 2 ersichtlich, hat der Vorhabensträger die 
Lärmberechnungen für die nächstgelegenen Wohngebäude durchgeführt, die An-
wesen Heiligenlohstraße 8 und 10 wurden als Immissionsorte mit betrachtet (siehe 
Unterlage 17 Tabelle 2, lfd. Nrn. 5 und 7). Die o. g. Anwesen wurden in ein allge-
meines Wohngebiet (WA) eingestuft, für die mit Ausnahme von Krankenhäusern, 
Schulen, Kurheimen und Altenheimen die strengsten Immissionsgrenzwerte gelten. 
Die Gebietseinstufungen erfolgten anhand des Flächennutzungsplanes der Stadt 
Erlangen 2003 (Stand: 31.12.2018) und der Bebauungspläne 90 „Nördlich des 
Membacher Weges und westlich der Straße St. Johann“ (in Kraft getreten am 
18.04.1956) sowie D 283 „Am Heusteg“ (in Kraft getreten am 30.04.1986). Ein Ab-
gleich mit der aktuellen Version des Flächennutzungsplanes (Stand 31.12.2022) 
ergab, dass die Gebietseinstufungen im Plangebiet immer noch dem aktuellen 
Stand entsprechen. Der Einwand ist daher zurückzuweisen. 
 
Weiter wird von der anwaltlichen Vertretung die Aktualität bzw. Plausibilität der Ver-
kehrsanalyse im Hinblick auf die in der Unterlage 17 enthaltenen Lärmwerte bezwei-
felt. Als Prognose für das Verkehrsauskommen im Jahr 2030 werden die Werte von 
2015 herangezogen, was für unrealistisch gehalten wird. Es fehle der empirische 
Beleg, dass auf einer 7 Jahre alten Datengrundlage 8 Jahre in die Zukunft geplant 
werden könne. Die der aktuellen Planung zu Grunde liegende Verkehrsprognose 
sei daher fehlerhaft bzw. veraltet. Hierzu ist festzustellen, dass bei Verkehrsmodel-
len grundsätzlich ein Analysefall gebildet wird, der die Basis für weitergehende Un-
tersuchungen und die Entwicklung des Prognoseplanfalls darstellt. Die den 
Ergebnissen schalltechnischer Berechnungen (siehe die Tabellen 1 und 2 der Un-
terlage 17) zugrunde gelegten Verkehrszahlen wurden aus dem Verkehrsmodell der 
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Stadt Erlangen (Stand 18.11.2019) übernommen. Ergänzend wird darauf hingewie-
sen, dass seit dem Jahr 2016 jährliche Datensätze aus dem Verkehrs Monitoring 
Bayern vorliegen. Für die der plangegenständlichen Maßnahme nächstgelegene 
Zählstelle östlich vom Ortsteil Dechsendorf, ist seit dem Jahr 2015 ein deutlicher 
Rückgang der Verkehrsmengen zu beobachten. Diese Daten sind abrufbar im Inter-
net unter: https://www.baysis.bayern.de/internet/verdat/svz/zaehlstelle/index.html, 
Staatsstraße 2240, Zählstelle 63319472. Folglich liegt das ermittelte Datenmaterial 
des Verkehrsgutachtens auf der sicheren Seite, sogar zu Gunsten der Anwohner. 
Wie auf S. 62 dieses Beschlusses ausgeführt, belegen die Ergebnisse des Ver-
kehrsmodells, dass das, dass das Bauvorhaben keinen Einfluss auf die Verkehrs-
mengen der St 2240 hat, die sogar gegenüber dem Prognosejahr 2030 tendenziell 
rückläufig sind. Der Einwand ist somit zurückzuweisen. Soweit von anderen Pri-
vateinwendern der inhaltsgleiche Einwand (Plausibilität der Verkehrsanalysedaten) 
vorgetragen wird, gelten die vorgenannten Aussagen ebenso. 
 
Zudem wird im Anhörungsverfahren moniert, dass in der Unterlage 17 Tabelle 2 
„Differenztabelle Planfall – Nullfall“ den (jeweils) ermittelten Lärmwerten die Grenz-
werte von 60 dB(A) am Tag sowie 70 dB(A) in der Nacht gegenübergestellt werden 
und nicht die für allgemeine Wohngebiete geltenden Grenzwerte von 59 dB(A) am 
Tag sowie 49 dB(A) in der Nacht. Die sei nach Auffassung nicht verständlich. Auch 
dieser Einwand ist nach Auffassung der Planfeststellungsbehörde unbegründet. Die 
in der Unterlage 17 Tabelle 2 (Differenztabelle Planfall – Nullfall) angegebenen 
Werte von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts stellen Werte dar, bei deren dauer-
hafter Überschreitung Gesundheitsgefahren befürchtet werden müssen oder dienen 
der Überprüfung, ob Lärmvorsorge überhaupt ausgelöst wird. Die von der anwaltli-
chen Vertretung der Einwender angegebenen Immissionsgrenzwerte von 59 dB(A) 
tags und 49 dB(A) nachts für reine und allgemeine Wohngebiete gelten nach der 16. 
BImSchV nur dann, wenn der Anwendungsbereich für Lärmvorsorge gemäß der 16. 
BImSchV erfüllt ist. Auf den vorstehenden S. 62 und 63 dieses Beschlusses wurde 
bereits ausführlich dargelegt, warum durch das plangegenständliche Vorhaben 
keine wesentliche Änderung i. S. v. § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 bzw. § 1 Abs. 2 Satz 2 
der 16. BImSchV vorliegt und somit die Immissionsgrenzwerte für Lärmvorsorge 
keine Anwendung finden. 
 
Weiter wird vorgebracht, dass Schallschutzmaßnahmen, die bereits im Zuge der 
Planung mitberücksichtigt werden, deutlich günstiger zu realisieren seien, als wenn 
diese nachträglich ausgeführt werden müssen. Bei einem Investitionsvolumen von 
über 28 Millionen Euro sei es nach Auffassung des Einwenders nicht zu viel ver-
langt, zusätzlich in Schallschutzmaßnahmen zu investieren. Hierzu ist festzustellen, 
dass auch die Gesamtkosten einer Maßnahme keinen Einfluss auf die Notwendig-
keit von Lärmschutzmaßnahmen haben, die jedoch, wie ausführlich erläutert, vor-
liegend nicht notwendig sind und somit hierfür auch keine rechtliche Grundlage 
besteht. 
 
Schließlich bringt die anwaltliche Vertretung vor, dass die Ansetzung einer Höchst-
geschwindigkeit von 70 km/h unzutreffend sei, da diese Geschwindigkeit vor Ort 
regelmäßig nicht eingehalten werde. Dies hätte einen Einfluss auf die von den Fahr-
zeugen auf der St 2240 ausgehenden Immissionen. Daher müsse einer stichhalti-
gen Lärmprognose die gesetzlich zulässige Höchstgeschwindigkeit von 100 km/h 
zugrunde gelegt werden. 
 
Der Vorhabensträger legt dar, dass für eine Lärmberechnung grundsätzlich die vor 
Ort geltende zulässige Höchstgeschwindigkeit mit herangezogen werde und nicht 
die gesetzlich maximal zulässige Höchstgeschwindigkeit. Durch die Baumaßnahme 
ändere sich der grundsätzliche Charakter des gegenständlichen Straßenabschnitts 
nicht, so dass aus straßenbautechnischer keine Änderung der zulässigen Höchst-
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geschwindigkeit veranlasst sei. Durch die Verflechtungen bei den Ein- und Ausfä-
delstreifen, dem Hochpunkt im Brückenbereich mit den anschließenden Steigungs- 
bzw. Gefällestrecken von ca. 5% sowie dem Übergang auf den vierstreifigen Inner-
ortsbereich, sieht der Vorhabensträger eine Geschwindigkeitsbeschränkung von 70 
km/h als mit in Ansatz zu bringende Größe für die gegenständlichen Lärmschutzbe-
rechnungen weiterhin als gerechtfertigt an. Es sei auch nicht davon auszugehen, 
dass die für eine Geschwindigkeitsbeschränkung zuständige Straßenverkehrsbe-
hörde der Stadt Erlangen die Notwendigkeit sehe, diese Beschränkung aufzuheben. 
Das Sachgebiet 50 der Regierung von Mittelfranken (Technischer Umweltschutz) 
hat gegen die Lärmschutzberechnungen des Vorhabensträgers keine Bedenken er-
hoben, die Planfeststellungsbehörde schließt sich dieser Einschätzung an. Unab-
hängig davon kann, wie bereits dargelegt, Lärmvorsorge nach der 16. BImSchV nur 
dann ausgelöst werden, wenn die Erhöhung des Beurteilungspegels auf den erheb-
lichen baulichen Eingriff zurückzuführen ist, d. h. die Lärmsteigerung muss ihre Ur-
sache ausschließlich in der baulichen Maßnahme haben. Eine nachträgliche, nicht 
durch die Maßnahme begründete, Änderung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
löst keine Lärmvorsoge nach der 16. BImSchV aus. 
 
Die Bewohner des Anwesens Sankt Johann 88, 91056 Erlangen, bezweifeln, dass 
das neue Brückenbauwerk als Stabbogenbrücke im Vergleich zur bestehenden Brü-
cke vergleichbare oder verbesserte Lärmwerte mit sich bringen werde. Hierzu hat 
der Vorhabensträger dargelegt, dass sich durch das Abrücken der Trasse in südli-
che Richtung für das Anwesen der Einwender sogar eine Verbesserung des Lärm-
pegels gegenüber dem „Nullfall“ um -1,7 dB (A) ergibt (siehe auch Unterlagen 17 
Tabelle 2). Durch die Ausführung des Brückenbauwerks als Stabbogenbrücke sind 
daher keine negativen Lärmauswirkungen (Lärmreflektion) auf das ca. 125 m ent-
fernte Anwesen der Einwender zu erwarten. 
 
Die Bewohner des Anwesens Heiligenlohstraße 2, 91056 Erlangen, vertreten die 
Auffassung, dass mit der Umsetzung aktiver Lärmschutzmaßnahmen auch gleich-
zeitig für einen Sichtschutz gesorgt werden könnte. Es werde befürchtet, dass das 
Wohngebäude von den Lichtern der Fahrzeuge, die von der Brücke hinauf- sowie 
auch herunterfahren angestrahlt werde. Gerade weil die Fahrbahn zum Teil einige 
Meter höher als das Niveau des Grundstücks liege, strahlen die Scheinwerfer selbst 
in die Wohnräume. Deshalb sei ein Sichtschutz in beide Richtungen notwendig. Bis-
her leisten das zum Teil die Baumbestände auf dem eigenen Grundstück und den 
benachbarten gelegenen Grundstücken zur St 2240 hin. Gerade diese, dem Sicht-
schutz dienenden Bäume, würden vorhabensbedingt fast vollständig beseitigt wer-
den. 
 
Der Vorhabensträger entgegnet hierzu, dass es aufgrund der Entfernung, der Kur-
venlage und des (auch zukünftig) vorhanden Baumbestandes unwahrscheinlich sei, 
dass es in den Wohnräumen zu einer direkten und störenden Anstrahlung, bedingt 
durch den Kfz-Verkehr kommen könne. Durch die eingebrachte Plantektur entfalle 
das Versickerungsbecken Ost, wodurch der Eingriff in den Waldbestand verringert 
werden konnte. Den Einwendern wurde in diesem Zusammenhang vom Vorhabens-
träger eine Planskizze übersandt, aus der ersichtlich ist, dass ein Großteil des Wal-
des trotz der Baumaßnahme erhalten bleibt und zukünftig auch ein ausreichender 
Sichtschutz gewährleistet ist. Der Vorhabensträger hat außerdem zugesagt, im 
Zuge der Bauausführung zu prüfen, ob auf der Böschung zwischen Radweg und 
Einwendergrundstück ausreichend Platz zur Verfügung steht, um eine Heckenbe-
pflanzung als Sichtschutz vorzunehmen. Es handelt sich insoweit um eine freiwillige 
Leistung des Vorhabensträgers. 
 
Weiterhin weisen die o. g. Anwohner darauf hin, dass ein aktuelles Verkehrsmodell 
der Stadt Erlangen (Lärmaktionsplan) aus dem Jahr 2024 existiere, dass als Grund-
lage für die Planungen genommen werden sollte. In diesem werde nach Aussage 
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der Einwender von einem deutlich höheren Verkehrsaufkommen ausgegangen 
(2019: 14.000 Kfz/24 h, 2024: 21.000 Kfz/24 h). Die Belastung durch Lärm und 
Emissionen, genauso wie die Notwendigkeit eines Sichtschutzes, seien aufgrund 
dessen wesentlich höher. Die gegenständliche Planung sei daher anzupassen, da-
mit diese neuen Eingangsdaten berücksichtigt werden können. 
 
Der Vorhabensträger hat zu diesem Einwand bei der Stadt Erlangen die Verkehrs-
zahlen im Planungsbereich am 12.08.2025 abgefragt. Das derzeit gültige Verkehrs-
modell (Stand 2021/22) geht innerhalb des Planbereichs für das Prognosejahr 2035 
von folgenden Verkehrszahlen aus: 
 
DTV 2035  westl. Main-Donau-Kanal: 18.100 Kfz/24 h 
DTV 2035  östl. Main-Donau-Kanal: 15.650 Kfz/24 h 
 
Diese Zahlen liegen nur sehr geringfügig über den Zahlen, die der Planfeststellung 
(Prognosejahr 2030) zugrunde liegen. Nach Aussage des Sachbearbeiters der 
Stadt Erlangen erfolgt derzeit eine Überarbeitung des Verkehrsmodells. Die Ergeb-
nisse werden voraussichtlich im 4. Quartal 2025 veröffentlicht. Warum die von der 
Stadt Erlangen/Verkehrsplanung übermittelten Verkehrsdaten von denen, die der 
Lärmaktionsplanung zugrunde liegen, abweichen, ist für den Vorhabensträger zwar 
nicht nachvollziehbar, im Ergebnis kommt es hierauf jedoch nicht entscheidend an. 
Auch aus der Lärmaktionsplanung wird ersichtlich, dass es sich bei der Heiligenloh-
straße trotz der höher angesetzten Verkehrszahlen um keinen „Lärmschwerpunkt“ 
innerhalb des Stadtgebietes von Erlangen handelt. Der Vorhabensträger weist in 
diesem Zusammenhang nochmals zutreffend darauf hin, dass seit dem Jahr 2016 
jährliche Datensätze aus dem Verkehrsmonitoring Bayern vorliegen. Für die der 
Maßnahme nächstgelegene Zählstelle östlich von Dechsendorf ist seit dem Jahr 
2015 ein deutlicher Rückgang der Verkehrsmengen zu beobachten. (Daten abrufbar 
im Internet unter: https://www.baysis.bayern.de/internet/verdat/svz/zaehlstelle/in-
dex.html, Staatsstraße 2240, Zählstelle 63319472). Die tatsächlichen Zähldaten lie-
gen deutlich unter den Prognosezahlen für das Jahr 2030 bzw. das Jahr 2035. 
Folglich liegen die Verkehrsdaten des Verkehrsmodells auf der sicheren Seite zu 
Gunsten der Anwohner. Eine Änderung/Anpassung der gegenständlichen Planung 
ist daher auch nach Auffassung der Planfeststellungsbehörde nicht geboten. 
 
Die Planfeststellungsbehörde verkennt nicht, dass die Wohnbevölkerung im Umfeld 
des Brückenbauwerks über den Main-Donau-Kanal im Zuge der St 2240 – wie dies 
im Rahmen des Anhörungsverfahren von zahlreichen Personen geltend gemacht 
wurde – bereits heute einer nicht unerheblichen Lärmbelastung unterliegt, die vom 
Verkehr auf der St 2240 herrührt, und dass diese Belastung in den vergangenen 
Jahrzehnten insgesamt zugenommen hat (und sich in Zukunft auch noch weiter er-
höhen wird). Eine derart „schleichende”, nicht durch Maßnahmen des Baulastträ-
gers veranlasste oder ausgelöste Veränderung der Verkehrsfunktion und die damit 
verbundene Steigerung des Verkehrslärms wird nach dem erkennbaren Willen des 
Gesetzgebers aber nicht von § 41 BImSchG erfasst (BVerwG, Urteil vom 
09.02.1995, NVwZ 1995, 907, 908). 
 

2.3.4.1.3 Abwägung bezüglich des (Verkehrs)lärmschutzes 

Unabhängig davon, dass der Anwendungsbereich der 16. BImSchV – wie dargelegt 
– vorliegend nicht eröffnet ist, ist die Lärmbelastung, insbesondere von Gebieten, 
die dem dauernden Aufenthalt von Menschen dienen, in die Abwägung einzustellen. 
Dabei ist aber in Blick zu nehmen, dass dann, wenn Lärmschutzansprüche nach der 
16. BImSchV nicht bestehen, der zwischen Verkehr und lärmbetroffener Nachbar-
schaft bestehende Nutzungskonflikt durch den Verordnungsgeber generell in einer 
Weise gelöst ist, an der sich die Planfeststellungsbehörde bei Anwendung des Ab-
wägungsgebotes orientieren darf (vgl. BVerwG, Urteil vom 20.08.1998, NVwZ 1999, 
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67, 68). Lärmschutzbelange sind zudem im Allgemeinen nur dann in die Abwägung 
einzubeziehen, wenn die Lärmbelastung durch ein Vorhaben ansteigt. Denn nur un-
ter dieser Voraussetzung besteht ein Zurechnungszusammenhang zwischen dem 
Vorhaben und der Lärmbelastung, der es rechtfertigt, Letztere als ein im Rahmen 
der Planung bewältigungsbedürftiges Problem zu behandeln. Das gilt unabhängig 
von der Höhe der Lärmbelastung; selbst grundrechtlich bedenkliche Belastungs-
werte bilden nicht stets, sondern nur dann die Grundlage einer in der Planfeststel-
lung zu berücksichtigenden Schutzpflicht, wenn sie dem planfestgestellten 
Vorhaben zuzurechnen sind (BVerwG, Urteil vom 09.07.2008, NVwZ 2009, 50 Rn. 
17 m. w. N.). Die Planfeststellungsbehörde sieht deshalb hier keine Möglichkeit, 
dem Vorhabensträger im Rahmen der Abwägung Lärmschutzmaßnahmen abzuver-
langen, nachdem insbesondere auch – wie schon dargelegt – keine vorhabensbe-
dingte Erhöhung der Beurteilungspegel in den nächstliegenden Wohnsiedlungen zu 
besorgen ist, die Handlungsbedarf nach Lärmschutzmaßnahmen erfordern. Dass 
die Wohnbevölkerung im Umfeld der St 2240 (sowie des Brückenbauwerks) bereits 
heute einer gewissen Lärmbelastung ausgesetzt ist, ist der Planfeststellungsbe-
hörde bewusst. Gleichwohl besteht mangels vorhabensbedingter Veränderung 
keine Grundlage dafür, im Rahmen dieses Beschlusses diesbezügliche Anordnun-
gen zu treffen. Eine Pflicht zur Verbesserung der vorgefundenen Situation obliegt 
der Planungsbehörde in einer solchen Situation nicht (vgl. BVerwG, Beschluss vom 
23.06.1989, NVwZ 1990, 263); die Sanierung eines bereits bestehenden Zustandes 
ist nicht Gegenstand der durch ein bestimmtes Vorhaben veranlassten Konfliktbe-
wältigung (vgl. BVerwG, Beschluss vom 05.10.1990, NVwZ-RR 1991, 129, 131). 
Dementsprechend gibt es auch keine Grundlage dafür, im Wege der Abwägung ver-
kehrsrechtliche Maßnahmen wie Geschwindigkeitsbegrenzungen oder dergleichen 
zu verfügen, welche ohnehin als Mittel des Lärmschutzes nur in seltenen Ausnah-
mefällen in Betracht kommen (vgl. BVerwG, Urteil vom 17.11.2016, NVwZ 2017, 
1136 Rn. 28 betreffend Schienenverkehrslärm). 
 
Im Hinblick auf Lärmimmissionen infolge der Bauarbeiten zur Umsetzung des Vor-
habens (Baulärm) hat der Vorhabensträger gegenüber sämtlichen Einwendern 
schriftlich zugesichert, die diesbezüglichen Maßgaben der Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – AVV Baulärm – vom 19. 08.1970 ein-
zuhalten. Die Zumutbarkeit von Baulärm ist nach § 22 Abs. 1, § 3 Abs. 1 i. V. m. 
dieser gemäß § 66 Abs. 2 BImSchG maßgeblichen Verwaltungsvorschrift zu beur-
teilen (BVerwG, Urteil vom 10.07.2012, NVwZ 2012, 1393 Rn. 25). Die AVV Baulärm 
konkretisiert für Geräuschimmissionen von Baustellen den unbestimmten Rechts-
begriff der schädlichen Umwelteinwirkungen (a. a. O. Rn. 26). Sie konkretisiert dabei 
das vom Normgeber für erforderlich gehaltene Schutzniveau in Nr. 3 differenzierend 
nach dem Gebietscharakter und nach Tages- und Nachtzeiten durch Festlegung 
bestimmter Immissionsrichtwerte. In Nr. 6 enthält sie Regelungen zur Ermittlung des 
Beurteilungspegels im Wege eines Messverfahrens. Dafür, dass die Regelungen 
zum Schutzniveau durch neue, gesicherte Erkenntnisse der Lärmwirkungsfor-
schung überholt wären, ist nichts ersichtlich. Das gilt sowohl für die Gebietseintei-
lung der AVV Baulärm als auch für die festgelegten Immissionsrichtwerte. Zwar 
stimmt die Gebietszuordnung der AVV Baulärm noch mit derjenigen der Baunut-
zungsverordnung von 1968 (BauNVO) überein, während neuere Regelwerke, etwa 
die Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV), die Sportanlagenlärmschutzver-
ordnung (18. BImSchV) und die TA Lärm die Gebietsbezeichnungen der Baunut-
zungsverordnung von 1990 verwenden. Allein daraus folgt aber nicht, dass die 
Gebietseinteilung der AVV Baulärm nicht mehr geeignet oder zweckmäßig wäre. 
Denn anders als bei den vorgenannten Regelwerken geht es im Anwendungsbe-
reich der AVV Baulärm nicht um eine dauerhafte Gebietsverträglichkeit der Lärmein-
wirkungen, sondern um vorübergehende Lärmeinwirkungen durch eine Baustelle. 
Zu deren Bewältigung reicht der gröbere Differenzierungsgrad der Gebietseinteilung 
der AVV Baulärm aus (a. a. O. Rn. 27). Die in Nr. 3.1.1 der AVV Baulärm genannten 
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Immissionsrichtwerte, die nach dem Gebietscharakter und nach Tages- und Nacht-
zeiten differenzieren, entfalten für den Regelfall Bindungswirkung (a. a. O. Rn. 30). 
 
Während der Bauzeit kann es – insbesondere im unmittelbaren Baustellenumfeld – 
vorübergehend zu einer zusätzlichen Lärmbelastung durch den Baubetrieb kom-
men. Das Baufeld hält aber größtenteils eine gewisse Entfernung zu den im Umfeld 
der St 2240 liegenden Siedlungsflächen (das nächstgelegene Wohngebäude Heili-
genlohstraße 2, 91056 Erlangen, liegt ca. 30 m von der St 2240, von dem neuen 
Brückenbauwerk jedoch wesentlich weiter, entfernt) ein. Der im Zuge der Bauab-
wicklung entstehende Baulärm wird nach Einschätzung der Planfeststellungsbe-
hörde außerdem vom Verkehrslärm des auch in der Bauphase über die St 2240 
fließenden Verkehrs erheblich mit beeinflusst werden, d. h. der Baulärm wird als 
solcher neben der Lärmbelastung durch den Verkehr auf der Staatsstraße kaum 
gesondert wahrzunehmen sein. Dass bezüglich des gegenständlichen Vorhabens 
keine speziellen Unterlagen zum Baulärm erstellt wurden, hält die Planfeststellungs-
behörde für unproblematisch. Es ist eine unvermeidbar, dass mit dem Ersatzneubau 
der Brücke über den Main-Donau-Kanal im Zuge der St 2240, der Anpassung der 
Rampe zur Anbindung an die Straße „Am Europakanal“ sowie der Anlage eines 
straßenbegleitenden Geh- und Radweges im Bereich des Erlanger Stadtteils De-
chsendorf Lärmemissionen auftreten werden. Das plangegenständliche Vorhaben 
beinhaltet weder einen aufwändigen Tunnel- oder Brückenbau, noch sind vorliegen 
überdurchschnittlich lärmintensive Bauarbeiten zu erwarten. Das neu zu errichtende 
Brückenbauwerk, in dessen unmittelbaren Bereich die lärmintensivsten Bauarbeiten 
zu erwarten sind, liegt etwa 120 m – 300 m von den Anwesen der Einwender in der 
Heiligenlohstraße entfernt. Die Planfeststellungsbehörde konnte daher von einem 
„Standardfall“ ausgehen, bei dem die entsprechenden Regelwerke zu beachten sind 
und etwaige Einzelheiten in die Ausführungsplanung verlagert werden (vgl. 

BVerwG, Beschluss vom 25.04.2018, BVerwG 9 A 16.16, Rn. 22). Die Planfeststel-
lungsbehörde hat unter A. 3.4.1 des Beschlusstenors verfügt, dass die im Rahmen 
der Bauausführung zu erwartenden Schallimmissionen auf ein Mindestmaß zu be-
schränken sind. Die Regelungen der Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung 
(32. BImSchV) sowie die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Bau-
lärm – Geräuschimmissionen – (AVV Baulärm) sind vom Vorhabensträger zu be-
achten. Der Zulieferverkehr zu den Baustellen sollte, soweit er durch schutzwürdige 
Wohngebiete geführt werden muss, ausschließlich tagsüber abgewickelt werden. 
Unter A. 3.4.2 des Beschlusstenors hat die Planfeststellungsbehörde überdies ver-
fügt, dass die Vorgaben der DIN 4150 (Erschütterungen im Bauwesen) sowie die 
Technischen Regeln für Gefahrstoffe (TRGS) 559 „Mineralischer Staub“ im Rahmen 
der Bauausführung zu beachten sind. Wie bereits oben dargelegt, hat der Vorha-
bensträger den Einwendern gegenüber schriftlich zugesichert, dass die vorgenann-
ten Regelwerke im Zuge der Bauausführung beachtet werden. In den Blick zu 
nehmen ist in diesem Zusammenhang auch, dass im Einzelfall auftretende Immis-
sionsrichtwertüberschreitungen in den Nachtstunden – falls dies vom Bauablauf im 
Einzelfall nicht zu vermeiden ist – nur von vorübergehender Natur sind und die be-
troffenen Anwohner hiervon rechtzeitig vorher vom Vorhabensträger informiert wer-
den. Unter Berücksichtigung des oben Gesagten entstehen nach Einschätzung der 
Planfeststellungsbehörde auch baubedingt keine erheblichen Umweltauswirkun-
gen. Das Sachgebiet 50 der Regierung von Mittelfranken hat insoweit auch keine 
ergänzende Baulärmbetrachtung gefordert. Die von mehreren Einwendern erho-
bene Forderung, dem Vorhabensträger während der Bauphase laufende Lärm- und 
Erschütterungsmessungen (siehe hierzu weiter unten) aufzuerlegen, welche regel-
mäßig in kurzen Abständen durchgeführt werden müssen, weist die Planfeststel-
lungsbehörde aufgrund des oben Gesagten zurück. Die Regierung von 
Mittelfranken sieht deshalb, auch unter Berücksichtigung der Überlagerung von 
Straßenverkehrslärm und Baulärm, keinen Anlass, dem Vorhabensträger insoweit 
weitergehende Schutzvorkehrungen abzuverlangen, zumal ein wirksamer Lärm-
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schutz gegenüber dem nur für einen begrenzten Zeitraum und in schwankender In-
tensität auftretenden Baulärm bei einem Baufeld, das eine Ausdehnung wie das vor-
liegend vorgesehene aufweist, ohnehin nur sehr eingeschränkt bzw. mit großem 
technischen und finanziellen Aufwand möglich wäre. 
 
Etliche Privateinwender bringen zudem vor, dass die Bauarbeiten unter größtmögli-
cher Vermeidung von Erschütterungseinwirkungen auf die vorhandene Gebäu-
destruktur erfolgen müssen. Weiter wird im Anhörungsverfahren die Forderung 
erhoben, dass unter Hinzuziehung neutraler Sachverständiger eine erschütterungs-
technische Beweissicherung an den Wohnhäusern der Einwender durchzuführen 
sei. Die Beweissicherung müsse sich zumindest auf den baulichen Zustand vor Be-
ginn und nach Ende der Bauarbeiten und nach Inbetriebnahme der Strecke erstre-
cken. Der Vorhabensträger hat zugesichert, dass er vor der Bauausführung und in 
Absprache mit einem Sachverständigen eine Beweissicherung an bestehenden Ge-
bäuden und Anlagen durchführen werde. Der Umfang (betroffene Gebäude, Innen-
/Außenaufnahme etc.) bestimmt sich nach den örtlichen Gegebenheiten, den Bau-
grundverhältnissen (unterschiedliche Übertragung von Erschütterungen je nach Bo-
denbeschaffenheit) sowie dem Abstand von Bestandsanlagen zum geplanten 
Baufeld. Der jeweilige bauliche Zustand werde für jedes Gebäude einzeln entspre-
chend dokumentiert. Die Planfeststellungsbehörde hat zudem unter der Nebenbe-
stimmung A. 3.4.2 verfügt, dass der Vorhabensträger die Vorgaben der DIN 4150 
(Erschütterungen im Bauwesen) sowie die Technischen Regeln für Gefahrstoffe 
(TRGS) 559 „Mineralischer Staub“ im Rahmen der Bauausführung zu beachten hat. 
Dies wurde vom Vorhabensträger gegenüber der Planfeststellungsbehörde auch 
zugesichert. Weitergehende Anforderungen gegenüber dem Vorhabensträger wa-
ren somit nicht zu verfügen. Den Belangen der jeweils betroffenen Eigentümer wird 
mit diesem Vorgehen ausreichend Rechnung getragen. 
 
Damit sind insoweit keine abwägungserheblichen Belange berührt, die Festlegun-
gen bereits in der Planfeststellung notwendig machen würden (vgl. BVerwG, Be-
schluss vom 01.04.2016, NVwZ 2016, 1328 Rn. 23 f.). Handlungsbedarf bezüglich 
des Baulärms im Rahmen dieses Beschlusses besteht folglich nicht. Den Belangen 
des Lärmschutzes (gleiches gilt für befürchtete Erschütterungseinwirkungen) kommt 
insgesamt kein solches Gewicht zu, als dass diese die Ausgewogenheit der Planung 
in Frage stellen könnte.  
 

2.3.4.2. Schadstoffbelastung 

Das planfestgestellte Vorhaben ist mit den Belangen der Luftreinhaltung und des 
Schutzes vor Schadstoffbelastungen zu vereinbaren. Diese Feststellung gilt sowohl 
im Hinblick auf den Maßstab des § 50 BImSchG als auch unter Beachtung der Re-
gelungen des Art. 74 Abs. 2 BayVwVfG. 
 
Bei raumbedeutsamen Planungen sind schädliche Umwelteinwirkungen auf die aus-
schließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige 
schutzbedürftige Gebiete möglichst zu vermeiden (§ 50 Satz 1 BImSchG). Schädli-
che Umwelteinwirkungen in diesem Sinne sind Immissionen, die nach Art, Ausmaß 
oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästi-
gungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen (§ 3 Abs. 1 
BImSchG). Die 39. BImSchV führt in ihren §§ 2 bis 10 im Einklang mit der Richtlinie 
2008/50/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21.05.2008 über 
Luftqualität und saubere Luft für Europa – Luftreinhalte-RL – und der Richtlinie 
2004/107/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15.12.2004 über 
Arsen, Kadmium, Quecksilber, Nickel und polyzyklische aromatische Kohlenwas-
serstoffe in der Luft – Arsen-RL – Stoffe auf, die als Schadstoffe nach der Definition 
in § 1 Nr. 31 der 39. BImSchV schädliche Auswirkungen auf die menschliche Ge-
sundheit haben können, und setzt für sie zum Schutz der menschlichen Gesundheit 
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Immissionsgrenzwerte und Zielwerte fest. Die Erhaltung der bestmöglichen Luftqua-
lität ist in der Abwägung im Übrigen auch dann zu berücksichtigen, wenn die ein-
schlägigen Grenzwerte nicht überschritten werden (§ 50 Satz 2 BImSchG). 
 
Luftverunreinigungen an Straßen entstehen im Wesentlichen durch Verbrennungs-
prozesse in Otto- und Dieselmotoren. Die dabei anfallenden Emissionen treten über-
wiegend in gasförmigen, z. T. auch im festen Zustand auf. Ihre Stärke hängt neben 
den spezifischen Abgasemissionsfaktoren der einzelnen Fahrzeuge, von der Ver-
kehrsmenge, dem Lkw-Anteil und der gefahrenen Geschwindigkeit ab. Die Ausbrei-
tung der Emissionen aus dem Kfz-Verkehr an freier Strecke hängt von zahlreichen 
Faktoren ab. Zu nennen sind insbesondere meteorologische Bedingungen sowie 
photochemische und physikalisch-chemische Umwandlungsprozesse, aber auch 
die Topographie und Anpflanzungen am Straßenrand. Untersuchungen haben er-
geben, dass die Schadstoffkonzentrationen mit zunehmendem Abstand vom Fahr-
bahnrand rasch abnehmen. Die Gesamtbelastung durch Luftschadstoffe setzt sich 
zusammen aus den Teil- bzw. Vorbelastungen durch Industrie, Hausbrand/Kleinge-
werbe und der Zusatzbelastung aus dem Verkehr. 
 
Die Einhaltung der Grenzwerte der 39. BImSchV ist aber keine Rechtmäßigkeitsvo-
raussetzung für die Planfeststellung eines Straßenbauvorhabens, weil Grenzwert-
überschreitungen nach dem System der Luftreinhalteplanung (vgl. § 47 BImSchG, 
§ 27 der 39. BImSchV) unabhängig von den Immissionsquellen zu vermeiden sind. 
Allerdings ist das Gebot der Konfliktbewältigung als Ausformung des Abwägungs-
gebots verletzt, wenn die Planfeststellungsbehörde ein Vorhaben zulässt, obgleich 
absehbar ist, dass seine Verwirklichung die Möglichkeit ausschließt, die Einhaltung 
der Grenzwerte mit den Mitteln der Luftreinhalteplanung in einer mit der Funktion 
des Vorhabens zu vereinbarenden Weise zu sichern. Das ist insbesondere der Fall, 
wenn die von einer Straße herrührenden Immissionen bereits für sich genommen 
die maßgeblichen Grenzwerte überschreiten. Von diesem Fall abgesehen geht der 
Gesetzgeber davon aus, dass sich die Einhaltung der Grenzwerte mit den Mitteln 
der Luftreinhalteplanung außerhalb der Planfeststellung sichern lässt. Für die An-
nahme, dass dies nicht möglich ist, müssen deshalb besondere Umstände vorliegen 
(BVerwG, Urteil vom 10.10.2012, NVwZ 2013, 649 Rn. 38 m. w. N.). Von diesen 
Maßstäben ausgehend genügt das gegenständliche Vorhaben in Bezug auf die Luft-
reinhaltung dem Gebot der Konfliktbewältigung. Wie nachfolgend noch näher dar-
gelegt wird, unterschreiten die von den gegenständlichen Abschnitten der St 2240 
(insb. im Bereich des neuen Brückenbauwerks) herrührenden Schadstoffimmissio-
nen auch im Zusammenwirken mit der gegebenen Schadstoffhintergrundbelastung 
deutlich die Grenzwerte der 39. BImSchV; erst recht gilt dies für die alleine von den 
gegenständlichen Straßenstrecken ausgehende Schadstoffbelastung. Besondere 
Umstände dafür, dass sich die Einhaltung dieser Grenzwerte nicht mit den Mitteln 
der Luftreinhalteplanung sicherstellen lässt, sind auch sonst nicht erkennbar. 
 

2.3.4.2.1 Methodik der Luftschadstoffberechnungen 

Der Vorhabensträger hat die Berechnung der Immissionskonzentrationen an Luft-
schadstoffen mit Hilfe des Basis- und des Lärmschutzmodells durchgeführt. Die Be-
rechnung wurde hierbei mit dem PC-Berechnungsverfahren zur Abschätzung von 
verkehrsbedingten Schadstoffimmissionen nach den Richtlinien zur Ermittlung der 
Luftqualität an Straßen ohne oder mit lockerer Randbebauung (RLuS Ausgabe 
2012), Version 2.1 vorgenommen (siehe Kapitel 17.3.1 Nr. 1 der Unterlage 17). 
 
Als Fahrgeschwindigkeiten werden sowohl für Pkw als auch für Lkw 80 km/h in An-
satz gebracht. Nach Angaben des Deutschen Wetterdienstes (DWD) beträgt die 
mittlere Windgeschwindigkeiten im Untersuchungsgebiet etwa 2,5 m/s (siehe Nr. 6.2 
Auszug aus „Jahresmittel der Windgeschwindigkeit“ des DWD). Die St 2240 mit dem 
zu erneuernden Brückenbauwerk ist in die Kategorie „Regionalstraße“ einzuordnen, 
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die Längsneigungsklasse (Gefälle) wird vorliegend mit +/-4 % in Ansatz gebracht. 
Für die Ermittlung der Vorbelastung (Jahresmittelwerte) wurden in Abstimmung mit 
dem Landesamt für Umwelt (LfU) die Messwerte der Messstationen in Erlan-
gen/Kraepelinstraße und in Schwabach/Angerstraße für Feinstaub (PM10) sowie in 
Nürnberg/Muggenhof für Feinstaub (PM2,5) der Kalenderjahre 2016, 2017 sowie 
2018 herangezogen. Diese Messstationen sind insoweit als „(vor-)städtischer Hin-
tergrund“ eingestuft. 
 
Die Berechnung der Schadstoffkonzentrationen und -belastungen erfolgte für das 
Jahr 2030 als maximales Prognosejahr. Die Vorbelastungswerte nehmen im Laufe 
der Jahre ab (vgl. Reduktionsfaktoren nach Tabelle A 2 der RLuS Ausgabe 2012). 
Diese Reduktion der Vorbelastung wurde für die Berechnung nicht angesetzt. Damit 
ergeben sich Ergebnisse, die auf der sicheren Seite liegen. Die Verkehrsbelastun-
gen für das Analysejahr 2015 und das Prognosejahr 2030 wurden anhand des Ver-
kehrsmodells der Stadt Erlangen ermittelt. Es liegt demnach keine Steigerung der 
Verkehrsbelastung vom Analysejahr 2015 zum Prognosejahr 2030 vor (siehe hierzu 
die vorstehenden Ausführungen unter C. 2.3.4.1.2 dieses Beschlusses). Dies ist 
sachgerecht und führt nicht zu einer Unterschätzung der zu erwartenden Luftschad-
stoffbelastungen. Auf Grund dessen, dass wegen der technischen und politischen 
Rahmenbedingungen im fortschreitenden Zeitverlauf mit einer allmählichen (weite-
ren) Abnahme der großräumigen Luftschadstoffbelastung gerechnet werden darf 
(vgl. etwa Nr. 4.1 Abs. 3 sowie Tabelle A. 2 im Anhang A der RLuS, Ausgabe 2012), 
ist davon auszugehen, dass die zu erwartenden Luftschadstoffemissionen (infolge 
einer tendenziell geringeren Hintergrundbelastung und gewissen Änderungen in der 
Fahrzeugflotte) im Jahr 2030 geringer ausfallen werden als im Analysejahr 2015. 
Die ermittelten Hintergrundbelastungswerte wurden – um auf der sicheren Seite zu 
liegen – für die Prognoseberechnungen nicht verringert, obwohl sich – wie bereits 
dargelegt – auf Grund des technischen Fortschritts und politischer Vorgaben zu-
künftig die großräumig vorliegenden Luftschadstoffbelastungen tendenziell verrin-
gern werden. 
 
Die durchgeführten Berechnungen konzentrieren sich auf die Parameter NO2, PM10 
und PM 2,5. Diese Schadstoffe stellen die lufthygienischen Leitkomponenten bei Kfz-
Emissionen dar (Unterlage 17, Nr. 4 S. 8 unten). Die Parameter PM10 und PM 2,5 
umfassen dabei u. a. auch den im Straßenverkehr entstehenden Reifenabrieb. Die 
Luftschadstoffe Benzol, Blei, Schwefeldioxid und Kohlenmonoxid sind im Zusam-
menhang mit dem Straßenverkehr nur von untergeordneter Bedeutung und bedür-
fen hier keiner separaten Betrachtung (ebenso Unterlage 17.3 Nr. 4 S. 8 unten). 
 
Zur Ermittlung der Emissionen der untersuchten Luftschadstoffe wurde das Hand-
buch für Emissionsfaktoren des Straßenverkehrs (HBEFA) in seiner (aktuellsten) 
Version 4.2 vom Januar 2022 zu Grunde gelegt (siehe etwa Unterlage 17.3 Nr. 4 S. 
8). Dieses „Handbuch“, das eine Datenbank zu den spezifischen Emissionsfaktoren 
für die gängigsten Fahrzeugtypen und eine Reihe von Schadstoffen enthält, wird 
vom Umweltbundesamt und den Umweltämtern anderer europäischer Länder ent-
wickelt und fortgeschrieben. Es ist länderübergreifend anerkannt und wird u.a. vom 
Joint Research Center der Europäischen Kommission unterstützt (siehe dazu 
BVerwG, Urteil vom 12.06.2019 – 9 A 2.18 – juris Rn. 66). 
 
Im Übrigen darf hinsichtlich weiterer Einzelheiten zu den durchgeführten Berech-
nungen (insb. zu den Ergebnissen) auf Unterlage 17.3, S. 9 – 11, Bezug genommen 
werden. 
 
Das Sachgebiet 50 der Regierung (Technischer Umweltschutz) hat bestätigt, dass 
die durchgeführten Luftschadstoffberechnungen aus fachlicher Sicht nachvollzieh-
bar und plausibel sind. Bedenken hat es nicht geltend gemacht. 
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2.3.4.2.2 Ergebnisse der Luftschadstoffberechnungen 

Berechnet werden die Jahresmittelwerte und die Überschreitungshäufigkeiten für 
NO2 und PM10, sowie PM2,5. Die so ermittelten Gesamtbelastungen werden den 
Grenzwerten der 39. BImSchV gegenübergestellt. Die Ergebnisse der Luftschad-
stoffberechnungen haben ergeben, dass die zum Schutz der menschlichen Gesund-
heit einzuhaltenden maßgeblichen Luftschadstoffgrenzwerte der 39. BImSchV im 
Ausbauabschnitt durchgängig eingehalten werden (siehe Unterlage 17.3 Nrn. 5 und 
6). Im Ergebnis ergibt sich folgendes Bild: 
 
Im Planfall wird der über ein Kalenderjahr gemittelte Immissionsgrenzwert für NO2 
aus § 3 Abs. 2 der 39. BImSchV von 40 μg/m³ bei weitem nicht erreicht. Auch der 
über eine volle Stunde gemittelte Immissionsgrenzwert für NO2 aus § 3 Abs. 1 der 
39. BImSchV von 200 μg/m³ wird nicht unzulässig oft (d. h. nicht öfter als 18 Mal im 
Kalenderjahr) im Planfall überschritten. Es erfolgt insoweit lediglich eine einmalige 
Überschreitung (siehe Unterlage 17.3 Nr. 6). Zudem wird im Planfall der über ein 
Kalenderjahr gemittelte Immissionsgrenzwert für PM10 aus § 4 Abs. 2 der 39. BIm-
SchV von 40 μg/m³ deutlich unterschritten. Der über den Tag gemittelte Immissions-
grenzwert für PM10 aus § 4 Abs. 1 der 39. BImSchV von 50 μg/m³ wird ebenso nicht 
unzulässig oft (d. h. nicht öfter als 35 Mal im Jahr) überschritten. Die Berechnungen 
ergaben diesbezüglich lediglich eine elfmalige Überschreitung (siehe Unterlage 17.3 
Nr. 6). Auch der über das Kalenderjahr gemittelte Immissionsgrenzwert für PM2,5 
aus § 5 Abs. 2 der 39. BImSchV von 25 μg/m³, wird mit berechneten 12,01 μg/m³ 
bei weitem nicht erreicht. Gleiches gilt in Bezug auf den Richtgrenzwert von 20 
μg/m³, der im Anhang XIV der RL 2008/50 EG vom 21.05.2008 zu finden ist (vgl. 
dazu BVerwG, Urteil vom 11.10.2017, NVwZ-Beilage 2018, 41 Rn. 123 a. E.). 
 
Das Sachgebiet 50 der Regierung (Technischer Umweltschutz) hat mit Blick auf die 
dargestellten Berechnungsergebnisse keine Einwände gegen die festgestellte Pla-
nung erhoben. 
 

2.3.4.2.3 Abwägung bezüglich der Luftreinhaltung 

Auch eine Veränderung der Luftqualität unterhalb der Grenzwerte ist nach § 50 Satz 
2 BImSchG ein abwägungserheblicher Belang. Die Ergebnisse der Berechnungen 
der künftigen Schadstoffbelastung schlagen dabei in der Abwägung auf Grund der 
mit dem Vorhaben zum guten Teil einhergehenden Verringerung von Luftschadstoff-
konzentrationen sogar zu Gunsten des Vorhabens zu Buche. Eine Steigerung der 
Schadstoffbelastung ist mit dem Vorhaben an keiner Stelle verbunden; soweit das 
Vorhaben keine Reduzierung bewirkt, stagniert die Belastung, nimmt aber nicht zu. 
Dieser Befund spricht, genauso wie die sonstigen für das planfestgestellte Vorhaben 
streitenden Belange, ebenso für eine Umsetzung des Vorhabens. 
 
Gesundheitliche Beeinträchtigungen in der Umgebung des neuen Brückenbauwerks 
über den Main-Donau-Kanal bei Erlangen – Dechsendorf im Zuge der St 2240 sind 
nicht zu besorgen, auch nicht bei regelmäßiger Nutzung der vorhandenen Außen-
wohnbereiche, nachdem die Immissionsgrenzwerte der 39. BImSchV bei weitem 
nicht erreicht werden. Hinzu kommt, dass sich aus heutiger Sicht nicht abschließend 
feststellen lässt, ob sich die errechneten Belastungen bis zum Jahr 2030 tatsächlich 
im prognostizierten Ausmaß entwickeln werden. Technische Verbesserungen, wie 
z. B. eine Zunahme der Elektromobilität, lassen in Zukunft eher noch eine (weitere) 
Abnahme der Immissionen erwarten. 
 
Insgesamt kommt im Rahmen der Abwägung den Belangen der Lufthygiene keine 
gegen, sondern für die Umsetzung des Vorhabens sprechende Bedeutung zu 
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2.3.5 Bodenschutz 

Nach § 1 BBodSchG sollen die Funktionen des Bodens nachhaltig gesichert und 
wiederhergestellt werden. Hierzu sind schädliche Bodenveränderungen abzuweh-
ren, der Boden und Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewässerverunreinigun-
gen zu sanieren und Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu 
treffen (§ 1 Satz 2 BBodSchG). Schädliche Bodenveränderungen sind gemäß § 2 
Abs. 3 BBodSchG Beeinträchtigungen der in § 2 Abs. 2 BBodSchG genannten Bo-
denfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche 
Beeinträchtigungen für den Einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. Dabei 
ist hervorzuheben, dass der Zweck des BBodSchG sich keineswegs nur auf den 
Schutz der natürlichen Funktionen des Bodens erstreckt. Neben diesen ökologi-
schen Funktionen werden vielmehr auch die Funktionen des Bodens als Archiv der 
Natur- und Kulturgeschichte sowie die Nutzungsfunktionen mit einbezogen (vgl. § 2 
Abs. 2 Nrn. 2 und 3 BBodSchG). Als geschützte Nutzungsfunktion wird hierbei in  
§ 2 Abs. 2 Nr. 3d BBodSchG ausdrücklich auch die Funktion als Standort für den 
Verkehr genannt. 
 
Das gegenständliche Vorhaben wird sich in unterschiedlichem Maße auf die ver-
schiedenen Funktionen des Bodens nachteilig auswirken. Es ist mit einer dauerhaf-
ten Flächeninanspruchnahme im Umfang von insgesamt ca. 3,05 ha verbunden. 
Neu versiegelt werden vorhabensbedingt ca. 1,58 ha, die restlichen rund 1,47 ha 
werden überschüttet (etwa im Zuge von Böschungen, Mulden oder Ausrundungen), 
ohne dass dabei eine Versiegelung stattfindet (siehe hierzu Tabelle 4 < S. 26 > der 
Unterlage 19.1 T). Die Versiegelung von Fläche und Boden bedeutet neben dem 
dauerhaften Verlust aller Bodenfunktionen auch die Beanspruchung eines nicht ver-
mehrbaren Naturgutes und stellt eine nachhaltige Beeinträchtigung des Bodenpo-
tentials dar. Eine Versiegelung, d. h. die Verdichtung bzw. Abdichtung der 
Bodenoberfläche mit undurchlässigen Materialien, verhindert natürliche Austausch-
prozesse zwischen Boden, Wasser und Luft (Wasserversickerung, Verdunstung), 
erhöht den Oberflächenwasserabfluss und hat somit Auswirkungen auf Bodenlebe-
wesen, Wasserhaushalt und Vegetation. Bebauung und Versiegelung führen dem-
nach nicht nur zu einer quantitativen Inanspruchnahme von Freiflächen, sondern 
auch zu einer qualitativen Veränderung der ökologischen Bedingungen selbst. We-
sentliche Folgen sind ein beschleunigter Oberflächenwasserabfluss, die Zerstörung 
des natürlichen Bodenaufbaus und eine Beeinflussung der Grundwasserneubil-
dung. Durch Versiegelung wird in die Regelfunktionen (Filterungs-, Puffer- und Stof-
fumsetzungsfunktionen), die Produktionsfunktionen und die Lebensraumfunktionen 
eingegriffen. Die versiegelte Bodenfläche steht künftig nicht mehr so wie bisher als 
Lebensraum für Menschen und Tiere zur Verfügung. Im Bereich der versiegelten 
Fläche entfällt zudem die Regulierungs- und Speicherfunktion (z. B. für Nieder-
schlagswasser) des Bodens vollständig. Auf den Flächen, die ohne Versiegelung 
überschüttet bzw. überbaut werden, treten zwar keine gleichermaßen tiefgreifenden 
Veränderungen auf, dennoch verändert sich auch hier der natürliche Bodenaufbau, 
was ebenso nachteilige Wirkungen für die Bodenfunktionen zeitigt, auch wenn diese 
weniger schwer als die mit Flächenversiegelungen verbundenen Beeinträchtigun-
gen wiegen. 
 
Darüber hinaus erfolgt mit Blick auf die u. a. in Unterlage 5 T eingetragenen Bau-
feldgrenzen zusätzlich eine zeitweise Flächeninanspruchnahme im Zuge des Bau-
betriebs. Dies betrifft Flächen im Umfang von ca. 2,02 ha (siehe etwa Tabelle 4 < S. 
26 > sowie Nr. 4.1 der Unterlage 19.1. T); während der Beanspruchung für den 
Baubetrieb ist eine anderweitige Nutzung der Flächen ausgeschlossen. Die nur zeit-
weise beanspruchten Areale werden nach Ende der Bauarbeiten rekultiviert (vgl. Nr. 
5.2 bzw. Tabelle 6 zu Nr. 5.3 der Unterlage19.1. T sowie die entsprechenden Dar-
stellungen in Unterlage 9.3 T), so dass sich die bauzeitbedingten Auswirkungen auf 
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den Boden insoweit zumindest deutlich reduzieren. Sowohl die Speicher- und Reg-
lerfunktion als auch die Lebensraumfunktion jener Flächen gehen somit nicht nach-
haltig verloren. 
 
Grundsätzlich können außerdem die mit den Abgasen und von den Kraftfahrzeugen 
selbst emittierten Schadstoffe zu einer Verminderung der Qualität des Bodens füh-
ren und weitergehend auch negative Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser ent-
falten. Auf Grund der bestehenden Erkenntnislage ist davon auszugehen, dass sich 
die Schadstoffbelastung des Bodens auf den unmittelbaren Trassenbereich und dort 
auf einen Geländestreifen von höchstens etwa 10 m beidseits der einzelnen Fahr-
bahnen konzentriert und mit zunehmender Entfernung von der Trasse sowie zuneh-
mender Bodentiefe abnimmt. Das neue Bauwerk über Main-Donau-Kanal bei 
Erlangen – Dechsendorf im Zuge der St 2240 (Stabbogenbrücke) wird ca. 25 m 
südlich der bestehenden Brücke realisiert, so dass die St 2240 auf einer Länge von 
1.209 m ebenfalls Richtung Süden verlegt werden muss. Jedoch bleibt die Anzahl 
der schon heute für den allgemeinen Verkehr freigegebenen Fahrstreifen dabei 
gleich und auch die Lage der einzelnen Fahrstreifen wird ansonsten (nahezu) un-
verändert beibehalten. Im Ergebnis wird der bereits bestehende mittelbare Beein-
trächtigungskorridor, in dem ein erhöhter Schadstoffeintrag schon jetzt stattfindet, 
nicht in relevanter Art und Weise verbreitert bzw. verlagert. Die insoweit auftreten-
den Beeinträchtigungswirkungen fallen auch nicht intensiver als derzeit aus, nach-
dem das Vorhaben keine Verkehrsmengensteigerung auf der St 2240 induziert. 
Durch die mit der Planung in Bezug auf die Oberflächenentwässerung teilweise vor-
gesehenen Verbesserungen (insbesondere im Bereich des Brückenbauwerks wird 
erstmals das auf der St 2240 anfallende Oberflächenwasser vorbehandelt) wird ei-
ner Belastung der benachbarten Flächen auch in gewissem Maß entgegengewirkt. 
 
Im Verhältnis von Straßenbau und Bodenschutz muss es Ziel sein, das konkret ge-
plante Bauvorhaben hinsichtlich seiner Auswirkungen in Bezug auf die natürlichen 
Funktionen des Bodens in einer den Belangen des Bodenschutzes hinreichend 
Rechnung tragenden Weise abzustimmen. Dem wird die Planung gerecht. Nach den 
Erkenntnissen der Planfeststellungsbehörde über die heute erkennbaren Auswir-
kungen des gegenständlichen Vorhabens ist nicht damit zu rechnen, dass durch das 
Vorhaben Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den 
Einzelnen oder die Allgemeinheit im Sinne des § 2 Abs. 3 BBodSchG herbeigeführt 
werden. In diesem Zusammenhang ist insbesondere von Bedeutung, dass Beein-
trächtigungen eine bestimmte Intensität erreichen müssen, um als schädliche Bo-
denveränderung gewertet zu werden; das Leben in einem hochindustrialisierten und 
dichtbesiedelten Land ist mit den verschiedensten Formen der Bodennutzung ver-
bunden, die zwangsläufig zu Einwirkungen auf den Boden führen (BT-Drs. 13/6701 
S. 30). Erheblich sind Beeinträchtigungen dann, wenn sie für Betroffene oder die 
Allgemeinheit unzumutbar sind (vgl. Nies in Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 
Stand Januar 2023, § 2 BBodSchG Rn. 25). Dafür, dass die vorhabensbedingten 
Beeinträchtigungen derart gravierend sein werden, vermag die Planfeststellungsbe-
hörde keine hinreichenden Anhaltspunkte zu erkennen. 
 
Die Planung trägt auch dem generellen Minimierungsgebot des § 1 Satz 3 
BBodSchG Rechnung, wonach bei Einwirkungen auf den Boden Beeinträchtigun-
gen seiner natürlichen Funktionen soweit wie möglich vermieden werden sollen. Die 
Bodenversiegelung wird mit der gegenständlichen Planung auf das unbedingt not-
wendige Maß beschränkt. Die mit der Bodenversiegelung einhergehenden negati-
ven Wechselwirkungen auf die für das Ökosystem wichtige Grundwasserneubildung 
bzw. den Oberflächenwasserabfluss und den Naturhaushalt können durch die vor-
gesehenen landschaftspflegerischen Maßnahmen zumindest funktional relativiert 
werden (vgl. auch die Ausführungen unten unter C. 2.3.6.3.8). Die hohe Vorbelas-
tung der Böden im Umfeld der bestehenden Trasse der St 2240 darf dabei ebenso 
nicht außer Acht gelassen werden. 
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Den Belangen des Bodenschutzes ist somit auch unter Vorsorgegesichtspunkten 
durch die festgestellte Planung, soweit dies ohne gänzliche Aufgabe des Vorhabens 
möglich ist, Rechnung getragen. Weitere Verbesserungsmöglichkeiten der Planung, 
die durch entsprechende Auflagen festgelegt werden könnten, sind nicht erkennbar. 
Dabei kann nicht außer Betracht bleiben, dass der Bau bzw. der Ausbau von Stra-
ßen eine gesetzliche Aufgabe ist und im konkreten Fall auch mit den geltenden 
raumordnerischen Zielsetzungen vereinbar ist (vgl. hierzu die Ausführungen unter 
C. 2.3.1). Als vom BBodSchG gedeckte Nutzungsfunktion wird – wie bereits darge-
legt – in § 2 Abs. 2 Nr. 3d BBodSchG ausdrücklich auch die Funktion als Standort 
für den Verkehr genannt. 
 
Grundstücke, die für ein Vorhaben herangezogen werden, sind dafür aus boden-
rechtlicher Sicht nicht geeignet, wenn sie Bodenverunreinigungen aufweisen. We-
der in der Bau- noch in der Betriebsphase dürfen Gefahren oder erhebliche 
Beeinträchtigungen hervorgerufen werden, die sich darauf zurückführen lassen, 
dass als Baugrund kontaminierter Boden verwendet wird. Ob vom Boden her Stö-
rungen drohen, richtet sich nach den Maßstäben des Bodenschutzrechts (vgl. 
BVerwG, Urteil vom 16.03.2006, NVwZ-Beil. 2006, 1 Rn 457). Hinsichtlich des Vor-
handenseins von Altlasten oder entsprechender Verdachtsflächen wurde im Plan-
feststellungsverfahren nichts vorgebracht, auch nicht von der Stadt Erlangen als 
Bodenschutzbehörde (Art. 10 Abs. 2 BayBodSchG). Das Wasserwirtschaftsamt An-
sbach hat zwar keine Bedenken bzgl. des Vorhandenseins von Altlasten bzw. 
schädlicher Bodenveränderungen geäußert, jedoch wegen der Lage des Vorhabens 
in der weiteren Schutzzone (unweit der engeren Schutzzone) des Wasserschutzge-
bietes „Erlangen West“ der Erlanger Stadtwerke, entsprechende Schutzauflagen 
gefordert. Diese hat die Planfeststellungsbehörde unter A. 3.2.2 – A. 3.2.6 im Tenor 
dieses Beschlusses verfügt und somit den Belangen des Bodenschutzes ausrei-
chend Rechnung getragen. 
 
Soweit Fragen des Bodenschutzes noch bei weiteren Belangen, etwa beim Natur-
schutz oder beim Gewässerschutz, relevant werden, wird bei der Behandlung des 
jeweiligen Belangs darauf eingegangen. 
 
Im Ergebnis vermag daher der gegen die Planung in die Abwägung einzustellende 
Aspekt der Belastung des Bodens die für die Planung sprechenden öffentlichen Be-
lange – auch angesichts der schon gegebenen Vorbelastung – nicht zu überwiegen. 
Bei Realisierung des Vorhabens verbleiben demnach zwar erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf die natürlichen Funktionen des Bodens, weshalb der Belang Bo-
denschutz insgesamt gesehen mit erheblichem, gegen die Verwirklichung der Bau-
maßnahme gerichtetem Gewicht in die Abwägung einzustellen ist. Er hat jedoch bei 
Betrachtung aller relevanten Gesichtspunkte hinter die Belange zurückzutreten, die 
für die Verwirklichung des Vorhabens sprechen, und stellt die Ausgewogenheit der 
Planung insgesamt nicht in Frage. 
 

2.3.6 Naturschutz und Landschaftspflege 

 

2.3.6.1 Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft 

Natura 2000-Gebiete, Naturschutzgebiete, Nationalparke, Nationale Naturmonu-
mente, Biosphärenreservate, Naturdenkmäler befinden sich nicht in der Umgebung 
des gegenständlichen Vorhabens (siehe Nr. 1.4 der Unterlage 19.1 T). 
 

2.3.6.1.1 Landschaftsschutzgebiete „LSG-00340.03 Mönau“ und „LSG-00340.07 Regnitztal“ 

Teile des Vorhabens kommen in Randbereichen der beiden geschützten Land-
schaftsräume „LSG-00340.03 Mönau“ sowie „LSG-00340.07 Regnitztal“ zu liegen 
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(siehe Unterlage 19.2 T). Die beiden Landschaftsräume hat die Stadt Erlangen mit 
Verordnung über den Schutz von Landschaftsräumen im Bereich der Stadt Erlangen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.07.2015 (Landschaftsschutzverord-
nung) allgemeinverbindlich unter Schutz gestellt. Gemäß Art. 60 Abs. 1 Satz 1 Bay-
NatSchG gilt diese auch weiterhin fort. 
 
Nach § 2 Abs. 1 Landschaftsschutzverordnung ist es in den in § 1 Abs. 2 genannten 
Landschaftsräumen, somit auch in den vom Vorhaben teilweise tangierten Berei-
chen, verboten, Handlungen und Veränderungen vorzunehmen, die geeignet sind, 
den Naturhaushalt zu schädigen, die Landschaft zu verunstalten, den Naturgenuss 
oder den Erholungswert der Landschaft zu beeinträchtigen. Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 
4 Landschaftsschutzverordnung ist u. a. für das Anlegen und die Änderung von Stra-
ßen und Wegen eine gesonderte Erlaubnis erforderlich. Gleiches gilt für die Errich-
tung von Anlagen für die Entwässerung (wie vorliegend Regenrückhaltebecken) im 
Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b Landschaftsschutzverordnung. Zudem unter-
liegen u. a. auch Aufschüttungen und Abgrabungen, somit Eingriffe in den Boden, 
der Erlaubnispflicht (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. f Landschaftsschutzverordnung). 
 
Nach § 3 Abs. 3 Landschaftsschutzverordnung ist die Erlaubnis zu erteilen, wenn 
das Vorhaben keine der in § 1 Abs. 1 Satz 2 Landschaftsschutzverordnung hervor-
rufen kann oder diese Wirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden 
können. Nach § 5 der Verordnung kann außerdem von den Verboten des § 2 Land-
schaftsschutzverordnung gemäß Art. 56 BayNatSchG (siehe auch § 67 Abs. 1 
BNatSchG) im Einzelfall eine Befreiung erteilt werden (zum Nebeneinander von 
Ausnahme- und Befreiungsvorschriften siehe Gellermann in Landmann/Rohmer, 
Umweltrecht, Stand Februar 2020, BNatSchG, § 67 Rn. 4). Jedenfalls die Voraus-
setzungen des § 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG liegen vor; eine Befreiung von 
den Verboten des § 2 Landschaftsschutzverordnung ist aus Gründen des überwie-
genden öffentlichen Interesses notwendig. Das öffentliche Interesse an der Befrei-
ung ergibt sich zum einen aus den für das Vorhaben sprechenden Gründen, die 
unter C. 2.2 dargelegt wurden. Bezüglich des Gesamtquerschnitts des neuen Brü-
ckenbauwerks folgt es aus den diesbezüglichen Ausführungen unter C. 2.3.3.2, glei-
ches gilt für die in diesem Zusammenhang neu anzulegenden Feld- und Waldwege 
sowie um notwendige Betriebswege um die neuen Versickerungsanlagen. Insoweit 
darf auf die dortigen Ausführungen an dieser Stelle Bezug genommen werden. 
 
Das öffentliche Interesse an der Vorhabens Verwirklichung ist vorliegend auch ge-
wichtiger als das gegen das Vorhaben sprechende Integritätsinteresse bezüglich 
des Landschaftsschutzgebiets. Für das Vorhaben sprechen insbesondere Gründe 
der Verkehrssicherheit; die Vorhabensträgerin kommt damit letztendlich der sich 
aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG ergebenden staatlichen Verpflichtung nach, sich schüt-
zend und fördernd das Leben und die körperliche Unversehrtheit Einzelne zu stellen 
(vgl. dazu z. B. BVerfG, Beschluss vom 21.10.1987, NJW 1988, 1651, 1653). Diesen 
kommt hier insgesamt ein deutlich größeres Gewicht als dem schon genannten In-
tegritätsinteresse. Die infolge des gegenständlichen Vorhabens innerhalb des Land-
schaftsschutzgebietes entstehenden Beeinträchtigungen beschränken sich auf 
einen kleinräumigen Bereich am Rand des Schutzgebietes, der zudem noch durch 
den Bestand und Betrieb der St 2240 mit dem vorhandenen Brückenbauwerk bereits 
vorbelastet ist (vgl. Nr. 6.2.2 der Unterlage 19.1 T). Im Verhältnis zur Gesamtgröße 
der beiden geschützten Landschaftsräume von 1.481,37 ha (die übrigen geschütz-
ten Teilflächen des Gebiets nicht mit eingerechnet) sind die vorhabensbetroffenen 
Flächen verschwindend klein. Eine Veränderung des Gebietscharakters ist offen-
kundig auszuschließen. Gleiches gilt hinsichtlich der Behinderung des Zugangs zur 
freien Natur; insoweit führt das Vorhaben zu keinen Beeinträchtigungen. Eine nach-
haltige Beeinträchtigung des Landschaftsbildes sowie des Naturgenusses ist jeden-
falls unter Berücksichtigung der in der landschaftspflegerischen Begleitplanung 
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vorgesehenen Gestaltungsmaßnahmen (siehe nachfolgend unter C. 2.3.6.3.9), ins-
besondere der dabei geplanten Wiederherstellung von bauzeitlich geholzten Baum-
beständen/Waldflächen, nicht zu gewärtigen. Soweit durch das Vorhaben die 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts beeinträchtigt wird, etwa durch (kleinflächige) 
dauerhafte Flächeninanspruchnahme, werden die insoweit eintretenden nachteili-
gen Wirkungen durch die in der landschaftspflegerischen Begleitplanung vorgese-
henen Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen bzw. zumindest funktional 
gleichwertig ersetzt (siehe dazu die Ausführungen unter C. 2.3.6.3.10). Es bestehen 
daneben auch keine zumutbaren Alternativen, die dem Integritätsinteresse des 
Landschaftsschutzgebiets besser gerecht werden. Insbesondere kann, wie sich aus 
den entsprechenden Ausführungen unter C. 2.3.3.2 ergibt, keine (noch) flächen-
schonendere Bauausführung – als vorliegend planfestgestellt – erfolgen. 
 
Die im Verfahren beteiligten Naturschutzbehörden haben keine Einwände spezifisch 
wegen der vorhabensbedingten Betroffenheit von Landschaftsschutzgebietsflächen 
erhoben. 
 
In Ausübung des der Planfeststellungsbehörde sonach bezüglich der Gewährung 
einer Befreiung nach § 67 BNatSchG eröffneten Ermessens (Art. 40 BayVwVfG) 
erteilt sie vorliegend eine solche. Die dafür sprechenden Gesichtspunkte, insbeson-
dere das gewichtige öffentliche Interesse an der Verwirklichung des gegenständli-
chen Vorhabens, wiegen deutlich schwerer als die damit verbundenen nachteiligen 
Auswirkungen auf das Landschaftsschutzgebiet. Jene beschränken sich auf einen 
flächenmäßig sehr überschaubaren, bereits heute stark vorbelasteten Bereich in un-
mittelbarer Nähe der St 2240. Ihnen wird zudem im Rahmen der landschaftspflege-
rischen Begleitplanung (siehe u. a. Unterlage 19.1 T Nrn. 5.2) zumindest zum Teil 
(soweit möglich) in unmittelbarer Nähe zum Eingriffsbereich mit kompensatorisch 
wirkenden Gestaltungsmaßnahmen (G 1 – G 3) begegnet, was das Gewicht der 
Beeinträchtigung nochmals mindert. Die noch verbleibenden Beeinträchtigungen 
rechtfertigen es in der Gesamtschau nicht, das Vorhaben daran scheitern zu lassen. 
Insoweit sieht die Planung entsprechende Ersatzmaßnahmen (E 1/TF1 Ökokonto 
bzw. E 1/TF2 Ökokonto sowie W 1 und W 2) vor. Auf Tabelle 6 der Nr. 5.3 in der 
Unterlage 19.1 T (Auflistung der landschaftspflegerischen Maßnahmen) darf inso-
weit Bezug genommen werden. Soweit ein Privateinwender fordert, dass vorha-
bensbedingt beanspruchte Flächen aus dem räumlichen Geltungsbereich der 
Landschaftsschutzverordnung herausgenommen werden sollen, ist dieses Vorbrin-
gen zurückzuweisen. Eine – vom Einwender gewünschte – Änderung der Land-
schaftsschutzverordnung ist nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens. 
Zuständige Behörde für diesbezügliche Änderungen ist zudem die Stadt Erlangen 
als untere Naturschutzbehörde. 
 
Die Befreiung ist von der Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses 
mit umfasst (Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG), ein gesonderter Ausspruch im Tenor 
dieses Beschlusses ist nicht erforderlich. Eines Einvernehmens der ansonsten für 
die Erteilung der Befreiung erforderlichen Behörde bedarf es nicht; die Konzentrati-
onswirkung der Planfeststellung macht auch dieses entbehrlich (vgl. Kämper in 
BeckOK VwVfG, Stand 01.07.2020, § 75 Rn. 5). 
 

2.3.6.1.2 Gesetzlich geschützte Biotope 

Das Untersuchungsgebiet ist größtenteils bewaldet. An den Böschungen der plan-
gegenständlichen St 2240 befinden sich ca. 50-jährige Gehölzbestände und 
schmale Streifen mit teilweise magerer Gräser- und Staudenflur. Zudem sind 
Schwarzerlen-Bruchwälder mittlerer Ausprägung (Biotoptyp L422) vorhanden. Stel-
lenweise sind kleinflächige Ruderalfluren und Altgrasbestände sowie auch Ackerflä-
chen vorhanden. In der landschaftspflegerischen Begleitplanung (siehe Unterlage 
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19.1 T) finden sich insoweit Einzelbäume mit einheimischen, standortgerechten Ar-
ten – alte Ausprägung (Biotoptyp B313), Hecken um eine Lagerfläche am kleinen 
Hafenbecken in der Ausprägung von Hainbuche, Hartriegel, Weißdorn, Liguster, 
Flieder, Heckenrose sowie Feldahorn (Biotoptyp B112), Arten- und blütenreiche 
Säume und Staudenfluren trocken – warmer Standorte (Biotoptyp K131), Arten- und 
blütenreiche Säume und Staudenfluren feuchter bis nasser Standorte (Biotoptyp 
K133), Schwarzerlen-Bruchwald – mittlere Ausprägung (Biotoptyp ER 0043-001) 
entlang der St 2240 und der Auffahrt Heusteg, am Rande des Seebachtales auf 
staunassem Gelände zwischen der Ober- und Niederterrasse. Der Erlenbruchwald 
ist regelmäßig von Entwässerungsgräben durchzogen, die aber wohl ohne Wirkung 
sind. Im Randbereich geht er in einen feuchten, boden-sauren Eichenwald über (Bi-
otoptyp ER 0043-001). Des Weiteren sind im Untersuchungsgebiet sonstige stand-
ortgerechte Laubmischwälder – mittlere Ausprägung (Biotoptyp L62), Strukturreiche 
Altersklassen-Nadelholzforste – mittlere sowie alte Ausprägung (Biotoptypen N722 
bzw. N723) sowie Grünflächen entlang von Verkehrsflächen (Biotoptyp V51) vor-
handen. Insgesamt wurden im Untersuchungsgebiet vom Institut für Vegetations-
kunde und Landschaftsökologie (IVL) bei der Erstbegehung im Jahr 2019 insgesamt 
145 Biotopbäume erfasst. Eine vom Vorhabensträger im September 2024 veran-
lasste Nacherfassung vorhandener Biotop- und Nutzungstypen ergab, dass sich die 
bisherige Datengrundlage im Wesentlichen bestätigt hat und keine relevanten Ver-
änderungen im Gelände gegenüber der Ursprungsplanung eingetreten sind. 
 
Einige Flächen, die dem Schutz des § 30 BNatSchG bzw. des Art. 23 BayNatSchG 
unterfallen sind in der Nr. 1.4 der Unterlage 19.1. T beschrieben. Die räumliche Ver-
teilung der betreffenden Flächen sowie deren jeweilige Ausdehnung und Abgren-
zung ist aus der Unterlage 19.2 T ersichtlich. Diese Flächen liegen überwiegend – 
aber nicht ausschließlich – außerhalb des Eingriffsbereichs des Vorhabens. Vom 
gegenständlichen Vorhaben betroffen sind Flächen von zwei der zuvor genannten 
Biotoptypen, die eine den Merkmalen des § 30 BNatSchG bzw. des Art. 23 Bay-
NatSchG entsprechende Ausprägung aufweisen. Von Schwarzerlen-Bruchwälder 
mittlerer Ausprägung (L422) werden 286 m2 baubedingt vorübergehend in Anspruch 
genommen, 95 m2 dauerhaft versiegelt sowie 102 m2 dauerhaft überbaut (z. B. 
durch Wiederbegrünungsmaßnahmen). Artenreiche Säume und Staudenfluren tro-
ckenwarmer Standorte (K131) werden im Umfang von 54 m2 dauerhaft versiegelt 
bzw. 1.100 m2 werden dauerhaft überbaut (mit wiederbegrünten Böschungs- und 
sonstigen Straßennebenflächen). Ergänzend ist zu erwähnen, dass Bannwaldflä-
chen im Umfang von rund, 0,96 ha betroffen sind, bestehende Straßenflächen wer-
den im Gegenzug in einem Umfang von ca. 0,89 ha entsiegelt. Die Flächen für die 
Baustelleneinrichtungen sowie die Fläche zum Zusammenbau der neuen Brücke 
umfassen insgesamt ca. 2,02 ha und werden nach Bauende wiederhergestellt. Ins-
gesamt findet eine netto-Neuversiegelung von 1,58 ha statt, 1,47 ha werden ander-
weitig überschüttet (Böschungen, Mulden sowie Ausrundungen). Insoweit wird auf 
Tabelle 4 unter Nr. 4.1 der Unterlage 19.1 T Bezug genommen. Das genaue flä-
chenmäßige Ausmaß der vorhabensbedingten Beeinträchtigungen ergibt sich zu-
dem auch aus der tabellarischen Auflistung in Unterlage 9.4 T, worauf ebenso 
verwiesen werden darf. 
 
Gemäß § 30 Abs. 2 BNatSchG sind Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer 
sonstigen erheblichen Beeinträchtigung dort im Einzelnen aufgeführter Biotope füh-
ren können, verboten. Art. 23 Abs. 1 BayNatSchG erweitert den Kreis der in den 
Schutz von § 30 Abs. 2 BNatSchG gestellten Biotope nochmals in gewissem Um-
fang. Der Begriff des Biotops wird in § 7 Abs. 2 Nr. 4 BNatSchG als Lebensraum 
einer Lebensgemeinschaft wildlebender Tiere und Pflanzen definiert. Während die 
Zerstörung die irreparable Schädigung mit der Folge eines gänzlichen Verlusts ei-
nes Biotops beschreibt, erfasst der Begriff der sonstigen erheblichen Beeinträchti-
gung Veränderungen, die den Wert und die Eignung des Biotops als Lebensraum 
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mindern. Indes folgt aus der Formulierung "einer sonstigen erheblichen Beeinträch-
tigung", dass das Maß der Beeinträchtigung demjenigen der Zerstörung zwar nicht 
entsprechen muss, ihm jedoch angenähert ist. Neben der Art, dem Umfang und der 
Schwere der Auswirkungen kommt es daher auch auf deren Dauer an; eine erheb-
liche Beeinträchtigung liegt folglich nicht vor, wenn sich das Biotop in absehbarer 
Zeit von den Folgen der Einwirkung erholt (BVerwG, Urteil vom 03.11.2020 – 9 A 
12.19 – juris Rn. 636). 
 
Mit Blick darauf geht die Planfeststellungsbehörde davon aus, dass vorliegend die 
nur zeitweilige Beanspruchung von gesetzlich geschützten Biotopflächen der bereits 
genannten Arten nicht gegen das Verbot des § 30 Abs. 2 BNatSchG verstößt. Die 
insoweit entstehenden Auswirkungen sind nur vorübergehender Natur; die betref-
fenden Areale werden nach Ende der Bauarbeiten rekultiviert (vgl. Nrn. 5.2 und 5.3 
der Unterlage 19.1 T sowie Unterlage 9.3 T). Die betroffenen Biotoptypen in ihren 
konkreten Ausprägungen sind, was den Biotoptyp K131 betrifft, jedenfalls mittelfris-
tig wiederherstellbar (vgl. die Tabelle auf S. 9 oben der Biotopwertliste zur Anwen-
dung der Bayerischen Kompensationsverordnung (BayKompV), Stand 28.02.2014, 
einerseits und die Spalte 5 der Biotopwertliste selbst betreffend die genannten Bio-
top- und Nutzungstypen auf der anderen Seite; diese Biotop- und Nutzungstypen 
sind danach nicht den Wertstufen 4 oder 5 zugeordnet, die eine nur längerfristige 
Wiederherstellbarkeit anzeigen); die vorgesehene Rekultivierung der Biotopflächen 
dient gerade der Wiederherstellung der Biotopflächen und ist hierzu auch geeignet. 
Der dauerhafte Verlust des Biotoptyps Schwarzerlen-Bruchwälder mittlerer Ausprä-
gung (L422) von rund 200 m2, ist zwar mittelfristig nicht wiederherstellbar, da in 
Wertstufe 4 der Biotopwertliste zugeordnet. Insoweit erfolgt jedoch durch die plan-
gegenständlichen Maßnahmen W 1 bzw. W 2 (Waldersatz im Bereich der Fl. –Nrn. 
969 und 975 Gemarkung Heßdorf sowie im Bereich der Fl. –Nrn. 305, 307, 307/2 
Gemarkung Rieden/Gemeinde Altdorf) ein im Wesentlichen wertgleicher Ersatz des 
verlorengegangenen Biotoptyps. 
 
Hinsichtlich der dauerhaften Versiegelung bzw. Überbauung von Teilflächen der ge-
nannten Biotopflächen liegt dagegen eine sonstige erhebliche Beeinträchtigung im 
Sinn von § 30 Abs. 2 BNatSchG vor, da hierdurch jeweils der Wert des Biotops als 
Lebensraum infolge seiner Verkleinerung in gewissem Maß gemindert wird. Eine 
Zerstörung im Sinne einer irreparablen Schädigung ist demgegenüber nicht zu er-
kennen, da es für eine Beeinträchtigung des Zustands der betroffenen Flächen in 
einem solchen Ausmaß, dass hierdurch der Beginn eines – ggf. auch erst auf län-
gere Sicht eintretenden – vollständigen Verlust der prägenden Eigenschaften der 
Biotoptypen markiert würde, keine Anhaltspunkte gibt (vgl. Nr. 5.3 der Unterlage 
19.1 T). 
 
Soweit danach die festgestellte Planung nach § 30 Abs. 2 BNatSchG verbotene 
Handlungen umfasst, liegen aber die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aus-
nahme nach § 30 Abs. 3 BNatSchG bzw. Art. 23 Abs. 3 BayNatschG vor. Gemäß § 
30 Abs. 3 BNatSchG kann von den Verboten des Abs. 2 auf Antrag eine Ausnahme 
zugelassen werden, wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können. 
Art. 23 Abs. 3 BayNatSchG bestimmt abweichend hiervon, dass für eine Maßnahme 
auf Antrag eine Ausnahme zugelassen werden kann, wenn die Beeinträchtigungen 
ausgeglichen werden können oder wenn die Maßnahme aus Gründen des überwie-
genden öffentlichen Interesses notwendig ist. Jedenfalls die letztgenannte Voraus-
setzung für die Zulassung einer solchen Ausnahme liegt hier vor. 
 
Das gegenständliche Vorhaben ist aus Gründen des überwiegenden öffentlichen 
Interesses notwendig. Das öffentliche Interesse an der Zulassung des Vorhabens 
ergibt sich aus den für das Vorhaben sprechenden Gründen, die unter C. 2.2 bereits 
dargelegt wurden. Zur Umsetzung des Vorhabens ist in Anbetracht der konkreten 
Umstände auch die (dauerhafte) Beanspruchung der vorhabensbetroffenen, jedoch 
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überschaubaren, Biotopflächen im jeweils vorgesehenen Umfang unumgänglich, da 
ansonsten eine adäquate bauliche Umsetzung nicht zu gewährleisten wäre. Das 
öffentliche Interesse an der Vorhabensverwirklichung ist vorliegend deutlich gewich-
tiger als das gegen das Vorhaben sprechende Integritätsinteresse bezüglich des 
Biotopschutzes. Für das Vorhaben sprechen insbesondere Gründe der Verkehrssi-
cherheit; die Vorhabensträgerin kommt damit letztendlich der sich aus Art. 2 Abs. 2 
Satz 1 GG ergebenden staatlichen Verpflichtung nach, sich schützend und fördernd 
das Leben und die körperliche Unversehrtheit Einzelne zu stellen (vgl. dazu z. B. 
BVerfG, Beschluss vom 21.10.1987, NJW 1988, 1651, 1653 sowie das in jüngerer 
Vergangenheit zurückliegende Ereignis des Einsturzes der Carolabrücke in Dres-
den). Das Integritätsinteresse ist insbesondere auch mit Blick auf den noch über-
schaubaren Umfang der insoweit betroffenen Flächen, die unter dem Schutz von § 
30 Abs. 2 BNatSchG i. V. m. Art. 23 Abs. 1 BayNatSchG stehen, sowie den Um-
stand, dass vorliegend keine besonders seltenen Biotoptypen betroffen sind und 
diese Biotoptypen auch bei geeigneten standörtlichen Bedingungen anderorts 
künstlich, d. h. im Wege von landschaftspflegerischen Maßnahmen oder dgl., wieder 
neu etabliert werden könnten, nicht als vorrangig anzusehen. Es sind zudem keine 
zumutbaren Alternativen ersichtlich, die dem Integritätsinteresse des Biotopschut-
zes besser gerecht werden könnten; dass es derartige Alternativen geben könnte, 
wurde im Übrigen im Rahmen des Anhörungsverfahrens auch von keiner Seite sub-
stantiiert geltend gemacht. Aus den gleichen Erwägungen heraus lägen im Übrigen 
in dem Fall, dass man abweichend von den vorstehenden Ausführungen auch bzgl. 
der nur bauzeitlichen Eingriffe in geschützte Biotopflächen eine sonstige erhebliche 
Beeinträchtigung im Sinn von § 30 Abs. 2 BNatSchG annehmen würde, auch inso-
weit die Voraussetzungen für die Zulassung einer Ausnahme vor. 
 
In Ausübung des der Planfeststellungsbehörde sonach bzgl. der Gewährung einer 
Ausnahme vom Biotopschutz eröffneten Ermessens (Art. 40 BayVwVfG) erteilt sie 
eine solche; bzgl. der bauzeitlichen Beanspruchung von geschützten Biotopflächen 
geschieht dies mit Blick auf die vorstehenden Ausführungen nur vorsorglich. Die für 
eine Ausnahme sprechenden Gesichtspunkte, insbesondere das gewichtige öffent-
liche Interesse an der Verwirklichung des gegenständlichen Vorhabens, wiegen 
deutlich schwerer als die damit verbundenen nachteiligen Auswirkungen für die Be-
lange des Biotopschutzes. Jene beschränken sich auf flächenmäßig noch über-
schaubare Bereiche, die außerdem bereits heute wegen ihrer Nähe zur St 2240 
erheblichen Vorbelastungen unterliegen. Die weitere Erfüllung der wesentlichen 
ökologischen Funktionen durch die auf Dauer von den betroffenen Biotopflächen 
noch verbleibenden Restflächen (einschließlich der nach Ende der Bauarbeiten zu 
rekultivierenden Teilflächen, die innerhalb des geplanten Baufeldes liegen) ist in An-
betracht der konkreten Umstände hinreichend gesichert. Die dennoch verbleiben-
den nachteiligen Auswirkungen, namentlich der dauerhafte Verlust von 
vergleichsweise kleinen Biotopteilflächen rechtfertigen es in der Gesamtschau nicht, 
das Vorhaben daran scheitern zu lassen, zumal auch der damit verbundene Eingriff 
im Rahmen der landschaftspflegerischen Begleitplanung im Sinne des § 15 
BNatSchG zumindest funktionell vollständig kompensiert wird (siehe dazu die Aus-
führungen unten unter C. 2.3.6.3.10). 
 
Die Ausnahme ist von der Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses 
mit umfasst (Art. 75 Abs. 1 BayVwVfG), so dass ein gesonderter Ausspruch im Te-
nor nicht erforderlich ist. 
 
Zu über die Flächeninanspruchnahme hinausgehenden nachteiligen mittelbaren 
Einwirkungen auf die vorhabensbetroffenen Biotopflächen, die sich negativ auf das 
für das jeweilige Biotop typische Arteninventar auswirken und welche ebenso vom 
Verbot des § 30 Abs. 2 BNatSchG erfasst werden (Gellermann in Landmann/Roh-
mer, Umweltrecht, Stand Mai 2021, § 30 BNatSchG Rn. 15), führt das Vorhaben 
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nicht (vgl. hierzu u. a. Nr. 2.2.4 der Unterlage 19.1 T, dort werden als Beeinträchti-
gungen nur die unmittelbaren Flächeninanspruchnahmen im Randbereich der St 
2240 genannt). Dies ist mit Blick auf die hohen, bereits derzeit insoweit von der St 
2240 her einwirkenden Beeinträchtigungen, an denen sich vorhabensbedingt zu-
dem nichts ändert, auch ohne weiteres plausibel. 
 
Die im Verfahren beteiligten Naturschutzbehörden haben keine Einwände hinsicht-
lich der vorhabensbedingten Beeinträchtigungen von gesetzlich geschützten Bioto-
pen erhoben. 
 

2.3.6.1.3 Schutz bestimmter Landschaftsbestandteile 

 
Gemäß Art. 16 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 BayNatSchG ist es verboten, in der freien 
Natur Hecken, lebende Zäune, Feldgehölze oder -gebüsche einschließlich Uferge-
hölze oder -gebüsche zu roden, abzuschneiden, zu fällen oder auf sonstige Weise 
erheblich zu beeinträchtigen. Unter „freier Natur“ sind dabei im Allgemeinen Flächen 
außerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile zu verstehen (siehe etwa LT-Drs. 
7/3007, S. 24). „Freie Natur“ zeichnet sich insbesondere dadurch aus, dass sie nicht 
von der umliegenden Bebauung, sondern von ihrem natürlichen Erscheinungsbild 
entscheidend geprägt wird, insbesondere zählen alle landwirtschaftlich, forstwirt-
schaftlich und gärtnerisch genutzten Flächen dazu. Innerhalb eines im Zusammen-
hang bebauten Ortsteils (§ 34 BauGB) liegt dagegen in der Regel keine freie Natur 
vor. Unmaßgeblich für die Zugehörigkeit zur freien Landschaft ist die Entstehungs-
geschichte und der ökologische Wert des geschützten Naturbestandteils. Auch die 
nicht besonders schönen Bereiche wie landwirtschaftlich intensiv genutzte Anbau-
flächen im Flachland zählen zur freien Natur (VG München, Urteil vom 20.10.2008 
– 8 K 07.5834 – juris Rn. 34 m. w. N.). „Freie Natur“ stellt sich damit als Gegenstück 
zum besiedelten Bereich dar, wobei es auf die tatsächliche und nicht auf die recht-
liche Zuordnung der betreffenden Fläche ankommt (VG, Regensburg, Urteil vom 
29.09.2023 – RN 4 K 22.1597 – juris Rn. 34) 
 
Das Vorhaben ist zu einem gewissen Teil mit einer Versiegelung bzw. Überbauung 
von Heckenstrukturen und Feldgehölzen verbunden (Unterlage 9.4, Teil 1 der Ta-
bellarischen Gegenüberstellung S. 1 und 2; siehe auch Unterlage 19.2 T). Im Hin-
blick auf den zuvor beschriebenen Maßstab ist allerdings zweifelhaft, ob die vom 
Vorhaben betroffenen Gehölzstrukturen im östlichen Randbereich der St 2240, an-
grenzend an den Siedlungsbereich der Heiligenlohstraße (Stadtteil Alterlangen) in 
der „freien Natur“ liegen (vgl. zu den örtlichen Gegebenheiten Unterlage 19.2 T). Die 
anderen, von der Baumaßnahme tangierten Gehölzbestände, etwa im westlichen 
bzw. südlichen Vorhabensbereich (somit entlang der St 2240 mit dem plangegen-
ständlichen Brückenbauwerk), befinden sich in einem Bereich, in dem überwiegend 
regionaltypische Kiefern- und Mischwaldbestände sowie in geringem Umfang 
Acker- und Ruderalflächen anzutreffen sind (vgl. dazu nochmals Unterlage 19.2 T). 
Insoweit dürften hingegen keine durchgreifenden Zweifel daran bestehen, dass sich 
diese Bestände jeweils in der „freien Natur“ befinden. Letztendlich kann dies aber 
offenbleiben. Denn auch von den Verboten des Art. 16 BayNatSchG kann eine Aus-
nahme zugelassen werden, wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden 
können oder wenn die Maßnahme aus Gründen des überwiegenden öffentlichen 
Interesses notwendig ist, wobei auch diese Entscheidung durch den Planfeststel-
lungsbeschluss ersetzt wird (Art. 16 Abs. 2 BayNatSchG i. V. m. Art. 23 Abs. 3 Bay-
NatSchG und Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG). Die Voraussetzungen für eine 
solche Ausnahme sind hier gegeben. Es machen jedenfalls überwiegende Gründe 
des öffentlichen Interesses das Vorhaben notwendig (Art. 23 Abs. 3 Satz 1 Bay-
NatSchG). Die Belange, die für die Maßnahme streiten, sind so gewichtig, dass sie 
auch die vorgesehenen Eingriffe in die nach Art. 16 BayNatSchG geschützten Land-
schaftsbestandteile rechtfertigen. 
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Soweit durch das Gesamtbauvorhaben, insbesondere durch folgende Einzelbau-
maßnahmen  
 

 Anpassung von Böschungen und Abbiegespuren 

 Neubau eines Fahrradtunnels an der Auffahrt aus Richtung Heusteg 

 Neubau des Versickerbeckens mit Sedimentationsanlage 

 Bau einer zeitlich begrenzten provisorischen Umleitung der St 2240 an der Süd-
seite der bestehenden Trasse 

 Trassenverlegung der St 2240 

 Neubau einer Auffahrtschleife 

 Straßenverlegung und Neubau eines Radweges 

 Neubau Brückenlager und Brücke mit Abriss des bestehenden Bauwerks sowie 

 Errichtung temporärer Baustelleneinrichtungsflächen bzw. dauerhafte Einrich-
tung von Wartungswegen 

 
in die erwähnten Gehölzbestände (Biotoptyp V51) eingegriffen wird, gelten die o. g. 
Ausführungen hier entsprechend. Eine genaue planliche Darstellung der vorhabens-
bedingten Eingriffe ergibt sich aus der Unterlage 19.2 T, worauf Bezug genommen 
wird. Das öffentliche Interesse an der Umsetzung des Vorhabens Überwiegt das 
(jeweilige) Integritätsinteresse des Biotopschutzes. Der Bau einer zeitlich begrenz-
ten provisorischen Umleitung der St 2240 an der Südseite der bestehenden Trasse 
sowie die Einrichtung temporärer Baustelleneinrichtungsflächen bzw. auch notwen-
diger Baustraßen sind integrale Komponenten der gegenständlichen Planung, so 
dass die das Vorhaben tragenden Gründe sich auch auf diese Vorhabensbestand-
teile erstrecken, soweit dadurch ein Eingriff in vorhandene Feldgehölze, Büsche 
usw. verwirklicht wird. 
 
Das Integritätsinteresse bzgl. der betroffenen Gehölzstrukturen ist mit Blick darauf 
als deutlich geringer zu gewichten. Auch wenn im flächenmäßig nicht unerheblichem 
Umfang derartige Gehölzstrukturen verloren gehen (vgl. Unterlage 9.4 T Teil 1 der 
Tabelle), handelt es sich jedoch vorliegend nicht um Strukturen, die ihrer Art nach 
selten oder gefährdet sind. Auf Grund ihrer nicht bzw. nur schwer möglichen Wie-
derherstellbarkeit unersetzliche Gehölzstrukturen sind nicht betroffen. Die betreffen-
den Gehölzstrukturen liegen zudem zu einem erheblichen Teil im Nahbereich der St 
2240 und unterliegen damit nicht unerheblichen Vorbelastungen, die von dieser aus-
gehen. Das Gewicht des Integritätsinteresses wird außerdem noch dadurch gemin-
dert, dass die landschaftspflegerische Begleitplanung – bezogen auf die Fläche der 
dauerhaft in Anspruch genommenen Gehölzbestände – zu einem guten Teil die 
Etablierung gleichwertiger Gehölzbestände vorsieht (siehe Unterlage 9.4 T Teil 1 
der Tabelle – wie etwa die Maßnahmen E 1/TF1 Ökokonto bzw. E 1/TF2 Ökokonto 
sowie die Maßnahme G 3). Insgesamt ist damit das Intergritätsinteresse nicht vor-
rangig. Gangbare Alternativlösungen im Hinblick auf eine (noch) flächenschonen-
dere Bauausführung sind auch hier nicht ersichtlich. Insoweit darf auf die 
Ausführungen unter vorstehender Nr. C. 2.3.3 verwiesen werden. 
 
In Ausübung des der Planfeststellungsbehörde sonach bzgl. der Gewährung einer 
Ausnahme eröffneten Ermessens (Art. 40 BayVwVfG) erteilt sie eine solche. Die 
dafür sprechenden Gesichtspunkte wiegen, wie sich auch aus den vorstehenden 
Ausführungen ergibt, deutlich schwerer als die damit verbundenen nachteiligen Aus-
wirkungen für die Belange des Naturschutzes. Die nachteiligen Auswirkungen recht-
fertigen es in der Gesamtschau nicht, das Vorhaben daran scheitern zu lassen. 
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2.3.6.2 Allgemeiner und besonderer Artenschutz 

Im Rahmen der Prüfung der naturschutzrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens 
sind auch die einschlägigen Bestimmungen des Artenschutzrechts zu beachten. Die 
Vorschriften des Artenschutzrechts dienen allgemein dem Schutz und der Pflege 
der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten. Besondere Bedeutung kommt in Bezug 
auf die verfahrensgegenständliche Baumaßnahme dem Lebensstättenschutz des § 
39 Abs. 5 BNatSchG und den Zugriffsverboten des § 44 Abs. 1 BNatSchG zu. 
 

2.3.6.2.1 Allgemeiner Schutz wildlebender Tiere und Pflanzen 

Dem allgemeinen Artenschutz dienen die in § 39 Abs. 5 BNatSchG niedergelegten 
Vorschriften des Lebensstättenschutzes. Dabei überschneiden sich diese Vorschrif-
ten teilweise mit den landesrechtlichen Vorschriften zum Schutz bestimmter Land-
schaftsbestandteile (Art. 16 BayNatSchG) und zu gesetzlich geschützten Biotopen 
(Art. 23 BayNatSchG). 
 
Nach § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG ist es insbesondere verboten, Bäume in 
bestimmter Lage, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze in der 
Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu beseitigen oder auf den 
Stock zu setzen mit Ausnahme schonender Form- und Pflegeschnitte zur Beseiti-
gung des Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von Bäumen. Diese 
Verbote gelten gem. § 39 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 BNatSchG jedoch nicht für – wie 
vorliegend – nach § 15 BNatSchG zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft (siehe 
hierzu im Einzelnen unten unter C. 2.3.6.3). Mit der Abarbeitung der Anforderungen 
der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung wird den betroffenen Artenschutzbe-
langen durch entsprechende Vermeidungs-, Ausgleichs- und Ersatzverpflichtungen 
bereits Rechnung getragen (so die Begründung des angenommenen Änderungsan-
trags BT-Drs. 16/13430, S. 24). 
 
Unabhängig davon gewährleistet die im Maßnahmenblatt zur Maßnahme 1.1 V 
(siehe Unterlagen 19.1 T Nr. 3.2 sowie 9.3 T Maßnahmenblatt V1) u. a. vorgesehene 
Beschränkung von Gehölzbeseitigungen auf den Zeitraum zwischen Oktober und 
Februar einen dem § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG entsprechenden Schutz für 
von der Vorschrift umfasste Gehölzstrukturen. 
 

2.3.6.2.2 Besonderer Artenschutz 

 

2.3.6.2.2.1 Rechtsgrundlagen 

Zentrale Vorschriften des besonderen Artenschutzes sind die Verbotstatbestände 
des § 44 Abs. 1 BNatSchG (Zugriffsverbote). 
 
a) Nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist es verboten, wild lebenden Tieren der be-
sonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten 
oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder 
zu zerstören. Welche Arten zu den besonders geschützten Arten gehören, ergibt 
sich aus § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG. 
 
Der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (in Gestalt des Tötungs-
verbots) ist Individuen bezogen, nicht populationsbezogen. Dabei ist dieser Tatbe-
stand nach der Rechtsprechung des EuGHs auch dann erfüllt, wenn sich die Tötung 
als unausweichliche Konsequenz eines im Übrigen rechtmäßigen Verwaltungshan-
delns erweist (vgl. etwa EuGH, Urteil vom 18.05.2006 – C-221/04 – juris Rn. 71). 
Dass einzelne Exemplare besonders geschützter Arten durch Kollisionen mit Kraft-
fahrzeugen zu Schaden kommen können, ist indes bei lebensnaher Betrachtung 
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nicht völlig auszuschließen. Solche kollisionsbedingten Einzelverluste sind zwar 
nicht direkt „gewollt“, müssen aber – wenn sie trotz aller Vermeidungsmaßnahmen 
doch vorkommen – als unvermeidlich hingenommen werden. Wäre allerdings der 
Tatbestand des Tötungsverbots bereits bei der Kollision eines Einzelexemplars mit 
einem Kraftfahrzeug erfüllt, könnten Straßenbauvorhaben stets und ausschließlich 
nur noch im Wege einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG zugelassen wer-
den. Damit würde diese nach dem artenschutzrechtlichen Regelungsgefüge als 
Ausnahme konzipierte Vorschrift zum Regelfall. Ein sachgerechtes Verständnis des 
Gesetzes führt daher nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zu 
der Auslegung, dass der Tötungstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG nur 
erfüllt ist, wenn sich das Kollisionsrisiko für die betroffenen Tierarten durch das Stra-
ßenbauvorhaben in signifikanter Weise erhöht. Dabei sind Maßnahmen, mittels de-
rer solche Kollisionen vermieden oder dieses Risiko zumindest minimiert werden 
soll, wie Überflughilfen, Leitstrukturen u. ä. in die Betrachtung einzubeziehen. Hier-
nach ist das Tötungsverbot dann nicht erfüllt, wenn das Vorhaben nach naturschutz-
fachlicher Einschätzung jedenfalls auf Grund der vorgesehenen Vermeidungsmaß-
nahmen kein signifikant erhöhtes Risiko kollisionsbedingter Verluste von Einzele-
xemplaren verursacht, mithin unter der Gefahrenschwelle in einem Risikobereich 
bleibt, der mit einem Verkehrsweg im Naturraum immer verbunden ist, vergleichbar 
dem ebenfalls stets gegebenen Risiko, dass einzelne Exemplare einer Art im Rah-
men des allgemeinen Naturgeschehens Opfer einer anderen werden, z. B. von ei-
nem Raubvogel geschlagen werden (BVerwG, Urteil vom 09.07.2008, NVwZ 2009, 
302 Rn. 91 m. w. N.). Ein „Nullrisiko“ ist somit nicht zu fordern (BVerwG, Urteil vom 
28.04.2016, NVwZ 2016, 1710 Rn. 141). 
 
Eine vergleichbare Bagatellgrenze gilt zudem auch für Maßnahmen zur Errichtung 
eines Vorhabens. Wird das baubedingte Tötungsrisiko durch Vermeidungsmaßnah-
men bereits bis zur Schwelle des allgemeinen Lebensrisikos, dem die Individuen 
der jeweiligen Art ohnehin unterliegen, gesenkt, kann nach der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts nach dem Maßstab praktischer Vernunft keine weiter-
gehende artenschutzrechtliche Verantwortlichkeit bestehen (BVerwG, Urteil vom 
08.01.2014, NVwZ 2014, 1008 Rn. 99 m. w. N. 
 
Diese Rechtsprechung aufgreifend bestimmt § 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 BNatSchG i. 
d. F. des Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes vom 15.09.2017 
nunmehr ausdrücklich, dass das Tötungs- und Verletzungsverbot nicht erfüllt wird, 
wenn die Beeinträchtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das Tötungs- und 
Verletzungsrisiko für Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant erhöht und 
diese Beeinträchtigung bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten 
Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden kann (vgl. auch BT-Drs. 18/11939, S. 
17). 
 
Die Vorschrift des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG untersagt angesichts der dort aufge-
führten Handlungen (Fangen, Verletzen, Töten) nur den unmittelbaren Zugriff auf 
wildlebende Tiere der besonders geschützten Arten durch direkten Angriff auf deren 
körperliche Unversehrtheit. Hingegen werden bloße Veränderungen des Lebens-
raums, etwa der Wegfall von Nahrungshabitaten, mangels eines direkten Zugriffs 
nicht erfasst (BVerwG, Urteil vom 03.11.2020 – 9 A 12.19 – juris Rn. 533 m. w. N.). 
 
b) Nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist es verboten, wildlebende Tiere der streng 
geschützten Arten (siehe dazu die Definition in § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG) und 
der europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, 
Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören. Für eine Störung ge-
nügt jedwede unmittelbare oder mittelbare Einwirkung auf die geschützten Tiere, die 
bei diesen eine Verhaltensänderung bewirkt (Lau in Frenz/Müggenborg, BNatSchG, 
3. Aufl. 2021, § 44 Rn. 29). Eine erhebliche Störung liegt nach der Legaldefinition 
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vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population ei-
ner Art verschlechtert. Keine Verschlechterung des Erhaltungszustands tritt dem-
nach ein, wenn sich die Anzahl der eine Fortpflanzungsgemeinschaft bildenden 
Individuen nicht in einer populationsrelevanten Weise verringert. Es kommt mithin 
auf die Überlebenschancen, den Bruterfolg bzw. die Reproduktionsfähigkeit der lo-
kalen Population an. Ausgangspunkt der Betrachtung ist der jeweilige Ist-Zustand, 
egal ob dieser gut oder schlecht ist. Kann die lokale Population bestimmte nachtei-
lige Wirkungen im Wege der Eigenkompensation und/oder durch Schadensbegren-
zungsmaßnahmen in absehbarer Zeit auffangen, liegt keine erhebliche Störung vor. 
Gleiches gilt, wenn die betroffene Population bei Vergrämung auf – bestehende o-
der eigens hierfür hergerichtete – andere Habitate ausweichen kann (Lau in 
Frenz/Müggenborg, BNatSchG, 3. Aufl. 2021, § 44 Rn. 30). Eine Verschlechterung 
des Erhaltungszustands der lokalen Population liegt vor, wenn so viele Individuen 
betroffen sind, dass sich die Störung auf die Überlebenschancen, die Reprodukti-
onsfähigkeit und den Fortpflanzungserfolg der lokalen Population auswirkt, wobei 
dies artspezifisch für den jeweiligen Einzelfall untersucht und beurteilt werden muss 
(LANA, Hinweis zu zentralen unbestimmten Rechtsbegriffen des Bundesnatur-
schutzgesetzes, 2009, S. 5 f.). 
 
Unter einer lokalen Population i. S. d. § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG versteht man 
(aufbauend auf der Legaldefinition des § 7 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG) eine Gruppe von 
Individuen einer Art, die eine Fortpflanzungs- und Überdauerungsgemeinschaft bil-
den und einen zusammenhängenden Lebensraum gemeinsam bewohnen. Im All-
gemeinen sind Fortpflanzungsinteraktionen und andere Verhaltensbeziehungen 
zwischen diesen Individuen häufiger als zwischen ihnen und Mitgliedern anderer 
lokaler Populationen derselben Art. 
 
Eine populationsbiologische oder -genetische Abgrenzung von lokalen Populatio-
nen ist in der Praxis aber nur ausnahmsweise möglich. Daher sind hier pragmati-
sche Kriterien erforderlich, die geeignet sind, lokale Populationen als lokale 
Bestände in einem störungsrelevanten Zusammenhang zu definieren. Je nach Ver-
teilungsmuster, Sozialstruktur, individuellem Raumanspruch und Mobilität der Arten 
lassen sich zwei verschiedene Typen von lokalen Populationen unterscheiden. Zum 
einen gibt es den Typ einer lokalen Population im Sinne eines gut abgrenzbaren 
örtlichen Vorkommens. Dies betrifft Arten mit einer punktuellen oder zerstreuten 
Verbreitung oder solchen mit lokalen Dichtezentren, hier sollte sich die Abgrenzung 
an eher kleinräumigen Landschaftseinheiten orientieren (z. B. Waldgebiete, Grün-
landkomplexe, Bachläufe) oder auch auf klar abgegrenzte Schutzgebiete beziehen. 
Zum anderen gibt es den Typ einer lokalen Population im Sinne einer flächigen Ver-
breitung. Bei Arten mit einer flächigen Verbreitung sowie bei revierbildenden Arten 
mit großen Aktionsräumen kann die lokale Population auf den Bereich einer natur-
räumlichen Landschaftseinheit bezogen werden. Wo dies nicht möglich ist, können 
planerische Grenzen (Kreise oder Gemeinden) zugrunde gelegt werden (siehe dazu 
Länderarbeitsgemeinschaft Naturschutz (LANA), Hinweis zu zentralen unbestimm-
ten Rechtsbegriffen des Bundesnaturschutzgesetzes, 2009, S. 6). 
 
Die in § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG zum Ausdruck kommende populationsbezogene 
Erheblichkeitsschwelle steht mit Unionsrecht in Einklang (BVerwG, Urteil vom 
06.10.2022 – 7 C 4.21 – juris Rn. 33 f.) 
 
c) Nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist es verboten, Fortpflanzungs- oder Ruhe-
stätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 
 
Der Schutz dieses Verbots wird folglich nicht dem Lebensraum der geschützten Ar-
ten insgesamt, sondern nur selektiv den ausdrücklich bezeichneten Lebensstätten 
zuteil, die durch bestimmte Funktionen für die jeweilige Art geprägt sind. Dies folgt 
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zum einen aus der scharfen systematischen Trennung zwischen der Teilregelung 
des Beschädigungs- und Zerstörungstatbestandes in § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG, 
der die eingriffsbetroffenen Lebensstätten nennt, und der ergänzenden Regelung in 
§ 44 Abs. 5 BNatSchG, die im Rahmen einer funktionalen Betrachtung den räumli-
chen Zusammenhang einbezieht. Dasselbe folgt zum anderen daraus, dass es § 44 
Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG auch verbietet, Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild 
lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, und 
damit dem Wortlaut nach eine enge Auslegung des Begriffs der Fortpflanzungs- o-
der Ruhestätte nahelegt, die jeden einer solchen Entnahme zugänglichen, als Ort 
der Fortpflanzung oder Ruhe dienenden Gegenstand – wie einzelne Nester oder 
Höhlenbäume – einschließt. In zeitlicher Hinsicht betrifft die Verbotsnorm primär die 
Phase aktueller Nutzung der Lebensstätte. Unter Berücksichtigung des verfolgten 
Zwecks der Regelung, die Funktion der Lebensstätte für die geschützte Art zu si-
chern, ist dieser Schutz aber auszudehnen auf Abwesenheitszeiten der sie nutzen-
den Tiere einer Art, sofern nach deren Lebensgewohnheiten eine regelmäßig 
wiederkehrende Nutzung zu erwarten ist (so bereits BVerwG, Urteil vom 
18.03.2009, NVwZ 2010, 44 Rn. 66 m. w. N.). Die Rechtsprechung des EuGHs be-
stätigt diese Auffassung. Danach ist Art. 12 Abs. 1 Buchst. d der FFH-RL – dessen 
Umsetzung u. a. die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 dienen – dahin auszulegen ist, 
dass unter dem Begriff „Ruhestätten“ im Sinne dieser Bestimmung auch Ruhestät-
ten zu verstehen sind, die nicht mehr von einer der in Anhang IV Buchst. a der RL 
genannten geschützten Tierarten beansprucht werden, sofern eine hinreichend 
hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass diese Art an diese Ruhestätten zurückkehrt 
(EuGH, Urteil vom Urteil vom 02.07.2020 – C-477/19 – juris Rn. 36). In Bezug auf 
von Art. 12 Abs. 1 Buchst. d der FFH-RL ebenso umfasste Fortpflanzungsstätten 
hat er festgestellt, dass auch solche Stätten einer geschützten Tierart so lange 
Schutz genießen, wie dies für eine erfolgreiche Fortpflanzung dieser Tierart erfor-
derlich ist, so dass sich dieser Schutz auch auf Fortpflanzungsstätten erstreckt, die 
nicht mehr genutzt werden, sofern eine hinreichend hohe Wahrscheinlichkeit be-
steht, dass diese Tierart an diese Stätten zurückkehrt (EuGH, Urteil vom 
28.10.2021– C-357/20 – juris Rn. 39). Bloß potentielle Lebensstätten fallen dagegen 
nicht unter den Verbotstatbestand, weil es insoweit an dem vorausgesetzten Indivi-
duenbezug fehlt. Entsprechendes gilt für Lebensstätten von Individuen nicht stand-
orttreuer Arten, nachdem sie von diesen verlassen worden sind (BVerwG, Urteil vom 
12.03.2008 – 9 A 3.06 – juris Rn. 222). 
 
d) Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG ist es verboten, wildlebende Pflanzen der 
besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu ent-
nehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 
 
e) Für nach § 15 Abs. 1 BNatSchG unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Ein-
griffe in Natur und Landschaft (siehe hierzu unten unter C. 2.3.6.3), die nach § 17 
Abs. 1 oder Abs. 3 BNatSchG zugelassen oder von einer Behörde durchgeführt 
werden, gelten die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG gemäß § 44 Abs. 5 
Satz 1 BNatSchG nur nach folgenden Maßgaben: Sind in Anhang IV Buchstabe a 
der FFH-RL aufgeführte Tierarten, europäische Vogelarten oder solche Arten be-
troffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nr. 2 BNatSchG aufge-
führt sind, liegt ein Verstoß gegen das Tötungs- und Verletzungsverbot von § 44 
Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG – wie bereits dargelegt – nicht vor, wenn die Beeinträchti-
gung durch den Eingriff oder das Vorhaben das Tötungs- und Verletzungsrisiko für 
Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant erhöht und diese Beeinträchtigung 
bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten Schutzmaßnahmen nicht ver-
mieden werden kann. Daneben ist das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG nicht 
erfüllt, wenn die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffe-
nen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin er-
füllt wird. An der ökologischen Gesamtsituation des von dem Vorhaben betroffenen 
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Bereichs darf damit im Hinblick auf seine Funktion als Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätte keine Verschlechterung eintreten. Dazu kann es erforderlich sein, funktions-
erhaltende oder konfliktminimierende Maßnahmen zu treffen, die unmittelbar am 
voraussichtlich betroffenen Bestand ansetzen, mit diesem räumlich-funktional ver-
bunden sind und zeitlich so durchgeführt werden, dass zwischen dem Erfolg der 
Maßnahmen und dem vorgesehenen Eingriff keine zeitliche Lücke entsteht (LANA, 
Vollzugshinweise zum Artenschutzrecht, Stand 19.11.2010, S. 52). Soweit erforder-
lich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festgelegt werden (§ 44 
Abs. 5 Satz 3 BNatSchG). Für Standorte wildlebender Pflanzen der in Anhang IV 
Buchstabe b der FFH-RL aufgeführten Arten gilt dies entsprechend (§ 44 Abs. 5 
Satz 4 BNatSchG). Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei 
Handlungen zur Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens ein Verstoß gegen 
die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG nicht vor (§ 44 Abs. 5 Satz 5 
BNatSchG). 
 
Die funktionsbezogenen Regelungen des § 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 und Satz 3 
BNatSchG stehen mit Unionsrecht in Einklang. Die Anwendung des § 44 Abs. 5 
Sätze 2 und 3 BNatSchG ist mit Art. 12 und 16 FFH-RL vereinbar, weil es bei Vor-
liegen von dessen Voraussetzungen nicht zu einer Zerstörung oder Beschädigung 
von Ruhestätten im unionsrechtlichen Sinne kommt (0siehe hierzu BVerwG, Urteil 
vom 06.10.2022 – 7 C 4.21 – juris Rn. 40 f.). 
 
f) Werden durch die Ausführung eines Vorhabens die so modifizierten Zugriffsver-
bote i. S. d. § 44 Abs. 1 BNatSchG dennoch verwirklicht, so muss geprüft werden, 
ob gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG im Einzelfall Ausnahmen von den Verboten, u. a. 
im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließ-
lich der Landesverteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, der maßgeblich 
günstigen Auswirkungen auf die Umwelt oder aus anderen zwingenden Gründen 
des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer und wirt-
schaftlicher Art, zugelassen werden können (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 4 und 5 
BNatSchG). Eine solche Ausnahme darf dabei nach § 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG 
nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich 
der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht 
Art. 16 Abs. 1 FFH-RL weitergehende Anforderungen enthält. 
 

2.3.6.2.2.2 Bestand und Betroffenheit der auf Grund von Unionsrecht streng oder besonders 
geschützten Tierarten 

Vor dem Hintergrund der dargestellten Rechtslage hat der Vorhabensträger diejeni-
gen in Anhang IV der FFH-RL aufgeführten Arten, die europäischen Vogelarten und 
die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG genannten Arten, 
die nach der vorhandenen Lebensraumausstattung im zu Grunde gelegten Unter-
suchungsgebiet (siehe Unterlage 19.1.2 T zu dessen räumlicher Abgrenzung) vor-
kommen können, einer vertieften Untersuchung unterzogen. Hinsichtlich der im 
Untersuchungsgebiet nachgewiesenen bzw. potentiell vorkommenden Tierarten, ih-
rer Lebensräume und ihrer Lebensgewohnheiten wird ergänzend zu den nachfol-
genden Ausführungen auf Unterlage 19.3 T, S. 6 ff., Bezug genommen. 
 
Bei der durchgeführten Untersuchung wurden Maßnahmen zur Vermeidung sowie 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen berücksichtigt. Im Wesentlichen handelt es 
sich um folgende Maßnahmen, die als Gegenstand der festgestellten Planung vom 
Vorhabensträger verbindlich umzusetzen sind (siehe die Unterlage 19.1 T, Nr. 5.3 
Tabelle 6 sowie die korrespondierenden Maßnahmenblätter (siehe Maßnahmen-
blätter betreffend die Maßnahmen V 1 – V 7, CEF 1 bzw. CEF 2 sowie FCS 1 der 
landschaftspflegerischen Begleitplanung in der Unterlage 9.3 T): 
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 Zeitliche Beschränkung von Rodungen und der Baufeldfreimachung allgemein 
(Maßnahme V 1) 
Die Baufeldberäumung sowie die Beseitigung der im Baufeld vorhandenen Ge-
hölze sowie betroffener Biotopbäume wird außerhalb der Brutperiode der Vögel 
sowie der Aktivitätsphase von Fledermäusen durchgeführt, d. h. ausschließlich 
im Zeitraum vom 01. Oktober bis 28./29. Februar. Hierdurch sollen die Zerstörung 
von Nestern während der Brutphase von Vögeln sowie ein Töten/Verletzen von 
Fledermäusen in ihrer Aktivitätsphase infolge der Beseitigung von als Leitstruk-
turen dienenden Gehölzen verhindert werden. 
 

 Zeitliche Beschränkung von Rodungen einzelner Bäume (Maßnahme V 2) 
Die Rodung von Bäumen mit Durchmessern über 50 cm (aktuell vier Kiefern ID 
17, 18, 86, 124) ist ausschließlich in der Zeit vom 01. Oktober bis 30. Oktober 
durchzuführen, da diese Bäume als potenzielle Winterquartiere für Fledermäuse 
geeignet sind (Winterquartierzeit 31.10. bis 31.03.). Die Arbeiten sind von einem 
Fledermausexperten zu begleiten. 
 

 Prüfung des alten Brückenbauwerks auf Besatz von Fledermäusen (Maßnahme 
V 3) 
Werden Quartiere gefunden, müssen sie im Rahmen einer ökologischen Baube-
gleitung (Fledermausexperten) verschlossen werden, um eine Besiedelung 
rechtzeitig vor dem Abriss zu verhindern. Entsprechende Ersatzquartiere sind 
dann im Rahmen einer CEF-Maßnahme zur Verfügung zu stellen. 
 

 Verzicht auf nächtliche Beleuchtung während der Bauarbeiten (Maßnahme V 4). 
 

 Umsetzung vorhandener Schwalbennester (Maßnahme V 5) 
Die Schwalbennester am alten Brückenbauwerk sind außerhalb der Vogelbrut-
zeit abzubauen und an der neuen Brücke anzubringen. 
 

 Errichtung eines Zauneidechsenschutzzaunes (Maßnahme V 6) 
Entlang der Baustelle ist ein Zauneidechsenschutzzaun (1.200 m) vor dem Zeit-
punkt der Baufeldräumung aufzustellen, um eine Einwanderung von Zauneidech-
sen in die Baustelle zu verhindern. Die Maßnahme ist im Zuge der ökologischen 
Baubegleitung fachlich zu betreuen. Die abgesammelten Tiere werden in dafür 
vorbereitete Ersatzlebensräume auf der Fl. – Nr. 1719 Gemarkung Aurau, Ge-
meinde Büchenbach (Landkreis Roth) in etwa 60 km Entfernung verbracht und 
ausgesetzt (siehe dazu die nachfolgen skizzierte Maßnahme FCS 1). 
 

 Schutz des Waldbodens im Bereich temporär beanspruchter Flächen (Maß-
nahme V 7) 
Ein qualitativer Schutz von Waldboden auf vorübergehend zu rodenden Waldflä-
chen sowie die Aufrechterhaltung der Waldbodenfunktionen zur späteren Wie-
deranlage auf temporär beanspruchten Baustellen-Einrichtungsflächen ist vom 
Vorhabensträger zu gewährleisten. Ein stabiler Waldmantel entlang neu geschaf-
fener Waldränder ist zu etablieren. 
 

 Anbringen von insgesamt 11 Fledermauskästen (Maßnahme CEF 1) 
Im Vorfeld der Rodungs-/Holzungsmaßnahmen sind bis Ende August Fleder-
mauskästen im Baumbestand anzubringen. Aufzuhängen sind 1 Winterkasten, z. 
B. Fledermaus-Großraum- und Überwinterungshöhle 1 FW; geeignet als Som-
mer- & Winterquartier, 2 Flachkästen, Fledermausflachkasten 1 FF mit eingear-
beiteter Holzrückwand und 3 Rundhöhlen, Kleinfledermaushöhle 3 FN. Die 
exakte Auswahl und Installation der Fledermauskästen erfolgt in Zusammenar-
beit mit einem Fledermausexperten, der geeignete Bäume und den genauen 
Hangplatz (Exposition, Höhe) festlegt. 
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 Anbringen von insgesamt 6 Vogelnistkästen (Maßnahme CEF 2) 
Für höhlenbrütende Vogelarten sind als Ersatz von 5 Kleinhöhlen und 1 Groß-
höhle sechs geeignete Nistkästen im Baumbestand aufzuhängen, alternativ ist 
der Erhalt der Höhlen durch Umsetzen des Stammtorsos der betroffenen Biotop-
bäume möglich. Auswahl und Installation der Kästen erfolgt in Zusammenarbeit 
mit einem Experten, der geeignete Bäume und den genauen Hangplatz (Exposi-
tion, Höhe) festlegt. 
 

 Fang und Umsiedelung der Zauneidechsen (Maßnahme FCS 1) 
Der Erhaltungszustand der Zauneidechse ist durch Anlage einer Habitatfläche 
bzw. Aufwertung einer bestehenden Ökokontofläche zu optimieren. Die Umset-
zung der Maßnahmen erfolgt auf der Fl. – Nr. 1719 Gemarkung Aurau, Gemeinde 
Büchenbach (Landkreis Roth). Eigentümer ist das Staatliches Bauamt Nürnberg 
(somit der Vorhabensträger). Die Ersatzfläche umfasst ca. 0,8 ha und ist noch 
nicht von Eidechsen besiedelt. Die Grundnutzung ist Extensivgrünland. Als Opti-
mierungsmaßnahmen werden 10 Eidechsenmeiler in Kombination mit Totholz-
haufen mit einem Mindestumfang von je 25 m2 angelegt. 

 
Geeignete weitergehende Maßnahmen zur Vermeidung der vorhabensbedingten 
Beeinträchtigungen durch fachlich adäquate Schutzmaßnahmen, die mit noch ver-
hältnismäßigem Aufwand zu leisten wären, sind nicht ersichtlich (vgl. § 44 Abs. 5 
Satz 2 Nr. 1 a. E. BNatSchG). Die Möglichkeit weiterer derartiger Maßnahmen 
wurde im Anhörungsverfahren auch nicht geltend gemacht, insbesondere nicht von 
der höheren Naturschutzbehörde. 
 
Der vorhandene bzw. potentielle Bestand folgender Tierarten wurde im Hinblick auf 
die Betroffenheit durch das gegenständliche Vorhaben näher überprüft: 
 

 Säugetiere: Bechsteinfledermaus, Breitflügelfledermaus, Fransenfledermaus, 
Graues/Braunes Langohr, Großer Abendsegler, Großes Mausohr, Kleinabend-
segler, Kleine Bartfledermaus/Brandtfledermaus, Rauhautfledermaus, Mopsfle-
dermaus, Mückenfledermaus, Wasserfledermaus, Zweifarbfledermaus; 

 

 Reptilien: Zauneidechse; 
 

 Amphibien, Libellen, Käfer, Tagfalter und Nachtfalter, Schnecken und Muscheln; 
 

 Vögel: Feldsperling, Goldammer, Star, Waldlaubsänger. 
 
Eine tiefer gehende Betrachtung weiterer Säugetierarten neben den genannten Fle-
dermausarten ist nicht geboten. Die insoweit in Betracht kommenden Arten kommen 
entweder großräumig in der Umgebung des Vorhabensstandorts nicht vor oder fin-
den, wie etwa der Biber, Luchs und Haselmaus, im Wirkraum des Vorhabens keine 
für sie geeigneten Habitatstrukturen (Unterlage 19.3 T, S. 27 Anhang A dieser Un-
terlage (Tabelle „Säugetiere ohne Fledermäuse“); dort ist bei den betreffenden Arten 
in den Spalten „V“ (= Wirkraum des Vorhabens innerhalb oder außerhalb des Ver-
breitungsgebietes der Art in Bayern) oder „L“ (= erforderlicher Lebensraum/Standort 
der Art im Wirkraum des Vorhabens vorkommend oder nicht vorkommend) jeweils 
eine „0“ vermerkt; vgl. zur „Abschichtung“ nicht relevanter Arten auf diese Weise die 
„Hinweise zur Aufstellung naturschutzfachlicher Angaben zur speziellen arten-
schutzrechtlichen Prüfung in der Straßenplanung (saP)“, Stand 08/2018, S. 6 f.). 
 
Im Untersuchungsgebiet wurden in Abstimmung mit dem Vorhabensträger und der 
unteren Naturschutzbehörde der Stadt Erlangen die Gruppe der Fledermäuse als 
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zu prüfende Artengruppe der Säugetiere untersucht. Nach IVL 2019 (artenschutz-
rechtliche Erhebungen durch das Institut für Vegetationskunde und Landschaftsöko-
logie im Jahr 2019, diese wurden im Jahr 2024 durch zusätzliche Begehungen zur 
Überprüfung bzw. gegebenenfalls notwendigen Anpassung der Datengrundlage er-
gänzt) konnten insgesamt mindestens vierzehn, unter Berücksichtigung der nicht 
zweifelsfrei determinierbaren Arten sogar sechzehn, verschiedene Fledermausarten 
an der vorhandenen Kanalbrücke nachgewiesen werden, wobei vor allem Pipistrel-
lus Arten hier dominant vorkommen. Neben der Zwergfledermaus gelangen hier 
auch Nachweise der Mücken- sowie der Rauhautfledermaus. Die am häufigsten auf-
genommene Art ist die Zwergfledermaus. Nach der Zwergfledermaus konnten die 
Mücken- und Rauhautfledermaus am häufigsten vom Gutachter aufgezeichnet wer-
den. Hinzu kommen die beiden Bartfledermausarten sowie die Wasserfledermaus, 
hingegen waren jedoch nur wenige Rufe der Bechsteinfledermaus wahrnehmbar. 
Auch die Rufe der Mopsfledermaus konnten vom Fachgutachter erkannt werden. 
Diese Art nutzt bevorzugt Wälder zur Jagd und nutzt das Brückenbauwerk mit hoher 
Wahrscheinlichkeit als Querungshilfe. Im Ergebnis ist festzustellen, dass die beste-
hende Main-Donau-Kanalbrücke sowie der Kanal selbst, vor allem als Jagdgebiet 
bzw. als Querungshilfe von verschiedenen Fledermausarten genutzt werden (siehe 
u. a. Nr. 4.1.2.1 sowie Tabelle 2 der Unterlage 19.3 T). 
 
Hinsichtlich von Fortpflanzungs- und Lebensstätten haben die artenschutzrechtli-
chen Erhebungen ergeben, dass die erfassten Biotopbäume zum großen Teil po-
tenzielle Lebensstätten für verschiedene Fledermausarten darstellen. Eine aktuelle 
Nutzung der Bäume als Quartierbäume wurde nicht untersucht. Die Wahrscheinlich-
keit, dass überwinternde Tiere in den Bäumen vorhanden sind, ist im Allgemeinen 
gering; ausgenommen besonders starke Biotopbäume (BHD >50cm, ganz beson-
ders bei Eichen, Linden, Obstbäumen).“ Im Untersuchungsgebiet sind das aktuell 
vier Kiefern (ID 17, 18, 86, 124, Karte Biotopbäume in IVL 2019) mit Durchmessern 
von 50 bis 60 cm (siehe insoweit Nr. 2 Tabelle 1 der Unterlage 19.3 T). Zu den in 
Bäumen überwinternden Arten gehören i.d.R. Großer Abendsegler, Mückenfleder-
maus und Rauhautfledermaus. Fledermäuse, die in oder an Bäumen Sommerquar-
tiere haben, sind wie z. B. Mückenfledermaus (Baumhöhlungen), Bartfledermaus, 
Zwergfledermaus und Mopsfledermaus (Spaltquartiere an Bäumen). 
 
Hinsichtlich der übrigen, in Anhang IV a) der FFH-RL aufgeführten Fledermausar-
ten, die im Untersuchungsgebiet im Rahmen der vorhabensbezogenen Erhebungen 
zumindest potentiell vorkommen können (Nordfledermaus, Brandtfledermaus sowie 
Weißrandfledermaus, siehe Nr. 4.1.2.1 der Unterlage 19.1.3 T) ist eine vertiefte Be-
trachtung nicht geboten, nachdem für diese Arten nach fachwissenschaftlichem 
Kenntnisstand nur eine geringe bis mittlere Kollisionsgefahr an Straßen besteht 
(siehe hierzu Bernotat & Dierschke, Übergeordnete Kriterien zur Bewertung der 
Mortalität wildlebender Tiere im Rahmen von Projekten und Eingriffen – Teil II.7: 
Arbeitshilfe zur Bewertung der Kollisionsgefährdung von Fledermäusen an Straßen, 
4. Fassung Stand 31.08.2021, S. 8 und 10). Sie sind deshalb vorliegend als unemp-
findlich gegenüber den spezifischen Wirkungen des gegenständlichen Vorhabens 
anzusehen, so dass insoweit ohne nähere Betrachtung ein Eintreten der arten-
schutzrechtlichen Zugriffsverbote von vornherein ausgeschlossen werden kann (vgl. 
dazu die „Hinweise zur Aufstellung naturschutzfachlicher Angaben zur speziellen 
artenschutzrechtlichen Prüfung in der Straßenplanung (saP)“ mit Stand 08/2018, S. 
7 f.). 
 
Die Untersuchungen von IVL im Jahr 2019 sowie die Nacherhebungen im Jahr 2024 
führten bezüglich der Artengruppe Reptilien zu folgendem Ergebnis: 
 
Die Zauneidechse kommt im Untersuchungsgebiet entlang der St 2240 regelmäßig 
vor. Die meisten Nachweise konzentrieren sich auf die (Straßen-)Böschungen nörd-
lich der St 2240. Dort finden sich südexponierte Waldränder bzw. waldrandartige 
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Strukturen am Übergang von Grünflächen zu Hecken bzw. langgestreckten Feldge-
hölzen. Auch südlich der St 2240 finden sich mehrere Nachweise. Durch die expo-
nierte Lage der Straße (Böschung bzw. „Rampe“ zur Brücke) sind auch die 
südlichen Straßenböschungen, trotz ihrer Nordexposition, zumindest zeitweise be-
sonnt und eigenen sich daher als Habitat für die Zauneidechse. Der insgesamt über-
wiegend sandige Boden und die zum Teil schüttere und magere Vegetation bieten 
den Zauneidechsen geeignete Lebensräume. Auch im weiteren Umfeld der St 2240 
gelangen weitere Nachweise (siehe hierzu Nr. 4.1.2.2 der Unterlage 19.3 T). 
 
Im Untersuchungsgebiet, insbesondere in Laubwaldbereichen mit Biotopbäumen, 
konnten bei den artenschutzrechtlichen Erhebungen die vier besonders geschützten 
Brutvogelarten Feldsperling, Goldammer, Star und Waldlaubsänger nachgewiesen 
werden. Star und Feldsperling sind Höhlenbrüter, deren Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten durch die vorhabensbedingte Rodung von Bäumen zerstört werden (siehe 
Nr. 4.2.1 sowie Tabelle 4 der Unterlage 19.3 T). Der in Bayern ungefährdete Star 
wurde mit einem Brutpaar im Untersuchungsgebiet nachgewiesen, für ein weiteres 
Paar und den Feldsperling ergaben sich keine Brutnachweise (Status A = mögliches 
Brüten). Die potenziellen Brutvogelarten (Status A) Goldammer und Waldlaubsän-
ger sind Freibrüter, die ihre Nester jedes Jahr neu anlegen. Der Star konnte im Un-
tersuchungsgebiet an mehreren Stellen nachgewiesen werden. Eine Brut (fütternde 
Altvögel) konnte allerdings nur im Erlen-Bruchwald festgestellt werden. Die anderen 
Feststellungen des Gutachters blieben Einzelbeobachtungen balzender Stare. 
 
Ein Feldsperling wurde zwischen Kanalufer und der angrenzenden Gärten bzw. der 
Bebauung am östlichen Kanalufer beobachtet. Eine Bestätigung des Nachweises 
gelang jedoch nicht. Dieser Bereich ist allerdings nicht begehbar und nur aus der 
Ferne zu beobachten. 
 
Die Goldammer brütet vorwiegend in der Krautschicht an Rändern von Äckern, an 
Waldrändern oder in Wiesen. Das Untersuchungsgebiet eignet sich nur bedingt für 
die Goldammer und daher blieb es auch bei zwei Einzelbeobachtungen singender 
Männchen, die nicht bestätigt werden konnten. 
 
Ein Waldlaubsänger konnte im Südwesten des Untersuchungsgebietes bei den 
Erstbegehungen im Jahr 2019 nachgewiesen werden. Der Vogel zeigte hohe Ge-
sangsaktivität, konnte aber bei späteren Begehungen (2024) trotz intensiver Nach-
suche nicht mehr bestätigt werden. 
 
Die von Kiefern dominierten Nadelwaldbestände weisen keine speziellen Lebens-
räume wie (besonders) lichte, magere oder trockene Bestände oder feucht-moorige 
Bereiche auf. Deshalb finden sich dort keine der für diese Lebensräume typischen 
und seltenen Arten wie Waldschnepfe, Ziegenmelker, Eulen etc. 
 
Knapp außerhalb des Untersuchungsgebietes wurden Grünspecht, Schwarzspecht 
und Kuckuck nachgewiesen. Nachweise der noch 2014 erfassten Arten Baumpie-
per, Klappergrasmücke, Mäusebussard, Pirol und Waldkauz wurden im Jahr 2019 
jedoch nicht mehr festgestellt. Zum Teil liegen die damaligen Nachweise außerhalb 
des aktuellen Untersuchungsgebietes. Als Freibrüter gelten Baumpieper (Bodenbrü-
ter), Klappergrasmücke, Mäusebussard und Pirol. Der Waldkauz ist ein Höhlen- und 
Halbhöhlenbrüter, der ausnahmsweise auch in Nestern anderer Vögel oder am Bo-
den brütet. 
 
Eine Prüfung der Erfüllung von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nrn. 1 – 3 
BNatSchG erfolgt durch die Planfeststellungsbehörde jedoch nur für nachgewie-
sene Brutvögel innerhalb des Untersuchungsgebietes. Innerhalb dieses Bereichs 
wurde nur der Star als Brutvogel nachgewiesen (IVL 2019), der zu den weit verbrei-
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teten Arten („Allerweltsarten“) gerechnet wird, bei denen regelmäßig davon auszu-
gehen ist, dass durch Vorhaben keine populationsbezogene Verschlechterung des 
Erhaltungszustandes erfolgt. Vergleiche zu dieser Thematik auch den Abschnitt 
"Relevanzprüfung" der Internet-Arbeitshilfe zur speziellen artenschutzrechtlichen 
Prüfung bei der Vorhabens Zulassung des Bayerischen Landesamtes für Umwelt. 
Vorsorglich sieht die gegenständliche Planung als CEF 2-Maßnahme einen Aus-
gleich für die Baumhöhlen (potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten für Höhlen-
brüter) vor, die durch die Rodung von Biotopbäumen beseitigt werden. 
 
Bezüglich der sonstigen, vorstehend nicht erwähnten Tierarten des Anhangs IV a) 
der FFH-RL sowie der Pflanzenarten des Anhangs b) der FFH-RL gilt, dass der 
Wirkraum des Vorhabens entweder außerhalb des bekannten Verbreitungsgebietes 
dieser Arten liegt, das Untersuchungsgebiet die artspezifischen Habitatansprüche 
nicht erfüllt oder die entsprechenden Arten im Rahmen der vorhabensbezogenen 
Erhebungen vor Ort nicht festgestellt werden konnten. Bezüglich der Reptilien 
konnte im Zuge der Kartierungen ausschließlich die Zauneidechse (siehe oben) 
nachgewiesen werden. Die Schlingnatter besiedelt zwar ähnliche Habitate wie die 
Zauneidechse, ein Vorkommen dieser Art konnte aber im Zuge der Erhebungen 
nicht festgestellt werden (siehe Tabelle „Kriechtiere“ unter „Nr. 8 Anhang“ zu Unter-
lage 19.1.3 T). Käferarten, welche im Anhang IV a) der FFH-RL geführt werden, 
konnten im Untersuchungsgebiet ebenso nicht nachgewiesen werden. Ebenso wur-
den im Untersuchungsgebiet keine Amphibien, Libellen Tag- und Nachtfalter sowie 
Schnecken und Muscheln kartiert. Insoweit werden ebenso keine Verbotstatbe-
stände nach § 44 Abs. 1 Nrn. 1 – 3 BNatSchG erfüllt (siehe Nr. 4.1.2.3 sowie die 
jeweilige Tabelle unter Nr. 8 Anhang zu Unterlage 19.1.3 T). 
 

2.3.6.2.2.2.1 Methodisches Vorgehen bei der Überprüfung der Betroffenheit 

Den aus Anlass des gegenständlichen Vorhabens durchgeführten artenschutzrecht-
lichen Untersuchungen liegen die "Vorgaben der Obersten Baubehörde im Bayeri-
schen Staatsministerium des Innern mit Stand 01/2015 (saP)“ zu Grunde. Das 
methodische Vorgehen und die Begriffsabgrenzungen der artenschutzrechtlichen 
Erhebung orientieren sich an diesen Hinweisen (Nr. 1.3 der Unterlage 19.1.3 T). 
 
Neben der Heranziehung bereits vorhandener Daten wurden vom Vorhabensträger 
projektbezogene Erhebungen veranlasst, die u. a. der aktuellen Biotopausstattung 
des untersuchten Raums sowie der Bedeutung des Vorhabensgebiets als Lebens-
raum für verschiedene Tierartengruppen (Fledermäuse, Reptilien, Vögel) näher 
nachgehen (siehe Nr. 2.1 der Unterlage 19.1 T sowie Nrn. 2.1 bzw. 3.1 der Unter-
lage 19.4). Die betreffenden Erhebungen wurden in den Jahren 2015 und 2019 so-
wie 2024 (zusätzliche Begehung zur Bestätigung bzw. Anpassung der vorhandenen 
Datengrundlagen durchgeführt. Nähere Ausführungen hierzu finden sind unter Nr. 
1. 2 der Unterlage 19.3 T, worauf Bezug genommen werden darf. 
 
Die durchgeführten und der Beurteilung des Vorhabens von der Vorhabensträgerin 
zu Grunde gelegten Untersuchungen sind für die artenschutzrechtliche Beurteilung 
ausreichend. Die Untersuchungstiefe hängt maßgeblich von den naturräumlichen 
Gegebenheiten im Einzelfall ab. Das Recht nötigt nicht zu einem Ermittlungsauf-
wand, der keine zusätzliche Erkenntnis verspricht. Auf Grund dessen ist es nicht zu 
beanstanden, dass diejenigen Arten nicht näher untersucht wurden, für die eine ver-
botstatbestandsmäßige Betroffenheit durch das Vorhaben mit hinreichender Sicher-
heit ausgeschlossen werden kann (Relevanzschwelle). Es war daneben auch nicht 
geboten, ein lückenloses Arteninventar zu erstellen. Lassen bestimmte Vegetations-
strukturen sichere Rückschlüsse auf die faunistische Ausstattung zu, so kann es mit 
der gezielten Erhebung der insoweit maßgeblichen repräsentativen Daten sein Be-
wenden haben (vgl. BVerwG, Beschlüsse vom 18.06.2007 – 9 VR 13.06 – juris Rn. 
20, und vom 13.03.2008 – 9 VR 9.07 – juris Rn. 31, jeweils m. w. N.). Für die Frage, 



Planfeststellungsbeschluss vom 15.09.2025, Gz. RMF-SG32-4354-3-19 Seite 113 

 

ob Ermittlungen ausreichend waren, kommt Leitfäden wie den „Leistungsbeschrei-
bungen für faunistische Untersuchungen im Zusammenhang mit landschaftsplane-
rischen Fachbeiträgen und Artenschutzbeitrag“ von Albrecht/Südbeck et al. eine 
große Bedeutung zu (BVerwG, Urteil vom 03.11.2020 – 9 A 12.19 – juris Rn. 538). 
Die durchgeführten Erhebungen orientieren sich, wie dem Literaturverzeichnis (Nr. 
7 der Unterlage 19.3 T) sowie der Nr. 3.1 der Unterlage 19.4 zu entnehmen ist, eben 
an dem zuvor genannten Werk der Fachliteratur, neben anderen anerkannten Wer-
ken, die artspezifische Methodenstandards enthalten. 
 
Im Hinblick darauf bestehen an der Geeignetheit der Ermittlungsmethodik und des 
Umfangs der Untersuchungen keine vernünftigen Zweifel. Die in den Planfeststel-
lungsunterlagen dokumentierten Ermittlungen und Bestandserhebungen sind plau-
sibel und nachvollziehbar. Dafür, dass sie unter Berücksichtigung der lokalen 
Gegebenheiten den aktuellen naturschutzfachlichen Vorgaben, die in dem genann-
ten Werk von Albrecht et al. dokumentiert sind, nicht genügen könnten, sind für die 
Planfeststellungsbehörde keine Anhaltspunkte ersichtlich. Das genannte Werk stellt 
den aktuellen Standard hinsichtlich des im Rahmen von artenschutzrechtlichen Be-
trachtungen anzuwendenden Methodenkanons sowie diesbezügliche Einzelheiten 
dar. Die Heranziehung dieses Werks hat das Bundesverwaltungsgericht jüngst nicht 
beanstandet, sondern im Gegenteil (stillschweigend) gebilligt (vgl. BVerwG, Urteil 
vom 03.11.2020 – 9 A 12.19 – juris Rn. 538 und 573). Mit Blick auf die aus den 
Unterlagen 19.3 T bzw. 19.4 erkennbaren Umstände zu Art, Umfang und Durchfüh-
rungsweise der Erhebungen vor Ort hat die Planfeststellungsbehörde keine durch-
greifenden Zweifel daran, dass die von der Vorhabensträgerin in dieser Unterlage 
dargestellten Daten in der Sache methodengerecht gewonnen wurden (vgl. dazu 
BVerwG, Urteil vom 04.06.2020 – 7 A 1.18 – juris Rn. 83). Gestützt wird die Ein-
schätzung, dass die durchgeführten Untersuchungen sachgerecht und ausreichend 
sind, außerdem dadurch, dass die höhere Naturschutzbehörde die Untersu-
chungstiefe und die Qualität der angestellten Untersuchungen unter Berücksichti-
gung der eingebrachten Tektur Unterlagen auch nicht beanstandet hat. Auch sonst 
wurden im Anhörungsverfahren insoweit keinerlei Einwände erhoben. Im Hinblick 
darauf, dass die Erhebungen, die der Planung zu Grunde gelegt wurden, in den 
Jahren 2015 ,2019 sowie 2024 (Nacherhebung als Plausibilitätskontrolle) im Unter-
suchungsgebiet durchgeführt wurden (siehe etwa Nr. 1.2 der Unterlage 19.3 T sowie 
Nr. 2.1 der Unterlage 19.1 T), bestehen auch unter diesem Blickwinkel keine Be-
denken gegen die Verwertbarkeit der Untersuchungsergebnisse; sie unter Berück-
sichtigung der im Jahr 2024 durchgeführten Nacherhebung/Plausibilitätskontrolle 
hinreichend aktuell. In der Planungspraxis hat sich seit langem die Konvention 
durchgesetzt, dass Daten ökologischer Bestandserfassungen bis zu einem Alter von 
etwa fünf Jahren als aktuell anzusehen sind (HessVGH, Urteil vom 21.08.2009 – 11 
C 318/08.T – juris Rn. 630; vgl. dazu auch BVerwG, Urteil vom 29.06.2017 – 3 A 
1.16 – juris Rn. 124). Zudem handelt es sich bei den konkret im Umfeld des gegen-
ständlichen Vorhabens anzutreffenden ökologischen Strukturen um solche, die eher 
nur längerfristig relevanten Veränderungen unterliegen. Im Übrigen ergaben die im 
Jahr 2024 durchgeführten Nacherhebungen keine strukturellen Veränderungen vor 
Ort, die dazu führen, dass die bei den durchgeführten Erhebungen gewonnenen 
Erkenntnisse nicht mehr die tatsächlichen Gegebenheiten wiedergeben; die Erhe-
bungen sind weiterhin aussagekräftig (vgl. dazu BVerwG, Urteil vom 07.07.2022, 
NVwZ 2023, 1076 Rn. 96 m. w. N.). Dies hat insoweit auch die höhere Naturschutz-
behörde bestätigt, die Planfeststellungsbehörde schließt sich dieser fachlichen Be-
wertung an. 
 
Für die unter C. 2.3.6.2.2.2 im Einzelnen genannten Arten ergibt sich in Bezug auf 
ihren Bestand, ihre vorhabensbedingten Beeinträchtigungen und ihren Erhaltungs-
zustand nach Realisierung des Bauvorhabens sonach das nachfolgend dargestellte 
Bild. Die höhere Naturschutzbehörde teilt dabei die getroffenen fachlichen Einschät-
zungen und Bewertungen. 
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2.3.6.2.2.2.2 Fledermäuse 

Im Rahmen der vorhabensbezogenen Erhebungen konnten im Untersuchungsge-
biet mindestens vierzehn, unter Berücksichtigung der nicht zweifelsfrei determinier-
baren Arten sogar sechzehn verschiedene Fledermausarten im Bereich des 
bestehenden Brückenbauwerks nachgewiesen werden. Somit ist die Aktivität an der 
Brücke über den Kanal im Vergleich zu anderen Studien relativ hoch. Neben den 
Standorten an den Widerlagern wurden zusätzlich nördlich und südlich der Fahr-
bahn, entlang von Leitlinien, weitere Horchboxen aufgestellt. Mit ihnen sollte geklärt 
werden, ob die Fledermausaktivität auf einer der beiden Seiten höher ist als auf der 
anderen. Neben der Zwergfledermaus gelangen hier auch Nachweise der Mücken- 
und Rauhautfledermaus. Die am häufigsten aufgenommene Art ist die Zwergfleder-
maus. Nach der Zwergfledermaus wurden die Mücken und Rauhautfledermaus am 
häufigsten aufgezeichnet. Darauf folgen die beiden Bartfledermaus-Arten sowie die 
Wasserfledermaus, hingegen nur wenige Rufe der Bechsteinfledermaus. Bemer-
kenswert waren auch die Rufe der Mopsfledermaus. Die Art nutzt bevorzugt Wälder 
zur Jagd und nutzt die Brücke mit hoher Wahrscheinlichkeit zur Querung. Die im 
Untersuchungsgebiet nachgewiesenen Fledermausarten sind der Tabelle 2 unter 
Nr. 4.1.2.1 der Unterlage 19.3 T zu entnehmen. Im Ergebnis ist festzustellen, dass 
die bestehende Main-Donau-Kanalbrücke sowie der Kanal selbst, vor allem als 
Jagdgebiet bzw. als Querungshilfe von verschiedenen Fledermausarten genutzt 
werden (siehe hierzu auch Nr. 4 der Unterlage 19.4) 
 
Hinsichtlich von Fortpflanzungs- und Lebensstätten hat der Gutachter festgestellt, 
dass die erfassten Biotopbäume zum großen Teil potenzielle Lebensstätten für ver-
schiedene Fledermausarten darstellen. Eine aktuelle Nutzung der Bäume als Quar-
tierbäume wurde nicht untersucht. Die Wahrscheinlichkeit, dass überwinternde 
Tiere in den Bäumen vorhanden sind, ist im Allgemeinen gering; ausgenommen be-
sonders starke Biotopbäume (BHD >50cm, ganz besonders bei Eichen, Linden, 
Obstbäumen).“ Im Untersuchungsgebiet sind das aktuell vier Kiefern (ID 17, 18, 86, 
124, Karte Biotopbäume in IVL 2019) mit Durchmessern von 50 bis 60 cm (siehe 
Tabelle 1 der Unterlage 19.3 T). Zu den in Bäumen überwinternden Arten gehören 
in der Regel Großer Abendsegler, Mückenfledermaus und Rauhautfledermaus. Fle-
dermäuse, die in oder an Bäumen Sommerquartiere haben, sind beispielsweise. 
Mückenfledermaus (in Baumhöhlungen), Bartfledermaus, Zwergfledermaus und 
Mopsfledermaus (Spaltquartiere an Bäumen). 
 
Durch die vorhabensbedingte Fällung von potenziellen Quartierbäumen kann eine 
Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Sinne von 
§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG erfolgen. Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen sind 
daher notwendig, um die ökologische Funktionalität zu sichern und die lokale Popu-
lation der Arten nicht zu gefährden (siehe Nrn. 3.1 und 3.2 der Unterlage 19.3 T). 
Baumfällungen finden daher außerhalb der Schutzzeiten von Fledermäusen statt-
finden; Bäume, die potenzielle Winterquartiere darstellen, müssen im Oktober be-
seitigt werden (Sommerquartierzeit 01.05. bis 01.09. sowie Winterquartierzeit 31.10 
bis 31.03.). Als Ersatz für potenzielle Quartiere ist vorsorglich ein vorgezogener Aus-
gleich in Form von künstlichen Quartieren vorzusehen (siehe Nr. 3.2 der Unterlage 
19.3 T). Am Brückenbauwerk selbst gibt es zahlreiche Einflugmöglichkeiten für Fle-
dermäuse. Die Brücke muss daher vor Beginn der Bauarbeiten auf Spuren von 
Sommer- oder Winterquartieren abgesucht werden. Werden Quartiere gefunden, 
müssen sie im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung (Fledermausexperten) 
verschlossen werden, um eine Besiedelung rechtzeitig vor dem Abriss zu verhin-
dern. Die planfestgestellte Maßnahme V 3 (Prüfung BW 01 auf Besatz von Fleder-
mäusen) gewährleistet dieses Erfordernis. Jedenfalls unter Berücksichtigung der 
Vermeidungsmaßnahmen V 1 – V 3 sowie der landschaftspflegerischen Maßnahme 
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CEF 1 (Anbringen von insgesamt 11 Fledermauskästen), mit der für die vorhabens-
bedingt zu fällenden Biotopbäume schon vor Baubeginn adäquater Ersatz für die 
damit entfallenden möglichen Fledermausquartiere bereitgestellt wird, ist aber si-
chergestellt, dass die ökologischen Funktionen der zu beseitigenden Biotopbäume 
nahtlos im räumlichen Zusammenhang mit dem Vorhabensstandort weiterhin erfüllt 
werden (§ 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3, Satz 3 BNatSchG). Der Verbotstatbestand des § 
44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist damit nicht gegeben. 
 
Die Tiere können durch den Wegfall ihrer Lebensstätten oder im Zuge von Rodun-
gen und Abrissarbeiten erheblich gestört werden (vgl. § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG). 
Die Abrissarbeiten finden daher Ende März bis einschließlich April oder Mitte August 
bis Ende Oktober statt (Maßnahmen V 1 und V 2), da die Tiere insoweit bei Störun-
gen viel schneller reagieren können und die Suche nach neuen Quartieren weniger 
problematisch ist. Ebenso wäre die Störung von Wochenstuben oder Winterquartie-
ren ausgeschlossen. In der Regel sind diese Störungen aber auf wenige Individuen 
beschränkt, so dass nicht die ganze lokale Population betroffen ist. Bei Einhaltung 
der Vermeidungsmaßnahmen V 1 und V 2 (siehe Nr. 3.1 der Unterlage 19.3 T) ist 
davon auszugehen, dass eine signifikante Beeinträchtigung des Erhaltungszustan-
des der lokalen Populationen nicht zu befürchten ist. Das neue Brückenbauwerk 
führt außerdem auch zu keiner Neuzerschneidung von Lebensräumen von Fleder-
mäusen, nachdem es in unmittelbarer Nähe des derzeit existierenden Bauwerks er-
richtet wird und sich die Gebietskulisse damit nicht wesentlich ändert. Im Ergebnis 
kann damit ausgeschlossen werden, dass das Vorhaben zu Störwirkungen führt, die 
Auswirkungen auf die lokalen Populationen der Fledermausarten haben könnten. 
Auch der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist damit nicht erfüllt. 
 
Kollisionen mit Fahrzeugen sind eine mögliche Quelle von Tötungen einzelner Indi-
viduen der vorgenannten Fledermausarten. Der Querschnitt der Brücke sollte daher 
nach fachgutachterlicher Aussage so wenig wie möglich verringert werden und eine 
Höhe von drei Metern nicht unterschreiten. In dieser Höhe streifen viele Arten umher 
und so besteht die Chance, dass die Tiere den Brückendurchflug trotzdem bewälti-
gen können. Die gegenständliche Planung sieht für das neue Brückenbauwerk eine 
lichte Höhe von ≥ 6,40 m vor, die Breite zwischen den Geländern (Querschnitt) be-
trägt 16,15 m (siehe hierzu Tabelle 10 unter Nr. 4.7.1 der Unterlage 1 T sowie den 
planlichen Darstellungen in den Unterlagen 15.1 und 15.2), somit besteht gegen-
über dem noch bestehenden Bauwerk keine relevante Veränderung bezüglich der 
Möglichkeit des Durchflugs für einzelne Fledermäuse. Falls einzelne Fledermäuse 
dennoch über die Brücke fliegen, könnte ein mindestens 3 m hoher Zaun auf beiden 
Seiten der Brücke die Tiere zu einer höheren Flugbahn animieren (verringertes Kol-
lisionsrisiko). Der Vorhabensträger ist bereit, diesen vorzuhalten und bei Bedarf auf-
zustellen. Es darf hinreichend sicher davon ausgegangen werden, dass die 
Fledermäuse auch an diesen (künstlichen) Ersatzleitstrukturen entlang fliegen und 
dadurch von einem Abirren in den Fahrbahnbereich der St 2240 abgehalten werden. 
Dies ergibt sich nicht zuletzt aus Nr. 7.3.5 der Arbeitshilfe Fledermäuse und Stra-
ßenverkehr, Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Entwurf 
Oktober 2011, dort unter „Leitpflanzungen“. Die Arbeitshilfe erkennt auch die grund-
sätzliche Eignung von künstlichen Leiteinrichtungen (z. B. Zäune) zum Schließen 
zeitlicher Funktionslücken an. Die vorgegebene Höhe der (gegebenenfalls notwen-
digen) Ersatzleiteinrichtung von mindestens 3 m entspricht ebenso der in der Ar-
beitshilfe für notwendig erachteten (Mindest-)Höhe derartiger Einrichtungen. Das 
Bundesverwaltungsgericht hat ähnliche Leiteinrichtungen sowie weitere, hier nicht 
vorgesehene Schutzvorkehrungen als grundsätzlich geeignete Maßnahmen erach-
tet, um eine signifikante Erhöhung eines kollisionsbedingten Individuen Verlustes zu 
vermeiden (BVerwG, Urteil vom 28.04.2016, NVwZ 2016, 1710 Rn. 144). Während 
der Bauphase wird auf eine nächtliche Beleuchtung der Baustelle verzichtet, da sich 
helle Lichtquellen in Brücken negativ auf die Nutzung durch Fledermäuse auswirken 
(Maßnahme V 4). Da das Vorhaben – wie bereits dargelegt – zu keiner Steigerung 
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des Verkehrsaufkommens auf der St 2240 führt und das neue Brückenbauwerk au-
ßerdem in nahezu gleicher Höhenlage wie das bestehende errichtet wird, erhöht 
sich infolge des Vorhabens auch sonst nicht das Risiko, dass Fledermäuse im Ver-
kehrsraum der St 2240 mit Fahrzeugen zusammenstoßen und dabei Schaden neh-
men könnten. Damit ist auch der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 
nicht erfüllt. 
 

2.3.6.2.2.2.3 Reptilien 

Im Rahmen der vorhabensbezogenen Erhebungen konnte die Zauneidechse im Un-
tersuchungsgebiet entlang der St 2240 regelmäßig angetroffen werden. Im Verlauf 
der letzten Begehung am 22.09.2024 konnten insgesamt zehn Exemplare der Zau-
neidechse im Untersuchungsgebiet erfasst werden. Hierbei handelte es sich um 
acht Schlüpflinge und zwei subadulte Tiere. Erwachsene Exemplare der Zau-
neidechse wurden nicht erfasst. Die meisten Nachweise konzentrieren sich auf die 
(Straßen-)Böschungen nördlich der St 2240. Dort befinden sich südexponierte 
Waldränder bzw. waldrandartige Strukturen am Übergang von Grünflächen zu He-
cken bzw. langgestreckten Feldgehölzen. Auch südlich der St 2240 konnten meh-
rere Exemplare vom Gutachter nachgewiesen werden. Durch die exponierte Lage 
der Straße (Böschung bzw. „Rampe“ zur Brücke) sind auch die südlichen Straßen-
böschungen, trotz ihrer Nordexposition, zumindest zeitweise besonnt und eigenen 
sich daher ebenso als Habitat für die Zauneidechse. Der insgesamt überwiegend 
sandige Boden und die zum Teil schüttere und magere Vegetation bieten den Zau-
neidechsen geeignete Lebensräume. Auch im weiteren Umfeld der St 2240 gelan-
gen weitere Nachweise. Die Zauneidechse, die wie alle Reptilien zu den besonders 
geschützten Arten gemäß der Bundesartenschutzverordnung (BArtSchVO) gehört, 
steht in Bayern und in Deutschland auf der Vorwarnliste (siehe hierzu Tabelle 3 un-
ter Nr. 4.1.2.2 der Unterlage 19.3 T). 
 
Nach dem aktuellen Stand der Planung werden Habitatflächen der Zauneidechse in 
einem Umfang von ca. 0,8 ha überbaut. Direkte baubedingte Verluste von Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten liegen somit vor. Auch wenn der betreffende Lebensraum 
dabei nur zeitweilig in Anspruch genommen und nach Ende der Bauphase wieder-
hergestellt wird (vgl. Unterlage 9.2 T Blatt 1), steht er wenigstens für die mehrjährige 
Dauer der Bauphase der Art nicht zur Verfügung; dies steht hier faktisch einem voll-
ständigen Verlust der Lebensraumstrukturen gleich. Infolge dessen wird der Ver-
botstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG bzgl. der Zauneidechse erfüllt; es 
ist die Zulassung einer artenschutzrechtlichen Ausnahme zu prüfen (siehe dazu un-
ten unter C. 2.3.6.2.2.3). 
 
Der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist dagegen nicht gegeben, 
da nach der soeben dargestellten Beseitigung des Lebensraums im Zuge der Bau-
arbeiten keine Störeffekte mehr auf die Art zu gewärtigen sind; sie verschwindet 
vorhabensbedingt aus dem betreffenden Bereich. Im Rahmen der Maßnahme V 6 
ist vorgesehen, entlang der Baustelle einen Reptilienschutzzaun (Länge ca. 1.200 
m) aufzustellen, um eine Einwanderung von Zauneidechsen in die Baustelle zu ver-
hindern. Die Aufstellung erfolgt vor Beginn der Bauarbeiten, der notwendige Unter-
haltungszeitraum erstreckt sich über die gesamte Bauzeit (vgl. § 15 Abs. 4 Satz 2 
BNatSchG in Verbindung mit § 10 BayKompV). Die Maßnahme wird im Rahmen der 
ökologischen Baubegleitung fachlich betreut. Die Zauneidechsen werden durch in 
dieser Tätigkeit erfahrene Personen abgesammelt und in Ersatzhabitate verbracht 
und ausgesetzt (Maßnahme FCS 1). Die Ersatzhabitate umfassen ein Gebiet von 
insgesamt 0,8 ha (G214 Artenreiches Extensivgrünland) und befinden sich auf einer 
Teilfläche des Grundstücks Fl. –Nr. 1719 Gemarkung Aurau, Gemeinde Büchen-
bach im Landkreis Roth. Die Entfernung zum Eingriffsort beträgt ca. 60 km. Als Op-
timierungsmaßnahmen werden 10 Habitatstrukturen mit einem Mindestumfang von 
je 25 m² angelegt (Eidechsenmeiler, Holzhaufen, Rohbodenstellen) angelegt (siehe 
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hierzu Unterlage 9.2.2 T Maßnahmenplan 2, woraus sich die planliche Darstellung 
ergibt). Dies erfolgt vor der Baufeldfreimachung bzw. Rodung von Gehölzen. Nach 
Zustellung dieses Beschlusses wird vom Vorhabensträger insoweit ein entspre-
chender Zeitplan erstellt. 
 
Nach dem aktuellen Stand der Planung werden, wie oben dargelegt, Habitatflächen 
der Zauneidechse überbaut. Unmittelbare baubedingte Verluste von Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten dieser Art liegen vor. Zauneidechsen suchen ihre Überwin-
terungsquartiere auf, sobald sie ausreichende Energiereserven für den Winter 
angelegt haben. Bei den erwachsenen Männchen kann dies bereits ab Anfang Sep-
tember der Fall sein. Betroffen sind Tiere, die nicht gefangen werden konnten. Im 
Hinblick auf die Witterungsbedingungen muss daher gewährleistet sein, dass die 
Tiere noch flüchten können. Die Baufeldfreimachung und Rodung von Gehölzen in 
Habitatflächen der Zauneidechse ist daher in der Zeit von Mitte September bis Mitte 
Oktober vor Beginn der Überwinterungszeit der Zauneidechse durchzuführen (siehe 
Nr. 2.3 auf S. 14 der Unterlage 19.3 T). Es ist nicht auszuschließen, dass (einzelne) 
Zauneidechsen, die nicht gefangen werden konnten, hier Winterquartiere aufsu-
chen. Nach dieser Zeit besteht die Gefahr, dass Tiere, die sich bereits im Überwin-
terungsquartier befinden, nicht mehr rechtzeitig flüchten können (Einhaltung der 
Winterschutzzeiten für Reptilien im Zeitraum vom 01.11. bis 30.03.). Bei ordnungs-
gemäßer Durchführung dieser konfliktvermeidenden Maßnahme ist der Verbotstat-
bestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ebenso nicht erfüllt. 
 

2.3.6.2.2.2.4 Vögel 

In der Umgebung des Vorhabensstandorts konnten vom Gutachter vier besonders 
planungsrelevante Brutvogelarten festgestellt werden. (siehe hierzu Tabelle 4 unter 
Nr. 4.2.1 der Unterlage 19.3 T). Star und Feldsperling sind Höhlenbrüter, deren Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten durch die Rodung von Bäumen zerstört werden. Der 
in Bayern ungefährdete Star wurde mit einem Brutpaar im Untersuchungsgebiet 
nachgewiesen, für ein weiteres Paar und den Feldsperling ergaben sich keine Brut-
nachweise (Status A = mögliches Brüten). Die potenziellen Brutvogelarten (Status 
A) Goldammer und Waldlaubsänger sind Freibrüter, die ihre Nester jedes Jahr neu 
anlegen. Die betreffenden Brutvogelarten werden jeweils gebündelt als Gilden be-
handelt; gegen eine solche Gildenbildung bestehen hier keine rechtlichen Bedenken 
(vgl. BVerwG, Urteil vom 06.10.2022 – 7 C 4.21 – juris Rn. 35). 
 
Knapp außerhalb des Untersuchungsgebietes konnten die Arten Grünspecht, 
Schwarzspecht und Kuckuck nachgewiesen werden. Nachweise der noch 2014 er-
fassten Arten Baumpieper, Klappergrasmücke, Mäusebussard, Pirol und Waldkauz 
wurden im Jahr 2019 nicht mehr festgestellt. Zum Teil liegen die damaligen Nach-
weise außerhalb des nunmehr plangegenständlichen Untersuchungsgebietes. Als 
Freibrüter gelten Baumpieper (Bodenbrüter), Klappergrasmücke, Mäusebussard 
und Pirol. Der Waldkauz ist ein Höhlen- und Halbhöhlenbrüter, der ausnahmsweise 
auch in Nestern anderer Vögel oder am Boden brütet. Die Nachbegehungen (Plau-
sibilitätskontrolle) im Jahr 2024 haben diese Ergebnisse bestätigt. Die Prüfung be-
züglich der Erfüllung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände (Art. 44 Abs. 1 Nrn. 
1 – 3 BNatSchG) bezieht sich daher ausschließlich auf die im Untersuchungsgebiet 
relevanten Brutvogelarten. 
 
a) Der Star konnte im Untersuchungsgebiet an mehreren Stellen nachgewiesen 
werden. Eine Brut (fütternde Altvögel) konnte allerdings nur im Erlen-Bruchwald 
nachgewiesen werden. Die anderen Beobachtungen blieben Einzelbeobachtungen 
balzender Stare. Ein Feldsperling wurde zwischen Kanalufer und der angrenzen-
den Gärten bzw. der Bebauung am östlichen Kanalufer beobachtet. Eine Bestäti-
gung des Nachweises gelang nicht. Dieser Bereich ist allerdings nicht begehbar und 
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nur aus der Ferne zu beobachten. Die Goldammer brütet vorwiegend in der Kraut-
schicht an Rändern von Äckern, an Waldrändern oder in Wiesen. Das Untersu-
chungsgebiet eignet sich nur bedingt für die Goldammer und daher blieb es auch 
bei zwei Einzelbeobachtungen singender Männchen, die nicht bestätigt werden 
konnten. Ein Waldlaubsänger konnte im Südwesten des Untersuchungsgebietes 
nachgewiesen werden. Der Vogel zeigte hohe Gesangsaktivität, konnte aber bei 
späteren Begehungen trotz intensiver Nachsuche nicht mehr bestätigt werden. 
 
Eine Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten und da-
mit verbundene vermeidbare Verletzung oder Tötung von Vögeln oder ihrer Entwick-
lungsformen kann vermieden werden, wenn die Baufeldberäumung sowie die 
Beseitigung der im Baufeld vorhandenen Gehölze sowie betroffener Biotopbäume 
außerhalb der Brutperiode der Vögel durchgeführt wird, d. h. ausschließlich im Zeit-
raum vom 01. Oktober bis 28./29. Februar. Dies wird durch die plangegenständliche 
Maßnahme V 1 (siehe u. a. das entsprechende Maßnahmenblatt in Unterlage 9.3 
T) sichergestellt. Unter Berücksichtigung der landschaftspflegerischen Maßnahme 
CEF 2 (Anbringen von insgesamt 6 Vogelnistkästen), mit der für die durch die Be-
seitigung von Biotopbäumen entfallenden möglichen Habitatstrukturen adäquater 
Ersatz im räumlichen Zusammenhang geschaffen wird sowie der Maßnahme G 3, 
mit der für die im Rahmen des Vorhabens entfallenden Bäume neue Gehölzbe-
stände etabliert werden (Gesamtumfang ca. 2,37 ha, siehe die planliche Darstellung 
in Unterlage 9.2.1 T), werden die ökologischen Funktionen der vorhabensbetroffe-
nen potentiellen Habitatstrukturen aber im räumlichen Zusammenhang mit dem Vor-
haben weiterhin erfüllt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3, Satz 3 BNatSchG). Damit ist der 
Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG hier nicht gegeben. 
 
Besonders während Brutzeit und der Zeit der Jungenaufzucht reagieren die vorge-
nannten Vogelarten empfindlich auf Störungen. Vor allem durch Unterschreitung der 
Fluchtdistanz und Lärm kann es während der Bauphase zu Beeinträchtigungen der 
Brutplätze kommen. Da diese Vögel aber allesamt während dieser möglicherweise 
zeitweilig auftretenden Störungen auf anderweitige geeignete Strukturen im Umfeld 
ausweichen können, werden potentielle Störeffekte jedenfalls keine Auswirkung auf 
den Erhaltungszustand der lokalen Populationen der Arten zeitigen. Störungen in 
der besonders sensiblen Brutzeit werden durch die landschaftspflegerische Maß-
nahme V 1 verhindert. Nach Fertigstellung des Vorhabens entstehen, da insbeson-
dere infolge des Vorhabens keine Verkehrsmengensteigerungen eintreten werden, 
keine gegenüber der Situation ohne Umsetzung des Vorhabens höheren anlage- 
oder betriebsbedingten Störeinflüsse. Der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG ist damit (ebenso) nicht gegeben. 
 
Während der Bauphase stellt sich die Barrierewirkung der Brücke über den Main-
Donau-Kanal im Zuge der St 2240 allenfalls geringfügig stärker als derzeit dar; das 
Queren des Brückenbauwerks ist aber auch während der baulichen Umsetzung des 
Vorhabens jederzeit möglich. Nach der Verwirklichung des Vorhabens stellt sich die 
mit dem Brückenbauwerk verbundene Barierewirkung nicht anders wie jetzt dar. Auf 
Grund dessen ist auch nicht zu erkennen, dass das bereits heute bestehende Ri-
siko, dass Individuen der genannten Vogelarten mit Fahrzeugen zusammenstoßen 
und dabei zu Schaden kommen, infolge des Vorhabens greifbar erhöht wird. Im 
Rahmen der Bauarbeiten werden Tötungen bzw. Verletzungen von Exemplaren der 
Arten, insbesondere von Nestlingen, mit Hilfe der Maßnahme V 1 zuverlässig ver-
hindert. Der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist damit auch nicht 
erfüllt. 
 

2.3.6.2.2.3 Artenschutzrechtliche Ausnahme 

Wie vorstehend im Einzelnen dargelegt, erfüllt das gegenständliche Vorhaben hin-
sichtlich der Zauneidechse die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG. 
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Auf Grund dessen sind für eine Zulassung des Vorhabens Ausnahmen nach § 45 
Abs. 7 BNatSchG notwendig. 
 
Nach § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG können die zuständigen Behörden im 
Einzelfall Ausnahmen von den Verboten des § 44 BNatSchG aus zwingenden Grün-
den des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer und 
wirtschaftlicher Art zulassen. Darüber hinaus erfordert eine Ausnahme nach Satz 2, 
dass zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und dass sich der Erhaltungszu-
stand der Populationen einer Art nicht verschlechtert. Außerdem darf Art. 16 FFH-
RL der Zulassung nicht entgegenstehen. Hängt die artenschutzrechtliche Zulässig-
keit eines Vorhabens von Ausnahmen für mehrere Beeinträchtigungen ab, die die-
selbe Art betreffen, so sind die Ausnahmevoraussetzungen in einer Gesamtschau 
der artenschutzwidrigen Beeinträchtigungen zu prüfen, weil sich nur so das für den 
Ausnahmegrund zu berücksichtigende Gewicht der Beeinträchtigungen und deren 
Auswirkungen auf den Erhaltungszustand der Populationen sachgerecht erfassen 
lassen (BVerwG, Urteil vom 14.07.2011 – 9 A 12.10 – juris Rn. 146). Vorliegend 
sind jedoch die vorgenannten Ausnahmevoraussetzungen ausschließlich in Bezug 
auf den erfüllten Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Verlust von 
Habitatflächen der Zauneidechse) zu prüfen. Die Ausnahmevoraussetzungen liegen 
– wie nachfolgend dargelegt – vor, so dass die Ausnahme in Ausübung des dadurch 
eröffneten pflichtgemäßen Ermessens mit diesem Beschluss zugelassen werden 
kann. 
 
a) Ob zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses gegeben 
sind, ist nicht in dem Sinne zu verstehen, dass dies das Vorliegen von Sachzwängen 
erfordert, denen niemand ausweichen kann. Gemeint ist vielmehr ein durch Vernunft 
und Verantwortungsbewusstsein geleitetes staatliches Handeln (BVerwG a. a. O. 
Rn. 147 m. w. N.). 
 
An diesem Maßstab gemessen sind vorliegend zwingende Gründe des überwiegen-
den öffentlichen Interesses gegeben. Die verbotstatbestandliche Handlung ist hier 
nur von begrenztem Gewicht. Bedingt durch die Maßnahme V 6 (Aufstellen eines 
Reptilienschutzzaunes entlang der Baustelle, Länge ca. 1.200 m) wird verhindert, 
dass einzelne Tiere in die Baustelle einwandern. Diese Maßnahme erfolgt vor Be-
ginn der Bauarbeiten. Der mit dem Vorhaben verbundene Lebensraumverlust für 
die Art bewegt sich in einem vertretbaren Rahmen. Der tangierte Lebensraum ist 
von seinem Umfang her unter Berücksichtigung des lokalen Populationsvorkom-
mens überschaubar (insgesamt nur etwa 8.000 m²). Die Funde im Untersuchungs-
gebiet deuten auf ein vitales und individuenreiches Vorkommen hin, welches sowohl 
über die Straßenböschungen als auch über die Kanalböschungen hervorragend ver-
netzt sein dürfte. Die lokale Population ist aufgrund der anzunehmenden Vernet-
zung entlang der Straßenböschungen und des Kanals sicher nicht auf das 
Untersuchungsgebiet beschränkt, sondern erstreckt sich zu einem Großteil auch auf 
Bereiche außerhalb des Baufeldes (siehe hierzu S. 12 oben „Bewertung des Ge-
biets“ in Unterlage 19.3 T). Das Gewicht des Lebensraumverlustes verringert sich 
zudem noch dadurch, dass im Rahmen der Maßnahme FCS 1 die Zauneidechsen 
durch erfahrene Personen abgesammelt, in Ersatzhabitate verbracht und dort aus-
gesetzt werden. Die Ersatzhabitate umfassen ein Gebiet von insgesamt 8.000 m² 
(G214 Artenreiches Extensivgrünland) und befinden sich auf einer Teilfläche des 
Grundstücks Fl. –Nr. 1719 Gemarkung Aurau, Gemeinde Büchenbach im Landkreis 
Roth. Die Entfernung zum Eingriffsort beträgt ca. 60 km. Als Optimierungsmaßnah-
men werden 10 Habitatstrukturen mit einem Mindestumfang von je 25 m² angelegt 
(Eidechsenmeiler, Holzhaufen, Rohbodenstellen) angelegt (siehe hierzu Unterlage 
9.2.2 T Maßnahmenplan 2, woraus sich die planliche Darstellung ergibt sowie das 
entsprechende Maßnahmenblatt in Unterlage 9.3 T). Dies erfolgt vor der Baufeld-
freimachung bzw. Rodung von Gehölzen. Nach Zustellung dieses Beschlusses wird 
vom Vorhabensträger insoweit ein entsprechender Zeitplan erstellt. Damit werden 
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für die Art geeignete neue Habitatstrukturen geschaffen (vgl. S. A 172 ff des An-
hangs des Endberichts „Rahmenbedingungen für die Wirksamkeit von Maßnahmen 
des Artenschutzes bei Infrastrukturvorhaben). 
 
Auf der anderen Seite ist dem öffentlichen Interesse an der Realisierung des gegen-
ständlichen Vorhabens ein hoher Stellenwert zuzumessen. Dieses öffentliche Inte-
resse folgt aus dem aktuellen Zustand des vorhandenen Brückenbauwerks über den 
Main-Donau-Kanal im Zuge der St 2240. Bei seinem Bau wurde insbesondere – wie 
bereits unter C. 2.2.1 dargelegt – Spannstahl verwendet, der aus heutiger Sicht als 
von Spannungsrisskorrosion gefährdet anzusehen ist. Spannungsrisskorrosion läuft 
meist unerkannt ab und kann bei für diese Korrosionsart empfindlichen Spann-stäh-
len zu einer Werkstoffzerstörung führen. Das Versagensbild ist in der Regel ein 
plötzlicher und verformungsarmer Bruch der beanspruchten Stähle zumeist ohne 
eine mit bloßem Auge sichtbare Korrosionsausbildung. Brücken wie die gegen-
ständliche, in die der gefährdete Spannstahl eingebaut wurde, können in sich ein 
Risiko bergen, sofern sich der Versagenszustand des Tragwerks nicht rechtzeitig 
ankündigt und spontan eintreten kann. Die von der Vorhabensträgerin durchge-
führte Untersuchung des Bauwerks hat ergeben, dass keine ausreichende Restsi-
cherheit für den Überbau des bestehenden Bauwerks festgestellt werden kann, so 
dass die Gefahr eines verformungsarmen Bruchs ohne Vorankündigung besteht. 
Dies stellt sowohl eine große Gefahr für die Verkehrssicherheit auf der St 2240 als 
auch die Sicherheit der Verkehrswege, die unter dem Bauwerk hindurch verlaufen 
(Bundeswasserstraße Main-Donau-Kanal), dar. Mit Blick auf die aus Art. 2 Abs. 2 
Satz 1 GG folgende Pflicht des Staates, sich schützend vor das Leben und die kör-
perliche Unversehrtheit des Einzelnen zu stellen (st. Rspr., vgl. etwa BVerfG, Be-
schluss vom 24.03.2021, NVwZ 2021, 951 Rn. 145), besteht hier dringender 
Handlungsbedarf; das gegenständliche Vorhaben dient dazu, die dargestellte Ge-
fährdungssituation zu beseitigen. Das Vorhaben genügt – wie schon unter C. 2.2 
dargelegt – damit auch den Anforderungen der fachplanerischen Planrechtfertigung; 
mithin liegen berücksichtigungsfähige Ausnahmegründe vor (vgl. BVerwG, Urteil 
vom 09.07.2009, NVwZ 2010, 123 Rn. 14). 
 
Dem Interesse der Allgemeinheit an der Vorhabensumsetzung ist bei verständiger 
Würdigung im Ergebnis ein deutlich höheres Gewicht einzuräumen als den betroffe-
nen Belangen des speziellen Artenschutzes. 
 
b) Zur Erreichung der Planungsziele gibt es auch keine zumutbare Alternative (§ 45 
Abs. 7 Satz 2 BNatSchG). Da Vermeidungsmaßnahmen, mit denen die verbotswid-
rigen Einwirkungen an Ort und Stelle ausgeschlossen werden könnten, nicht zur 
Verfügung stehen, kommen als Alternative lediglich eine andere Situierung der 
neuen Brücke über den Main-Donau-Kanal sowie eine Verschiebung/Verkleinerung 
der Montagefläche für das neue Brückenbauwerk in Betracht. 
 
Die Verpflichtung, technisch mögliche Alternativen zu nutzen, hat dabei aber keine 
schrankenlose Bedeutung. Ein Vorhabensträger braucht sich auf eine Alternativlö-
sung nicht verweisen zu lassen, wenn sich die maßgeblichen Schutzvorschriften am 
Alternativstandort als ebenso wirksame Zulassungssperre erweisen wie an dem von 
ihm gewählten Standort. Eine Alternativlösung darf außerdem auch aus natur-
schutzexternen Gründen als unverhältnismäßiges Mittel verworfen werden (siehe 
BVerwG, Urteil vom 12.03.2008 – 9 A 3.06 – juris Rn. 240). 
 
Durch die Baumaßnahme werden Anpassungen an der AS „Am Europakanal“ sowie 
an der Gemeindeverbindungsstraße (GVS) „Am Europakanal“ und am Anschluss 
der neuen Straßentrasse an die bestehende Staatsstraße erforderlich. Eine groß-
räumige Verlegung der Main-Donau-Kanalbrücke ist daher weder wirtschaftlich 
noch ökologisch vertretbar, so dass der Vorhabensträger ausschließlich Varianten 
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(Variante 1 – Variante 7 siehe detailliert unter C. 2.3.2.1) im unmittelbar angrenzen-
den Bereich des derzeitigen Straßenverlaufs untersucht hat. Diese Vorgehensweise 
ist nach Auffassung der Planfeststellungsbehörde sinnvoll und nicht zu beanstan-
den. Eine (weitere) Verschiebung des Standorts der Brücke über den Main-Donau-
Kanal scheidet danach als Alternative aus. Bei einer solchen Verschiebung des 
Standorts und der dadurch auch entstehenden Notwendigkeit, die Anschlussstre-
cken der St 2240 dementsprechend anzupassen bzw. zu verlegen, entstünden ei-
nerseits zwangsläufig deutlich größere Eingriffe in die Umwelt abseits des jetzigen 
Brückenstandorts bzw. der existierenden Straßentrasse. Zum anderen steht einer 
solchen Verschiebung auch die vorhandene Bebauung im unmittelbaren Umfeld der 
St 2240 südlich des Brückenbauwerks entgegen. Eine Verschiebung würde unaus-
weichlich Eingriffe in Areale, auf denen sich (Wohn-)Gebäude befinden, notwendig 
machen. Die mit einer Verschiebung des Standorts einhergehenden Eingriffe in bis-
lang insoweit noch von solchen Eingriffen verschonte Strukturen und insbesondere 
auch die unvermeidbaren Eingriffe in südlich gelegene bebaute Gebiete stehen vor-
liegend deutlich außer Verhältnis zu dem für die Umwelt damit erreichbaren Gewinn. 
 
Eine daneben noch infrage kommende Verschiebung der für die Herstellung des 
neuen Brückenbauwerks notwendigen Montagefläche bzw. zumindest die Verringe-
rung deren Ausmaßes bei gleichbleibender Lage scheidet ebenso aus. Auf Grund 
der beengten räumlichen Verhältnisse im unmittelbaren Umfeld des existierenden 
Brückenbauwerks, die vor allem aus dem Verlauf mehrerer Verkehrswege auf ver-
gleichsweise engem Raum resultieren (St 2240, der AS „Am Europakanal“ sowie 
der GVS „Am Europakanal“ und Main-Donau-Kanal), gibt es für eine andere Situie-
rung der Montagefläche nur sehr begrenzte Spielräume. Eine Schädigung der Le-
bensstätten der Zauneidechse sich auf Grund dessen auch durch eine mögliche 
(kleinräumige) Verschiebung der Montagefläche nicht verhindern, zumal die Zau-
neidechse nicht etwa nur an den im Rahmen der projektbezogenen Erhebungen 
festgestellten Fundorten, sondern im Bereich aller für sie geeigneter Areale inner-
halb des betroffenen Lebensraums vorzufinden sein kann (siehe Nr. 4.1.2.2 der Un-
terlage 19.3 T). Mit Blick darauf würde auch eine – ohnehin nur in engen Grenzen 
mögliche – Verkleinerung des Umfangs der Montagefläche nicht dazu führen, dass 
die Lebensstätten der Zauneidechse in ihrer Funktion erhalten werden könnten. 
 
Im Ergebnis ist damit weder eine Verschiebung des Standorts der Brücke der über 
den Main-Donau-Kanal im Zuge der St 2240 noch eine Veränderung der Lage bzw. 
Dimension der für den Neubau des Brückenbauwerks erforderlichen Montagefläche 
eine zufriedenstellende anderweitige Lösungsmöglichkeit. Insoweit darf in diesem 
Zusammenhang auf die ausführliche Betrachtung möglicher Planungsvarianten un-
ter vorstehender Nr. C. 2.3.2.1 dieses Beschlusses Bezug genommen werden. 
 
c) Der Erhaltungszustand der Populationen der Zauneidechse verschlechtert sich 
bei Zulassung von Ausnahmen hier ebenso nicht. Anders als für den Verbotstatbe-
stand des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG kommt es für die Zulassung einer Ausnahme 
hier nicht speziell auf den Erhaltungszustand des von dem Vorhaben unmittelbar 
betroffenen lokalen Vorkommens an. Vielmehr ist eine Gesamtbetrachtung anzu-
stellen, die auch die anderen Populationen der betroffenen Art in ihrem natürlichen 
Verbreitungsgebiet in den Blick nimmt. Entscheidend ist, ob die Gesamtheit der Po-
pulationen in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet, das über das Plangebiet hinaus-
reicht, als lebensfähiges Element erhalten bleibt (BVerwG, Urteil vom 14.07.2011 –
9 A 12.10 – juris Rn. 151). 
 
Das ist vorliegend der Fall. Der mit dem Vorhaben verbundene Lebensraumverlust 
für die Art bewegt sich in einem vertretbaren Rahmen. Der tangierte Lebensraum ist 
von seinem Umfang her unter Berücksichtigung des lokalen Populationsvorkom-
mens überschaubar (insgesamt nur etwa 8.000 m²). Die Funde im Untersuchungs-
gebiet (insgesamt 10 Tiere bei der letzten Begehung im Jahr 2024) deuten zwar auf 
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ein vitales – aber nicht übermäßig zahlreiches – Vorkommen hin, welches sowohl 
über die Straßenböschungen als auch über die Kanalböschungen hervorragend ver-
netzt sein dürfte. Die lokale Population ist aufgrund der anzunehmenden Vernet-
zung entlang der Straßenböschungen und des Kanals sicher nicht auf das 
Untersuchungsgebiet beschränkt, sondern erstreckt sich zu einem Großteil auch auf 
Bereiche außerhalb des Baufeldes (siehe hierzu S. 12 oben „Bewertung des Ge-
biets“ in Unterlage 19.3 T). Somit ist ein ausreichendes und gut vernetztes Angebot 
von für die Zauneidechse geeigneten Habitat Arealen in Gestalt von Waldrändern, 
Halbtrocken- und Trockenrasen, Parkanlagen, Gärten, Mauern uns sonnenexpo-
niert Böschungen aller Art (u. a. an Verkehrswegen) auch außerhalb des Untersu-
chungsgebiets innerhalb des Stadtgebiets von Erlangen vorhanden. Darüber hinaus 
werden im Zuge der Maßnahme FCS 1 offene Trocken- und Magerstandorte etab-
liert, die sich als Lebensraum für Zauneidechse eignen. Die dort geschaffenen Ha-
bitatelemente bieten für die Art adäquate Fortpflanzungs- und Ruhestätten. Der im 
Rahmen der Maßnahme etablierte Lebensraum entspricht mit rund 8.000 m² dem 
identischen Umfang des vorhabensbetroffenen Lebensraumes. Unter Berücksichti-
gung der Maßnahmen V 6 und FCS 1 sowie der Ausstattung des neu etablierten 
Lebensraums sowie der Tatsache, dass sich das Vorkommen der Zauneidechse auf 
Lebensräume außerhalb des Untersuchungsgebietes erstreckt, ist anzunehmen, 
dass sich der Erhaltungszustand der Population der Zauneidechse im Erlanger 
Stadtgebiet infolge des Vorhabens nicht verschlechtert. Die Maßnahme FCS 1 wird 
zwar in einer Entfernung von rund 60 km vom Eingriffsort, jedoch noch im selben 
Landschaftsraum (Mittelfränkisches Becken) umgesetzt. Der Erhaltungszustand der 
lokalen Population im Planbereich wird vom Gutachter insgesamt als ungünstig ein-
gestuft (siehe „Tabelle Zauneidechse“ auf S. 13 der Unterlage 19.3 T). Unter Einbe-
ziehung der vorgenannten Schutz- bzw. kompensatorischen Maßnahmen kommt 
der Gutachter zu dem Ergebnis, dass der jetzige ungünstige Erhaltungszustand je-
doch nicht weiter verschlechtert und eine Wiederherstellung eines günstigen Erhal-
tungszustandes nicht erschwert wird (siehe Nr. 6 der Unterlage 19.3 T). Die höhere 
Naturschutzbehörde hat sich dieser Auffassung vollinhaltlich angeschlossen. Ein 
nachteiliger Einfluss auf den Erhaltungszustand der Art auf biogeographischer 
Ebene ist deshalb erst recht nicht zu gewärtigen (vgl. BVerwG, Urteil vom 
14.07.2011 – 9 A 12.10 – juris Rn. 151 a. E. zu einem ähnlichen Fall). 
 
d) Den Maßgaben des Art. 16 Abs. 1 FFH-RL wird ebenfalls Rechnung getragen. 
Dies gilt auch insoweit, als er verlangt, dass die Populationen der verbotswidrig be-
troffenen Arten in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet in einem günstigen Erhal-
tungszustand verweilen. Wenngleich der Erhaltungszustand der Zauneidechse auf 
Ebene der biogeographischen Region – wie bereits oben erwähnt – als ungünstig 
eingestuft wird (vgl. Nr. 5.3 der Unterlage 19.3 T), schließt Art. 16 Abs. 1 FFH-RL 
die Erteilung von Ausnahmen vorliegend dennoch nicht aus. Von den artenschutz-
rechtlichen Verboten des Art. 12 FFH-RL kann auch bei einem ungünstigen Erhal-
tungszustand der betroffenen Populationen ausnahmsweise dann abgewichen 
werden, wenn hinreichend nachgewiesen ist, dass die Abweichung diesen ungüns-
tigen Erhaltungszustand nicht verschlechtern und die Wiederherstellung eines güns-
tigen Erhaltungszustands nicht behindern kann (BVerwG a. a. O. Rn. 152 m. w. N.). 
Dass keine Verschlechterung eintritt, ist soeben dargelegt worden. Ebenso wenig 
führt das Vorhaben zu konkreten Hürden für Bemühungen, den Erhaltungszustand 
der Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet zu verbessern. Insoweit sind ange-
sichts der konkreten, nur vergleichsweise kleinräumigen Betroffenheit der Art sowie 
der sonstigen, schon beschriebenen Randbedingungen keinerlei Anhaltspunkte für 
eine solche Behinderung ersichtlich. 
 
e) Eine Gewährung der – von der Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbe-
schlusses (Art. 75 Abs. 1 BayVwVfG) umfassten – artenschutzrechtlichen Ausnah-
men entspricht auch pflichtgemäßer Ermessensausübung. Das gegenständliche 
Vorhaben erweist sich in der Gesamtbetrachtung als geboten, ein milderes Mittel, 
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d. h. eine gleich geeignete und zumutbare Alternative, steht nicht zur Verfügung. 
Die für die Erteilung der Ausnahmen sprechenden Belange wiegen im Ergebnis 
deutlich schwerer als die dagegen sprechenden. Auf die bereits oben unter Buch-
stabe a) im Rahmen der Subsumtion des Tatbestandsmerkmals der „zwingenden 
Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses“ erörterten Gesichtspunkte wird 
Bezug genommen. Die Planfeststellungsbehörde lässt deshalb das Vorhaben trotz 
der damit verbundenen Auswirkungen für die Zauneidechse zu. 
 

2.3.6.3 Eingriffsregelung 

2.3.6.3.1 Rechtsgrundlagen 

Nach § 14 Abs. 1 BNatSchG sind Eingriffe in Natur und Landschaft Veränderungen 
der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der beleb-
ten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild 
erheblich beeinträchtigen können. 
 
Ein Vorhabensträger, der einen Eingriff in Natur und Landschaft vornimmt, ist ver-
pflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen 
(§ 15 Abs. 1 BNatSchG) und unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnah-
men) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen) (§ 15 Abs. 2 BNatSchG). 
 
Beeinträchtigungen sind dabei vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen gegeben 
sind, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringe-
ren Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu erreichen (§ 15 Abs. 1 Satz 2 
BNatSchG). Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beein-
trächtigten Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt 
sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestal-
tet ist (§ 15 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG). Ersetzt ist eine Beeinträchtigung, wenn und 
sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in dem betroffenen Na-
turraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild land-
schaftsgerecht neu gestaltet ist (§ 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG). 
 
Ein Eingriff darf nicht zugelassen oder durchgeführt werden, wenn die Beeinträchti-
gungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder zu 
ersetzen sind und die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei 
der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft anderen Belangen im 
Rang vorgehen (§ 15 Abs. 5 BNatSchG). Sind die Beeinträchtigungen weder zu 
vermeiden noch in angemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen und gehen 
die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwägung aller 
Anforderungen an Natur und Landschaft anderen Belangen im Range nicht vor, hat 
der Verursacher eine Ersatzzahlung zu leisten (§ 15 Abs. 6 BNatSchG). 
 
Dieses Entscheidungsprogramm des BNatSchG steht selbstständig neben den 
fachplanungsrechtlichen Zulassungsregeln (BVerwG, Urteil vom 07.03.1997, UPR 
1997, 329). Die Prüfungsstufen sind einzuhalten. Es gilt aber auch das Übermaß-
verbot (BVerwG, Urteil vom 18.03.2009, NVwZ 2010, 66, Rn. 26 ff. zur bis 
28.02.2010 geltenden Rechtslage). 
 

2.3.6.3.2 Vermeidungsgebot 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts stellt das Gebot, ver-
meidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft im Falle eines Eingriffs (§ 
15 Abs. 1 BNatSchG) zu unterlassen, striktes Recht dar (BVerwG, Urteil vom 
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30.10.1992, NVwZ 1993, 565, 568). Die Planfeststellungsbehörde hat dieses Ver-
meidungsgebot zu beachten, wobei jedoch der Begriff der Vermeidbarkeit nicht in 
einem naturwissenschaftlichen Sinn zu verstehen ist, sondern der rechtlichen Ein-
grenzung anhand der Zielsetzung des Naturschutzrechts bedarf. Als vermeidbar ist 
im Ergebnis eine Beeinträchtigung anzusehen, wenn das erforderliche Vorhaben an 
der vorgesehenen Stelle ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen unter ver-
hältnismäßigem Mitteleinsatz verwirklicht werden kann. Das Vermeidungsgebot ver-
langt also nicht eine Unterlassung des Vorhabens, sondern die Vermeidung zu 
erwartender Beeinträchtigungen. Es gehört zur sog. Folgenbewältigung. Die am Ort 
des Eingriffs selbst zwangsläufig hervorgerufenen Beeinträchtigungen nimmt das 
Naturschutzrecht als unvermeidbar hin (BVerwG, Urteil vom 07.03.1997, NVwZ 
1997, 914). 
 
Das Vermeidungsgebot des § 15 Abs. 1 BNatSchG zwingt die Planfeststellungsbe-
hörde auch nicht zur Wahl der ökologisch günstigsten Planungsalternative. Ob ein 
Vorhaben an einem bestimmten Standort zulässig ist, richtet sich nach den materi-
ellen Vorgaben des Fachrechts. Die naturschutzrechtlichen Eingriffsregelungen er-
gänzen lediglich die fachrechtlichen Zulassungstatbestände. Dabei knüpft die in § 
15 Abs. 1 BNatSchG normierte Verpflichtung an die gewählte Variante an, d. h. der 
Vermeidungsgrundsatz ist nicht bei Auswahl der Alternativen anzuwenden, sondern 
nur auf die nach Fachplanungskriterien ausgewählte Variante (BVerwG a. a. O.). 
 

2.3.6.3.3 Beschreibung der Beeinträchtigungen 

Eine ausführliche Beschreibung des betroffenen Gebietes, des vorhandenen Be-
standes von Natur und Landschaft sowie der Vorhabens Wirkungen hierauf findet 
sich in der Unterlage 19.1 T, auf die an dieser Stelle im Einzelnen verwiesen wird 
(siehe dort etwa Tabelle 4 der Nrn. 4.1, 4.2 sowie 5.3 in Verbindung mit Tabelle 6 
der Unterlage 19.1. T). 
 
Durch das Vorhaben werden verschiedene Beeinträchtigungen des Naturhaushalts 
und des Landschaftsbildes hervorgerufen, die als Eingriff i. S. d. § 14 Abs. 1 
BNatSchG zu werten sind. Die mit dem Eingriff verbundenen Beeinträchtigungen 
lassen sich grob wie folgt skizzieren: 
 
Dauerhafte Beeinträchtigungen bei Umsetzung des Vorhabens 
 
Bei Umsetzung des Vorhabens werden in der Summe Flächen im Umfang von 1,58 
ha neu versiegelt. Daneben werden weitere Flächen im Umfang von 1,47 ha über-
baut, etwa mit Böschungen, Mulden oder Entwässerungsanlagen. Bestehende Stra-
ßenflächen werden in einem Umfang von 0,89 ha entsiegelt (vgl. Tabelle 4 unter Nr. 
4.1 der Unterlage 19.1 T). Der dauerhafte Waldverlust durch Rodungen beträgt ins-
gesamt rund 1,98 ha (davon sind etwa 0,93 ha Bannwaldflächen betroffen). Durch 
Entsiegelung können Bannwaldflächen im Umfang von ca. 0,47 ha wieder aufge-
forstet werden. Der Umfang der Ersatzaufforstungen beträgt insgesamt etwa 1,51 
ha (vgl. Nr. 7 mit Tabelle 7 in Unterlage 19.1 T). Auf Flächen, die außerhalb von 
schon vorhandenen Straßen- oder Wegeflächen liegen und neu versiegelt bzw. 
überbaut werden, gehen Lebensräume wildlebender Tier- und Pflanzenarten in ent-
sprechendem Umfang dauerhaft verloren. Die nachfolgend aufgeführten Flächen 
(Summenbildung aus Überbauung und Versiegelung) unterliegen teilweise dem ge-
setzlichen Biotopschutz des § 30 BNatSchG bzw. des Art. 23 BayNatSchG. Davon 
betroffen sind u. a. artenreiche Säume und Staudenfluren trockenwarmer Standorte 
(1.154 m²), Schwarzerlen-Bruchwälder mittlerer Ausprägung (197 m²), sonstige 
standortgerechte Laub(misch)wälder mittlerer Ausprägung (750 m²), nicht standort-
gerechte Laub(misch)wälder einheimischer Baumarten mittlerer Ausprägung (1.137 
m²), strukturreiche Nadelholzforste mittlerer Ausprägung (11.190 m²), sonstige 
standortgerechte Nadel(Misch)wälder junge Ausprägung (3.887 m²), Grünflächen 
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und Gehölzbestände junger bis mittlerer Ausprägung entlang von Verkehrsflächen 
(6.380 m²) sowie unbefestigte Grünwege und Wege (121 m²). Im Einzelnen darf auf 
die Seiten 7 – 8 der Unterlage 9. 4 T (Tabelle Teil 2) Bezug genommen werden. 
 
Bauzeitbedingte Beeinträchtigungen 
 
Darüber hinaus werden für die Dauer der Bauzeit des Vorhabens noch zusätzliche 
Flächen im Umfang von insgesamt etwa 2,02 ha für Baustreifen, Baustelleneinrich-
tungsflächen, Lagerplätze, Baustraßen und dergleichen in Anspruch genommen. In-
soweit tangiert und teilweise ebenso dem gesetzlichen Biotopschutz unterliegend 
sind u. a. Schwarzerlen-Bruchwälder mittlerer Ausprägung (286 m²), sonstige stand-
ortgerechte Laub(misch)wälder mittlerer Ausprägung (2.321 m²), nicht standortge-
rechte Laub(misch)wälder einheimischer Baumarten mittlerer Ausprägung (1.544 
m²), strukturreiche Nadelholzforste mittlerer Ausprägung (10.433 m²) sowie sonstige 
standortgerechte Nadel(Misch)wälder junger Ausprägung (870 m²) (vgl. auch hierzu 
die Seiten 7 – 8 der Unterlage 9. 4 T – Tabelle 2 Teil 2). 
 
Wegen weiterer Einzelheiten der vorhabensbedingten Beeinträchtigungen von Na-
tur und Landschaft wird ergänzend zu den Ausführungen in der Unterlage 19.1 T 
auch auf Nr. 2 der Unterlage 19.3 T Bezug genommen. Der dortigen Beschreibung 
liegt eine sachangemessene ökologische Bestandsaufnahme zu Grunde. Die zuge-
hörige zeichnerische Darstellung einschließlich der jeweiligen Verortung im Unter-
suchungsgebiet findet sich im landschaftspflegerischen Bestands und Konfliktplan 
(Unterlage 19.2 T). 
 
Zweifel daran, dass die Vorhabensträgerin hinreichend detailliertes und aussage-
kräftiges Datenmaterial zur Beurteilung der vorhabenbedingten Beeinträchtigungen 
ermittelt hat, indem sie u. a. repräsentative Tier- und Pflanzenarten bzw. Vegetati-
onsstrukturen als Indikatoren für die Lebensraumfunktionen und die faunistische 
und floristische Ausstattung herangezogen hat (vgl. dazu BVerwG, Urteil vom 
15.01.2004, NVwZ 2004, 732, 737), bestehen nicht, zumal auch die höhere Natur-
schutzbehörde unter Berücksichtigung der eingebrachten Tekturunterlagen insoweit 
keine Bedenken geäußert hat. 
 

2.3.6.3.4 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

Angesichts der vorgesehenen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen lässt 
sich festhalten, dass das Vorhaben dem naturschutzrechtlichen Gebot, Beeinträch-
tigungen von Natur und Landschaft zu vermeiden bzw. zu minimieren, gerecht wird. 
Die vom festgestellten Plan umfassten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnah-
men sind im Einzelnen in Nr. 3.2 der Unterlage 19.1 T aufgelistet und in den zuge-
hörigen Maßnahmenblättern in Unterlage 9.3 T näher beschrieben, worauf an dieser 
Stelle Bezug genommen wird. 
 
Um eine auch im Detail sachgerechte Maßnahmenumsetzung zu gewährleisten, 
wurde der Vorhabensträgerin unter A. 3.3.5 die Beauftragung einer Umweltbaube-
gleitung rechtzeitig vor Baubeginn und deren Benennung gegenüber der unteren 
Naturschutzbehörde aufgegeben. Die der Umweltbaubegleitung zufallenden Aufga-
ben sind an der genannten Stelle des Beschlusstenors skizziert. 
 
Unter Würdigung und Abwägung aller bekannten Aspekte stellen sich die vorgese-
henen Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen bei Berücksichtigung der vor-
stehend genannten Nebenbestimmungen als ausreichend dar. Darüber hinaus 
gehende, der Vorhabensträgerin noch zumutbare Maßnahmen/Maßgaben sind für 
die Planfeststellungsbehörde nicht ersichtlich. Dass weitere Maßnahmen ernsthaft 
in Betracht kämen, wurde im Übrigen auch im Anhörungsverfahren nicht substanti-
iert geltend gemacht. 
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2.3.6.3.5 Unvermeidbare Beeinträchtigungen 

Auch unter Berücksichtigung aller Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen ver-
ursacht die festgestellte Planung erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft. Diese Beeinträchtigungen sind als unvermeidbar anzusehen, da zumut-
bare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder 
mit geringeren Beeinträchtigungen für Natur und Landschaft zu erreichen, nicht ge-
geben sind. Dabei verbleiben insbesondere folgende unvermeidbare Beeinträchti-
gungen, die sich auf den Kompensationsbedarf auswirken: 
 
– Versiegelung und Überbauung artenreicher Säume und Staudenfluren trocken-

warmer Standorte 
 
– Versiegelung und Überbauung von Schwarzerlen-Bruchwäldern mittlerer Aus-

prägung 
 
– Versiegelung, Überbauung und bauzeitliche Inanspruchnahme von sonstigen 

standortgerechten Laubmischwäldern mittlerer Ausprägung 
 
– Versiegelung, Überbauung und bauzeitliche Inanspruchnahme nicht standortge-

rechter Laubmischwälder einheimischer Baumarten mittlerer Ausprägung 
 
– Versiegelung, Überbauung und bauzeitliche Inanspruchnahme strukturreicher 

Nadelholzforste mittlerer Ausprägung 
 
– Versiegelung, Überbauung und bauzeitliche Inanspruchnahme sonstiger stand-

ortgerechter Nadelmischwälder junger Ausprägung 
 
– Versiegelung von Grünflächen und Gehölzbeständen junger bis mittlerer Ausprä-

gung entlang von Verkehrsflächen 
 
– Versiegelung unbefestigter Grünwege und Wege mit offenem Boden (nicht be-

wachsen) 
 
– Versiegelung unbefestigter Grünwege und Wege (bewachsen). 
 
Eine ins Detail gehende Auflistung der unvermeidbaren Beeinträchtigungen findet 
sich auf S. 7 – 8 der Unterlage 9.4 T; hierauf darf ergänzend Bezug genommen 
werden. 
 

2.3.6.3.6 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Die vom vorhabensbedingten Eingriff ausgehenden unvermeidbaren Beeinträchti-
gungen müssen – wie unter C. 2.3.6.3.1 bereits dargelegt – durch Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege ausgeglichen oder ersetzt werden (§ 15 
Abs. 2 Satz 1 BNatSchG), wobei Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen bereits seit 
der Novellierung des BNatSchG zum 01.03.2010 grundsätzlich gleichrangig neben-
einander stehen. Der Umstand, dass der räumliche Bezug zum Eingriffsort bei Er-
satzmaßnahmen lockerer sein kann als bei Ausgleichsmaßnahmen, erweitert 
zugunsten der Planfeststellungsbehörde den örtlichen Bereich, in dem Ersatzmaß-
nahmen festgesetzt werden können. Dies stellt aber nicht in Frage, dass Vorhaben-
träger und Planfeststellungsbehörde sich eine möglichst eingriffsnahe 
Kompensation zum Ziel setzen dürfen (BVerwG, Urteil vom 22.11.2016, NVwZ 
2017, 627 Rn. 22). Die Pflicht zu möglichen Kompensationsmaßnahmen ist nach 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts striktes Recht (siehe etwa Ur-
teil vom 30.10.1992, NVwZ 1993, 565, und Urteil vom 01.09.1997, NuR 1998, 41). 
Eine Abwägung findet naturschutzrechtlich erst im Rahmen des § 15 Abs. 5 
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BNatSchG statt (spezifische naturschutzrechtliche Abwägung), wenn die mit einem 
Eingriff verbundenen Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden oder in angemessener 
Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind. 
 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne des § 15 Abs. 2 BNatSchG sind in 
dem jeweils erforderlichen Zeitraum zu unterhalten und rechtlich zu sichern. Der 
Unterhaltungszeitraum ist durch die zuständige Behörde im Zulassungsbescheid 
festzusetzen (§ 15 Abs. 4 Sätze 1 und 2 BNatSchG und § 10 Abs. 1 Sätze 1 und 2 
BayKompV). Nach § 10 Abs. 1 Satz 3 BayKompV sind dabei Festlegungen zu treffen 
für den Zeitraum der Maßnahmen zur Herstellung und Erreichung des Entwicklungs-
ziels (Herstellungs- und Entwicklungspflege) sowie den Zeitraum zur Aufrechterhal-
tung des Entwicklungsziels (Unterhaltungspflege). 
 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen i. S. d. § 15 Abs. 2 BNatSchG sind in dem je-
weils erforderlichen Zeitraum zu unterhalten und rechtlich zu sichern. Der Unterhal-
tungszeitraum ist von der zuständigen Behörde im Zulassungsbescheid 
festzusetzen (§ 15 Abs. 4 Sätze 1 und 2 BNatSchG sowie § 10 Abs. 1 Sätze 1 und 
2 BayKompV). Nach § 10 Abs. 1 Satz 3 BayKompV sind dabei Festlegungen zu 
treffen für den Zeitraum der Maßnahmen zur Herstellung und Erreichung des Ent-
wicklungsziels (Herstellungs- und Entwicklungspflege) sowie den Zeitraum zur Auf-
rechterhaltung des Entwicklungsziels (Unterhaltungspflege). Da in den (jeweiligen) 
Maßnahmenblättern bezüglich der Maßnahmen E 1/TF 1 Ökokonto, E 1/TF 2 Öko-
konto, CEF 1, CEF 2 sowie FCS 1 (Unterlage 9.3 T), die unter den gegebenen Um-
ständen notwendigen Unterhaltungs- und Pflegezeiträume – jedenfalls in 
Verbindung mit der Nebenbestimmung A. 3.3.2 – hinreichend zu entnehmen sind, 
darf im Rahmen der Nebenbestimmung A. 3.3.6 hierauf Bezug genommen werden. 
 
Der notwendige Zugriff auf die Maßnahmenflächen wird entsprechend § 11 Bay-
KompV in ausreichender Weise abgesichert. Die für die oben genannten Aus-
gleichsmaßnahmen vorgesehenen Flächen befinden sich entweder im Eigentum 
des Vorhabensträgers oder der Vorhabensträger verpflichtet sich bezüglich der 
Maßnahmen CEF 1 bzw. CEF 2 schriftlich zur Unterhaltung gegenüber dem Eigen-
tümer, der insoweit sein Einverständnis dazu gegeben hat (siehe hierzu das jewei-
lige Maßnahmenblatt in Unterlage 9.3 T). 
 
Mit Blick auf die vorstehenden Ausführungen ist zudem gewährleistet, dass die für 
die plangegenständlichen Ausgleichs-/Ersatzmaßnahmen erforderlichen einzelnen 
Flächen dauerhaft ohne zeitliche Begrenzung verfügbar sind. Dies verlangt § 10 
Abs. 1 Satz 5 BayKompV. Demnach müssen die für Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen erforderlichen Flächen zur Verfügung stehen, solange der Eingriff wirkt. Da 
das Straßenbauvorhaben u. a. auch zu einer dauerhaften Überbauung/Versiege-
lung der Eingriffsfläche und dauerhaftem Verlust ökologischer Strukturen führt und 
der damit verbundene Eingriff fortdauert, solange der vorhabensbedingte Eingriff die 
daraus resultierenden Beeinträchtigungen bestehen, wäre eine zeitlich beschränkte 
Zurverfügungstellung der insoweit vorgesehenen Ausgleichsflächen nicht ausrei-
chend. 
 
Der notwendige Zugriff auf die Flächen, auf denen die plangegenständlichen Kom-
pensationsmaßnahmen umgesetzt werden, ist dadurch, dass die betreffenden Flä-
chen entweder im Eigentum des Vorhabensträgers stehen bzw. eine schriftliche 
Unterhaltungsverpflichtung gegenüber dem jeweiligen Eigentümer besteht (siehe 
Unterlage 9.3 T), ausreichend abgesichert (amtlich Begründung zu § 11 Abs. 2 Bay-
KompV unter Bezug auf BayVGH, Urteil vom 24.02.2010 – 2 BV 08.2599 – juris). 
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2.3.6.3.7 Ausgleichbarkeit/Nichtausgleichbarkeit der Beeinträchtigungen 

Die weitere Prüfung setzt die konkrete Klärung voraus, in welchem Umfang das Vor-
haben ausgleichbare bzw. nicht ausgleichbare Beeinträchtigungen hervorruft (vgl. 
BVerwG, Urteil vom 27.10.2000, NZV 2001, 226, 229). Ausgehend von der Konflikt-
situation bzw. Eingriffssituation ist eine Beurteilung der Ausgleichbarkeit der Beein-
trächtigungen vorzunehmen. Die Prüfung und Beurteilung der Ausgleichbarkeit 
erfolgt auf der Grundlage der Wertigkeit/Wiederherstellbarkeit der beeinträchtigten 
Flächen und Funktionen, wobei als Wertmaßstab bzw. Indikator Art und Größe der 
betroffenen Grundfläche herangezogen werden, mit denen die Funktionen verbun-
den sind. Dabei prägen sich die Funktionen in erster Linie im Biotoptyp mit dessen 
jeweiligem Entwicklungs- und Erhaltungszustand aus. Außerdem sind die weiteren 
konkreten örtlichen Gegebenheiten und Möglichkeiten im Landschaftsraum, z. B. 
das Vorhandensein geeigneter Ausgleichsflächen, zu berücksichtigen. 
 
Basierend auf den Erhebungen der Vorhabensträgerin, die insbesondere auch in 
die landschaftspflegerische Begleitplanung eingeflossen sind, werden die in ihrer 
Betroffenheit als einheitlich zu bewertenden Elemente des Naturhaushaltes (in Flä-
chen und Funktionen) und ihre Beeinträchtigungen beurteilt. Das Landschaftsbild 
bleibt bei dieser Betrachtung zunächst außen vor, da eine sachgerechte Aufarbei-
tung eine Differenzierung zwischen den Kategorien Naturhaushalt und Landschafts-
bild erforderlich macht, insbesondere um im Teilbereich Naturhaushalt eine 
nachvollziehbare Zuordnung von Eingriff und Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen 
zu treffen. Auf S. 7 – 8 der Tabelle (Teil 2) in der Unterlage 9.4 T wird insoweit im 
Einzelnen Bezug genommen. Dort wird der Eingriff in einzelne Beeinträchtigungen 
für die jeweiligen Elemente des Naturhaushalts unterteilt und dabei kurz beschrie-
ben. Dem folgt die Angabe der jeweils beeinträchtigten Fläche, die aus dem Eingriff 
in den Naturhaushalt resultiert. Gleicht man die dort im Detail aufgeführten Biotop-
/Nutzungstypen mit der aktuell geltenden Biotopwertliste zur Anwendung der Baye-
rischen Kompensationsverordnung (Stand 28.02.2014) (https://www.stmuv.bay-
ern.de/themen/naturschutz/eingriffe/doc/biotopwertliste.pdf) ab, so ist festzustellen, 
dass mehrere Biotop-/Nutzungstypen eingriffsbetroffen sind, die entsprechend der 
Tabelle auf S. 9 oben der Biotopwertliste nur gering/schwer (langfristig) wiederher-
stellbar (Entwicklungsdauer 26-79 Jahre = Wertstufe 4) sind. Tangiert sind insoweit 
folgende Biotop/Nutzungstypen: 
 

 Schwarzerlen-Bruchwälder mittlerer Ausprägung (Biotoptyp L422) 
 

 Sonstige standortgerechte Laub(misch)wälder mittlerer Ausprägung (Biotoptyp 
L62) 

 

 Nicht standortgerechte Laub(misch)wälder einheimischer Baumarten mittlerer 
Ausprägung (Biotoptyp L712) sowie 

 

 Strukturreiche Nadelholzforste mittlerer Ausprägung (N722). 
 
Die Bayerische Kompensationsverordnung geht allgemein davon aus, dass Beein-
trächtigungen in zeitlicher Hinsicht dann ausgleichbar sind, wenn sich die Funktio-
nen des jeweiligen Schutzguts, die durch den Eingriff erheblich beeinträchtigt 
wurden, innerhalb eines Zeitraums von 25 Jahren wieder zur vollen Qualität, wie sie 
vor dem Eingriff ausgeprägt war, entwickeln lassen (S. 14 der amtlichen Begrün-
dung zur BayKompV). Mit Blick darauf sind die Beeinträchtigungen der genannten 
Biotop-/Nutzungstypen, die mit dem Vorhaben verbunden sind, als nicht ausgleich-
bar in diesem Sinne einzustufen. Der Umfang und die Intensität der einzelnen Be-
einträchtigungen, die diese Biotop-/Nutzungstypen vorhabensbedingt ausgesetzt 
sind, ist auf S. 7 – 8 der Unterlage 9.4 T detailliert aufgelistet; hierauf wird an dieser 
Stelle nochmals verwiesen. Hieraus ergibt sich gleichzeitig aber auch, dass die nicht 
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ausgleichbaren, sich jedoch in einem überschaubaren Rahmen bewegenden, Be-
einträchtigungen zumindest ersetzbar sind. Beeinträchtigungen, die durch Maßnah-
men der Naturalkompensation nicht wiedergutzumachen sind, sind mit dem 
Vorhaben somit nicht verbunden. 
 
Neben dem Naturhaushalt ist auch das Landschaftsbild zu betrachten, das zwar 
nach der Verwirklichung des Vorhabens in seiner ursprünglichen Form nicht wieder-
hergestellt, aber entsprechend den rechtlichen Vorgaben im Sinne einer Kompen-
sation landschaftsgerecht neu gestaltet werden kann. Allerdings ist eine vollständige 
landschaftsgerechte Neugestaltung, wie es § 15 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG für eine 
Ausgleichsmaßnahme verlangt, regelmäßig nur bei kleineren Eingriffen in das Land-
schaftsbild, wie etwa einem Abgrabungsvorhaben, das vollständig verfüllt wird, vor-
stellbar (BVerwG, Urteil vom 22.11.2016, NVwZ 2017, 627 Rn. 20), so dass bei 
Eingriffen in das Landschaftsbild regelmäßig – und so auch hier – Ersatzmaßnah-
men i. S. v. § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG erforderlich werden. 
 
Der landschaftsgerechten Neugestaltung des Landschaftsbildes dienen vorliegend 
die Gestaltungsmaßnahmen G 1 – G3. So werden beispielsweise auf Straßenne-
benflächen sowie im Bereich von Böschungen und Mulden Gras- und Krautfluren 
entwickelt. Zudem erfolgt die Wiederherstellung von Gehölzen, Säumen und Ver-
kehrsbegleitgrün. Bezüglich der Einzelheiten wird auf die entsprechenden Maßnah-
menblätter G 1 – G 3 der Unterlage 9.3 T sowie den landschaftspflegerischen 
Maßnahmenplan (Unterlage 9.2.1 T) Bezug genommen. 
 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der vorhabensbedingte Gesamtein-
griff in Natur und Landschaft nahezu vollumfänglich ausgleichbar ist. Soweit der Ge-
samteingriff in einem gewissen Maß nicht im dargestellten Sinn auszugleichen ist, 
kann er im Wege der vorgenannten Gestaltungsmaßnahmen zumindest auch op-
tisch landschaftsgerecht kompensiert werden. 
 

2.3.6.3.8 Ermittlung des Kompensationsbedarfs und -umfangs 

Die Ermittlung des Kompensationsbedarfs und -umfangs erfolgt nach den Vorgaben 
der BayKompV. Der Kompensationsbedarf ergibt sich unter Berücksichtigung der 
zu treffenden Vermeidungsmaßnahmen aus einem wertenden Vergleich der Natur 
und Landschaft vor und nach dem Eingriff (§ 7 Abs. 1 BayKompV). 
 
Zur Ermittlung der Auswirkungen des Eingriffs sind die zu erwartenden erheblichen 
Beeinträchtigungen der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts und 
des Landschaftsbilds durch den Eingriff zu ermitteln und zu bewerten, wobei sich 
die Erheblichkeit der Beeinträchtigungen aus den Funktionsausprägungen der ein-
zelnen hier zu betrachtenden Schutzgüter, die in § 4 Abs. 1 BayKompV genannt 
sind, sowie der Stärke, Dauer und Reichweite (Intensität) der bau-, anlage- und be-
triebsbedingten Wirkungen des Vorhabens ergibt (§ 5 Abs. 1 und 2 BayKompV). Für 
das Schutzgut Arten und Lebensräume wird die Intensität Vorhabens bezogener 
Beeinträchtigungen unter zwei Blickwinkeln bewertet. Die Bewertung der Beein-
trächtigung flächenbezogen bewertbarer Merkmale und Ausprägungen erfolgt nach 
Anlage 3.1 Spalte 3 der BayKompV, die Bewertung der Beeinträchtigung nicht flä-
chenbezogen bewertbarer Merkmale und Ausprägungen geschieht verbal argumen-
tativ. Die Beeinträchtigung aller weiteren Schutzgüter nach § 4 Abs. 1 BayKompV 
(Boden, Wasser, Klima und Luft sowie Landschaftsbild) wird ausschließlich verbal-
argumentativ bewertet (§ 5 Abs. 3 BayKompV). 
 
Der Kompensationsbedarf für flächenbezogen bewertbare Merkmale und Ausprä-
gungen des Schutzguts Arten und Lebensräume wird rechnerisch gemäß Anlage 
3.1 der BayKompV ermittelt. Der ergänzende Kompensationsbedarf für nicht flä-
chenbezogen bewertbare Merkmale und Ausprägungen des Schutzguts Arten und 
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Lebensräume wird verbal argumentativ bestimmt (§ 7 Abs. 2 BayKompV). Im Re-
gelfall werden die Funktionen der Schutzgüter Boden, Wasser, Klima und Luft durch 
die Kompensationsmaßnahmen für das Schutzgut Arten und Lebensräume abge-
deckt; andernfalls wird der ergänzende Kompensationsbedarf verbal argumentativ 
ermittelt (§ 7 Abs. 2 BayKompV). Der Kompensationsbedarf für das Schutzgut Land-
schaftsbild wird ausschließlich verbal argumentativ ermittelt (§ 7 Abs. 4 BayKompV). 
 
Der Kompensationsumfang landschaftspflegerischer Maßnahmen für flächenbezo-
gen bewertbare Merkmale und Ausprägungen des Schutzguts Arten und Lebens-
räume wird nach der Anlage 3.2 der BayKompV ermittelt. Der in Wertpunkten 
ermittelte Kompensationsumfang für dieses Schutzgut muss dem in Wertpunkten 
ermittelten Kompensationsbedarf entsprechen (§ 8 Abs. 1 BayKompV). Der ergän-
zend erforderliche Kompensationsumfang für nicht flächenbezogen bewertbare 
Merkmale und Ausprägungen des Schutzguts Arten und Lebensräume sowie für die 
weiteren Schutzgüter nach § 4 Abs. 1 BayKompV wird verbal argumentativ be-
stimmt. Er ist bei der Bemessung des gesamten Kompensationsumfangs zu berück-
sichtigen und im Hinblick auf die jeweiligen Funktionen darzulegen (§ 8 Abs. 2 
BayKompV). 
 
Die im Rahmen der landschaftspflegerischen Begleitplanung angewandte Methodik 
entspricht diesen Maßgaben (siehe dazu Nrn. 1.2 und 4.2 der Unterlage 19.1 T) und 
begegnet auch sonst keinen Bedenken. Auch die höhere Naturschutzbehörde hat 
unter Berücksichtigung der eingebrachten Tekturunterlagen keine Einwände geäu-
ßert, sondern vielmehr bestätigt, dass die landschaftspflegerische Begleitplanung 
die Auswirkungen des Vorhabens auf Natur und Landschaft zutreffend darstellt. 
 
Für das gegenständliche Vorhaben besteht danach für flächenbezogen bewertbare 
Merkmale und Ausprägungen des Schutzguts Arten und Lebensräume in der 
Summe ein Kompensationsbedarf von 138.353 Wertpunkten (siehe etwa Nr. 6.3 der 
Unterlage 19.1 T sowie Teil 2 der Tabellarischen Gegenüberstellung von Eingriff 
und Kompensation in Unterlage 9.4 T). Die plangegenständlichen Kompensations-
maßnahmen E 1 T/TF 1 Ökokonto, E 1 T/TF 2 Ökokonto (Flächen im Eigentum des 
Vorhabensträgers) erbringen genau diese 138.353 Wertpunkte (siehe ebenso Teil 
2 der vorgenannten Tabellarischen Gegenüberstellung – dort Nr. 2 „Kompensation-
sumfang“ in Unterlage 9.4 T) und deckt damit den rechnerischen Kompensations-
bedarf vollumfänglich ab. Ergänzend werden für nicht flächenbezogen bewertbare 
Merkmale und Ausprägungen dieses Schutzgutes noch weitere kompensatorische 
Maßnahmen notwendig. Dies betrifft namentlich den mit der Fällung von Biotopbäu-
men im unmittelbaren Umfeld des zu ersetzenden Brückenbauwerks sowie den in 
diesem Zusammenhang notwendigen Folgemaßnahmen verbundenen Verlust von 
möglichen Quartier- bzw. Habitatstrukturen von Fledermäusen und höhlenbrüten-
den Vogelarten. Überdies erfolgt vorhabensbedingt ein Lebensraumverlust für Zau-
neidechsen im Umfang von ca. 0,8 ha. Insoweit wird auf die Angaben betreffend die 
Habitat Funktion in der Unterlage 9.4 T, Tabelle Teil 1, Seiten 3 – 5 verwiesen. Dort 
sind neben den vorhabensbetroffenen, flächenbezogen bewertbaren Merkmalen 
und Ausprägungen auch die nicht flächenbezogen bewertbaren aufgelistet; letztere 
sind daran erkennbar, dass in der Spalte „Dimension, Umfang“ keine Flächenanga-
ben genannt sind. Der ergänzend erforderliche Kompensationsumfang wurde bei 
Festlegung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Planung entsprechend 
berücksichtigt; auch er wird mit der festgestellten Planung vollständig abdeckt, ins-
besondere durch die bereits unter C. 2.3.6.2.2.2 beschriebenen Maßnahmen CEF 
1, CEF 2 sowie FCS 1 (vgl. zu näheren Einzelheiten wiederum Unterlage 9.4 T, 
Tabelle, Teil 1, Seiten 4 – 5). Im Ergebnis ist festzustellen, dass mit dem planfest-
gestellten Maßnahmenkonzept kein Ausgleichsdefizit verbleibt (siehe auch Tabelle 
6 unter Nr. 5.3 der Unterlage 19.1 T). 
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Darauf hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang, dass hier der in § 7 Abs. 3 Bay-
KompV genannte Regelfall gegeben ist, dass die Funktionen der Schutzgüter Bo-
den, Wasser, Klima und Luft durch die Kompensationsmaßnahmen für das 
Schutzgut Arten und Lebensräume abgedeckt werden. Dies ergibt sich u. a. aus der 
Auflistung in Tabelle 6 unter Nr. 5.3 der Unterlage 19.1 T. Dem für das Schutzgut 
Landschaft bestehenden Kompensationsbedarf wird durch die landschaftspflegeri-
schen Gestaltungsmaßnahmen G 1 – G 3 Rechnung getragen (siehe ebenso Ta-
belle 6 unter Nr. 5.3 der Unterlage 19.1 T). 
 
Die höhere Naturschutzbehörde hat sich mit landschaftspflegerischen Begleitpla-
nung im Wesentlichen einverstanden gezeigt. Soweit sie Änderungsbedarf an der 
Ursprungsplanung gesehen hat, ist diesem durch die eingereichten Tekturunterla-
gen vom 28.02.2025 Rechnung getragen worden. 
 

2.3.6.3.9 Beschreibung, Lage und Ausführung der Kompensationsmaßnahmen 

Die plangegenständlichen Kompensationsmaßnahmen (wie auch die vorgesehenen 
sonstigen landschaftspflegerischen Maßnahmen) werden im landschaftspflegeri-
schen Maßnahmenplan (Unterlagen 9.2.1 T – 9.2.3 T) sowie den zugehörigen Maß-
nahmenblättern (Unterlage 9.3 T) im Einzelnen beschrieben und dargestellt. Dort 
findet sich auch eine zeichnerische Darstellung der Maßnahmen und ihre genaue 
Lage und Abgrenzung. Hierauf wird Bezug genommen. 
 
Konkret sind als Kompensationsmaßnahmen in der festgestellten Planung – neben 
den bereits unter C. 2.3.6.2.2.2 beschriebenen Maßnahmen CEF 1, CEF 2 sowie 
FCS 1– vorgesehen: 
 
– Maßnahme E 1 T: Entwicklung von Extensivgrünland auf Ökokontoflächen des 

Staatlichen Bauamtes Nürnberg (138.353 Wertpunkte). 
Auf insgesamt 2.870 m² sowie 9.880 m² großen Teilflächen der beiden Grund-
stücke Fl. –Nrn. 1721 sowie 1719 Gemarkung Aurau (Gemeinde Büchenbach 
Landkreis Roth), die ca. 60 km vom Vorhabensstandort entfernt liegen, wird (je-
weils) artenreiches Extensivgrünland (G214) angelegt. Somit entsteht eine ex-
tensive, artenreiche Wiese, die dem Erhalt und der Steigerung der Artenvielfalt 
dient. Die Unterhaltung und Pflege dieser Teilflächen obliegt dem Vorhabensträ-
ger als Grundstückseigentümer. Die Maßnahme wurde bereits im Jahr 2023 um-
gesetzt, die Anerkennung als Ökokontoflächen erfolgte ebenfalls in diesem 
Zusammenhang. 

 
Hinsichtlich der näheren Einzelheiten der Maßnahme wird auf die Unterlage 9.3 T 
sowie die Unterlage 9.4 T, Seite 9, Bezug genommen. Die Lage der einzelnen Teil-
flächen sowie ihre räumliche Abgrenzung sind aus der Unterlage 9.1 T in Verbin-
dung mit Unterlagen 9.2.2 T bzw. 9.2.3 T ersichtlich. Wie bereits vorstehend unter 
C. 2.3.6.2.2.2 beschrieben, wird auf der Teilfläche Fl. –Nr. 1719 Gemarkung Aurau 
zudem die FCS 1 Maßnahme (Anlage eines neuen Zauneidechsenlebensraumes) 
realisiert. 
 
Neben der genannten Kompensationsmaßnahme werden nach der festgestellten 
Planung auch Gestaltungsmaßnahmen (Maßnahmen G 1 – G 3) auf Straßenneben-
flächen zur Wiederherstellung bzw. Neugestaltung des Landschaftsbildes durchge-
führt (siehe dazu die entsprechenden Maßnahmenblätter in der Unterlage 9.3 T 
sowie die Darstellungen in Unterlage 9.2.1 T). 
 
Die oben beschriebene Maßnahme E 1 steht auch im Einklang mit den – auch vom 
Bayerischen Bauernverband thematisierten – Vorgaben von § 15 Abs. 3 BNatSchG. 
Für die Inanspruchnahme land- oder forstwirtschaftlich genutzter Flächen für Aus-



Planfeststellungsbeschluss vom 15.09.2025, Gz. RMF-SG32-4354-3-19 Seite 132 

 

gleichsmaßnahmen enthält diese Vorschrift ein ausdrückliches Rücksichtnahmege-
bot (§ 15 Abs. 3 Satz 1 BNatSchG) sowie einen besonderen Prüfauftrag (§ 15 Abs. 
3 Satz 2 BNatSchG). Das Rücksichtnahmegebot bezieht sich dabei auf "agrarstruk-
turelle Belange". Diese werden in der Norm nicht definiert, sondern lediglich bei-
spielhaft dahin konkretisiert, dass insbesondere für die landwirtschaftliche Nutzung 
besonders geeignete Böden nur im notwendigen Umfang in Anspruch zu nehmen 
sind. Nach § 9 Abs. 1 Satz 1 BayKompV sind agrarstrukturelle Belange in diesem 
Sinn betroffen, wenn die Gesamtheit der Ausstattung, Verfügbarkeit und Qualität 
von Arbeit, Boden und Kapital (Produktionsfaktoren) sowie der Produktions- und Ar-
beitsbedingungen und damit der Produktionskapazität und Produktivität in einem 
Agrarraum erheblich beeinflusst oder verändert werden. § 9 Abs. 2 BayKompV kon-
kretisiert § 15 Abs. 3 Satz 1 BNatSchG weiterhin dahingehend, dass unter „für die 
landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Böden“ im regionalen Vergleich 
überdurchschnittlich ertragreiche Böden zu verstehen sind, die nicht nach § 9 Abs. 
3 Satz 1 Nrn. 1 und 2 BayKompV vorrangig für Kompensationsmaßnahmen heran-
gezogen werden sollen. Maßgeblich ist dabei das Gebiet des durch die Kompensa-
tionsmaßnahmen räumlich betroffenen Landkreises. Die Ertragskraft bestimmt sich 
nach dem jeweiligen Durchschnittswert der Acker- und Grünlandzahlen eines Land-
kreises gemäß dem Bodenschätzungsgesetz. Die Durchschnittswerte der Acker- 
und Grünlandzahlen für die einzelnen bayerischen Landkreise sind in der Anlage 
der „Vollzugshinweise zur Anwendung der Acker- und Grünlandzahlen gemäß § 9 
Abs. 2 Bayerische Kompensationsverordnung (BayKompV)“ (Stand: 16. Oktober 
2014) dort aufgelistet unter (https://www.stmuv.bayern.de/themen/naturschutz/ein-
griffe/doc/vollzugshinweise_acker_gruenlandzahlen _baykompv.pdf). Das Rück-
sichtnahmegebot bezieht sich damit von vornherein nur auf die aus land- oder 
forstwirtschaftlicher Sicht besonders hochwertigen und gerade nicht auf sämtliche 
Flächen, die von Land- oder Forstwirten tatsächlich bewirtschaftet werden (Geller-
mann in Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Stand September 2021, § 15 BNatSchG 
Rn. 34). 
 
Für die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Flächen sind danach vor-
liegend im Ergebnis nicht betroffen. Die Maßnahme E 1 T wurde auf Ökokontoflä-
chen des Staatlichen Bauamtes Nürnberg bereits umgesetzt. (Teilflächen der Fl. –
Nrn. 1721 und 1719 Gemarkung Aurau mit insgesamt 12.750 m²). Die Maßnahme 
FCS 1 (Neuanlage einer Habitatfläche für die Zauneidechse von rund 8.000 m²) wird 
ebenfalls auf der Teilfläche der Fl. –Nr. 1719 Gemarkung Aurau umgesetzt. Es han-
delt sich insoweit um eine Doppelfunktion dieser Teilfläche sowohl für den arten-
schutzrechtlichen, als auch für den naturschutzrechtlichen Ausgleich (siehe etwa die 
entsprechenden Maßnahmenblätter in Unterlage 19.3 T sowie die Unterlagen 9.2.2 
T und 9.2.3 T). Maßnahmen auf Ökokontoflächen sind gemäß § 9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 
1 BayKompV vorrangig zu verwirklichen, um möglichst zu vermeiden, dass land- 
oder forstwirtschaftlich genutzte Flächen aus der Nutzung genommen werden. Die 
Inanspruchnahme von Ökokontoflächen stellt schon nach dem Wortlaut des § 9 Abs. 
2 Satz 1 BayKompV keine Nutzung von für die landwirtschaftliche Nutzung beson-
ders geeigneter Böden dar (siehe auch Nr. 1.2 a. E. der „Vollzugshinweise zur An-
wendung der Acker- und Grünlandzahlen gemäß § 9 Abs. 2 Bayerische 
Kompensationsverordnung (BayKompV)“, Stand 16. Oktober 2014. Dem Anliegen 
des Bayerischen Bauernverbandes, vorrangig Flächen der öffentlichen Hand für 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen heranzuziehen, trägt die gegenständliche Pla-
nung somit Rechnung. Im Rahmen der bereits umgesetzten Maßnahme E 1 auf den 
beiden Teilflächen der Fl. –Nrn. 1721 und 1719 Gemarkung Aurau, ist nach dem 
einschlägigen Maßnahmenblatt in der Unterlage 9.3 T weiterhin (in gewissem Um-
fang) eine landwirtschaftliche Nutzung von Teilen der (jeweiligen) Maßnahmenflä-
che möglich. Dem Wunsch des Bayerischen Bauernverbandes, möglichst zu 
vermeiden, dass Flächen aus der landwirtschaftlichen Nutzung genommen werden, 
wird damit (auch) Rechnung getragen. Auch dem insoweit gleichlautenden Einwand 
des Sachgebiets 60 (Agrarstruktur und Umweltbelange in der Landwirtschaft) wird 
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durch die Inanspruchnahme der beiden vorgenannten Ökokontoflächen des Vorha-
bensträgers im Ergebnis Rechnung getragen. Nach den im Maßnahmenblatt gege-
benen Hinweisen zur Pflege und Unterhaltung der Maßnahme E 1 auf den beiden 
Teilflächen, ist bezüglich der extensiven Grünlandflächen eine ein- bis zweimalige 
Mahd (Ende Juli bzw. Ende September) mit Abtransport des Mähgutes vorgesehen. 
Gemäß § 9 Abs. 3 Satz 2 BayKompV in Verbindung mit deren Anlage 4.1, dort bei 
„feuchte bis frische Offenlandstandorte“, stellt insbesondere die Entwicklung von 
Extensivgrünland in der vorgesehenen Art und Weise überdies eine geeignete pro-
duktionsintegrierte Pflege- und Bewirtschaftungsmaßnahmen dar. Die Ausführung 
einer solchen Maßnahme führt nach § 9 Abs. 4 Satz 5 BayKompV nicht zu einer 
Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen im Sinn von § 15 Abs. 3 BNatSchG. 
Dem Wunsch des Bayerischen Bauernverbandes, die Möglichkeit der Nutzung von 
PIK solle statt dem endgültigen Entzug von landwirtschaftlichen Nutzflächen in die 
Planungen mit einbezogen werden, ist damit auch entsprochen worden. Gleiches 
gilt für den im Ergebnis identischen Sachvortrag des Sachgebiets 60. 
 
Auch die nach § 15 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG vorrangige Prüfung, ob der Ausgleich 
oder Ersatz auch durch Maßnahmen zur Entsiegelung, durch Maßnahmen zur Wie-
dervernetzung von Lebensräumen oder durch Bewirtschaftungs- oder Pflegemaß-
nahmen, die der dauerhaften Aufwertung des Naturhaushalts oder des Landschafts-
bildes dienen, erbracht werden kann, um möglichst zu vermeiden, dass Flächen aus 
der landwirtschaftlichen Nutzung genommen werden, ergibt keine Veranlassung zur 
Veränderung des planfestgestellten Kompensationskonzepts. § 9 Abs. 3 BayKompV 
sieht als Konkretisierung dieser Vorschrift einen Prüfvorrang anderer Flächenkulis-
sen und Maßnahmen vor, wobei die insoweit in der BayKompV genannten Maßnah-
men bzw. Flächenkulissen gleichrangig nebeneinander stehen (so die amtliche 
Begründung zu § 9 Abs. 3 BayKompV). Im Hinblick darauf, dass es sich – wie bereits 
dargelegt – bei der Maßnahme E 1 (in Verbindung mit der Maßnahme FCS 1) um 
eine Ökokontomaßnahme und damit um eine nach § 9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Bay-
KompV bevorzugt zu ergreifende Maßnahme handelt, trägt die festgestellte Planung 
dem Prüfvorrang des § 9 Abs. 3 BayKompV hinreichend Rechnung. Alternative 
Maßnahmen, die den Maßgaben des Prüfvorrangs ebenso entsprechen, sind im 
Übrigen für die Planfeststellungsbehörde nicht ersichtlich; auch im Rahmen des An-
hörungsverfahrens wurde nicht geltend gemacht, dass insoweit konkret andere 
Maßnahmen ernsthaft in Frage kommen könnten.  
 
Soweit das Sachgebiet 60 (Agrarstruktur und Umweltbelange in der Landwirtschaft) 
der Regierung von Mittelfranken in diesem Zusammenhang die Auffassung vertritt, 
die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen (Maßnahme E 1 auf den o. g. Teilflächen) 
könnten auch durch Aufwertungsmaßnahmen bei den umliegenden Wäldern oder 
auf schon vorhandenen Naturschutzflächen erfolgen, ist dies zurück zu weisen. Das 
Sachgebiet 60 bringt insoweit nicht Konkretes dazu vor, wie die Maßnahme E 1 
durch anderweitige Maßnahmen im Planbereich substituiert werden könnte. Zudem 
wurden im Rahmen der Tekturplanung die ursprünglich vorgesehenen Ausgleichs-
flächen gewechselt. Die Kompensation erfolgt, wie oben dargelegt, auf Teilflächen 
im Eigentum des Vorhabensträgers (Ökokontoflächen). Überdies konnte der Aus-
gleichsbedarf gemäß der Änderungsplanung verringert werden, der artenschutz-
rechtliche Ausgleich (Maßnahme FCS 1) wird, wie oben dargelegt, zusammen mit 
der naturschutzrechtlichen Kompensation verbunden. Für die Planfeststellungsbe-
hörde haben sich insoweit auch keinerlei Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die 
plangegenständlichen Kompensationsmaßnahmen hier ohne weiteres innerhalb 
des umliegenden Waldbestandes umgesetzt werden könnten. Zudem handelt es 
sich bei der Maßnahme E 1 T – wie schon erwähnt – um Ökokontomaßnahmen auf 
den Teilflächen der Fl. –Nrn. 1721 und 1719 Gemarkung Aurau und damit ebenso 
um vorrangig für Kompensationsmaßnahmen zu nutzende Flächen. 
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Für das Sachgebiet 60 der Regierung (Agrarstruktur und Umweltbelange in der 
Landwirtschaft) ist es nicht nachvollziehbar, dass für einen fast identischen Neubau 
einer bestehenden Brücke ein erheblicher Anteil an naturschutzrechtlicher Kompen-
sation dauerhaft zu leisten sei. Es sei eine möglichst flächenverbrauchsschonende 
Planung zu fordern, denn der Verlust an landwirtschaftlichen Flächen schwäche die 
Leistungsfähigkeit und Entwicklungsmöglichkeiten der betroffenen Betriebe. Um 
den Verlust landwirtschaftlicher Nutzflächen so gering wie möglich zu halten und um 
dem Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden nachzukommen, 
schlägt das Sachgebiet 60 Änderungen an der Planung vor. Beim gegenständlichen 
Ersatzneubau erfolgten die größten Eingriffe (nur) temporär; es sei deshalb nicht 
nachvollziehbar, dass die zugeordneten Kompensationsmaßnahmen auf Dauer zu 
leisten seien. Aus Sicht des SG 60 sei Maßnahme E 1 T nur solange dem Vorhaben 
zuzuordnen, bis die Baustelleneinrichtungen wieder zurückgebaut seien. Danach 
sei die Maßnahme wieder für andere Vorhaben zur Verfügung zu stellen, die zeitli-
che Befristung sei in die Unterlagen mit aufzunehmen. Die allgemeine Methodik der 
BayKompV sei für einen fast identischen Ersatzneubau eines Bauwerks vorliegend 
nicht nachvollziehbar; hier sei eine Einzelfallbetrachtung wünschenswert. 
 
Die Planfeststellungsbehörde kann diese Einwände nachvollziehen, sieht sich aus 
Rechtsgründen aber daran gehindert, im Wege einer Einzelfallbetrachtung die Vor-
gaben der BayKompV zu überwinden. Diese Vorgaben sind für die Ermittlung des 
Kompensationsbedarfs und des Kompensationsumfangs verbindlich; nur soweit die 
BayKompV selbst Spielräume für einzelfallbezogene Betrachtungen eröffnet, be-
steht Raum hierfür. Derlei Spielräume sind hinsichtlich der in Rede stehenden Prob-
lematik aber nicht eröffnet. Die Notwendigkeit von über die Bauzeit hinauswirkender 
Kompensationsmaßnahmen ergibt sich vorliegend aus den folgenden Regelungen 
der BayKompV: Nach § 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BayKompV i. V. m. deren Anlage 3.1 
Spalte 3 werden die vorhabensbedingten Beeinträchtigungen nach der Intensität der 
vorhabensbezogenen Wirkungen verschiedenen Beeinträchtigungsfaktoren zuge-
ordnet (1 / 0,7 / 0,4 / 0). Nach den zur Konkretisierung der Vorgaben der BayKompV 
herausgegebenen Vollzugshinweisen zur Bayerischen Kompensationsverordnung 
(BayKompV) vom 07.08.2013 für den staatlichen Straßenbau – Vollzugshinweise 
Straßenbau – ist der Beeinträchtigungsfaktor für die vorübergehende Überbau-
ung/Inanspruchnahme von Flächen während der Bauzeit von Biotop-/Nutzungsty-
pen mit einem Gesamtwert von mindestens vier Wertpunkten (nur) mit 0,4 in Ansatz 
zu bringen, sofern der ursprüngliche Zustand wiederhergestellt wird bzw. die Ent-
wicklungsvoraussetzungen hin zu diesem Zustand geschaffen werden (siehe Nr. 4 
der Vollzugshinweise Straßenbau zu § 5 Abs. 3 BayKompV). Für die insoweit ent-
stehenden Beeinträchtigungen ist sodann in entsprechendem Umfang Kompensa-
tion zu leisten. Bei Flächen mit einem Biotopwert von weniger als vier Wertpunkten 
wird eine temporäre Beeinträchtigung regelmäßig mit dem Faktor 0 bewertet; Kom-
pensationsmaßnahmen sind in diesen Fällen nicht notwendig. Die Kompensations-
pflicht wird, soweit sie grundsätzlich besteht, von der BayKompV nicht deshalb ein-
geschränkt, weil die betreffenden Eingriffswirkungen nur für einen relativ kurzen 
Zeitraum entstehen. Sie sieht insoweit insbesondere keine nur kurzzeitige Bereit-
stellung von Kompensationsflächen vor; aus den Vollzugshinweisen Straßenbau 
ergibt sich nichts Anderes. Darauf, dass beim Ersatzneubau der Brücke über den 
Main-Donau-Kanal bei Erlangen Dechsendorf die größten erfolgenden Eingriffe nur 
temporär sind, kommt es demnach nicht an; für eine Einzelfallbetrachtung eröffnen 
die Regularien der BayKompV insoweit keinen Raum. Daher kann auch der Vor-
schlag, die für bauzeitliche Eingriffe notwendigen Kompensationsflächen nur so-
lange dem gegenständlichen Vorhaben zuzuordnen, bis die Baustelleneinrichtung 
wieder zurück gebaut ist, leider nicht berücksichtigt werden. Auf Grund dessen, dass 
die Kompensationsmaßnahmen (Maßnahmen E 1 T bzw. FCS 1 T auf den Teilflä-
chen der Fl. –Nrn. 1721 und 1719 Gemarkung Aurau auch über das Bauende hinaus 
vorgehalten werden müssen, können diese auch nicht nach Abschluss der Arbeiten 
für andere Maßnahmen herangezogen werden. Die Maßnahmen E 1 T sowie FCS 
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1 werden überdies, wie bereits mehrfach dargelegt, auf Ökokontoflächen im Eigen-
tum des Vorhabensträgers umgesetzt (wobei E 1 T bereits verwirklicht worden ist), 
die Vorrangig für derartige Maßnahmen nach der Intension des Gesetzgebers in 
Anspruch genommen werden sollen. Die Planfeststellungsbehörde weist zudem da-
rauf hin, dass im Zuge der Überarbeitung der wasser- und naturschutzrechtlichen 
Planunterlagen (Tektur vom 28.02.2025) die explizit vom Sachgebiet 60 thematisier-
ten Maßnahmen E 1 und E2 in Gestalt der ursprünglichen Planung (Entwicklung von 
Extensivgrünland auf den Fl. –Nrn. 461 bzw. 459/3 Gemarkung Wolkersdorf) entfal-
len. Insoweit darf auf die Darstellung in Tabelle 6 unter Nr. 5.3 der Unterlage 19.1 T 
Bezug genommen werden. 
 
In diesem Zusammenhang darf außerdem auch nicht übersehen werden, dass das 
gegenständliche Vorhaben neben der zeitweiligen Inanspruchnahme von Flächen 
(Umfang ca. 2,02 ha) auch die Versiegelung bzw. dauerhafte Überbauung von Are-
alen im Umfang von insgesamt 3,05 ha beinhaltet; hierdurch sind teilweise auch 
ökologisch höherwertige Flächen betroffen (vgl. Tabelle 4 unter Nr. 4.1 der Unter-
lage 19.1 T). Bezüglich der Versiegelung/Überbauung von Flächen ist entsprechend 
Nrn. 1 und 2 der Vollzugshinweise Straßenbau zu § 5 Abs. 3 BayKompV ein Beein-
trächtigungsfaktor von 1 (Versiegelung, Überbauung Biotop-/Nutzungstyp mit einem 
Gesamtwert von mindestens elf Wertpunkten) bzw. 0,7 (Überbauung Biotop-/Nut-
zungstyp mit einem Gesamtwert von mindestens vier bis zehn Wertpunkten) in An-
satz zu bringen und ebenso eine entsprechende Kompensation zu leisten. 
 
Neben den genannten Kompensationsmaßnahmen werden nach der festgestellten 
Planung auch Gestaltungsmaßnahmen (Maßnahmen G 1 – G 3) auf Straßenneben-
flächen zur Wiederherstellung bzw. Neugestaltung des Landschaftsbildes durchge-
führt (siehe dazu die entsprechenden Maßnahmenblätter in der Unterlage 9.3 T 
sowie die Darstellungen in Unterlage 9.2 T Blatt 1). Für die Landwirtschaft in Frage 
kommende Flächen sind hiervon nicht betroffen. 
 
Soweit das Sachgebiet 60 bittet zu prüfen, ob auch naturnah gestaltete Straßenbe-
gleitflächen der naturschutzrechtlichen Kompensation dienen können, ergibt die 
Prüfung, dass dies vorliegend nicht der Fall ist. Die Straßenbegleitflächen, die im 
Rahmen des Vorhabens nach naturschutzfachlichen Kriterien gestaltet werden 
(etwa im Rahmen der Gestaltungsmaßnahmen G 1 – G 3), befinden sich zum einen 
durchweg in einer Entfernung von weniger als 50 m vom Fahrbahnrand der St 2240 
mit dem plangegenständlichen Brückenbauwerk und damit innerhalb des betriebs-
bedingten Beeinträchtigungskorridors der Staatsstraße (siehe Nr. 2 Buchstabe a) 
der Vollzugshinweise zur Bayerischen Kompensationsverordnung für den staatli-
chen Straßenbau zu § 5 Abs. 2 BayKompV). Ferner unterliegen diese fahrbahnna-
hen Flächen regelmäßigen Maßnahmen zur Sicherstellung der Verkehrssicherheit 
(mehrfache Mahd, Rückschnitt und dergleichen.). Dies setzt dem Entwicklungspo-
tenzial der betreffenden Flächen vergleichsweise enge Grenzen. Mit Blick hierauf 
sowie die konkreten örtlichen Gegebenheiten ist nicht zu erkennen, dass auf den 
angesprochenen Straßenbegleitflächen die für eine Berücksichtigung als Kompen-
sationsmaßnahme notwendige Flächenaufwertung generiert werden kann. 
 
Einzelne Vorgaben für die konkrete Durch- und Ausführung der landschaftspflege-
rischen Maßnahmen, insbesondere auch der Maßnahmen E 1/TF1 Ökokonto bzw. 
E 1/TF2 Ökokonto, können der Unterlage 9.3 T entnommen werden. Daneben hat 
die Planfeststellungsbehörde zusätzliche Maßgaben in den Nebenbestimmungen 
unter A 3.3 angeordnet, um eine sachangemessene Kompensation/Maßnahmen-
durchführung zu gewährleisten. So wurde der Vorhabensträgerin unter A. 3.3.2 des 
Beschlusstenors aufgegeben, die Kompensationsmaßnahmen insbesondere die 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen frist- und fachgerecht entsprechend der 
Maßnahmenblätter (Unterlage 9.3 T) umzusetzen. Gestaltungsmaßnahmen sind so 
früh wie möglich – spätestens jedoch ein Jahr nach Abschluss der Baumaßnahmen 
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– umzusetzen, um den zeitlichen Versatz zwischen Eingriff und Kompensation so 
gering wie möglich zu halten. 
 

2.3.6.3.10  Beschreibung, Lage und Ausführung der Kompensationsmaßnahmen 

Die weiter oben genannten Vorgaben der BayKompV sind in erster Linie für die Be-
stimmung des notwendigen Umfangs von Kompensationsmaßnahmen maßgeblich. 
Deren Qualität, d. h. ihre Eignung, den Eingriff in adäquater Weise zu kompensieren, 
muss in einem gesonderten Schritt überprüft werden. 
 
Die vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen sind aus naturschutzfachlicher Sicht 
grundsätzlich geeignet, die mit dem gegenständlichen Vorhaben verbundenen Be-
einträchtigungen des Naturhaushalts funktional zu kompensieren. Die Maßnahmen 
und die damit verbundenen Ziele sind in den Planunterlagen nachvollziehbar erläu-
tert, insbesondere in Nrn. 5.1 – 5.3 der Unterlage 19.1 T. Die Planfeststellungsbe-
hörde kommt zu dem Schluss, dass die Kompensationsmaßnahmen und das 
vorgesehene Kompensationskonzept – bei Beachtung der Nebenbestimmungen un-
ter A 3.3 – in seiner Gesamtheit nicht zu beanstanden sind. Von Bedeutung ist in 
diesem Zusammenhang insbesondere, dass sich die geplanten Maßnahmen an den 
in Spalte 3 der Anlage 4.1 bzw. der Spalte 2 der Anlage 4.2 der BayKompV genann-
ten Maßnahmen orientiert, welche nach § 8 Abs. 3 Satz 4 BayKompV grundsätzlich 
geeignete Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen darstellen. Im Ergebnis sieht die fest-
gestellte Planung bezüglich aller Funktionen, die von erheblichen bzw. nachhaltigen 
Beeinträchtigungen betroffen sind, eine hinreichende Kompensation vor. Die höhere 
Naturschutzbehörde hat die naturschutzfachliche Eignung des (inzwischen tektier-
ten) landschaftspflegerischen Kompensationskonzeptes ebenso nicht in Zweifel ge-
zogen, sondern vielmehr bestätigt, dass dort geeignete Kompensationsmaßnahmen 
aufgezeigt werden. 
 
Die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes werden durch die planfestgestellten 
landschaftspflegerischen Maßnahmen ebenso kompensiert. Konkret erfolgt vorlie-
gend eine landschaftsgerechte Neugestaltung des Landschaftsbildes nach einem 
einheitlichen Konzept durch verschiedene optisch wirksame Maßnahmen (insbe-
sondere Gestaltungsmaßnahmen), die zusammenwirken und sich gegenseitig er-
gänzen. Ziel der gestalterischen Maßnahmen ist in erster Linie, das Bauvorhaben 
optisch in den Landschaftsraum einzubinden und das Landschaftsbild durch geeig-
nete landschaftstypische Strukturen und Maßnahmen landschaftsgerecht neuzuge-
stalten (siehe die jeweiligen Maßnahmenblätter betreffend die Maßnahmen G 1 – G 
3 in der Unterlage 9.3 T). Die entstehenden Veränderungen durch Eingriffe in vor-
handene Strukturen können dabei insbesondere durch die landschaftsgerechte Ein-
bindung der Vorhabensbestandteile in die umgebende Landschaft (z. B. durch 
geeignete Gehölzpflanzungen in Böschungsbereichen und die Neugestaltung von 
Straßenbegleitflächen in einer für den vorhandenen Naturraum typischen Weise) 
aufgefangen werden. Dies leisten die vorgesehenen landschaftspflegerischen Maß-
nahmen jedenfalls in ihrer Gesamtheit. Die wesentlichen Funktionen des optischen 
Beziehungsgefüges des vor Baubeginn vorzufindenden Zustandes werden mit Hilfe 
dieser Maßnahmen in größtmöglicher Annäherung fortgeführt; es verbleiben auf 
Dauer keine schwerwiegenden, nicht mehr landschaftsgerechten Veränderungen 
der Landschaft. Die höhere Naturschutzbehörde hat auch insoweit keine Bedenken 
gegen die landschaftspflegerische Begleitplanung erhoben. 
 
Weder aus den im Verfahren eingegangenen Stellungnahmen noch aus sonstigen 
Erkenntnissen ergeben sich für die Planfeststellungsbehörde begründete Zweifel an 
der Wirksamkeit der mit diesem Planfeststellungsbeschluss unter Berücksichtigung 
der Nebenbestimmungen festgestellten landschaftspflegerischen Maßnahmen. 
 



Planfeststellungsbeschluss vom 15.09.2025, Gz. RMF-SG32-4354-3-19 Seite 137 

 

2.3.6.4 Abwägung 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die durch das Bauvorhaben beein-
trächtigten Belange von Naturschutz und Landschaftspflege angesichts der vom 
Vorhabensträger geplanten landschaftspflegerischen Maßnahmen und bei Berück-
sichtigung der verfügten Nebenbestimmungen nicht in der Lage sind, die für die Pla-
nung sprechenden Argumente zu überwiegen. Dabei wird nicht verkannt, dass das 
Straßenbauvorhaben einen durchaus schweren Eingriff in Natur und Landschaft mit 
sich bringt, dem im Rahmen der Abwägung – nicht zuletzt mit Blick auf die in § 1 
BNatSchG niedergelegten Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege – ein ganz erhebliches Gewicht gegen das geplante Vorhaben zu-
kommt. Andererseits ist das planfestgestellte landschaftspflegerische Konzept in 
seiner Gesamtheit geeignet, den Eingriff in Natur und Landschaft in vollem Umfang 
funktional zu kompensieren. Dadurch ist der Eingriff in Natur und Landschaft im Er-
gebnis auch naturschutzrechtlich zulässig. Insgesamt gesehen entwickeln die ver-
bleibenden Beeinträchtigungen des öffentlichen Belanges Naturschutz und 
Landschaftspflege deshalb kein solches Gewicht, das die Ausgewogenheit der Pla-
nung als Ganze in Frage zu stellen vermag. 
 
Auch die in § 1 BNatSchG festgeschriebenen Zielen und Grundsätzen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege nötigen mit Blick auf die für das Vorhaben strei-
tenden Belange nicht dazu, das Vorhaben gänzlich bzw. in der konkret geplanten 
Art und Weise zu unterlassen. Diese Ziele sind gemäß § 2 Abs. 3 BNatSchG (nur) 
zu verwirklichen, soweit es im Einzelfall möglich, erforderlich und unter Abwägung 
aller sich aus § 1 Abs. 1 ergebenden Anforderungen untereinander und gegen die 
sonstigen Anforderungen der Allgemeinheit an Natur und Landschaft angemessen 
ist. Unter Berücksichtigung aller vorliegend maßgeblichen Aspekte, insbesondere 
der Bedeutung des Vorhabens einerseits und seiner bereits näher dargestellten 
Auswirkungen auf Natur und der Landschaft auf der anderen Seite, wiegen bei Ein-
beziehung der vorgesehenen landschaftspflegerischen Maßnahmen die für das Vor-
haben in der geplanten Form sprechenden Gesichtspunkte schwerer als die negativ 
betroffenen Zielsetzungen des BNatSchG. Die Vorhabensplanung wurde, soweit es 
ohne nicht mehr vertretbare Zurückstellung anderer Belange möglich war, im Hin-
blick auf diese Ziele und Grundsätze optimiert (vgl. zur Bedeutung des § 2 Abs. 3 
BNatSchG als Optimierungsgebot Heß/Wulff in Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 
Stand September 2022, § 2 BNatSchG Rn. 19 a. E.). 
 

2.3.7 Fischerei 

Belange der Fischerei werden infolge des Vorhabens durch die nachfolgend unter 
C. 2.3.11.3.2 behandelte Einleitung von Straßenoberflächenwasser in den Main-Do-
nau-Kanal sowie die unter C. 2.3.11.3.4 behandelte bauzeitliche Ableitung von 
Grundwasser in den Main-Donau-Kanal berührt. 
 
Der Bezirk Mittelfranken – Fachberatung für das Fischereiwesen – hat aus fische-
reilicher und fischökologischer Sicht keine Einwände hinsichtlich der geplanten Stra-
ßenwassereinleitung erhoben. Zur quantitativen und qualitativen Behandlung der 
Straßenabwässer aus dem Entwässerungsabschnitt West, wird ein Versickerungs- 
bzw. Absetzbecken angelegt. Von dort wird das anfallende Straßenabwasser nach 
einer Reinigung gemäß den Anforderungen der RiStWag in das Grundwasser ab-
geleitet. Das im Bereich der Entwässerungsabschnitte Mitte und Ost anfallende 
Oberflächenwasser wird (jeweils) gefasst und über Sammelleitungen nach einer 
Reinigung in einer zertifizierten Regenwasserbehandlungsanlage in den Main-Do-
nau-Kanal eingeleitet. Das Oberflächenwasser der St 2240 im Bereich des Entwäs-
serungsabschnitts Bauende wird über Straßeneinläufe gefasst und über eine 
Sammelleitung in den städtischen Kanal in der Heiligenlohstraße eingeleitet werden. 
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Somit wird das gesamte im Planbereich anfallende Oberflächenwasser der Fahr-
bahnflächen zukünftig nach dem Stand der Technik behandelt. Aus fischereilicher 
und fischökologischer Sicht ergibt sich daher eine Verbesserung gegenüber der bis-
herigen Situation. 
 
Der Forderung den Fischereiberechtigten (Fischereiverband Mittelfranken) im be-
troffenen Abschnitt des Main-Donau-Kanals vor Beginn der Bauarbeiten rechtzeitig 
zu informieren, wird mit der Nebenbestimmung 3.1.4 entsprochen. 
 
Der Bezirk Mittelfranken – Fachberatung für das Fischereiwesen – bittet, bei einer 
evtl. notwendigen Grundwasserabsenkung der Baugruben darauf zu achten, dass 
das geförderte Grundwasser über ein ausreichend dimensioniertes Absetzbecken 
geleitet wird. Die mitgeführten Schmutzfrachten können sich so am Beckenboden 
absetzen, ohne den Vorfluter zu belasten. Zudem ist während der Bauzeit darauf zu 
achten, dass keinerlei wassergefährdende Stoffe in den Main-Donau-Kanal-Kanal 
gelangen. Der Vorhabensträger hat schriftlich zugesichert, diese Punkte vollum-
fänglich zu beachten. 
 
Den Belangen der Fischerei ist im Ergebnis hinreichend Rechnung getragen. 
 

2.3.8 Denkmalpflege 

Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege werden durch die festgestellte Planung 
nicht berührt; das hat insbesondere das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege 
bestätigt. 
 
Aus der vom Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege abgegebenen Stellung-
nahme ergibt sich außerdem, dass im Bereich des Standortes des Brückenbau-
werks über den Main-Donau-Kanal sowie dessen unmittelbaren Umfeld keine Bo-
dendenkmäler bekannt sind. Das Landesamt hat aber darauf hingewiesen, dass 
sich im Untersuchungsgebiet eine Vermutungsfläche für Bodendenkmäler befindet 
(Inv. Nr. V-5-6331-0018 auf den Grundstücken Fl. –Nrn. 3019/25, 3329, 3329/3, 
3351, 3351/1, 3354, 3355, 3356 und 3357 Gemarkung Erlangen). Diese Vermutung 
gründet sich auf vorhandene kreisrunde Anomalien im Wald (vorgeschichtliche 
Grabhügel). Das Landesamt sieht insoweit ein Risiko, dass im Zuge der Bauarbeiten 
(ggf. vorhandene) Grabhügel zerstört werden könnten und hält deshalb archäologi-
sche Untersuchungen vor Baubeginn für erforderlich. 
 
Wer auf einem Grundstück nach Bodendenkmälern graben oder – wie vorliegend – 
zu einem anderen Zweck Erdarbeiten auf einem Grundstück vornehmen will, obwohl 
er weiß, vermutet oder den Umständen nach annehmen muss, dass sich dort Bo-
dendenkmäler befinden, bedarf der Erlaubnis. Die Erlaubnis kann versagt werden, 
soweit dies zum Schutz eines Bodendenkmals erforderlich ist (Art. 7 Abs. 1 
BayDSchG). Diese denkmalschutzrechtliche Erlaubnis wird durch den Planfeststel-
lungsbeschluss ersetzt (Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG). Wenn die beabsichtigten 
Erdarbeiten eine Gefahr für ein Bodendenkmal darstellen, steht es im pflichtgemä-
ßem Ermessen, die Erlaubnis zu versagen oder eine eingeschränkte Erlaubnis (un-
ter Nebenbestimmungen) zu erteilen. Eine Erlaubnis wird dann zu erteilen sein, 
wenn nach Abwägung aller Umstände (Bedeutung der beabsichtigten Erdarbeiten 
einerseits und der durch die Arbeiten gefährdeten Bodendenkmäler anderseits) die 
Belange der Bodendenkmalpflege im Einzelfall weniger bedeutsam sind als die Be-
lange, die für das Vorhaben sprechen (Eberl/Martin, Bayerisches Denkmalschutz-
gesetz, 6. Auflage, Art. 7 Rn. 6). 
 
Die für das Vorhaben sprechenden Belange (siehe dazu die Ausführungen unter C. 
2.2) sind vorliegend im Ergebnis gewichtiger als die Belange des Bodendenkmal-
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schutzes. Da auch dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege selbst keine Bo-
dendenkmäler im Vorhabensbereich bekannt sind und solche dort lediglich vermutet 
werden, wobei keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass dort Hinterlassenschaften 
menschlicher Tätigkeit von herausgehobener Bedeutung vorzufinden sein könnten, 
kommt diesen Belangen unter Berücksichtigung allgemeiner, auch völkerrechtlicher 
Verpflichtungen des Staates zum Schutz des archäologischen Erbes nicht der Stel-
lenwert zu, als dass im Ergebnis die Zulassung des Vorhabens unter Berücksichti-
gung der vorgesehenen Schutzauflagen trotz der damit verbundenen möglichen 
Zerstörung von Bodendenkmälern abgelehnt werden müsste. 
 
Als Maßgabe an den Vorhabensträger kommt in diesem Zusammenhang vor allem 
in Betracht, dass er eine auf seine Kosten sachgemäß durchzuführende Grabung 
durch das Landesamt für Denkmalpflege zur wissenschaftlichen Auswertung bzw. 
Bergung eines Bodendenkmals zu dulden hat oder dass er selbst eine solche Gra-
bung durch ein geeignetes privates Fachunternehmen durchführen lassen muss. 
Seine grundsätzliche Pflicht zur Tragung der Kosten der fachgerechten Freilegung, 
Ausgrabung und Dokumentation der Funde (Sicherungsmaßnahmen) ergibt sich 
aus dem seit 01.07.2023 geltenden Art. 7 Abs. 1 Satz 2 BayDSchG. Mit dieser Vor-
schrift wurde betreffend Maßnahmen des Bodendenkmalschutzes im Interesse der 
Rechtsklarheit und Rechtssicherheit eine ausdrückliche Regelung zur Kostentra-
gung der fachgerechten Ausgrabung von Bodendenkmälern (wissenschaftliche Un-
tersuchung, Bergung von Funden sowie Dokumentation der Befunde) durch den 
Veranlasser aufgenommen (LT-Drs. 18/25751, S. 7 unten). Art. 7 Abs. 1 Satz 2 
BayDSchG bewirkt aber letztendlich keine Änderung im Vergleich zur bisherigen 
Vollzugspraxis bei der Kostentragung, da die Ausgrabungen in Bayern in nahezu 
allen Fällen von privaten Grabungsfirmen bzw. Kreis- und Stadtarchäologen durch-
geführt und deren Kosten auch vor Inkrafttreten der Regelung im zumutbaren Um-
fang im Wege einer Auflage der denkmalrechtlichen Erlaubnis gemäß Art. 7 Abs. 1 
Satz 1 BayDSchG dem Antragsteller auferlegt werden konnten (LT-Drs. 18/25751, 
S. 7 unten/8 oben). 
 
Im Hinblick darauf wurde dem Vorhabensträger nach Abwägung aller Umstände 
aufgegeben, dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege den Zeitpunkt des 
Baubeginns möglichst frühzeitig bekanntzugeben, um mit dem Landesamt einver-
nehmlich die erforderlichen Schritte zur Vermeidung einer Beeinträchtigung von Bo-
dendenkmälern bzw. bei nicht vermeidbaren Beeinträchtigungen die erforderlichen 
denkmalpflegerischen Maßnahmen (einschließlich der Prospektion von Verdachts-
flächen) festlegen zu können (Nebenbestimmung A. 3.1.3). Daneben wurde im Be-
schlusstenor verfügt, soweit es durch Vorkehrungen im Rahmen der Detailplanung, 
des Bauablaufs oder der Bauausführung möglich ist, Beeinträchtigungen von (zu 
vermutenden) Bodendenkmälern zu vermeiden (z. B. durch Überdeckungen) oder 
auf den zur Durchführung des planfestgestellten Vorhabens unverzichtbaren Um-
fang zu begrenzen (Nebenbestimmung A. 3.5.1). Bei nicht vermeidbaren, unmittel-
bar vorhabensbedingten Beeinträchtigungen von Bodendenkmälern hat der 
Vorhabensträger die fachgerechte Freilegung, Ausgrabung und Dokumentation der 
Befunde und Funde (Sicherungsmaßnahmen) unter Beachtung der Grundsätze der 
Erforderlichkeit, Verhältnismäßigkeit und Wirtschaftlichkeit zu veranlassen und die 
hierfür anfallenden Aufwendungen zu tragen. Kosten für eine wissenschaftliche 
Auswertung der Befunde und Funde zählen dabei nicht zu den für Sicherungsmaß-
nahmen erforderlichen Aufwendungen. Die Sicherungsmaßnahmen sind mit dem 
Landesamt für Denkmalpflege abzustimmen und unter dessen fachlicher Begleitung 
durchzuführen. Einzelheiten des Umfangs, der Abwicklung und der Kostentragung 
für die archäologischen Sicherungsmaßnahmen sind im vorgenannten Rahmen in 
einer Vereinbarung zwischen dem Vorhabensträger und dem Landesamt für Denk-
malpflege festzulegen. Im Rahmen dieser Vereinbarung kommt auch die Festschrei-
bung eines Höchstbetrages der für Sicherungsmaßnahmen anzusetzenden 
Aufwendungen in Betracht. Die Planfeststellungsbehörde ist durch elektronische 
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Abschrift der Vereinbarung zu unterrichten. Kommt eine solche Vereinbarung nicht 
zustande, ist eine ergänzende Entscheidung der Planfeststellungsbehörde herbei-
zuführen (vgl. Nebenbestimmung A. 3.5.3). 
 
Diese Auflagen dienen dem vorrangigen, vom Vorhabensträger im Rahmen der 
Ausführungsplanung oder der Baudurchführung möglicherweise noch zu gewähr-
leistenden Schutz von Bodendenkmälern vor Beeinträchtigungen bzw. im Fall un-
vermeidbarer Beeinträchtigungen dem angemessenen Ausgleich für die mit deren 
Zulassung verbundenen Zurückstellung der Belange der Bodendenkmalpflege ge-
genüber den für das Vorhaben sprechenden Belangen. Obgleich die damit ange-
ordnete fachkundige Freilegung, Ausgrabung und Dokumentation der Funde im 
Rahmen von Sicherungsmaßnahmen gegenüber dem unveränderten Verbleib im 
Boden nur sekundäre Interessen der Denkmalpflege zu berücksichtigen vermag, 
bleibt auch diese Verpflichtung durch die für jedes staatliche Handeln geltenden 
Grundsätze der Erforderlichkeit, Verhältnismäßigkeit und Wirtschaftlichkeit bei der 
Festlegung des Umfangs der gebotenen Sicherungsmaßnahmen begrenzt. Da 
diese Festlegungen beim jetzigen Planungsstand noch nicht abschließend möglich 
sind, bleiben sie zunächst einer (zukünftigen) einvernehmlichen Regelung zwischen 
Vorhabensträger und dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege vorbehalten, 
an deren Stelle, soweit erforderlich, auch eine ergänzende Entscheidung der Plan-
feststellungsbehörde möglich bleibt. Die Grundzüge des Plans werden durch diese 
Regelung nicht tangiert, weil durch diese Regelung für den Fall, dass – wider Erwar-
ten – keine Einigung zwischen dem Vorhabensträger und dem Bayerischen Landes-
amt für Denkmalpflege zustande kommt, lediglich über einzelne Schutzauflagen 
entschieden werden muss, die für das Vorhaben – auch angesichts der gewichtigen 
Belange, die für die Planung sprechen – nicht von entscheidender Bedeutung sind 
(vgl. Kopp/Ramsauer, VwVfG, 9. Auflage, § 74 Rn. 138). Damit ist auch dem Pos-
tulat der Konfliktbewältigung hinreichend Rechnung getragen. 
 
Sollten im Zuge der Bauausführung auch vom Landesamt für Denkmalpflege nicht 
aufgezeigte Zufallsfunde von Bodendenkmälern mit herausragender kulturhistori-
scher Bedeutung auftreten, deren Schutz durch die vorgesehenen Auflagen bzw. 
die abzuschließende Vereinbarung zwischen Vorhabensträger und dem Bayeri-
schen Landesamt für Denkmalpflege nicht hinreichend gewährleistet wäre, hat die 
Planfeststellungsbehörde die Möglichkeit, über dann möglicherweise gebotene er-
gänzende Schutzauflagen zur Abwendung unvorhergesehener Nachteile für Be-
lange der Denkmalpflege zu entscheiden. In allen anderen Fällen umfasst die 
vorliegende Entscheidung die denkmalschutzrechtliche Erlaubnis nach Art. 7 Abs. 
1 BayDSchG sowohl hinsichtlich der benannten Vermutungsflächen als auch evtl. 
Zufallsfunde unter Beachtung der durch die verfügten Nebenbestimmungen vorge-
sehenen Maßgaben. 
 
Im Hinblick auf mögliche Zufallsfunde hat der Vorhabensträger nach der Nebenbe-
stimmung A. 3.1.3 überdies die bauausführenden Firmen auf die gesetzliche Ver-
pflichtung hinzuweisen, dass vor- und frühgeschichtliche Bodenfunde (z. B. 
Tonscherben, Knochen- und Metallfunde) unverzüglich der Unteren Denkmal-
schutzbehörde oder dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege zu melden 
sind und die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort bis zum Ablauf von einer 
Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen sind, wenn nicht die zuständige 
Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortset-
zung der Arbeiten gestattet. Dies gilt nicht für Funde, die im Zuge von Sicherungs-
maßnahmen im Sinne der Nebenbestimmung A. 3.5.3 auftreten. 
 
Die Belange der Denkmalpflege sind, vor allem angesichts der Ungewissheit über 
eine mögliche Betroffenheit bislang unbebauter Bodendenkmäler, mit hohem Ge-
wicht gegen die Maßnahme in die Abwägung einzustellen. Dennoch sind die für die 
Verwirklichung der Straßenbaumaßnahme sprechenden Gründe so gewichtig, dass 
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die Belange der Denkmalpflege diese nicht zu überwiegen vermögen. Die Ausge-
wogenheit der Planung ist unter Berücksichtigung der getroffenen Nebenbestim-
mungen gewahrt. 
 

2.3.9 Klimaschutz 

 

2.3.9.1 Rechtlicher Rahmen 

Das am 18.12.2019 in Kraft getretene Bundes-Klimaschutzgesetz vom 12.12.2019 
– KSG – hat den maßgeblichen Rechtsrahmen für die nationale Klimapolitik ge-
schaffen, das Klimaschutzziel des Grundgesetzes konkretisiert und durch § 1 Satz 
3 KSG näher bestimmt. Im Abschnitt 5 über die „Vorbildfunktion der öffentlichen 
Hand“ werden Vorgaben für die Berücksichtigung von Klimaschutzbelangen inner-
halb des allgemeinen Verwaltungshandelns formuliert. Zentrale Vorschrift des KSG 
ist dabei das in § 13 KSG normierte Berücksichtigungsgebot. Nach § 13 Abs. 1 Satz 
1 KSG haben die Träger öffentlicher Aufgaben bei ihren Planungen und Entschei-
dungen den Zweck dieses Gesetzes und die zu seiner Erfüllung festgelegten Ziele 
zu berücksichtigen. Dieses Gebot konkretisiert die allgemeine Vorbildfunktion der 
öffentlichen Hand und soll nach dem Willen des Gesetzgebers bei allen Planungen 
und Entscheidungen zum Tragen kommen, soweit im Rahmen der gesetzlichen Vor-
gaben Entscheidungsspielräume bestehen, „insbesondere, soweit die zugrunde lie-
genden Vorschriften bestimmte Entscheidungen vom Vorliegen von „öffentlichen 
Interessen“ oder vom „Wohl der Allgemeinheit“ abhängig machen, wenn sie den zu-
ständigen Stellen Planungsaufgaben geben oder Abwägungs-, Beurteilungs- und 
Ermessensspielräume zuweisen“ (BT-Drs. 19/14337, S. 36). Das Berücksichti-
gungsgebot gilt damit umfassend für jede nicht gesetzesgebundene Tätigkeit der 
öffentlichen Verwaltung, die klimarelevante Auswirkungen haben kann. Es begrün-
det dabei selbst keine neuen Handlungs- oder Entscheidungsspielräume, sondern 
setzt das Bestehen derartiger Spielräume aufgrund anderer gesetzlicher Regelun-
gen voraus (BVerwG, Urteil vom 04.05.2022, NVwZ 2022, 1549 Rn. 62). 
 
Die Planfeststellungsbehörde muss deshalb seit dem Inkrafttreten des KSG bei ihrer 
Abwägungsentscheidung nach Art. 20a GG i. V. m. § 13 Abs. 1 Satz 1 KSG die 
Aspekte des globalen Klimaschutzes und der Klimaverträglichkeit berücksichtigen 
(a. a. O. LS 2 und Rn. 60 ff). 
 
Das Berücksichtigungsgebot des § 13 Abs. 1 Satz 1 KSG verlangt von der Planfest-
stellungsbehörde, mit einem – bezogen auf die konkrete Planungssituation – ver-
tretbaren Aufwand zu ermitteln, welche CO2-relevanten Auswirkungen ein Vorhaben 
hat und welche Folgen sich daraus für die Klimaschutzziele des KSG ergeben (a. a. 
O. LS 4 und Rn. 82). Bei Letzteren geht es um die dem KSG zu Grunde liegende 
Verpflichtung nach dem Pariser Übereinkommen, den Anstieg der globalen Durch-
schnittstemperatur auf deutlich unter 2 Grad Celsius und möglichst auf 1,5 Grad 
Celsius gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen, und die Treibhaus-
gasemissionen entsprechend den in § 3 KSG festgeschriebenen Vorgaben zu min-
dern. Die in § 1 Satz 3 KSG festgeschriebene Temperaturschwelle ist dabei als 
verfassungsrechtlich maßgebliche Konkretisierung des Klimaschutzziels des 
Grundgesetzes anzusehen. Dementsprechend muss bei den Planungen und Ent-
scheidungen die Frage in den Blick genommen werden, ob und inwieweit diese Ein-
flüsse auf die Treibhausgasemissionen haben und die Erreichung der Klimaziele 
gefährden können (a. a. O. Rn. 78). 
 
Die Berücksichtigungspflicht ist sektorübergreifend im Sinne einer Gesamtbilanz zu 
verstehen; auch der Sektor Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirt-
schaft nach § 3a KSG ist in den Blick zu nehmen, wenn Klimasenken durch das 
Vorhaben beeinträchtigt oder zerstört werden (a. a. O. LS 5 und Rn. 83). 
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§ 13 Abs. 1 Satz 1 KSG formuliert allerdings keine gesteigerte Beachtenspflicht und 
ist nicht im Sinne eines Optimierungsgebots zu verstehen; ein Vorrang des Klima-
schutzgebots gegenüber anderen Belangen lässt sich weder aus Art. 20a GG noch 
aus § 13 KSG ableiten (a. a. O. LS 6 und Rn. 85 f.). 
 
Nach § 13 Abs. 1 Satz 2 KSG bleiben die Kompetenzen der Länder, Gemeinden 
und Gemeindeverbände, das Berücksichtigungsgebot des § 13 Abs. 1 Satz 1 KSG 
innerhalb ihrer jeweiligen Verantwortungsbereiche auszugestalten, unberührt. Aus 
§ 13 Abs. 1 Satz 2 KSG ergibt sich mithin, dass das Berücksichtigungsgebot nach 
§ 13 Abs. 1 Satz 1 KSG zwar als solches auch für die Länder und kommunalen 
Verwaltungsträger gilt, damit jedoch nicht solche Verwaltungsbereiche erfasst wer-
den, für die der Bund überhaupt keine Regelungskompetenz besitzt (vgl. Schink, 
NuR 2021, 1, 2). Das Berücksichtigungsgebot erstreckt sich als materiell-rechtliche 
Vorgabe des Bundesrechts (nur) auf sämtliche Bereiche, für die dem Bund eine Ge-
setzgebungskompetenz zusteht, in denen es also um den Vollzug von materiellem 
Bundesrecht geht (vgl. zu dieser Thematik Klinski/Scharlau/von Swieykowski-Trz-
aska/Keimeyer/Sina, NVwZ 2020, 1, 5). Dementsprechend stellt das Bundesverwal-
tungsgericht (BVerwG, Urteil vom 04.05.2022, NVwZ 2022, 1549 Rn. 62) auch nur 
ausdrücklich fest, dass das Berücksichtigungsgebot im Rahmen des Fachplanungs-
rechts für Bundesfernstraßen Anwendung findet. Eine Regelungskompetenz des 
Bundes besteht für Landesstraßen aber nicht, d. h. auch nicht für die gegenständli-
che St 2240. Ein Berücksichtigungsgebot müsste in der Konsequenz des § 13 Abs. 
1 Satz 2 KSG vielmehr landesrechtlich vorgegeben sein. Eine solche landesrechtli-
che Norm existiert aber nicht, insbesondere findet sich auch im BayKlimaG keine 
Entsprechung zu § 13 Abs. 1 Satz 1 KSG (BayVGH, Beschluss vom 19.09.2022 – 
8 CS22.1552 – juris Rn. 73). Auf Grund dessen bedarf es vorliegend eines näheren 
Eingehens auf § 13 KSG mangels seiner hiesigen Anwendbarkeit an sich nicht. 
Gleichwohl behandelt die Planfeststellungsbehörde die gegenständliche Planung 
vorsorglich nachfolgend als eine solche, auf die § 13 KSG Anwendung findet. 
 

2.3.9.2 Fachliche Grundlagen zur Berücksichtigung des Klimaschutzes 

Für die Ermittlung der klimarelevanten Auswirkungen eines Straßenbauvorhabens 
hat die Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) ein „Ad-
hoc-Arbeitspapier zur Berücksichtigung von großräumigen Klimawirkungen bei Stra-
ßenbauvorhaben“, Stand Dezember 2023, herausgegeben. Dieses Arbeitspapier ist 
somit für Bauvorhaben an öffentlichen Straßen unmittelbar zu Grunde zu legen (vgl. 
Hille, UPR 2024, 281, 285 f.). 
 
Bei Straßenbauvorhaben ist bei der Betrachtung der Treibhausgasemissionen nach 
den Sektoren Verkehr, Industrie und Landnutzung (vgl. Nrn. 2.1 und 2.5 des er-
wähnten Arbeitspapiers) sowie Energiewirtschaft (Nr. 3.3 des Arbeitspapiers) zu dif-
ferenzieren. Der letztgenannte Sektor ist von Bedeutung, da der Kfz-Verkehr 
Kraftstoffe oder Elektrizität als Energiequelle verbraucht und neben den lokalen 
Energieverbräuchen der Fahrzeuge Treibhausgasemissionen aus Elektroenergie 
und durch Kraftstoffe auch schon im Vorfeld entstehen (sog. Vorkette; diese umfasst 
im Wesentlichen den Treibhausgasausstoß durch die Stromerzeugung und -bereit-
stellung für elektrisch betriebene Fahrzeuge sowie die Kraftstoffherstellung und -
bereitstellung für Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren) (a. a. O.). 
 
a) Der Kfz-Verkehr, auf den ein Straßenbauvorhaben durch Eingriffe in den Stra-
ßenraum u. ä. Einfluss nimmt, emittiert eine Vielzahl von Stoffen, die mitunter auf 
das Klima wirken. Bei der Berechnung der Treibhausgasemissionen des Kfz-Ver-
kehrs nach den Maßgaben des erwähnten Arbeitspapiers werden die relevanten 
klimaschädlichen Stoffe in Gestalt von CO2-Äquivalentwerten (CO2-e) betrachtet. 
Für den Kfz-Verkehr sind folgende Stoffe relevant: 
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- Kohlenstoffdioxid: CO2 (ohne Berücksichtigung des klimaneutralen Anteils aus 
Biokraftstoffen) 

- Methan: CH4 

- Distickstoffoxid (Lachgas): N2O 
 
Diese Stoffe werden mit ihrer klimarelevanten Wirksamkeit auf einen 100-jährigen 
Zeithorizont zu CO2-Äquivalenten verrechnet (Nr. 3.2 des Arbeitspapiers). 
 
Die Ermittlung der durch Kfz-Verkehr anfallenden Treibhausgasemissionen erfolgt 
auf der Grundlage der projektbezogenen Verkehrsprognose (siehe Nr. 3.4 des Ar-
beitspapiers) sowie der im „Handbuch für Emissionsfaktoren“ (HBEFA) hinterlegten 
Emissionsfaktoren (siehe Nr. 3.5 des Arbeitspapiers). Auf der Ebene der Planfest-
stellung sind die Treibhausgasemissionen für den Plan- und den Prognosenullfall zu 
berechnen (Nr. 3.6.3 des Arbeitspapiers). Dies ermöglicht eine Bilanzierung der 
CO2-Äquivalente des betrachteten Vorhabens bezogen auf die Änderungen zwi-
schen Null- und Planfall für das betrachtete Prognosejahr (Nr. 3.6.4 des Arbeitspa-
piers). 
 
b) Zum Sektor Industrie zählen die Emissionen aus der Errichtung eines Bauwerks 
(alle Treibhausgasemissionen, die im Zusammenhang mit dessen Bau entstehen), 
dem Betrieb (z. B. durch Lüftung und Beleuchtung von Tunnelbauwerken) und der 
Erhaltung (z. B. durch Reinvestitionen der Streckenunterhaltung bzw. Erhaltungs-
maßnahmen); sie werden in Gestalt sogenannter Lebenszyklusemissionen betrach-
tet. Die Abschätzung der Lebenszyklusemissionen hat zum Ziel, für Maßnahmen 
eine summarische Aussage zu den Gesamtemissionen zu treffen (siehe Nr. 4 des 
erwähnten Arbeitspapiers). 
 
Die Ermittlung der für Straßen zu erwartenden Lebenszyklusemissionen basiert auf 
den Emissionsfaktoren, die in der Methodik des Bundesverkehrswegeplans 2030 
insoweit zu Grunde gelegt wurden (Nr. 4.1 des Arbeitspapiers). Im Methodenhand-
buch zum Bundesverkehrswegeplan 2030 ist für Autobahnen und Bundesstraßen 
eine konkrete Berechnungsmethode hinterlegt (Methodenhandbuch zum Bundes-
verkehrswegeplan 2030, Abschnitt III Nr. 3.3.9). Danach werden die sogenannten 
jährlichen Lebenszykluskosten auf der Grundlage von Durchschnittswerten der spe-
zifischen Treibhausgasemissionen pro m²/Jahr versiegelter Fläche berechnet. Für 
Brücken- sowie Tunnelabschnitte werden auf Grund von höherem Materialeinsatz 
und Bauaufwand Aufschläge für die Durchschnittswerte vorgenommen (siehe noch-
mals Nr. 4.1 des Arbeitspapiers). Zur Berechnung der Treibhausgasemissionen im 
Sektor Industrie werden nach dem genannten Arbeitspapier– diesem methodischen 
Ansatz folgend – die versiegelten Flächen aus Streckenlänge und Querschnitt er-
mittelt, die dann mit den in der Tabelle 5 des Arbeitspapiers dargestellten spezifi-
schen Treibhausgasemissionen pro Quadratmeter und Jahr multipliziert werden. 
Jene pauschalisierten Angaben gehen von dem aktuellen Mix von Beton, Asphalt, 
Schotter, Kies und Zement für Deckschichten, Trag- und Bindeschichten und den 
Unterbau aus; eine baustoffspezifische Betrachtung findet nicht statt. Der Energie-
aufwand für den Straßenbau ist hier mit eingerechnet (Transport und Energie neh-
men 18 % ein). Auch bei den Brücken liegt diesen Zahlen eine pauschalisierte 
Angabe über alle Bauweisen zugrunde. Die Emissionen für Straßenausstattung und 
-beleuchtung sind ebenso pauschalisiert und beinhalten Stahlschutzplanken, Stra-
ßenschilder und Schilderbrücken, Leitpfosten und die Pfähle der Straßenbeleuch-
tung. Der Straßenbetrieb wird genauso durch einen pauschalierten Aufschlag 
berücksichtigt. Dabei gehen die Emissionen für die Straßenbeleuchtung, den Tun-
nelbetrieb und die Lichtzeichenanlagen mit ein (siehe zum Ganzen erneut a. a. O.). 
 
Details der Bauausführung, insbesondere den Einsatz konkreter Baustoffe betref-
fend, werden erst im Rahmen der der Planfeststellung nachfolgenden Ausführungs-
planung betrachtet. Die CO2-Bilanz bei der Herstellung der jeweiligen Baustoffe ist 
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dem Vorhabenträger regelmäßig nicht bekannt, da diese im Wesentlichen von dem 
eingesetzten Brennstoff oder der Energiequelle der elektrischen Energie abhängen. 
Verlässliche Angaben werden umso schwieriger, je mehr Vorprodukte in die Be-
trachtung einfließen (vgl. BVerwG, Beschluss vom 18.02.2021 – 4 B 25.20 – juris 
Rn. 15). Richtiges Instrument für die Berücksichtigung dieser CO2-Bilanz ist somit 
die zeitlich nachgelagerte Detaillierung der Bauleistungen im Rahmen der Ausfüh-
rungsplanung, für die ebenfalls das Berücksichtigungsgebot des § 13 KSG gilt. Dies 
gilt entsprechend für die Recyclingquote des in der Ausführungsplanung zu bestim-
menden Baustoffes (siehe wiederum Nr. 4.1 des Arbeitspapiers). 
 
c) Anlagebedingt haben sowohl Straßenbau- als auch Straßenbahnvorhaben dau-
erhafte Auswirkungen auf Nutzungen von Flächen und damit auf Biotopstrukturen 
und Böden. Zur Beschreibung der damit verbundenen Treibhausgaseffekte wird im 
Kontext von Vorhabenzulassungen vereinfacht der Begriff Landnutzungsänderung 
verwendet. Gemeint sind damit alle Änderungen, die das Boden-Vegetations-Sys-
tem und ihre Fähigkeit, die globale Treibhausgasbilanz zu beeinflussen, betreffen. 
Im Boden-Vegetations-System sind Treibhausgase in Form von Kohlenstoff- oder – 
untergeordnet – Stickstoffverbindungen in der Biomasse gespeichert (Treibhaus-
gas-Speicherfunktion). Zugleich wird im Jahresverlauf durch Photosynthese konti-
nuierlich CO2 in die Biomasse eingelagert und es werden durch den Abbau von 
organischer Substanz Treibhausgase (insb. CO2, CH4 und N2O) emittiert. Ob und in 
welchem Maße die Quell- oder die Senkenfunktion überwiegt, unterscheidet sich je 
nach Bodenform, Vegetationstyp und Nutzung. Von einer Senkenfunktion wird ins-
besondere gesprochen, wenn es zu langfristigen Zunahmen der Kohlenstoffgehalte 
im Boden-Vegetations-System kommt (z. B. in Mooren oder Wäldern, siehe Nr. 5 
des erwähnten Arbeitspapiers). 
 
Sowohl Straßenbau- als auch Straßenbahnvorhaben wirken auf die Treibhausgas-
bilanz im Sektor Landnutzung einerseits eingriffsseitig durch Inanspruchnahme und 
Beeinträchtigung von Böden und Biotopen und die Veränderung des Landschafts-
wasserhaushaltes und andererseits maßnahmenseitig durch die Umsetzung von 
Kompensationsmaßnahmen zur Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfä-
higkeit des Naturhaushaltes. Insoweit gibt es keinen Unterschied zwischen diesen 
beiden Vorhabensarten (Hille, UPR 2024, 327). Damit wird durch solche Vorhaben 
aktiv Einfluss genommen auf die Funktionen von Böden und Vegetation als Treib-
hausgasspeicher und -senken, die im globalen Kohlenstoffkreislauf eine wichtige 
Rolle spielen, denn in Böden und der Vegetationsdecke ist deutlich mehr Kohlendi-
oxid gespeichert als sich in der Atmosphäre befindet. Der Humus in Böden ist welt-
weit der größte terrestrische Speicher für organischen Kohlenstoff. Böden speichern 
rund viermal so viel Kohlenstoff wie die oberirdische Vegetation und mehr als dop-
pelt so viel wie die Atmosphäre. Böden fixieren durch Humus- und Torfbildung über 
den Eintrag pflanzlicher Biomasse über lange Zeiträume atmosphärisches Kohlen-
stoffdioxid. In Wäldern ist darüber hinaus sehr viel CO2 in der Biomasse gespeichert. 
Auf Grund ihrer Fähigkeit, in größeren Mengen Treibhausgase zu binden und zu 
speichern, sind insbesondere Wälder, sonstige Gehölze sowie Moorflächen und 
moorähnliche Böden mit einem hohen Anteil an organischer Substanz Standorte mit 
einer hohen Klimaschutzfunktion (siehe erneut Nr. 5 des Arbeitspapiers). 
 
Umgekehrt werden Böden bei unangepasster, nicht standortgerechter Bewirtschaf-
tung und hohen Düngemitteleinträgen bzw. Wälder, wenn sie gerodet werden, auch 
zu Quellen für Treibhausgase. Neben CO2 können hierbei auch – insbesondere bei 
überstauten Böden und Sauerstoffmangel – CH4 (Methan) und – insbesondere bei 
hohen Stickstoffgehalten – N2O (Lachgas) freigesetzt werden. Beide sind hochwirk-
same Treibhausgase, sodass eine hohe Klimawirksamkeit gegeben ist. Die in der 
organischen Substanz des Bodens gespeicherten Treibhausgase werden auch frei-
gesetzt, wenn der durch eine Baumaßnahme überplante humusreiche Boden ent-
nommen und entsorgt wird oder aber der Wasserstand gesenkt wird. Auch ein 
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Wiedereinbau der entnommenen Böden ist im Regelfall mit einer erhöhten Freiset-
zung von Treibhausgasen verbunden. Daher ist es sinnvoll, an organischem Koh-
lenstoff reiche Böden, das heißt Böden mit einer hohen Klimaschutzfunktion sowie 
Wälder möglichst zu schonen bzw. nicht zu überplanen sowie bei der Planung na-
turschutzfachlicher Maßnahmen auch die Klimaschutzfunktion von Böden und Ve-
getationsstrukturen zu berücksichtigen bzw. gezielt zu fördern (a. a. O.). 
 
Im Gegensatz zur Abschätzung der Treibhausgaseffekte für die Teilaspekte Ver-
kehrsemissionen und Lebenszyklusemissionen, bei denen konkrete Emissionsmen-
gen in CO2-Äquivalenten quantifiziert werden können, erfolgt die Abschätzung für 
den Teilaspekt Landnutzungsänderung bzw. Boden und Biotope unter Berücksich-
tigung der jeweiligen qualitativen Funktionsausprägungen und flächenmäßigen Be-
troffenheiten in ha oder m² (a. a. O.). Dies rührt daher, dass es derzeit noch an 
geeigneten Maßstäben fehlt, um klimarelevante Auswirkungen von Landnutzungs-
änderungen und die Beeinträchtigung von Klimasenken in CO2-Äquivalente umzu-
rechnen (insofern weiterhin zutreffend BVerwG, Urteil vom 04.05.2022, NVwZ 2022, 
1549 Rn. 102). Dabei ist es im Sinne einer Betrachtung erheblicher Wirkungen so-
wohl im Hinblick auf die Berücksichtigung der Anforderungen des § 13 KSG als auch 
im Hinblick auf die Berücksichtigung der Anforderungen der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung nach § 14 ff. BNatSchG angemessen, sich auf die besonders kli-
marelevanten Böden und Vegetationselemente zu fokussieren. Die allgemeine Kli-
maschutzfunktion sonstiger Böden und Biotopstrukturen wird im Rahmen der 
Eingriffsregelung multifunktional anhand der Lebensraumfunktion mit abgearbeitet 
(siehe nochmal a. a. O.). 
 
Bei der Eingriffsbetrachtung von Bodenkomplexen liegt der Fokus auf Mooren und 
moorähnlichen Böden (Böden mit besonderer Klimarelevanz). Folgende Bodenty-
pen werden als besonders klimarelevant eingestuft: 
 

 alle Bodentypen der Abteilung Moore 

 alle Moor- und Anmoorgleye 

 Hochmoor-, Niedermoor- und Anmoorstagnogleye 

 Anmoorpseudogleye 

 Humusgleye 
 
Je nach Beschaffenheit und Überdeckung (Torfmächtigkeit und Mächtigkeit des or-
ganischen Bodens), Nutzung und Wasserstand sowie weiterer (Standort-)Faktoren 
können auch die Speicher- und Senkenfunktionen von Mooren und moorähnlichen 
Böden stark variieren. Folgende Ausprägungen werden als besonders hochwertige 
Funktionsausprägungen angesehen: 
 

 Moorböden und moorähnliche Böden mit hervorragendem Corg-Vorrat bzw. hoher 
Torfmächtigkeit (> 70 cm) unabhängig von der Nutzung oder weitgehend intakte 
Moore unabhängig von der Torfmächtigkeit 

 Moorböden und moorähnliche Böden mit sehr hohem Corg-Vorrat bzw. mittlerer 
Torfmächtigkeit (30 cm bis 70 cm) unabhängig von der Nutzung oder leicht de-
gradierte Moore mit dauerhafter moortypischer Vegetationsbedeckung und 
höchstens extensiver Nutzung unabhängig von der Torfmächtigkeit und 

 Moorböden und moorähnliche Böden mit hohem Corg-Vorrat bzw. geringer Mäch-
tigkeit des Torfes bzw. organischen Bodens (< 30 cm) unabhängig von der Nut-
zung 

 
Sind durch ein Vorhaben keine der aufgeführten Bodenformen betroffen und liegen 
keine anderweitigen Informationen zu besonders klimarelevanten Bodenstrukturen 
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vor, kann eine Betrachtung des Klimaschutzaspektes im Zusammenhang mit vorha-
benbedingten Auswirkungen auf Böden entbehrlich werden (siehe zum Ganzen Nr. 
5.1.1 sowie Tabelle 7 des Arbeitspapiers). 
 
Im Hinblick auf die Vegetation kann ein positiver Effekt für das Klima insbesondere 
bei der Neuanlage, ein negativer Effekt bei der Rodung von Wald/Gehölzen/Alleen 
angenommen werden. Als besonders klimarelevante Biotope/Vegetationsstrukturen 
werden mit abnehmender Relevanz folgende eingestuft: 
 

 natürliche und naturnahe Waldbestände 

 sonstige Wälder 

 Alleen, Baumreihen und Gehölzbestände 

 extensiv bewirtschaftetes Grünland frischer bis nasser Standorte 

 sonstige natürliche und naturnahe Biotope, die dauerhaft keiner Nutzung unter-
liegen (siehe Nr. 5.1.2 des Arbeitspapiers) 

 
Die Auswirkungen des Vorhabens auf die Treibhausgasbilanz sind im Sektor Land-
nutzung – wie bereits dargelegt – unter Berücksichtigung der quantitativ und/oder 
qualitativ ermittelten Effekte der Landnutzungsänderungen (Eingriff/Kompensation) 
zu ermitteln; dabei ist festzustellen, ob das Vorhaben bei flächenmäßiger Betrach-
tung eine annähernd ausgeglichene, negative oder ggf. positive Treibhausgasbilanz 
für den Teilaspekt Landnutzungsänderung vorzuweisen hat (siehe Tabelle 7 a. E. 
des Arbeitspapiers). 
 
d) Die dem vorgenannten Arbeitspapier zu Grunde liegende Methodik ist – für Stra-
ßen insgesamt sowie für Straßenbahnen insoweit, als ihm auch für diese eine un-
mittelbar heranziehbare Methodik entnehmen lässt – von ihrer inhaltlichen Tiefe her 
ausreichend, um dem Berücksichtigungsgebot des § 13 Abs. 1 Satz 1 KSG zu ent-
sprechen. Wie bereits erwähnt, verlangt das Berücksichtigungsgebot nach der 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (nur) einen – bezogen auf die kon-
krete Planungssituation – vertretbaren Aufwand zur Ermittlung der CO2-relevanten 
Auswirkungen eines Vorhabens (BVerwG, Urteil vom 04.05.2022, NVwZ 2022, 1549 
Rn. 82). Die Anforderungen dürfen insoweit nicht überspannt werden und der Be-
hörde keinen unzumutbaren Aufwand abverlangen (vgl. dazu a. a. O. Rn. 80). Das 
Berücksichtigungsgebot soll auch nach den Vorstellungen des Gesetzgebers nicht 
mit einem größeren Verwaltungsaufwand verbunden sein (a. a. O. Rn. 81); dement-
sprechend ist etwa auch die Erstellung einer neuen Verkehrsprognose lediglich zur 
Beurteilung der Klimaauswirkungen mit einem Aufwand verbunden, der regelmäßig 
unverhältnismäßig und daher nicht geboten ist (vgl. a. a. O. Rn. 92). 
 

2.3.9.3 Berücksichtigung des Klimaschutzes im Rahmen des Vorhabens 

2.3.9.3.1 Ermittlung der klimarelevanten Auswirkungen des Vorhabens 

Der Vorhabensträger hat – jedenfalls der Sache nach – eine der Methodik des ge-
nannten Arbeitspapiers der FGSV folgende Ermittlung der dem Vorhaben zuzurech-
nenden Treibhausgaseffekte in den Sektoren Verkehr, Lebenszyklusimmissionen 
(Sektor Industrie) und Landnutzung vorgenommen. Die Gesamtbilanz der vorha-
benbezogen zu erwartenden THG-Emissionen ist nach den Sektoren Lebenszyklu-
simmissionen (Industrie), Verkehr und Landnutzungsänderung zusammengeführt. 
 
Die Herleitung der vorhabensbedingten Treibhausgasemissionen bzw. der Auswir-
kungen auf klimarelevante Böden und Vegetationsstrukturen ist unter Nr. 5.2, Un-
terpunkt „Klima/Luft“ der Unterlage 1 T dokumentiert. 
 
a) Durch den Sektor Lebenszyklus werden durch das plangegenständliche Vorha-

ben voraussichtlich Treibhausgas (THG)-Emissionen in Höhe von rund 123.757 
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kg CO2-eq/a verursacht. Es wurden Emissionen aus dem Zeitraum der Herstel-
lung sowie für die Unterhaltung der Straße berücksichtigt und als sogenannte 
Lebenszyklusemissionen der Straße ausgegeben. Das Berechnungsergebnis 
ist in Tabelle 14 „Bilanzierungstabelle“ unter Nr. 5.2 der Unterlage 1 T darge-
stellt, worauf Bezug genommen werden darf. Nach dem Methodenpapier des 
Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr vom 20.09.2022, 
haben diese Lebenszyklusemissionen jedoch keinen Einfluss auf die Klima-
schutzziele des KSG und werden daher nur „aufgezeigt“. 

 
b) In die Betrachtung der verkehrsbedingten Treibhausgasemissionen hat der Vor-

habensträger die sogenannten direkten Emissionen an Treibhausgasen, d. h. 
die während des Betriebs von Kraftfahrzeugen lokal freigesetzten Emissionen, 
einbezogen. Zur Ermittlung der Emissionen wurde das „Handbuch für Emissi-
onsfaktoren des Straßenverkehrs“ in seiner aktuellsten Version 4.2 herangezo-
gen. Das plangegenständliche Vorhaben umfasst den Ersatzneubau der Brücke 
über den Main-Donau-Kanal im Zuge der St 2240 sowie die Anlage eines stra-
ßenbegleitenden Geh- und Radweges. Die neue Brücke wird unmittelbar südlich 
der Bestandsbrücke errichtet und die St 2240 an die neue Lage der Brücke auf 
einer Länge von ca. 1,2 km angepasst Durch den Ersatzneubau ist keine Zu-
nahme des Kfz-Verkehrs zu erwarten. Auch das Verkehrsmodell der Stadt Er-
langen geht bei dem plangegenständlichen Streckenabschnitt sogar von einer 
leichten Abnahme des Verkehrs bis zum Jahr 2030 (Planfall) aus (vgl. Nr. 2.4.2 
der Unterlage 1 T) Eine negative Auswirkung auf das globale Klima im Sektor 
Verkehr kann somit ausgeschlossen werden. Der Vorhabensträger hat daher 
von einer weiteren Betrachtung des Sektors „Verkehr“ abgesehen, was aus 
Sicht der Planfeststellungsbehörde aufgrund der oben erwähnten Rechtspre-
chung auch nicht zu beanstanden ist; ein weitergehender Ermittlungsaufwand 
drängt sich insoweit nicht auf. 

 
c) Bezüglich der Bilanzierung der Emissionen aus dem Sektor „Landnutzungsän-

derung“ wird auf Tabelle 15 unter Nr. 5.2 der Unterlage 1 T Bezug genommen. 
Die anstehende Bodenart ist vorwiegend Braunerde in verschiedenen Ausprä-
gungen wie Braunerde-Podsol und Podsol-Braunerde, auf Terrassen abgela-
gert. Klimarelevante Böden mit besonderer Funktionsausprägung sind in sehr 
geringen Maße in Form von Braunerde-Gley, gering verbreitet auch Pseudogley 
vorhanden. Inanspruchnahme von Extensivgrünland ist vorhabensbedingt nicht 
betroffen. Jedoch erfolgen dauerhafte Eingriffe in den vorhandenen Bannwald 
im Umfang von rund 0,93 ha sowie in Waldflächen im Verdichtungsraum im Um-
fang von rund 1,06 ha (darin sind ausgewiesene Klimaschutzwälder bzw. natur-
nahe sowie natürliche Waldbestände in einem Umfang von 0,02 ha betroffen). 
Bei den sonstigen betroffenen Gehölzen handelt es sich um stark beeinträchtigte 
Straßenbegleitgehölze, überwiegend auf Böschungsflächen. Die neuen Bö-
schungsflächen werden gleichwertig wieder begrünt (siehe Maßnahmen G 1 – 
G 3 der Unterlage 19.3 T). Auf der Seite der Kompensation finden sich neben 
auch rund 0,467 ha an Rückbauflächen, welche wieder aufgeforstet werden. An 
auf das Klima positiv wirkenden Landnutzungsänderungen beinhaltet die fest-
gestellte Planung auf der anderen Seite (neben der vorgenannten Entsiegelung) 
die Entwicklung von Extensivgrünland (Maßnahmenpaket E 1/TF1/TF2 Öko-
konto, Umfang ca. 1,28 ha) sowie eine Bannwaldersatzaufforstung im Umfang 
vor rund 0,61 ha (Maßnahme W 1). Als Ausgleich für den (sonstigen) Waldver-
lust im Verdichtungsraum werden ca. 0,91 ha Wald neu angelegt (Maßnahme 
W 2). Insgesamt werden damit ca. 2,8 ha an klimarelevanten Strukturen neu 
hergestellt bzw. etabliert (siehe hierzu nochmals Tabelle 15 unter Nr. 5.2 der 
Unterlage 1 T). Zudem darf auf die Unterlage 9.4 T Teil 2 Bezug genommen 
werden. Aus dieser geht hervor, dass Eingriffe in klimarelevante Strukturen, mit-
hin vorhabensbedingte Landnutzungsänderungen“, in vollem Umfang durch Er-
satz- und Waldausgleichsmaßnahmen (siehe hierzu auch Unterlage 19.5 T) 
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kompensiert werden (vgl. zu diesem Gesichtspunkt auch BVerwG, Urteil vom 
04.05.2022, NVwZ 2022, 1549 Rn. 100 ff.). 

 

2.3.9.3.2 Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf Klimaschutzbelange und Abwä-
gung 

 
Wie sich aus den vorstehenden Ausführungen ergibt, führt das gegenständliche Vor-
haben lediglich im Sektor Lebenszyklus zu nachteiligen klimarelevanten Auswirkun-
gen. Vorhabensbedingt entstehen in diesem Sektor zusätzlich rund 123,76 t an CO2-
Äquivalenten pro Jahr. Nach dem Methodenpapier des Bayerischen Staatsministe-
riums für Wohnen, Bau und Verkehr vom 20.09.2022, haben diese Lebenszyklus-
emissionen jedoch keinen Einfluss auf die Klimaschutzziele des KSG und werden 
daher nur „aufgezeigt“. Im Sektor Verkehr verringert sich dagegen – bezogen auf 
das Jahr 2030 – infolge des Vorhabens der Ausstoß an Treibhausgasemissionen, 
da – wie bereits oben dargelegt – von einer leichten Abnahme des Kfz-Verkehrs bis 
zum Jahr 2030 (Planfall) auszugehen ist. Bezogen auf den Sektor Landnutzung führt 
das Vorhaben flächenmäßig zu keinem größeren Eingriff in klimarelevante Flächen 
als derartige Flächen im Rahmen der Planung neu geschaffen werden; die plange-
genständlichen Kompensationsmaßnahmen gleichen die insoweit in Anspruch ge-
nommenen Flächen in vollem Umfang aus. 
 
Das Vorhaben steht damit – unter Berücksichtigung des im Einzelnen errechneten 
Ausmaßes der Beeinflussung des Treibhausgasausstoßes in den einzelnen Sekto-
ren – insgesamt nicht im Widerspruch zu den Minderungszielen des KSG. So führt 
das Vorhaben in der Summe über alle Sektoren hinweg, soweit aktuell der vorha-
bensbedingte Einfluss auf die Treibhausgasemissionssituation unmittelbar rechne-
risch ermittelt werden kann, – bezogen auf das Jahr 2030 – nicht zu einer Erhöhung 
an CO2-Äquivalenten pro Jahr. Aufgrund der leichten Abnahme des Kfz-Verkehrs 
im Prognose-Planfall und der sich stetig verbessernden Elektrifizierung der Fahr-
zeuge, ist insgesamt sogar von einer Verbesserung der Treibhausgasemissionssi-
tuation im Vorhabensbereich auszugehen. Die mit dem Vorhaben verbundenen 
Landnutzungsänderungen zeitigen im Ergebnis ebenso tendenziell keinen negati-
ven Einfluss auf Klimabelange. Auf die Erreichung des in § 1 Satz 3 KSG niederge-
legten Temperaturziels sowie die in § 3 Abs. 2 KSG festgeschrieben Ziele der Netto-
Treibhausgasneutralität bis 2045 bzw. negativer Treibhausgasemissionen nach 
2050 hat das Vorhaben damit keinen negativen Einfluss. 
 
Auf Grund dessen darf lediglich der Vollständigkeit halber darauf hingewiesen wer-
den, dass das Berücksichtigungsgebot des § 13 Abs. 1 Satz 1 KSG keine Beschrän-
kung auf die Planfeststellung ausschließlich klimaneutraler Straßenvorhaben 
beinhaltet. Das KSG und die in ihm festgelegten konkreten Klimaschutzziele richten 
sich in erster Linie an den Gesetzgeber, in dessen Entscheidung es liegt, wie er 
innerhalb der zur Verfügung stehenden Zeit in den einzelnen Sektoren die Klima-
ziele erreichen will. Ein Verzicht auf den (Aus-)Bau von Straßen ist kein im Rahmen 
der politischen und umweltschutzfachlichen Klimaschutzdiskussionen besonders 
propagiertes Ziel; erst recht hat es im KSG keinen Niederschlag gefunden. Für den 
Verkehrssektor sind als Steuerungsmaßnahmen für einen klimagerechten Verkehr 
acht Bausteine im Gespräch, die ordnungsrechtliche, ökonomische und infrastruk-
turelle Instrumente umfassen und die Elektrifizierung und Effizienz von Pkw und 
Lkw, den Abbau klimaschädlicher Subventionen, eine verursachergerechte Beprei-
sung, Geschwindigkeitsbegrenzungen, den Ausbau des Schienenverkehrs, die 
Stärkung des Öffentlichen Nahverkehrs, Rad- und Fußverkehrs sowie postfossile 
Brennstoffe betreffen (vgl. Umweltbundesamt, Klimaschutzinstrumente im Verkehr, 
Bausteine für einen klimagerechten Verkehr, Stand 15.03.2023, S. 3 f.); die Redu-
zierung des Baus neuer Straßen gehört nicht dazu. Das Erfordernis von Infrastruktur 
auch für den Individualverkehr wird als solches nicht in Frage gestellt; es gibt kein 
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Moratorium für den Straßenbau. Hierüber zu entscheiden ist Aufgabe des Gesetz-
gebers und nicht der einzelnen Planfeststellung (vgl. BVerwG, Urteil vom 
04.05.2022, NVwZ 2022, 1549 Rn. 97). 
 
Die Belange des globalen Klimaschutzes stehen im Ergebnis der Verwirklichung des 
Vorhabens nicht entgegen. 
 

2.3.10 Wald / Forstwirtschaft (rechtliche Bewertung) 

Von dem gegenständlichen Vorhaben werden auch Belange der Forstwirtschaft und 
des Waldes berührt. Besondere Bedeutung kommt hierbei den mit dem Vorhaben 
verbundenen Eingriffen in Waldbestände zu. Bei der Planung wurde zwar darauf 
geachtet, die Waldinanspruchnahme auf das notwendige Maß zu beschränken. 
Dennoch sind die Überbauung und Versiegelung von Waldflächen im Rahmen des 
Vorhabens unvermeidbar. Insgesamt werden 1,98 ha Wald im Sinne von Art 2 Abs. 
1 BayWaldG gerodet (siehe hierzu auch Unterlage 19.5 T). Davon ist eine Fläche 
von insgesamt 0,93 ha als Bannwald im Sinne von Art. 11 BayWaldG mit besonderer 
Bedeutung für den regionalen Klimaschutz, den Lärmschutz sowie für die Erholung 
eingestuft. Insoweit wird auf den gültigen Waldfunktionsplan Bezug genommen. 
Schutz- oder Erholungswald (Art. 10 und 12 BayWaldG) sind von der Rodung da-
gegen nicht betroffen. 
 
Durch das Vorhaben ist zu einem sehr geringen Teil (ca. 95 m²) eine Naturwaldflä-
che im Sinne des Art. 12a BayWaldG betroffen. Im Regelfall ist hier eine Rodung 
komplett ausgeschlossen. Um einen Verlust von Naturwaldflächen zu vermeiden, 
fanden am 11.04.2025 und 30.04.2025 Ortstermine mit Vertretern des Staatlichen 
Bauamtes Nürnberg, der Bayerischen Staatsforsten (BaySF) Forstbetrieb Forch-
heim und dem örtlich zuständigen Amt für Ernährung Landwirtschaft und Forsten 
Fürth-Uffenheim statt. Die Ergebnisse der vereinbarten Schutzmaßnahmen wurden 
in einen Aktenvermerk festgehalten und sind zu beachten bzw. zu befolgen. Dieser 
ist in den Verfahrensakten hinterlegt. Aus Sicht des AELF Ansbach besteht mit der 
abgestimmten Vorgehensweise Einverständnis. 
 
Die Beseitigung von Wald zugunsten einer anderen Bodennutzungsart (Rodung) 
bedarf der Erlaubnis (Art. 9 Abs. 2 Satz 1 BayWaldG). Die Erlaubnis soll versagt 
werden, wenn die Rodung Waldfunktionsplänen widersprechen oder deren Ziele ge-
fährden würde oder die Erhaltung des Waldes aus anderen Gründen im öffentlichen 
Interesse liegt und dieses vor den Belangen des Antragstellers den Vorrang verdient 
(Art. 9 Abs. 5 BayWaldG). Änderungen der Nutzungen von Wald, die durch Plan-
feststellungsbeschlüsse zugelassen werden, bedürfen keiner gesonderten Erlaub-
nis nach dem Bayerischen Waldgesetz. Im Planfeststellungsverfahren sind jedoch 
oben genannte materiellen Grundsätze sinngemäß zu beachten (Art. 9 Abs. 8 
BayWaldG). 
 
Vorliegend wird die plangegenständliche Rodung mit diesem Planfeststellungsbe-
schluss aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit zugelassen. In Bezug auf die 
vorgesehene Rodung von Bannwald liegen die Voraussetzungen des Art. 9 Abs. 6 
Satz 2 BayWaldG vor. Die in der festgestellten Planung beinhalteten Kompensati-
onsmaßnahmen, die Waldneugründungen beinhalten, umfassen Erstaufforstungen 
im Umfang von insgesamt rund 1,51 ha, davon sind 0,46 ha als Bannwaldausgleich 
vorgesehen. Durch Straßenrückbau können Bannwaldflächen im Umfang von rund 
0,47 ha wieder aufgeforstet werden. Die insoweit geplanten Aufforstungsmaßnah-
men sind in Kapitel 7 der Unterlage 19.1 T sowie in den einzelnen Blättern der Un-
terlage 9.3 T beschrieben. Die festgestellte Planung stellt damit sicher, dass für die 
Bannwaldflächen, die im Rahmen des Vorhabens gerodet werden, Waldflächen neu 
begründet werden, die insgesamt in ihrem Flächenumfang dem zu beseitigenden 
Wald vollständig entsprechen. Der externe Bannwaldausgleich (ca. 0,46 ha) erfolgt 
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mit Hilfe der Maßnahme W 1 auf den Grundstücken Fl. –Nrn. 969 und 975 Gemar-
kung Heßdorf umfasst eine Teilfläche von ca. 0,46 ha im Gebiet der „Mönau“ und 
beinhaltet den Aufbau von standortgerechtem Mischwald nach den Vorgaben des 
zuständigen Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Fürth-Uffenheim so-
wie des Forstreviers Röttenbach. Die ordnungsgemäße Erstaufforstung im An-
schluss an den bestehenden Bannwald wurde von den zuständigen Fachbehörden 
mit Schreiben vom 03.01.2018 bestätigt, es handelt sich somit um eine bereits um-
gesetzte Maßnahme. Hinsichtlich der detaillierten Ausgestaltung dieser Maßnahme 
wird zudem auf den Maßnahmenplan in Unterlage 9.2.2 T verwiesen. Wie die Maß-
nahme in räumlichem Bezug zur gegenständlichen Straßenbaumaßnahme sowie 
den vorhandenen Bannwaldflächen steht, ist ebenfalls in der vorgenannten Unter-
lage dargestellt. Durch Rückbauflächen auf der St 2240 können zudem Bannwald-
flächen im Umfang von ca. 0,47 ha im Bereich des Eingriffsortes wieder aufgeforstet 
werden. Aus der Unterlage 19.2.2 T ergibt sich auch, dass die aufgelisteten Maß-
nahmenflächen allesamt eine direkte Verbindung zu vorhandenen Bannwaldflächen 
haben. Darüber hinaus besteht nach Auffassung des Amtes für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten Ansbach keine Forderung nach weitergehenden Ersatzauf-
forstungen, nachdem auch nach Abschluss der Ausbaumaßnahme die genannten 
Waldgebiete ihre Waldfunktionen erfüllen können. Insbesondere mit Blick auf die im 
Waldfunktionsplan für den Raum Nürnberg/Fürth/Erlangen dokumentierte konkrete 
Lage und die Ausdehnung der betroffenen Waldflächen mit besonderer Bedeutung 
für den regionalen Klimaschutz, den Lärmschutz und die Erholung (Stufen I und II), 
die nur in Randbereichen aus Anlass des Vorhabens gerodet werden müssen, ge-
fährdet das gegenständliche Vorhaben weder die einschlägigen Ziele des Waldfunk-
tionsplans noch widerspricht die gegenüber der Ursprungsplanung nunmehr 
reduzierte Rodung durch den Entfall zweier Versickerungsbecken gar unmittelbar 
diesem Plan. Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach sowie 
die Staatsforstverwaltung haben insoweit aus forstfachlicher Sicht keine Bedenken 
geäußert, wenn sichergestellt wird, dass durch bauliche Vorkehrungen Bodenver-
dichtung verhindert wird. Dies gewährleistet die festgestellte Planung in hinreichen-
dem Maß. 
 
Im Zuge des plangegenständlichen Vorhabens gehen bei dessen Umsetzung Wald-
flächen im Verdichtungsraum (außerhalb des Bannwaldbereichs) in einem Umfang 
von ca. 1,06 ha dauerhaft verloren (siehe Nr. 7 der Unterlage 19.1 T sowie Unterlage 
19.5 T; aus der letzteren ergibt sich die farbliche Darstellung der dauerhaft bean-
spruchten Waldflächen). Für die betroffenen Waldflächen im Verdichtungsraum 
sieht die gegenständliche Planung einen externen Ausgleich mit den Maßnahmen 
W 1 (ca. 0,15 ha) und W 2 (rund 0,91 ha) vor. Die Ausgleichsmaßnahme W 1 „An-
lage von standortgerechten Mischwald“ (L63) nach den Vorgaben des örtlich zu-
ständigen Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Fürth-Uffenheim, 
beinhaltet die Heranziehung weiterer Teilflächen aus den Grundstücken Fl. –Nrn. 
969 und 975 Gemarkung Heßdorf in einem Umfang von rund 0,15 ha, somit dienen 
diese beiden Flächen sowohl als Ausgleich für den Bannwaldverlust, als auch für 
die dauerhafte Inanspruchnahme von Waldflächen im Verdichtungsraum. Die Maß-
nahmen wurde bereits, analog dem Bannwaldausgleich, umgesetzt. Die Unterhal-
tung erfolgt nach Waldrecht und obliegt dem Eigentümer, die Sicherung nach 
waldrechtlichen Bestimmungen ist ebenso bereits erfolgt. 
 
Hinsichtlich der Maßnahme W 2 erfolgt eine Inanspruchnahme der Grundstücke Fl. 
–Nrn. 305, 306, 307 und 307/2 Gemarkung Rieden (Gemeinde Altdorf) mit einem 
Gesamtumfang von rund 0,91 ha. Bezüglich der detaillierten Ausgestaltung dieser 
Maßnahmen wird auf den Maßnahmenplan in Unterlage 9.2.2 T sowie auf die ein-
schlägigen Maßnahmenblätter in Unterlage 9.3 T verwiesen. Es handelt sich hierbei 
ebenso um Ersatzaufforstungen im Verdichtungsraum Nürnberg/Fürth/Erlangen, 
durch die Neubegründung von standortgerechten Mischwäldern (L63) nach den 
Vorgaben des örtlich zuständigen Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
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Roth-Weißenburg (der Erstaufforstungsbescheid vom 06.05.2022 liegt insoweit 
vor). Das Maßnahmenpaket W 2 erfolgt nach Abschluss der Straßenbauarbeiten, 
die Unterhaltung richtet sich nach waldrechtlichen Bestimmungen und obliegt dem 
Eigentümer der jeweiligen Fläche. Die dauerhafte Sicherung dieser Ausgleichsflä-
chen ist dadurch gewährleistet. 
 
Die landschaftspflegerische Begleitplanung sieht bezüglich der vorhabensbedingt 
tangierten Straßennebenflächen (Böschungen) eine Ansaat von Landschaftsrasen 
in straßennahen Bereichen wie Banketten und Mulden (Maßnahme G 1), die Ent-
wicklung von Rohboden mit Magerrasensukzession an südexponierten Böschungen 
und Straßenzwischenflächen (Maßnahme G 2) sowie die Entwicklung standortge-
rechter Gehölzbestände (Hecken- und Gebüschriegel) zur Einbindung der techni-
schen Anlagen in die Landschaft (Maßnahme G 3). Eine ausführliche Beschreibung 
der Gestaltungsmaßnahmen G 1 – G 3 findet sich in dem entsprechenden Maßnah-
menblatt in Unterlage 9.3 T, die räumliche Ausdehnung und Verteilung der Maßnah-
men ist aus der Unterlage 9.2.1 T ersichtlich. Dadurch ist ein hinreichender 
Erosionsschutz der betreffenden Flächen– der letztlich auch im Interesse des Vor-
habensträgers ist – gewährleistet. Zudem werden durch geeignete Vorkehrungen 
eine Bodenverdichtung verhindert (siehe hierzu das Maßnahmenblatt zu Maß-
nahme V 7 in Unterlage 9.3 T). Die Erhaltung des Waldes verdient auch nicht den 
Vorrang vor den unter C. 2.3 und C. 2.4.6.2.2.3 aufgeführten, für das Vorhaben 
sprechenden Gründen. Vielmehr kommt hier den für die Umsetzung des Vorhabens 
streitenden Belangen unter Einstellung aller maßgeblichen Gesichtspunkte ein deut-
lich höheres Gewicht zu. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass die Stabilität des 
verbleibenden Bestands von der Rodungsmaßnahme nicht beeinträchtig wird. Das 
AELF Ansbach hat gegen die plangegenständlichen Gestaltungsmaßnahmen G 1 – 
G 3 keine Bedenken erhoben und deren Eignung aus fachlicher Sicht bestätigt. 
 
Für die Umsetzung des Vorhabens werden außerdem weitere rund 1,97 ha Wald 
für Zwecke des Baubetriebs in Anspruch genommen werden, 0,56 ha hiervon 
kommt als Bannwald besondere Bedeutung für den Klimaschutz, den Lärmschutz 
und der Erholung zu. Die betroffenen Flächen werden nach Abschluss der Bauar-
beiten wieder aufgeforstet (siehe hierzu Unterlage 9.2.1 T und die dort mit der Sig-
natur „V 7“ gekennzeichneten Areale sowie das Maßnahmenblatt zur Maßnahme V 
7 in Unterlage 9.3 T). Insoweit handelt es sich mangels auf Dauer angelegter Besei-
tigung von Wald zugunsten einer anderen Bodennutzungsart nicht um eine Waldro-
dung im Rechtssinn (vgl. Art. 9 Abs. 2 Satz 1 BayWaldG). Im Übrigen erfüllen die 
wieder aufgeforsteten Flächen zumindest nach einer gewissen Anwuchszeit die den 
Waldflächen mit besonderer Bedeutung (hier Bannwaldanteil) zugedachten Funkti-
onen in gleicher Weise wie dies der derzeitige Waldbestand tut. Soweit das AELF 
Ansbach hinsichtlich der vorübergehenden Beanspruchung von Waldflächen in der 
Bauzeit bittet, die einschlägigen Vorgaben des Bodenschutzes zu beachten und ge-
gebenenfalls Maßnahmen zur Vermeidung von Bodenverdichtungen zu ergreifen, 
hat der Vorhabensträger zugesagt, zur Verringerung von Bodenverdichtungen ent-
sprechende Gegenmaßnahmen zu ergreifen und etwa in Bereichen mit häufiger 
Überfahrt Baustraßen anzulegen, sowie nach Abschluss der Bauarbeiten stark ver-
dichtete Bereiche mittels Tiefenlockerung wieder aufzulockern. Die Wiederauffors-
tung dieser temporär in Anspruch genommenen Waldbereiche, soll in Absprache 
mit dem örtlich, zuständigen Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Fürth-
Uffenheim stattfinden. 
 
Neben der geplanten Rodung sind in die Abwägung die sonstigen bau- und betriebs-
bedingten Auswirkungen auf den Lebensraum Wald einzustellen. Dabei kann auf 
die Ausführungen im Rahmen der standortbezogenen Vorprüfung unter C. 1.2 die-
ses Beschlusses sowie auf die Darlegungen der Auswirkungen des Bauvorhabens 
auf das globale Klima (siehe hierzu C. 2.3.11) Bezug genommen werden. Im Zuge 
dieser Prüfungen sind die vorhabensbedingten Auswirkungen auf, die Tier- und 
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Pflanzenwelt, den Boden, das Wasser, das Klima und die Luft einschließlich etwai-
ger Wechselwirkungen – und damit auch für die im Bereich der Trasse gelegenen 
Waldgebiete – dargestellt und bewertet. Hervorzuheben ist in diesem Zusammen-
hang noch einmal, dass eine Beeinträchtigung der an den plangegenständlichen 
Autobahnabschnitt angrenzenden Waldflächen durch Streusalz im Winter nicht zu 
erwarten ist, da das im Straßenoberflächenwasser gelöste Salz mit dem Spritz- bzw. 
Schmelzwasser in die straßenbegleitenden Entwässerungseinrichtungen gelangt 
und über diese abgeführt wird. 
 
Durch Rückbau von Flächen im Bereich der St 2240 (Fl. –Nr. 3352 Gemarkung Er-
langen) können Bannwaldflächen im Umfang von 0,47 ha wieder aufgeforstet wer-
den. Der Gesamtumfang der Erstaufforstungen beträgt unter Berücksichtigung der 
oben genannten Maßnahmen W 1 und W 2 ca. 1,98 ha (siehe hierzu die planliche 
und tabellarische Darstellung in Unterlage 19.5 T). Diese Erstaufforstungen bedür-
fen keiner gesonderten Aufforstungserlaubnis nach Art. 16 Abs. 1 BayWaldG; die 
Erlaubnis wird ebenso von der Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbe-
schlusses mit umfasst (Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG). Die materiell-rechtlichen 
Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis nach Art. 16 Abs. 2 BayWaldG sind 
gegeben. Die Aufforstung widerspricht nicht Plänen i. S. v. Art. 3 BayNatSchG a. F. 
(jetzt Art. 4 BayNatSchG); die im Verfahren beteiligten Naturschutzbehörden haben 
insoweit keine Einwände geltend gemacht. Wesentlichen Belange der Landeskultur, 
des Naturschutzes oder der Landschaftspflege werden ebenso nicht gefährdet. Es 
werden mit Ausnahme der Maßnahmen W 1 und W 2 Areale aufgeforstet, die über-
wiegend auf der einen Seite von der St 2240 und im Übrigen von schon vorhande-
nen Waldflächen eingerahmt werden; die Charakteristik des betroffenen 
Landschaftsraumes verändert sich dadurch nicht. Flächen, die das Naturschutz-
recht unter besonderen Schutz stellt, sind von den Aufforstungsmaßnahmen nicht 
betroffen, ebenso keine naturschutzfachlich hochwertigen Flächen. Merkliche Ver-
änderungen des Landschaftsbildes gehen mit der Aufforstung bedingt durch die be-
schriebene Lage der betreffenden Flächen gleichfalls nicht einher. Auch insoweit 
haben die im Verfahren beteiligten Behörden keinerlei Bedenken geltend gemacht. 
Der Erholungswert der Landschaft wird infolge der Aufforstung ebenso wenig beein-
trächtigt. Die aufzuforstenden Flächen befinden sich teilweise im unmittelbaren Nah-
bereich der St 2240 und sind – außer an der Grenzlinie zur Staatsstraße – von 
Waldflächen umgeben. Die Aufforstung führt daher mangels optischer Wahrnehm-
barkeit von außerhalb der Verkehrsflächen der St 2240 zu keinem nachteiligen Ein-
fluss auf den landschaftlichen Erholungswert. Schließlich sind keine erheblichen 
Nachteile für die umliegenden Grundstücke zu erwarten. Die zur Aufforstung vorge-
sehenen Flächen wahren einen unter Verkehrssicherheitsaspekten hinreichenden 
Abstand zu den Straßenverkehrsflächen. Dass für die umliegenden Waldbestände 
Nachteile durch eine Minderung des Bodenertrags (vgl. dazu BayVGH, Beschluss 
vom 06.02.2007 – 19 ZB 06.1972 – juris m. w. N.) von Gewicht entstehen könnten, 
ist ebenso nicht ersichtlich (vgl. insoweit auch den vom Gesetzgeber abstrakt-gene-
rell gegenüber von Waldgrundstücken für ausreichend erachteten Grenzabstand 
von Anpflanzungen von 0,5 m in Art. 47 Abs. 2 AGBGB). Derartiges wurde im An-
hörungsverfahren auch nicht geltend gemacht, insbesondere auch nicht vom AELF 
und der Staatsforstverwaltung. 
 
Zu der Bitte des AELF Ansbach, die Wiederaufforstung der betroffenen Flächen mit 
dem Bereich Forsten des örtlich zuständigen AELF Fürth-Uffenheim abzusprechen, 
hat der Vorhabensträger eine entsprechende Zusage abgegeben. Das AELF Ans-
bach kritisiert, dass aus den vorgelegten Tekturunterlagen keine konkrete Rekulti-
vierungsplanung bezüglich der zurückzubauenden Straßenverkehrsflächen (St 
2240) als Ausgleich für den gerodeten Bannwald ersichtlich sei. Das AELF Ansbach 
bittet daher um die Vorlage eines weiteren Maßnahmenblattes W 3, indem die Wie-
derherstellung des Bodens, die angedachte Rekultivierung (beispielsweise „Anlage 
von standortgerechtem Mischwald“) und weiterführende Maßnahmen (Wildschutz, 
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Kulturpflege, Kontrolle, etc.) beschrieben sind. Es werde zudem empfohlen, die ge-
plante Rekultivierung ebenso mit dem örtlich zuständigen AELF Fürth-Uffenheim 
abzustimmen. Ähnliches gelte auch für die Maßnahme W 2; in dem dafür vorhande-
nen Maßnahmenblatt in Unterlage 19.3 T, seien insbesondere die Hinweise zur 
Pflege und Unterhaltung nicht hinreichend konkrete dargelegt. Der Vorhabensträger 
hat zugesichert, das Maßnahmenblatt zu W 2 entsprechend zu ergänzen sowie ein 
Maßnahmenblatt „W 3“ neu zu entwerfen und diese Ergänzungen dem AELF sowie 
der Planfeststellungsbehörde vorzulegen. Dies ist im Juli 2025 erfolgt; das Maßnah-
menblatt W 2 wurde in Absprache mit dem AELF Ansbach ergänzt, die neu erstellten 
Maßnahmenblätter W 3 sowie W 4 wurden in die Unterlage 9.3 T integriert und lie-
gen dem AELF Ansbach ebenso vor. Der Vorhabensträger hat nochmals schriftlich 
zugesichert, die genannten Rekultivierungs- bzw. Pflegemaßnahmen mit dem AELF 
Fürth-Uffenheim abzustimmen. 
 
Im Anhörungsverfahren fordern der Bayerische Bauernverband, das Sachgebiet 60 
der Regierung von Mittelfranken sowie einzelne Einwender bzw. deren anwalt-
schaftliche Vertretung im Hinblick auf die dauerhafte Inanspruchnahme von Wald-
flächen eine flächenschonendere Planung. Durch den Wegfall von zwei 
Versickerungsbecken und der damit verbundenen Neuplanung der Entwässerung 
(Tektur vom 03.04.2025), werden spürbar weniger Waldflächen als ursprünglich ge-
plant in Anspruch genommen, so dass den insoweit vorgetragenen Einwendungen 
zumindest teilweise – soweit als technischen möglich – Rechnung getragen wird. 
Eine weitere, flächenschonendere Planung in Bezug auf benötigte Waldflächen, ist 
aus straßenbautechnischer bzw. entwässerungstechnischer Sicht nicht möglich. 
 
Die aufgezeigten Auswirkungen des Vorhabens auf die Belange der Forstwirtschaft 
und des Waldes entfalten insgesamt kein Gewicht, das geeignet wäre, die für das 
Vorhaben sprechenden Belange zu überwiegen. Auf Grund der geplanten Auffors-
tungs- und sonstigen landschaftspflegerischen Maßnahmen kann davon ausgegan-
gen werden, dass die vorhabensbedingten Eingriffe in den Wald und damit in 
dessen unterschiedliche Funktionen für den Natur- und Klimahaushalt jedenfalls 
mittel- bzw. langfristig kompensiert werden. 
 

2.3.11 Gewässerschutz / Wasserwirtschaft 

Den Belangen des Gewässerschutzes wird sowohl im Hinblick auf Oberflächenwas-
ser als auch auf das Grundwasser durch die gegenständliche Planung und die unter 
A. 3.2 und A. 4.3 dieses Beschlusses angeordneten Nebenbestimmungen ausrei-
chend Rechnung getragen. 
 

2.3.11.1 Gewässerschutz 

2.3.11.1.1 Oberflächengewässer 

Die festgestellte Planung sieht vor, dass das Oberflächenwasser im Planbereich der 
St 2240 über eine Sammelleitung im westlichen Entwässerungsabschnitt in ein Ver-
sickerungsbecken zu leiten und dort zu versickern. Das Oberflächenwasser des Ab-
schnittes Mitte und Rampen Süd sowie des östlichen Abschnittes wird gesammelt 
und über Reinigungsanlagen in den Main-Donau-Kanal eingeleitet. Der Entwässe-
rungsabschnitt Bauende wird in die städtische Kanalisation eingeleitet (vgl. Unter-
lage 18.1 T und die planliche Darstellung in Unterlage 8.1 T bzw. 8.2 T). 
 
Oberirdische Gewässer sind gemäß § 27 Abs. 1 WHG so zu bewirtschaften, dass 
eine Verschlechterung ihres ökologischen und ihres chemischen Zustands vermie-
den wird und dass ein guter ökologischer und ein guter chemischer Zustand erhalten 
oder erreicht werden. Oberirdische Gewässer, die nach § 28 WHG als künstlich oder 
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erheblich verändert eingestuft werden, sind gemäß § 27 Abs. 2 WHG so zu bewirt-
schaften, dass eine Verschlechterung ihres ökologischen Potentials und ihres che-
mischen Zustands vermieden wird und ein gutes ökologisches Potential und ein 
guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden. Diese Verschlechterungs-
verbote und Verbesserungsgebote, die in Umsetzung von Art. 4 Abs. 1 Buchst. a 
Ziffer i bis iii der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23.10.2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Ge-
meinschaft im Bereich der Wasserpolitik (Wasserrahmenrichtlinie – WRRL) in das 
Wasserhaushaltsgesetz aufgenommen wurden, sind keine bloßen Zielvorgaben für 
die Gewässerbewirtschaftung, sondern zwingende Vorgaben für die Zulassung von 
Vorhaben. Sie müssen deshalb bei der Zulassung eines Projekts – auch im Rahmen 
der Planfeststellung eines fernstraßenrechtlichen Vorhabens nach § 17 FStrG – 
strikt beachtet werden (vgl. EuGH, Urteil vom 01.07.2015, NVwZ 2015, 1041 Rn. 50 
f.; BVerwG, Urteil vom 11.08.2016, DVBl. 2016, 1465 Rn. 160). 
 
Nach der Rechtsprechung des EuGHs liegt eine Verschlechterung des Zustands 
eines Oberflächenwasserkörpers im Sinne der WRRL – und mithin ein Verstoß ge-
gen das Verschlechterungsverbot – vor, sobald sich der Zustand mindestens einer 
Qualitätskomponente im Sinne des Anhangs V der Richtlinie um eine Klasse ver-
schlechtert, auch wenn diese Verschlechterung nicht zu einer Verschlechterung der 
Einstufung des Oberflächenwasserkörpers insgesamt führt. Ist jedoch die betref-
fende Qualitätskomponente im Sinne von Anhang V bereits in der niedrigsten Klasse 
eingeordnet, stellt jede Verschlechterung dieser Komponente eine „Verschlechte-
rung des Zustands“ eines Oberflächenwasserkörpers dar (EuGH, Urteil vom 
01.07.2015, NVwZ 2015, 1041 Rn. 69 f.). 
 
Das Verschlechterungsverbot gemäß § 27 Abs. 1 und 2 WHG erfasst nach dem 
Wortlaut der Vorschrift oberirdische Gewässer, d. h. das ständig oder zeitweilig in 
Betten fließende oder stehende oder aus Quellen wild abfließende Wasser (§ 3 Nr. 
1 WHG). Räumliche Bezugsgröße für die Prüfung der Verschlechterung bzw. einer 
nachteiligen Veränderung ist ebenso wie für die Zustands-/Potenzialbewertung in-
des grundsätzlich der Oberflächenwasserkörper in seiner Gesamtheit. Lokal be-
grenzte Veränderungen sind daher nicht relevant, solange sie sich nicht auf den 
gesamten Wasserkörper oder andere Wasserkörper auswirken (BVerwG, Urteil vom 
09.02.2017, NVwZ-Beilage 2017, 101 Rn. 506). Als kleinste Oberflächenwasserkör-
pertypen für Fließgewässer sieht Anlage 1 Nr. 2.1 Buchst. a der Verordnung zum 
Schutz der Oberflächengewässer vom 20.06 2016 (OGewV), zuletzt geändert am 
09.12.2020, solche mit einem Einzugsgebiet ab 10 km2 vor. Für sog. Kleingewässer, 
die diese Voraussetzungen nicht erfüllen, kann dem Verschlechterungsverbot u. a. 
auch dadurch entsprochen werden, dass sie so bewirtschaftet werden, dass der re-
levante Oberflächenwasserkörper, mit dem sie unmittelbar oder mittelbar verbunden 
sind, die Bewirtschaftungsziele erreicht (BVerwG, Urteil vom 10.11.2016, NVwZ 
2017, 1294 Rn. 104 f.). Gegen diese Vorgehensweise bestehen keine unionsrecht-
lichen Bedenken (vgl. BVerwG, Urteil vom 27.11.2018, NVwZ 2019, 1202 Rn. 43 f.). 
 
Bei der Verschlechterungsprüfung bezüglich des ökologischen Zustands eines 
Oberflächenwasserkörpers ist hydromorphologischen, chemischen und allgemein 
chemisch-physikalischen Qualitätskomponenten nur unterstützende Bedeutung bei-
zumessen und Veränderungen dieser Komponenten sind daraufhin zu prüfen, ob 
sie sich auf die biologischen Qualitätskomponenten auswirken (BVerwG, Urteil vom 
09.02.2017, NVwZ-Beilage 2017, 101 Rn. 496 ff). Für eine Verschlechterung des 
chemischen Zustands eines Oberflächenwasserkörpers ist entscheidend, ob durch 
die Maßnahme mindestens eine Umweltqualitätsnorm im Sinne der Anlage 8 zur 
OGewV überschritten wird. Hat ein Schadstoff die Umweltqualitätsnorm bereits 
überschritten, ist jede weitere vorhabenbedingte Erhöhung der Schadstoffkonzent-
ration eine unzulässige Verschlechterung (a. a. O. Rn. 578). Eine nur rechnerisch 
ableitbare, gegebenenfalls minimale Konzentrationserhöhung ist für die Erfüllung 
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des Verschlechterungsverbots allerdings ohne Bedeutung. Mit dem Erfordernis, 
dass nachweisbare Vorgänge nur dann rechtlich beachtlich sind, wenn sie im Tat-
sächlichen einen Niederschlag finden, werden keine auf einer Interessenabwägung 
beruhenden Erheblichkeitsschwellen angewandt, die nach der Rechtsprechung des 
EuGHs nicht zulässig sind. Vielmehr wird durch den Bezug auf die Messbarkeit den 
durch die verfügbaren naturwissenschaftlichen Methoden bedingten Grenzen der 
empirischen Erkennbarkeit einer Veränderung Rechnung getragen (BVerwG, Urteil 
vom 04.06.2020 – 7 A 1.18 – juris Rn. 110). 
 
Ob ein Vorhaben eine Verschlechterung des Zustands eines Wasserkörpers bewir-
ken kann, beurteilt sich nach dem allgemeinen ordnungsrechtlichen Maßstab der 
hinreichenden Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts. Eine Verschlechterung 
muss daher nicht ausgeschlossen, aber auch nicht sicher zu erwarten sein 
(BVerwG, Urteil vom 09.02.2017, NVwZ-Beilage 2017, 101 Rn. 480). 
 
Für einen Verstoß gegen das Verbesserungsgebot ist maßgeblich, ob die Folgewir-
kungen des Vorhabens mit hinreichender Wahrscheinlichkeit faktisch zu einer Ver-
eitelung der Bewirtschaftungsziele führen (BVerwG a. a. O. Rn. 582). 
 
Hervorzuheben ist, dass weder die Wasserrahmenrichtlinie noch das Wasserhaus-
haltsgesetz verlangen, dass bei der Vorhabenzulassung auch die kumulierenden 
Wirkungen anderer Vorhaben zu berücksichtigen sind. Für eine solche "Summati-
onsbetrachtung" besteht im Genehmigungsverfahren auch weder eine Notwendig-
keit noch könnte dieses Sachproblem auf der Zulassungsebene angemessen 
bewältigt werden. Vielmehr folgt aus der Vorrangstellung der wasserwirtschaftlichen 
Bewirtschaftungsplanung (§§ 82 ff. WHG), dass die vielfältigen aktuellen und zu-
künftigen (absehbaren) Gewässernutzungen in die Ziel- und Maßnahmenplanung 
einzustellen sind. Es unterliegt der fachkundigen Einschätzung des Plangebers und 
der Wasserbehörden, ob die Maßnahmen zur Zielerreichung selbst dann noch ge-
eignet und ausreichend "dimensioniert" sind oder gegebenenfalls nachgesteuert 
werden müssen, wenn im Verlaufe des Bewirtschaftungszeitraums Gewässernut-
zungen intensiviert werden oder neue Nutzungen bzw. Maßnahmen hinzutreten 
(BVerwG a. a. O. Rn. 594). 
 
Von den dargestellten Maßstäben ausgehend genügt die gegenständliche Planung 
in Bezug auf Oberflächengewässer sowohl dem Verschlechterungsverbot als auch 
dem Verbesserungsgebot. 
 
Das auf den plangegenständlichen Verkehrsflächen des Abschnitts Mitte und Ram-
pen Süd sowie des östlichen Abschnitts anfallende Niederschlagswasser wird ge-
sammelt und über Reinigungsanlagen in den Main-Donau-Kanal eingeleitet (siehe 
Nr. 3.3 der Unterlage 18.1 T sowie Tabelle 1 in Unterlage 18.3 T). Der Main-Donau-
Kanal bildet im Planbereich den Oberflächenwasserkörper FWK 2_F055 „Main-Do-
nau-Kanal von Oberfürberg bis Zusammenfluss mit Regnitz“. Dieses Gewässer I. 
Ordnung hat ein Einzugsgebiet von 22 km2 und eine Länge von 26,8 km. Es gibt 
insoweit keine Zuordnung zu einem Gewässertyp, da es sich um ein künstliches 
Gewässer handelt. Das Gebiet liegt in der Flussgebietseinheit Rhein und im Pla-
nungsraum/Flussgebietsanteil Regnitz (siehe Nr. 2.3.2 der Unterlage 18.3 T). Das 
ökologische Potential des Flusswasserkörpers 2_F055, eines künstlichen Wasser-
körpers i. S. v § 28 i. V. m. § 3 Nr. 4 WHG, wird in der Bewirtschaftungsplanung als 
mäßig, sein chemischer Zustand als nicht gut eingestuft. 
 
Mit der Erneuerung des Brückenbauwerks über den Main-Donau-Kanal ist keine 
Änderung der freigegebenen Fahrstreifenanzahl (einer je Richtungsfahrbahn) der St 
2240 verbunden (siehe dazu oben unter C. 2.3.4.1.2). Zudem belegen die Ergeb-
nisse des Verkehrsmodells der Stadt Erlangen vom 18.11.2019, dass das gegen-
ständliche Vorhaben keinen Einfluss auf die Verkehrsmengen der St 2240 hat, die 
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sogar gegenüber dem Prognosejahr 2030 tendenziell rückläufig sind. Das Bauvor-
haben führt daher nicht zu einer Steigerung der verkehrlichen Attraktivität. 
 
Das Oberflächenwasser des Entwässerungsabschnitts Mitte wird auf dem neuen 
Brückenbauwerk einschließlich der Kappen und des Geh- und Radweges sowie der 
freien Strecke über Straßeneinläufe gefasst und einer Sammelleitung zugeführt. Die 
südlichen Rampen werden ebenfalls diesem Abschnitt zugeordnet und der Sammel-
leitung zugeführt. Nach einer Reinigung gemäß den Anforderungen der REwS in 
einer zertifizierten Regenwasserbehandlungsanlage wird das Straßenwasser in den 
Main-Donau-Kanal eingeleitet. Im Entwässerungsabschnitt Ost wird das Oberflä-
chenwasser auf der Brücke einschließlich der Kappen und des Geh- und Radweges 
sowie der freien Strecke (ebenso)über Straßeneinläufe gefasst und einer Sammel-
leitung zugeführt. Nach einer Reinigung gemäß den Anforderungen der REwS in 
einer zertifizierten Regenwasserbehandlungsanlage wird das Straßenwasser eben-
falls in den Main-Donau-Kanal eingeleitet (siehe hierzu die Tabelle in Nr. 3.1 der 
Unterlage 18.1 T sowie dazu noch näher unten unter C. 2.3.13.2). Die Sedimentati-
onsanlagen – welche zudem den Anforderungen der RiStWag entsprechen, ma-
chen es in Zukunft außerdem möglich zu verhindern, dass auf den an diese Anlagen 
angeschlossenen Einzugsflächen – etwa bei einem Unfall – ausgetretene wasser-
gefährdende Stoffe oder verunreinigtes Straßenoberflächenwasser in die Vorfluter 
gelangen kann. Mit Hilfe dieser Anlagen können solche Stoffe bzw. verunreinigtes 
Wasser aufgefangen und zurückgehalten werden. Im Bestand erfolgt die Ableitung 
des Oberflächenwassers über die Bankette und die Böschungen in das angren-
zende Gelände. Bauliche Anlagen zur Reinigung und Rückhaltung sind nicht vor-
handen. Die südlichen Rampen der Anschluss-Stelle entwässern in einen 
Straßenentwässerungskanal, der in den bestehenden Entwässerungskanal in der 
Straße „Am Europakanal“ einleitet. Dieser ist an die städtische Kläranlage ange-
schlossen. Die Ableitung des Oberflächenwassers der Brücke über den Main-Do-
nau-Kanal erfolgt im Bestand im Bereich der Widerlager über Fallrohre mit 
anschließender Einleitung in den Main-Donau-Kanal. Vor der Einleitung erfolgt 
keine Reinigung des Oberflächenwassers (siehe Nr. 1 der Unterlage 18.1 T). Da 
sich – wie dargelegt – die Zahl der Fahrstreifen vorhabensbedingt nicht erhöht, kann 
nach Umsetzung des Vorhabens die Tausalzausbringung im Rahmen des Winter-
dienstes gegenüber heute reduziert werden, so dass auch eine Erhöhung der Chlo-
ridfracht im Straßenoberflächenwasser hinreichend sicher ausgeschlossen werden 
kann. Generell kann durch die Tausalz- bzw. Soleausbringung insbesondere im 
Winter eine nicht unerhebliche Chloridkonzentration im Straßenabflusswasser vor-
liegen. Da das wasserlösliche Chlorid selbst in Retentionsbodenfiltern, als aktuell 
effektivste Reinigungslösung, nicht ausreichend zurückgehalten werden kann, hat 
der Vorhabensträger vorsorglich die resultierende Chloridbelastung basierend auf 
den Messwerten der Messstelle Hüttendorf (17760) im Main-Donau-Kanal ebenfalls 
geprüft bzw. berechnen lassen. Die Berechnungen auf Basis der Daten der Stra-
ßenmeisterei Lauf/Höchstadt, die für den Winterdienst in der Region verantwortlich 
ist, zeigen, dass durch Ausbringung von Streusalz die zulässige Chloridkonzentra-
tion für den Main-Donau-Kanal im Planbereich nicht überschritten wird. Die reprä-
sentative Vorbelastung (Chloridfracht) des Main-Donau-Kanals liegt bei 36 mg/l und 
somit unter dem Grenzwert für den ökologisch sehr guten Zustand von 50 mg/l. Im 
Ergebnis führt die Einleitung des tausalzbefrachteten Straßenabflusses zu einer 
nicht messbaren Erhöhung der Chloridfracht im Main-Donau-Kanal. Rechnerisch 
ergibt sich eine Erhöhung von 36 mg/l auf 36,03 mg/l. Der Wert liegt weiterhin deut-
lich unter dem Orientierungswert für den ökologisch sehr guten Zustand von max. 
50 mg/l (vgl. Tabelle 9 unter Nr. 3.4.1 der Unterlage 18.3 T). Unter Berücksichtigung 
der Belastungen durch die bestehende Brücke wird es an der repräsentativen Mess-
stelle zu einer rechnerischen Mehrbelastung von 0,034 mg/l kommen. Dieser Wert 
liegt weit unterhalb der Messbarkeitsgrenze von 0,5 mg/l. 
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Eingriffe in das (künstliche) Gewässerbett sind baubedingt nicht erforderlich, ebenso 
keine sonstigen Eingriffe in den Main-Donau-Kanal. Im Falle einer Einleitung von 
Bauwasser in den Main-Donau-Kanal erfolgt diese erst nach Vorreinigung des Was-
sers in Absetzbecken, wodurch die Sedimentfracht reduziert wird. Darüber hinaus 
stellen die üblichen vorgesehenen Schutzmaßnahmen (u.a. DIN 18299, 18300, 
18305, 18320 und ZTV-E, ZTV-La, ZTVEw) den Schutz des Gewässers ausrei-
chend sicher. Die Einhaltung einschlägiger DIN-Normen für Baustelleneinrichtung 
und -ausführung stellen den Schutz des Oberflächenwassers sowie auch des 
Grundwassers ausreichend sicher. Das Vorhaben befinden sich, wie bereits darge-
legt, innerhalb eines Trinkwasserschutzgebietes (Zone III) und wird nach den Vor-
gaben zum Bau von Straßen in Wassergewinnungsgebieten (RiStWag-Zone III) 
hergestellt. Eine Beeinträchtigung des Gewässers durch baubedingten Schadstof-
feinträge ist unter Berücksichtigung der zuvor genannten Vermeidungsmaßnahmen 
nicht zu erwarten. Infolge der gleichbleibenden Anzahl der Fahrstreifen wird anlage-
bedingt die Wasserfläche unterhalb der neuen Brücken auch nicht mehr als bisher 
verschattet. Es liegt hier damit der auf S. 38 unten des Merkblatts zur Berücksichti-
gung der Wasserrahmenrichtlinie in der Straßenplanung (M WRRL), Ausgabe 2021, 
für Brückenersatzneubauten an bestehenden Straßen beschriebene Regelfall vor 
(keine maßgebliche Vergrößerung der versiegelten Straßenflächen, Ergänzung ei-
ner Regenwasserbehandlung), so dass eine vereinfachte Betrachtung, wie sie vor-
stehend erfolgt ist, insoweit aus fachlicher Sicht genügt, um im Ergebnis eine 
Verschlechterung des ökologischen Potentials des genannten Flusswasserkörpers 
offensichtlich auszuschließen. 
 
Der chemische Zustand von Gewässern wird nach RL 2013/39/EG über die Einhal-
tung von Umweltqualitätsnormen (UQN) für ausgewählte „prioritäre“ Chemikalien 
festgelegt. Diese Normen sollen gewährleisten, dass Pflanzen und Tiere in den Ge-
wässern nicht geschädigt werden. Hierbei wird in zwei Klassen („gut“ und „nicht gut“) 
unterteilt. Der FWK 2_F055 ist aktuell in keinem guten Zustand, da die Grenzwerte 
von Quecksilber und Summe 6-BDE (28,47,99,100,153,154) überschritten werden. 
 
Vorhabensbedingt ist bezüglich des chemischen Zustands des Main-Donau-Kanals 
angesichts der vorstehenden Ausführungen, insbesondere wegen der erstmals vor-
gesehenen Reinigung des Straßenabwassers vor Einleitung in Oberflächengewäs-
ser, ebenso nicht ersichtlich, dass die vorgesehene Straßenwassereinleitung 
messtechnisch erfassbare nachteilige Auswirkungen haben könnte. Mit Blick auf 
den aktuellen chemischen Zustand des Wasserkörpers, der maßgeblich auf den Pa-
rametern Quecksilber beruht, ist außerdem darauf hinzuweisen, dass Straßenab-
wasser etwa kein Quecksilber enthält und deshalb auch keine Quecksilbereinträge 
in den betroffenen Oberflächenwasserkörper verursachen kann (BVerwG, Urteil 
vom 11.07.2019, NVwZ 2020, 788 Rn. 179). 
 
Das Wasserwirtschaft Nürnberg geht dementsprechend ebenso davon aus, dass 
vorhabensbedingt weder nachteilige Auswirkungen auf eine biologische Qualitäts-
komponente noch Überschreitungen von Umweltqualitätsnormen nach der OGewV 
zu erwarten sind. Es hat bestätigt, dass wegen der gleichbleibenden Anzahl an 
Fahrstreifen und des fehlenden Einflusses des Vorhabens auf die Verkehrsbelas-
tung der St 2240 nicht von einer Erhöhung der Chloridbelastung auszugehen ist und 
die Schadstofffrachten infolge der Erneuerung der Brückenentwässerung im Ergeb-
nis leicht verringert werden. Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg geht deshalb auch 
nicht von einer Verschlechterung im Sinne der WRRL aus. 
 
Bezüglich der im Rahmen des Baubetriebs (gegebenenfalls) notwendigen zeitweili-
gen Ableitung von Grundwasser aus dem Bereich von Baugruben und dessen nach-
folgende Ableitung in den Main-Donau-Kanal ist ebenso nicht zu erkennen, dass 
dies nachhaltige Auswirkungen auf den ökologischen oder chemischen Zustand des 
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genannten Flusswasserkörpers haben könnte. Die insoweit geplanten Wasserein-
leitungen werden jeweils nur überschaubare Zeiträume andauern und außerdem im 
Vergleich zu der sonstigen Durchflussmenge des Main-Donau-Kanals von ihrem 
Umfang her nicht ins Gewicht fallen. Zudem wird das abgeleitete Grundwasser vor 
der Einleitung in den Main-Donau-Kanal über einen Absetzcontainer geführt, um es 
zu reinigen und von möglichen Schwebstoffen zu befreien (vgl. hierzu die angeord-
neten Nebenbestimmungen unter A. 4.3.7 dieses Beschlusses). 
 
In Anbetracht dessen, dass das Vorhaben keinen unmittelbaren Eingriff in den 
Flusswasserkörper selbst beinhaltet und die vorgesehene Straßenwassereinleitung 
keine nachteiligen Auswirkungen auf ihn zeitigt, sowie mit Blick auf die Größe des 
betroffenen Wasserkörpers insgesamt (er hat ein unmittelbares Einzugsgebiet von 
22 km²), ist außerdem festzustellen, dass das Vorhaben keinen nachteiligen Einfluss 
auf die zukünftige Erreichung der Bewirtschaftungsziele haben wird. Folglich wird 
das Vorhaben auch dem sich aus der WRRL ergebenden Verbesserungsgebot ge-
recht. 
 
Hinsichtlich der Einleitung von Straßenwasser in den Main-Donau-Kanal wird ergän-
zend noch auf die Ausführungen unter C. 2.3.13.3 verwiesen. 
 

2.3.11.1.2 Grundwasser 

Das Grundwasser ist gemäß § 47 Abs. 1 WHG so zu bewirtschaften, dass eine 
Verschlechterung seines mengenmäßigen und chemischen Zustands vermieden, 
der Trend zum menschenverursachten Anstieg von Schadstoffkonzentrationen um-
gekehrt und ein guter mengenmäßiger Zustand erhalten oder erreicht wird. Diese 
Vorgaben wurden in Umsetzung von Art. 4 Abs. 1 Buchst. b der WRRL in das Was-
serhaushaltsgesetz aufgenommen; auch sie sind keine bloßen Zielvorgaben für die 
Gewässerbewirtschaftung, sondern zwingende Vorgaben für die Zulassung von 
Vorhaben. Für die Beurteilung einer möglichen Verschlechterung eines Grundwas-
serkörpers gilt, dass von einer Verschlechterung des chemischen Zustands eines 
Grundwasserkörpers sowohl dann auszugehen ist, wenn mindestens eine der Qua-
litätsnormen oder einer der Schwellenwerte im Sinne von Art. 3 Abs. 1 der RL 
2006/118/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12.12.2006 zum 
Schutz des Grundwassers vor Verschmutzung und Verschlechterung überschritten 
wird, als auch dann, wenn sich die Konzentration eines Schadstoffs, dessen Schwel-
lenwert bereits überschritten ist, voraussichtlich erhöhen wird (EuGH, Urteil vom 
28.05.2020 – C-535/18 – juris Rn. 91 ff), wobei die für das Grundwasser maßgebli-
chen Umweltqualitätsnormen in Anlage 2 zur Verordnung zum Schutz des Grund-
wassers (Grundwasserverordnung – GrwV) vom 09.11.2010, zuletzt geändert am 
12.10.2022, zu finden sind. Für eine Verschlechterung des mengenmäßigen Zu-
stands sind die Kriterien von § 4 Abs. 2 GrwV insofern maßgeblich, als dass jedes 
einzelne Kriterium hinsichtlich einer möglichen Verschlechterung zu beurteilen ist 
(Rossi in Sieder/Zeitler/Dahme/Knopp, WHG AbwAG, Stand Februar 2022, § 47 
WHG Rn. 26); danach darf insbesondere die langfristige mittlere jährliche Grund-
wasserentnahme das nutzbare Grundwasserdargebot nicht übersteigen (§ 4 Abs. 2 
Nr. 1 GrwV). 
 
Das Vorhaben befindet sich im Bereich des Grundwasserkörpers 2_G016 „Quartär 
– Erlangen“, welcher hauptsächlichen von fluviatilen Schottern und Sanden geprägt 
wird. Untergeordnet erstreckt er sich auch über den Gips- und den Sandsteinkeuper. 
Er erstreckt sich über eine Gesamtfläche von 63 km2. Die zum plangegenständli-
chen Vorhaben nächstgelegene repräsentative Messstelle, an der Werte für die Ab-
leitung des chemischen Zustands gemessen werden, befindet sich auf der Höhe 



Planfeststellungsbeschluss vom 15.09.2025, Gz. RMF-SG32-4354-3-19 Seite 159 

 

von Baiersdorf. 42,1 % der Grundwasserneubildung wird dem Grundwasserkörper 
aktuell als Trinkwasser entnommen. Der Grundwasserkörper wird in der Bewirt-
schaftungsplanung sowohl hinsichtlich seines chemischen Zustandes als auch be-
treffend seinen mengenmäßigen Zustand als gut eingestuft. 
 
Gemäß festgestellter Planung, wird das Oberflächenwasser der Verkehrsflächen im 
Bereich des Entwässerungsabschnitts West über Straßeneinläufe gefasst, durch 
Entwässerungsleitungen abgeleitet und einem Absetzbecken zugeführt, wo es nach 
einer Reinigung entsprechend den Anforderungen der RiStWag über ein Versicke-
rungsbecken in das Grundwasser eingeleitet wird. Das Absetzbecken wird befestigt 
und verfügt über einen Schlammsammelraum. Zur Rückhaltung von Leichtflüssig-
keiten sind Tauchrohre vorgesehen (siehe Nr. 3.2 der Unterlage 18. 1 T). Das an-
fallende Oberflächenwasser im Bereich der Anschluss-Stelle Rampen Nord wird 
über Straßeneinläufe gesammelt und über Entwässerungsleitungen abgeleitet. Die 
Reinigung erfolgt über eine Sedimentationsanalage, insoweit kommt ein 9 m langer 
Absetzkanal DN 600 zum Einsatz. Die Reinigungsanlage wird im Geh- und Radweg 
am westlichen Böschungsfuß angeordnet. Nach der Reinigung erfolgt die Ableitung 
des Wassers in den vorhandenen Graben südlich der Straße „Heusteg“, wo es dann 
versickert und somit dem Grundwasser zugeführt wird (siehe Nr. 3.6 der Unterlage 
18.1 T). 
 
Im Bestand wird das anfallende Oberflächenwasser der St 2240, insbesondere im 
Bereich der bestehenden Brücke, breitflächig über die Böschungsschultern in das 
angrenzende Gelände abgeleitet und versickert. Anlagen zur Regenwasserbehand-
lung sind nicht vorhanden. Für den chemischen Zustand des Grundwasserkörpers 
kann ein rechtserheblicher nachteiliger Einfluss des Vorhabens wegen der dem 
Stand der Technik entsprechenden Reinigung des Wassers beim Versickern aus-
geschlossen werden. Auch hat das plangegenständliche Vorhaben keine relevanten 
Auswirkungen auf den mengenmäßigen Zustand des Grundwasserkörpers (siehe 
Tabelle 2 unter Nr. 2.3.3 der Unterlage 18.3 T). Das wasserlösliche Chlorid wird in 
dem vorgeschalteten Absetzbecken und Sedimentationsanlagen nicht zurückgehal-
ten. Gleichwohl kann vorliegend auch insoweit ein negativer Einfluss des Vorhabens 
auf den Grundwasserkörper verneint werden. Tausalzeinträge in Grundwasserkör-
per durch Versickerung von Straßenabflüssen sind nach fachlicher Erkenntnis re-
gelmäßig nicht von Relevanz, ohne dass dies eines rechnerischen Nachweises 
bedürfte (siehe Nr. 4.4.1 des M WRRL). Dies beansprucht vorliegend erst recht 
dadurch Geltung, dass – wie bereits dargelegt – auch heute schon Wasser von Stra-
ßen- bzw. Böschungsflächen im Bereich des plangegenständlichen Brückenbau-
werks dem Grundwasser zugeführt wird, so dass sich vorhabensbedingt insoweit 
keine bedeutende Veränderung ergibt. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass 
sich die Zahl der Fahrstreifen vorhabensbedingt nicht erhöht und es infolge des Vor-
habens deshalb nicht zu einer Erhöhung Tausalzausbringung im Rahmen des Win-
terdienstes kommen wird. Dennoch hat der Vorhabensträger eine Überprüfung 
dahingehend durchführen lassen, ob der Schwellenwert der Anlage 2 der GrwV von 
250 mg/l im Jahresmittel eingehalten wird. Die versiegelte Fläche der St 2240, die 
in den Grundwasserkörper entwässert wird, hat im Ausbauabschnitt eine Fläche von 
10.310 m2. Es handelt sich hierbei um die gesamte Straßenfläche, nicht nur die hin-
zukommende versiegelte Fläche. Es handelt sich somit um einen Worst-Case-An-
satz, da die Chlorideinträge der bestehenden Straße nicht abgezogen werden, 
obwohl sich diese bereits in der aktuellen Chloridkonzentration des Grundwasser-
körpers widerspiegeln sollten. Daher ist davon auszugehen, dass die tatsächlich zu 
erwartende Chloridkonzentration unter dem berechneten Wert liegt. Die aufge-
brachte Tausalzmenge von 0,705 kg/m2 stellt den durchschnittlichen Salzverbrauch 
der letzten fünf Jahre der Straßenmeisterei Lauf/Höchstadt dar (siehe hierzu Nr. 4.5 
der Unterlage 18.3 T). Die Ausgangs-Chloridkonzentration des GWK liegt bei der 
nächstgelegenen repräsentativen Messstelle, die westlich von Baiersdorf liegt, bei 
8,0 mg/l (LfU 2015). Im Bezirk des Nürnberger Wasserwirtschaftsamtes betrug die 
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mittlere Grundwasserneubildung im Zeitraum 2009 – 2018 75 mm/a (LfU Bayern 
2020). Der Grundwasserkörper hat eine Größe von 63 km2. Die daraus resultierende 
Chloridkonzentration nach der Umsetzung dieses Vorhabens beträgt ca. 8,8 mg/l. 
Zieht man die bereits vorhandene Straßenfläche ab und berücksichtigt nur die Net-
toneuversiegelung, fällt dieser Wert mit hoher Wahrscheinlichkeit noch geringer aus. 
Somit kommt es zu keiner erheblichen Zunahme der Chloridkonzentration im Grund-
wasser. Der Schwellenwert der Anlage 2 der GrwV liegt für Chlorid bei 250 mg/l und 
wird vorliegend weit unterschritten. Es ergeben sich keine erheblichen Zunahmen 
der Schadstoff- oder Chloridkonzentration im Grundwasserkörper. 
 
Insofern ist ein Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot hinsichtlich des chemi-
schen Zustands des Grundwasserkörpers auszuschließen. Nachteilige Auswirkun-
gen im Hinblick auf das Trendumkehrgebot sowie das Verbesserungsgebot sind, u. 
a. mit Blick auf die im Verhältnis verschwindend geringe Größe des Gebietes, in 
dem sich vorhabensbedingt versickerndes Oberflächenwasser allenfalls auswirken 
kann, ebenso nicht zu gewärtigen. Daneben entwässern zwei Entwässerungsab-
schnitte in den Main-Donau-Kanal bzw. in die städtische Kanalisation. Dieses Was-
ser steht der lokalen Grundwasserneubildung daher nicht zur Verfügung. Da es 
vorhabensbedingt zu keinen dauerhaften (lediglich bauzeitbedingt) Grundwasser-
anschnitten bzw. Grundwasserabsenkungen kommt, wird auch der mengenmäßige 
Zustand nicht negativ beeinflusst. 
 
Auch bezogen auf den mengenmäßigen Zustand des Grundwasserkörpers kann ein 
Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot ausgeschlossen werden. Hinsichtlich 
der Wassermengen, die von den gegenständlichen Verkehrsflächen zukünftig dem 
Grundwasser zugeführt werden, lässt sich mit Blick auf die heute schon zum Teil 
erfolgende Versickerung des Wassers von Straßenflächen im Bereich des vorhan-
denen Brückenbauwerks sowie die Flächenausdehnung des betroffenen Grundwas-
serkörpers von 63 km² ohne nähere Untersuchungen feststellen, dass diese keinen 
feststellbaren Einfluss auf den mengenmäßigen Zustand des Grundwasserkörpers 
haben werden. Dies entspricht auch der allgemeinen Erkenntnis, dass wegen der 
Größe der Grundwasserkörper eine geringfügige Zunahme der versickernden Was-
sermengen ohne weiteres als nicht relevant angesehen werden kann (siehe Nr. 4.2 
des M WRRL). Des Weiteren ist die mit dem Vorhaben verbundene Neuversiege-
lung von Flächen im Umfang von 10.310 m² (siehe Nr. 4.5 der Unterlage 18.3 T) mit 
Blick auf die genannte Flächenausdehnung des Grundwasserkörpers verschwin-
dend gering (sie betrifft nur knapp 0,0163 % der Fläche des Grundwasserkörpers). 
Ein greifbarer Einfluss des Vorhabens auf die Grundwasserneubildungsrate (vgl. 
dazu Tabellen 3 und 5 des M WRRL) und auf das Grundwasserdargebot im Bereich 
des Wasserkörpers ist deshalb nicht zu erkennen. Für vorhabensbedingte Änderun-
gen des Grundwasserstandes, die die in § 4 Abs. 2 Nr. 2 GrwV benannten Auswir-
kungen auslösen können, ist mit Blick auf die vorstehenden Ausführungen ebenso 
nichts ersichtlich. 
 
Dass die zur Gründung des neuen Brückenbauwerks über den Main-Donau-Kanal 
im Bereich der Widerlager und Pfeiler in den Untergrund eingebrachten Bohrpfähle 
(insgesamt 32 Großbbohrpfähle, Durchmesser 1,20 m, Pfahllänge 22,40 m), die ge-
plante Gründungstiefe liegt bei ca. 262,40 m über NHN, rechtserhebliche Auswir-
kungen auf den genannten Grundwasserkörper haben könnten, ist nicht zu 
erkennen. Gleiches gilt bezüglich der für die Gründung der Traggerüste, die als Bau-
behelf zum Abbruch der vorhandenen sowie zur Herstellung der neuen Brücken-
überbauten erforderlich sind, vorgesehenen Bohrpfähle. Die geplanten Bohrpfähle 
stellen allesamt jeweils nur sehr kompakte Fremdkörper im Grundwasserbereich 
dar, die zudem gruppenweise angeordnet sind, so dass keine nennenswerten Aus-
wirkungen auf die Grundwasserströmung und dergleichen zu besorgen sind Hin-
sichtlich der plangegenständlichen Regenwasserbehandlungsanlagen sowie des 
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Versickerungsbeckens (diese entsprechen, wie bereits dargelegt, den Anforderun-
gen der RiStWag sowie der REwS) gilt auf Grund deren kompakter Bauweise und 
ihrer geringen Eindringtiefe in den Grundwasserbereich nichts Anderes (siehe Nrn. 
3.1 – 3.6 der Unterlage 18.1 T). Erst recht gilt dies hinsichtlich der geplanten Bau-
gruben bezüglich der beiden Widerlager (einschließlich Pfahlkopfplatte) sollen bei 
einer Tiefe von etwa 2,00m – 2,80 m zum Gelände am Böschungsfuß (Urgelände) 
oberhalb des Grundwasserspiegels errichtet werden. Zur Sicherung der Baugruben 
ist ein temporärer Spundwandverbau vorgesehen, der nach Beendigung der Maß-
nahmen vollständig wieder gezogen werden soll. Gemäß Planunterlagen wird von 
einer Bauzeit von voraussichtlich 24 Monaten ausgegangen. Das im Rahmen der 
Errichtung der Bohrpfähle sowie zur Trockenhaltung der Baugruben anfallende 
Schichten- bzw. Sickerwasser (Grundwasser im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 3 WHG, 
da insoweit auch Schichtenwasser erfasst wird) Wasser darf nur im unbedingt not-
wendigen zeitlichen und quantitativen Umfang gefördert und abgeleitet werden. Die 
stellen die unter A. 4.3.7 dieses Beschlusses verfügten Nebenbestimmungen sicher. 
Auswirkungen auf den mengenmäßigen Zustand des Grundwasserkörpers sind in-
soweit nicht zu gewärtigen. Hinsichtlich möglicher Auswirkungen auf den chemi-
schen Zustand des Grundwasserkörpers im Rahmen der Erstellung der Bohrpfähle 
sorgen die Nebenbestimmungen unter A. 4.3.7 dafür, dass keine greifbaren nach-
teiligen Auswirkungen auf die Grundwasserbeschaffenheit entstehen (siehe dazu 
auch die Ausführungen unten unter C. 2.3.13.3). Ein Verstoß gegen das wasserrah-
menrechtliche Verschlechterungsverbot liegt somit nicht vor. Ein nachteiliger Effekt 
im Hinblick auf das Trendumkehrgebot sowie das Verbesserungsgebot entsteht, 
auch mit Blick auf den räumlich eng begrenzten bleibenden Bereich, in dem sich die 
Bohrpfahlgründungen allenfalls auswirken können, ebenfalls nicht. 
 
Auch das für eine gewisse Dauer während der baulichen Umsetzung des Vorhabens 
vorgesehene Absenken und Ableiten von anfallendem Schichten- bzw. Sickerwas-
ser in Teilen des Baufeldes lässt nachteilige Auswirkungen auf den Grundwasser-
körper, die zu einer Verschlechterung seines Zustandes im Rechtssinn führen 
könnten, nicht besorgen. Die insoweit entstehenden Auswirkungen auf den Grund-
wasserkörper sind nur vorübergehender Natur. Die geplanten Bauwasserhaltungen 
bewegen sich allesamt sowohl hinsichtlich ihrer Zeitdauer als auch der voraussicht-
lich abzuleitenden Grundwassermengen in einem geringen bzw. im Verhältnis zur 
Ausdehnung des Grundwasserkörpers 2_G016 „Quartär – Erlangen“ vernachlässig-
baren Umfang. Das beim Betonieren der Bohrpfähle anfallende und abzuleitende 
Schichtenwasser (Wassermenge max. ca. 10 m³ bis 12,5 m³ bei insgesamt 32 Pfäh-
len) lässt auch nach Auffassung des Wasserwirtschaftsamtes Nürnberg keine ne-
gativen Auswirkungen auf den naturgegebenen Grundwasserhaushalt besorgen. Es 
gibt im Ergebnis keinerlei Anhaltspunkte dafür, dass durch die vorgesehenen –ver-
gleichsweise nur kurzzeitigen – Grundwasserbenutzungen das Gleichgewicht zwi-
schen Grundwasserentnahme/-ableitung und Grundwasserneubildung gestört wird 
(vgl. § 47 Abs. 1 Nr. 3 WHG). Es darf außerdem davon ausgegangen werden, dass 
sich die Grundwasserverhältnisse nach Ende der Grundwasserbenutzungen wieder 
an die zu zuvor gegebenen Verhältnisse angleichen werden. Eine Verschlechterung 
des mengenmäßigen Zustands des Wasserkörpers ist auch insoweit auszuschlie-
ßen. Eine dauerhafte Ableitung von Grundwasser ist nicht vorgesehen. Für eine 
Verschlechterung des chemischen Zustands infolge der bauzeitlichen Grundwas-
serabsenkung gibt es keinerlei Anhaltspunkte, insbesondere ist nichts dafür ersicht-
lich, dass es durch die Absenkung zu einer Verfrachtung von Schadstoffen oder dgl. 
in den Grundwasserbereich kommen könnte. Gegen das Verschlechterungsverbot 
wird damit auch insoweit nicht verstoßen. Gleiches gilt bezüglich des Trendumkehr-
gebots sowie des Verbesserungsgebots. 
 
Das sonstige, von den RiStWag genannte bautechnische Vorgaben für die weitere 
Schutzzone in der Planung nicht beachtet würden, ist nicht zu erkennen. Namentlich 
sind auch die geplanten Entwässerungsmaßnahmen mit Blick auf die einschlägigen 
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Vorgaben in Nr. 6.2.6 der RiStWag nicht zu beanstanden. Nach Tabelle 3 der RiSt-
Wag sind in der Zone III bei einer durchschnittlichen täglichen Verkehrsbelastung 
von mehr als 15.000 Kfz/24 h und einer geringen Schutzwirkung der Grundwasser-
überdeckung (von einer solchen ist hier auszugehen, siehe Nr. 3.2 der Unterlage 
18.1 T) Entwässerungsmaßnahmen der Stufe 3 erforderlich (Tabelle 3 unter Nr. 
6.2.6.1 der RiStWag). Dem genügt die festgestellte Planung; insoweit darf auf die 
nachfolgenden Ausführungen unter C. 2.3.11.2 sowie C. 2.3.11.3.1 dieses Be-
schlusses verwiesen werden, wonach eine der RiStWag sowie der REwS entspre-
chend ordnungsgemäße Abwasserbehandlung in der Zone III sichergestellt ist. Das 
Wasserwirtschaftsamt Nürnberg hat zudem die RiStWag konforme Abwasserbe-
handlung (teilweise Versickerung sowie Herausleiten aus dem Schutzgebiet mit an-
schließender Einleitung in den Main-Donau-Kanal) bestätigt. 
 
Auch unabhängig von § 47 WHG ist eine nachteilige Veränderung des Grundwas-
sers durch Schadstoffe nicht zu besorgen (vgl. § 48 WHG). Die geplante – den An-
forderungen der RiStWag entsprechende – Versickerung von Straßenwasser, um 
es wieder dem natürlichen Wasserkreislauf zuzuführen, ist Ziel einer umweltgerech-
ten Entwässerung von Straßen, da dadurch keine Grundwasserbeeinträchtigungen 
zu besorgen sind. Grundsätzlich ist eine flächenhafte Versickerung des Wassers 
ungesammelt über Bankette und Böschungen bzw. durch Versickerungsmulden an-
zustreben, da dadurch das Wasser an Ort und Stelle während der Bodenpassage 
durch konzentrationsmindernde Rückhalte- und Abbauvorgänge gereinigt wird und 
der Grundwasserneubildung zur Verfügung steht (siehe zum Vorstehenden Nr. 
3.1.3.2 der Richtlinien für die Entwässerung von Straßen (REwS), Ausgabe 2021). 
Die aus fachlicher Sicht notwendige Mindestschichtdicke der bewachsenen Boden-
zone im Bereich von Versickerungsflächen von 30 cm (siehe dazu Nr. 8.2.1 der 
REwS) ist in der festgestellten Planung durchweg vorgesehen (siehe dazu auch die 
nachfolgenden Ausführungen unter C. 2.3.13.2). Zudem wird – wie schon mehrfach 
dargelegt – auch heute schon Wasser von Straßenflächen im Bereich des vorhan-
denen Brückenbauwerks (unbehandelt) dem Grundwasser zugeführt, so dass sich 
durch das Vorhaben insoweit auch unabhängig davon keine bedeutende Verände-
rung gegenüber der heutigen Situation ergibt. 
 

2.3.11.2 Entscheidungen im Rahmen der Konzentrationswirkung 

Von der planfeststellungsrechtlichen Konzentrationswirkung (Art. 75 Abs. 1 Satz 1 
BayVwVfG) werden auch die ggf. erforderlichen wasserrechtlichen Entscheidungen, 
z. B. für den Ausbau von Gewässern, für den Straßenbau in Wasserschutzgebieten, 
in Überschwemmungsgebieten und an Gewässern usw. erfasst. 
 
Die im Zusammenhang mit o.g. Vorhaben geplanten Maßnahmen sollen innerhalb 
der weiteren Schutzzone, unweit der engeren Schutzzone sowie im Zustrombereich 
der Trinkwasserfassung des festgesetzten Wasserschutzgebietes Erlangen West 
der Erlanger Stadtwerke AG (ESTW) stattfinden. Die Festsetzung des Wasser-
schutzgebiets gilt nach § 106 Abs. 1 WHG fort. Nach einschlägiger Verordnung der 
Stadt Erlangen über das Wasserschutzgebiet in der Stadt Erlangen und in den Ge-
meinden Möhrendorf und Bubenreuth in der Fassung vom 30.03.2015 (WSG-VO) 
sind in der betroffenen weiteren Schutzzone gemäß 
 

 § 3 Abs. 1 Nr. 3.9 WSG-VO von Straßen- oder Verkehrsflächen abfließendes 
Wasser zu versenken oder zu versickern, 

 

 § 3 Abs. 1 Nr. 2.4 WSG-VO Veränderungen und Aufschlüsse der Erdoberfläche 
sowie Bauwerksgründungen ohne Aufdeckung des Grundwassers sowie nach 

 

 § 3 Abs. 1 Nr. 1.12 WSG-VO Rodung, Umbruch von Dauergrünland 
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grundsätzlich verboten. Diese Verbote stehend der Zulassung des Vorhabens aber 
gleichwohl nicht entgegen, da insoweit die (jeweiligen) Voraussetzungen für die Er-
teilung einer Befreiung von dem jeweils einschlägigen Verbot gegeben sind (§ 4 
Abs. 1 WSG-VO in Verbindung mit § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG). Nach § 52 Abs. 1 Satz 
2 WHG kann von Verboten und Beschränkungen einer Wasserschutzgebietsverord-
nung eine Befreiung erteilt werden, wenn der Schutzzweck nicht gefährdet wird oder 
überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern. Diese Befrei-
ungsmöglichkeit besteht neben im Einzelfall gegebenen weiteren Ausnahme- bzw. 
Befreiungstatbeständen in Wasserschutzgebietsverordnungen. Das Bestehen der-
artiger Ausnahme- bzw. Befreiungstatbestände schließt einen Rückgriff auf die Be-
freiungstatbestände des § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG jedenfalls nach vorherrschender 
Meinung nicht aus (zum Meinungsstand siehe Tünnesen-Harmes in Giesberts/Rein-
hardt, BeckOK Umweltrecht, Stand 01.10.2020, § 52 WHG Rn. 26). Vorliegend sind 
jedenfalls überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit i. S. v. § 52 Abs. 1 
Satz 2 WHG gegeben, die eine Befreiung notwendig machen. Die Allgemeinwohl-
gründe, die eine Befreiung rechtfertigen, ergeben sich aus den Ausführungen unter 
C. 2.2, auf die insoweit Bezug genommen wird. Diese Gründe überwiegen auch die 
gegen den vorhabensbedingten Eingriff in das Wasserschutzgebiet sprechenden 
Belange, die im Interesse, das Grundwasser im Hinblick auf die derzeit bestehende 
öffentliche Wasserversorgung vor nachteiligen Einwirkungen zu bewahren, für eine 
Beibehaltung des derzeitigen Zustands streiten. Den für das Vorhaben sprechenden 
Gründen kommt insbesondere mit Blick auf den schlechten Zustand des bestehen-
den Brückenbauwerks über den Main-Donau-Kanal bei Erlangen-Dechsendorf im 
Zuge der St 2240 und die daraus für die Verkehrssicherheit resultierenden Gefahren 
besonderes Gewicht zu. Die gegen das Vorhaben streitenden Belange des Trink-
wasserschutzes sind in Anbetracht der konkreten Umstände demgegenüber als we-
niger gewichtig anzusehen. Zu den vorgenannten Verbotstatbeständen ergibt sich 
im Einzelnen folgendes: 
 
a) Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3.9 WSG-VO ist es in der weiteren Schutzzone verboten, 

von Straßen- oder Verkehrsflächen abfließendes Wasser zu versenken oder zu 
versickern. 
 
Die (ursprüngliche) Entwässerungsplanung wurde im Rahmen einer Tektur ge-
ändert, da die ESTW als Wasserversorgungsträger, im Anhörungsverfahren er-
hebliche Bedenken gegen die geplante Entwässerung der St 2240 erhoben 
haben Statt einer ursprünglich geplanten Versickerung des Niederschlagswas-
sers im gesamten Ausbauabschnitt über drei Versickerungsbecken mit vorge-
schalteten Absetzbecken wird nun nur noch der Entwässerungsabschnitt West 
einer Beckenversickerung und damit einer Grundwasserbenutzung zugeführt. 
Die restlichen Entwässerungsabschnitte werden dem Main-Donau-Kanal bzw. 
dem städtischen Kanal in der Heiligenlohstraße zugeführt. Das geänderte Ent-
wässerungskonzept, welches aufgrund des Wegfalls von zwei Versickerungs-
becken einen gegenüber der Ursprungsplanung geringeren Eingriff in das 
Wasserschutzgebiet bzw. den Waldbestand zur Folge hat, wurde mit der Erlan-
ger Stadtwerke AG sowie dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg bei einer ge-
meinsamen Besprechung am 13.03.2024 einvernehmlich festgelegt. 
 
Die St 2240 verläuft im Planungsabschnitt innerhalb der weiteren Schutzzone. 
Daher sind bei der Entwässerungsplanung die Vorgaben der Richtlinie für die 
Anlagen von Straßen in Wasserschutzgebiete (RiStWag Ausgabe 2016) einzu-
halten. Aufgrund der geringen Schutzwirkung der Grundwasserüberdeckung 
sind im Entwässerungsabschnitt „West“ Maßnahmen der Stufe 3 notwendig. 
Die Ausbildung des Randbereiches der ST 2240 am oberen Fahrbahnrand er-
folgt nach Bild 4a (RiStWag, weitere Schutzzone III, Damm Stufe 1 bis 3. Die 
Ausbildung des Randbereiches am unteren Fahrbahnrand erfolgt nach Bild 4c 
(RiStWag, weitere Schutzzone III, Damm Stufe 2 und 3). In den Abschnitten 
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„Mitte“, „Ost“ sowie bei den beiden Rampen „Nord“ und „Süd“ sind Maßnahmen 
der Stufen 1 bzw. 2 ausreichend. Entsprechend den DTV-Werten (Prognose-
jahr 20230) von > 15.000 Kfz/24 h, ergibt sich für die gesamte Trasse der St 
2240 im Planbereich die Zuordnung in die Stufe 3 und somit eine Zugrundele-
gung des höchsten Schutzniveaus (siehe Nr. 6.2.6.1 Tabelle 3 RiStWag). Le-
diglich die Rampen Nord und Süd sind aufgrund der niedrigeren 
Verkehrsbelastung in die Stufe 2 einzuordnen. Für die Entwässerungsab-
schnitte Mitte und Ost sind lediglich Maßnahmen nach Stufe 1 der RiStWag 
notwendig. Hier sind keine über die RAS-EW hinausgehenden Anforderungen 
an eine Versickerung notwendig. Die notwendigen Nachweise nach dem Merk-
blatt M 153 wurden erbracht. Im Entwässerungsabschnitt West sind, wie oben 
dargelegt, Maßnahmen der Stufe 3 nach RiStWag erforderlich. Gemäß Nr. 
6.2.6.4 der RiStWag ist das anfallende Niederschlagswasser zu sammeln und 
in dauerhaft dichten Rohrleitungen (DWA A 142; DWA 2016) aus dem Schutz-
gebiet hinauszuleiten. Muss das Niederschlagswasser aus zwingenden Grün-
den innerhalb der Schutzzone III in ein Fließgewässer oder über eine zentrale 
Versickerung in das Grundwasser eingeleitet werden, so ist es vor der Einlei-
tung zu reinigen (Abschnitt 8). Da es im Planbereich keine aus baulicher Sicht 
sinnvollen Möglichkeiten gibt, das vorhabensbedingt gesamte anfallende Stra-
ßenabwasser aus dem Schutzgebiet herauszuleiten (Einleitung in den Kanal 
am Heusteg bzw. eine Ableitung in den Seebach ist aus technischen/topogra-
phischen Gesichtspunkten nach plausibler Darlegung des Vorhabensträgers 
nicht möglich), muss mangels Alternativen eine zumindest teilweise Versicke-
rung innerhalb des Wasserschutzgebietes erfolgen. Nach den Maßgaben der 
RiStWag ist dies auch möglich, wenn vor der Versickerung eine Behandlung 
des Oberflächenwassers erfolgt. Deshalb wurde eine Versickerung über ein Be-
cken mit vorgeschaltetem Absetzbecken zur Vorreinigung nach den Anforde-
rungen der RiStWag in einem Bereich mit gut durchlässigen Böden gewählt. 
Das Absetzbecken wird befestigt und verfügt über einen Schlammsammelraum. 
Zur Rückhaltung von Leichtflüssigkeiten sind Tauchrohre vorgesehen Der Wir-
kungsgrad AFS63 für Versickerungsanlagen gemäß der REwS beträgt 95% und 
ist somit ausreichend für Straßen der Kategorie 3, die einen erforderlichen Wir-
kungsgrad von 50 % aufweisen müssen. Die plangegenständlichen Entwässe-
rungsleitungen werden nach den gültigen Normen und Regelwerken hergestellt 
und überprüft. Vor der Abnahme werden Dichtheitsprüfungen gemäß DIN EN 
1610 sowie nach dem Arbeitsblatt DWA-A 139 durchgeführt. Nähere Einzelhei-
ten hierzu sind der Nr. 3.2 in der Unterlage 18.1 T zu entnehmen, worauf Bezug 
genommen werden darf. 
 
Die nördlichen Rampen der Anschlussstelle werden im Bereich der einstreifigen 
Ausbildung in den Entwässerungsabschnitt West eingeleitet. Der nördliche Be-
reich der Rampen kann aufgrund der Höhenlage nicht in den Abschnitt West 
abgeleitet werden. Der Entwässerungsabschnitt Rampen Nord verläuft inner-
halb der weiteren Schutzzone ca. von den Trenninselspitzen der Ein- und Aus-
fahrrampe im Übergang zur zweistreifigen Fahrbahn zum Bauende an der 
Straße „Heusteg“. Das Straßenwasser wird über Straßeneinläufe gefasst und 
über Entwässerungsleitungen abgeleitet. Die Schutzwirkung der Grundwasser-
überdeckung wird als mittel eingestuft. Aufgrund des geringen DTV auf den 
Rampen ergibt dies die Stufe 1 nach RiStWag (Nr. 6.2.6.1 Tabelle 3 RiStWag). 
Die Reinigung erfolgt über eine Sedimentationsanlage. Hierbei kommt ein 9 m 
langer Absetzkanal DN 600 zur Sedimentation von Grob- und Feinstoffen sowie 
für den Rückhalt von Leichtflüssigkeiten bei Trockenwetter (Havariefall) zum 
Einsatz. Diese wird im Geh- und Radweg am westlichen Böschungsfuß ange-
ordnet. Die Ableitung des Wassers erfolgt in den vorhandenen Graben südlich 
der Straße „Heusteg“, wo es anschließend versickert wird. Insoweit darf ergän-
zend auf die detaillierten Ausführungen in Unterlage 18.1 T Nr. 3.6 verwiesen 
werden. 
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Im Planbereich wird zudem ein Geh- und Radweg errichtet. Er beginnt bei ca. 
Bau-km 0+350 an der Ortsstraße „Heusteg“ nördlich der St 2240 und endet am 
Bauende des Planungsabschnittes bei Bau-km 1+206. Im Bereich des neuen 
Brückenbauwerkes über den Main-Donau-Kanal wird der Geh- und Radweg auf 
der nördlichen Kappe des Bauwerkes geführt. Im weiteren Verlauf wird er als 
selbständiger Geh- und Radweg trassiert. Das Oberflächenwasser des Geh- 
und Radweges ist nicht belastet und wird daher nicht gesammelt, gereinigt und 
einer Vorflut zugeführt. Die Ableitung des Oberflächenwassers erfolgt grund-
sätzlich über die Bankette und Böschungen in das angrenzende Gelände. Ein 
wasserrechtlicher Gestattungstatbestand sowie ein Verbotstatbestand nach der 
WSG-VO wird damit nicht erfüllt. 
 
Im Ergebnis führt die geänderte Planung zu einer Verbesserung der Entwässe-
rungssituation im Vorhabensbereich insgesamt erzielt. Zwar wird das anfal-
lende Oberflächenwasser konzentrierter als bisher gesammelt, jedoch ist die 
Reinigungsleistung der Entwässerungseinrichtungen nach Auffassung des 
Wasserwirtschaftsamtes Nürnberg (die Planfeststellungsbehörde schließt sich 
dieser vollinhaltlich an) zukünftig höher als bisher. In der ersten Stufe können 
im Absetzbecken Feststoffpartikel als potenzielle Träger von Schadstoffen se-
dimentiert und somit ein Schadstoffeintrag in die weiteren Anlagen verhindert 
werden. Zusätzlich wird ein Leichtflüssigkeitsabscheider vorgesehen, so dass 
auch im Havariefall ein besserer Schutz des Grundwassers erzielt wird. In der 
zweiten Stufe wird das Wasser dann im Versickerungsbecken über eine belebte 
Oberbodenzone (wie bisher auch) in das Grundwasser versickert, wodurch eine 
weitere Reinigung des Wassers erreicht wird, was im Ergebnis zu einer Verbes-
serung des Grundwasserschutzes in der weiteren Schutzzone führt. Bei den 
Entwässerungsabschnitten Mitte und Ost wird das anfallende Oberflächenwas-
ser über Straßeneinläufe gefasst und nach einer Reinigung gemäß den Anfor-
derungen der REwS in den Main-Donau-Kanal (Gewässer erster Ordnung) 
eingeleitet. Das im Bereich des Entwässerungsabschnitts „Bauende“ anfallende 
Straßenabwasser wird über eine Sammelleitung in den städtischen Kanal in der 
Heiligenlohstraße eingeleitet. Zur Vorreinigung des Straßenwassers kommt ein 
Schacht mit Sedimentationsanlage mit einem Schlamm- und Leichstoffspeicher 
sowie einem zusätzlichen Auffangraum für Leichtflüssigkeiten zum Einsatz. Die 
Schutzwirkung der Grundwasserüberdeckung ist als groß eingestuft. Somit sind 
in diesem Abschnitt Entwässerungsmaßnahmen nach Stufe 1 erforderlich. 
 
Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg hat als amtlicher Sachverständiger der 
geänderten Entwässerungsplanung unter Beachtung entsprechender Auflagen 
zugestimmt und bestätigt, dass die geplante Versickerung in der weiteren 
Schutzzone sowie die gesamte Regenwasserbehandlung den Anforderungen 
der RiStWag, der REwS und den sonstigen einschlägigen Regelwerken ent-
spricht. Die Planfeststellungsbehörde hat überdies unter A. 4.3.2, A. 4.3.4 und 
A. 4.3.5 eine Reihe von Nebenbestimmungen verfügt, die einen bestmöglichen 
Schutz des sensiblen Grundwasservorkommens im vorhandenen Wasser-
schutzgebiet sicherstellen. In etlichen Nebenbestimmungen wurde zudem die 
Verpflichtung gegenüber dem Vorhabensträger ausgesprochen, dass die not-
wendigen Arbeiten im Zuge der Bauausführung in enger Abstimmung mit dem 
Wasserversorgungsträger zu erfolgen haben. Den Bedenken bzw. Einwendun-
gen der Erlanger Stadtwerke AG wird damit ausreichend Rechnung getragen. 
 
Gangbare Alternativen für das Vorhaben, die unter dem Blickwinkel des Grund-
wasserschutzes vorzugswürdig wären, sind nicht gegeben (vgl. die Ausführun-
gen unter C. 2.2.1). Auch sonstige zumutbare Möglichkeiten zur Vermeidung 
einer zielgerichteten Versickerung in der weiteren Schutzzone des im Wasser-
schutzgebiet wurden im Rahmen der Planung ausgeschöpft. Mithin „erfordern“ 
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die vorliegend gegebenen überwiegenden Gründe des Allgemeinwohls eine 
Befreiung von dem genannten Verbot der WSG-VO. 
 
Im Rahmen des bezüglich der Erteilung einer Befreiung eröffneten Ermessens 
erteilt die Planfeststellungsbehörde die erforderliche Befreiung mit diesem Be-
schluss. Den gewichtigen für das Vorhaben sprechenden Gründen ist insoweit 
der Vorrang gegenüber den Gründen des Trinkwasserschutzes, die gegen das 
Vorhaben sprechen, einzuräumen. Die vorhabensbedingten Beeinträchtigun-
gen der Belange des Gewässerschutzes werden durch die konkrete Ausgestal-
tung der Planung im Zusammenwirken mit den verfügten Nebenbestimmungen 
in erheblichem Maß gemindert und bewegen sich hernach auf einem noch hin-
nehmbaren Niveau. Die Beeinträchtigungen finden zudem in einem Bereich 
statt, der bereits durch die vorhandene St 2240 mit ihren Nebenanlagen vorbe-
lastet ist; die gegebene Situation verändert sich insoweit nicht grundlegend. Auf 
der anderen Seite ist das Vorhaben zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit 
auf der St 2240 unausweichlich; insbesondere auch die staatliche Schutzpflicht 
aus Art. 2 Abs. 2 GG macht ein Tätigwerden erforderlich. 
 

b) Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2.4 WSG-VO sind Veränderungen und Aufschlüsse der 
Erdoberfläche, selbst wenn Grundwasser nicht aufgedeckt wird, in der weiteren 
Schutzzone verboten. 
 
Um Verstöße gegen das Verbot so weit wie möglich auszuschließen, wurden 
der Vorhabensträgerin insbesondere mit den unter A. 3.2.1 – A. 3.2.28 verfüg-
ten Nebenbestimmungen diesbezüglich Vorgaben gemacht. Mit diesem um-
fangreichen „Katalog an Schutzauflagen“ bezüglich der durchzuführenden 
Bauarbeiten im Wasserschutzgebiet kann in Übereinstimmung mit dem Was-
serwirtschaftsamt Nürnberg eine über das bisherige Maß hinausgehende Ge-
fährdung des naturgegebenen Grundwasserhaushalts vermieden werden. 
Auch insoweit wird die Erlanger Stadtwerke AG – wie in etlichen Nebenbestim-
mungen verfügt – eng in die Umsetzung des Bauvorhabens mit eingebunden. 
Im Ergebnis ist insoweit festzuhalten, dass (auch) die Verwirklichung dieses 
Verbotstatbestandes der Umsetzung des Vorhabens nicht entgegensteht. Inso-
fern sind ebenso die Voraussetzungen für die Erteilung einer Befreiung nach § 
52 Abs. 1 Satz 2 WHG gegeben, im Rahmen des hernach eröffneten Ermes-
sens erteilt die Planfeststellungsbehörde auch vom Verbot des § 3 Abs. 1 Nr. 
2.4 WSG-VO eine Befreiung. Insoweit wird auf die Ausführungen unter a) Bezug 
genommen, die im Wesentlichen hier sinngemäß gelten. In diesem Zusammen-
hang wird exemplarisch auf die Nebenbestimmung A. 3.2.8 hingewiesen, wo-
nach sämtliche Arbeiten im Wasserschutzgebiet (hier ausschließlich in der 
weiteren Schutzzone) auf das unumgänglich notwendige Maß zu beschränken 
und in kürzest möglicher Zeit durchzuführen sind. Arbeitsbereich und Arbeits-
fläche sind auf das technisch erforderliche Mindestmaß zu beschränken. Be-
schädigungen des Oberbodens sind baldmöglichst auszugleichen und wieder 
zu begrünen. 
 

c) Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1.12 WSG-VO ist die Rodung sowie der Umbruch von 
Dauergrünland in der weiteren Schutzzone (ebenso) verboten. Das Vorhaben 
kommt innerhalb des Wasserschutzgebietes Erlangen West zur Ausführung 
und berührt ausschließlich die weitere Schutzzone dieses Schutzgebietes. Be-
reits heute befinden sich im betreffenden Bereich die St 2240 mit dem beste-
henden Brückenbauwerk innerhalb dieses Schutzgebietes, mithin entsteht 
vorhabensbedingt keine grundlegend veränderte Gefährdungssituation für das 
Grundwasser. Die Waldflächen innerhalb des Wasserschutzgebietes, die nur 
zur Durchführung der Bauarbeiten geholzt werden, werden zudem im Rahmen 
der landschaftspflegerischen Gestaltungsmaßnahmen G 1 – G 3 jedenfalls zu 
einem gewissen Teil wieder aufgeforstet. Für die Umsetzung des Vorhabens 
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werden außerdem weitere rund 1,97 ha Wald für Zwecke des Baubetriebs in 
Anspruch genommen werden, 0,56 ha hiervon kommt als Bannwald besondere 
Bedeutung für den Klimaschutz, den Lärmschutz und der Erholung zu. Die be-
troffenen Flächen werden nach Abschluss der Bauarbeiten wieder aufgeforstet 
(siehe hierzu Unterlage 9.2.1 T und die dort mit der Signatur „V 7“ gekennzeich-
neten Areale sowie das Maßnahmenblatt zur Maßnahme V 7 in Unterlage 9.3 
T). Die festgestellte Planung stellt damit sicher, dass für die Bannwaldflächen, 
die im Rahmen des Vorhabens gerodet werden, Waldflächen neu begründet 
werden, die insgesamt in ihrem Flächenumfang dem zu beseitigenden Wald 
vollständig entsprechen. Der externe Bannwaldausgleich (ca. 0,46 ha) erfolgt 
mit Hilfe der Maßnahme W 1 auf den Grundstücken Fl. –Nrn. 969 und 975 Ge-
markung Heßdorf umfasst eine Teilfläche von ca. 0,46 ha im Gebiet der 
„Mönau“ und beinhaltet den Aufbau von standortgerechtem Mischwald nach 
den Vorgaben des zuständigen Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Fors-
ten Fürth-Uffenheim sowie des Forstreviers Röttenbach. Die ordnungsgemäße 
Erstaufforstung im Anschluss an den bestehenden Bannwald wurde von den 
zuständigen Fachbehörden bestätigt, es handelt sich somit um eine bereits um-
gesetzte Maßnahme. Somit ist sichergestellt, dass zumindest in der Nähe des 
Eingriffs ein fachgerechter Ausgleich für die gerodeten Flächen im Wasser-
schutzgebiet erfolgt. Die zudem vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen W 1 
(diese gilt sowohl für die Bannwaldinanspruchnahme als auch für Waldflächen, 
die keine Bannwaldeigenschaften aufweisen) und W 2 für die dauerhafte Inan-
spruchnahme von sonstigen Waldflächen im Verdichtungsraum, die sich eben-
falls in der weiteren Schutzzone befinden, stellen zudem sicher, dass zumindest 
im Verdichtungsraum Nürnberg/Fürth/Erlangen ein fachgerechter Waldaus-
gleich stattfindet. Der durch die vorgesehene Rodung bzw. Holzung von Wald-
beständen eintretende negative Effekt für den Grundwasserschutz wird damit 
im Rahmen der festgestellten Planung durch die Neu- bzw. Wiederetablierung 
von Wald zumindest erheblich gemindert (siehe hierzu auch die Unterlag 19.5 
T). 
 
Wie bereits dargelegt, wird das im Bereich des bestehenden Brückenbauwerks 
über den Main-Donau-Kanal sowie auf der St 2240 anfallende Straßenoberflä-
chenwasser derzeit ohne Vorreinigung versickert bzw. in den Main-Donau-Ka-
nal abgeleitet (vgl. Nr.1 der Unterlage 18.1 T). Insoweit führt das geplante 
Versickerungsbecken „West“ durch die dort stattfindende Regenwasserbe-
handlung zu einer Verbesserung gegenüber dem Status quo, die mittelbar auch 
dem Grundwasserschutz zu Gute kommt. Dass den Belangen des Trinkwas-
serschutzes vorliegend nicht größeres Gewicht als für das Vorhaben streiten-
den Gründen einzuräumen ist, bestätigt zudem indiziell auch die Stellungnahme 
des Wasserwirtschaftsamtes Nürnberg. Wie bereits erwähnt, trägt die geän-
derte Planung (Entfall von zwei Versickerungsbecken und damit ein Herauslei-
ten von einem nicht unerheblichen Teil des anfallenden Niederschlagswassers 
aus dem Schutzgebiet heraus in den Main-Donau-Kanal) auch den Interessen 
der Erlanger Stadtwerke AG als Träger der Wasserversorgung Rechnung. Das 
Wasserwirtschaftsamt Nürnberg hat explizit bestätigt, dass infolge des Vorha-
bens – unter Beachtung der im Beschlusstenor verfügten Nebenbestimmungen 
– kein erhöhtes Gefahrenpotential für das Wasserschutzgebiet zu erwarten ist. 
Gangbare Alternativen für das Vorhaben, die unter dem Blickwinkel des Grund-
wasserschutzes vorzugswürdig wären, sind nicht gegeben (vgl. die Ausführun-
gen unter C. 2.2.2). Auch sonstige zumutbare Möglichkeiten zur Vermeidung 
von Eingriffen in das Wasserschutzgebiet wurden im Rahmen der Planung aus-
geschöpft. Mithin „erfordern“ die vorliegend gegebenen überwiegenden Gründe 
des Allgemeinwohls eine Befreiung von dem genannten Verbot der WSG-VO. 
Im Ergebnis ist auch hier festzustellen, dass die Verwirklichung dieses Ver-
botstatbestandes der Umsetzung des Vorhabens nicht entgegensteht. Insofern 
sind ebenso die Voraussetzungen für die Erteilung einer Befreiung nach § 52 
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Abs. 1 Satz 2 WHG gegeben, im Rahmen des hernach eröffneten Ermessens 
erteilt die Planfeststellungsbehörde auch vom Verbot des § 3 Abs. 1 Nr. 2.4 
WSG-VO eine Befreiung. Insoweit wird auf die Ausführungen unter a) Bezug 
genommen, die im Wesentlichen hier sinngemäß gelten. 

 

2.3.11.3 Begründung der wasserrechtlichen Erlaubnisse 

Das Einleiten von Straßenoberflächenwasser in ein oberirdisches Gewässer wie die 
Bundeswasserstraße Main-Donau-Kanal (zur Gewässereigenschaft einer Bun-
deswasserstraße vgl. etwa § 2 Abs. 1 WaStrG sowie Art. 2 Abs. 1 Nr. 1 BayWG) 
sowie das Einleiten solchen Wassers in das Grundwasser erfüllt jeweils den Gewäs-
serbenutzungstatbestand des § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG. Es ist gleichzeitig auch ein 
Einleiten von Abwasser, da Abwasser auch das von Niederschlägen aus dem Be-
reich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser (Nie-
derschlagswasser) umfasst (§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG). Soweit im Rahmen des 
Baubetriebs in unterschiedlichem Umfang Absenken und Ableiten von Grund-
/Schichtenwasser vorgesehen ist, erfüllt dies den Benutzungstatbestand des § 9 
Abs. 1 Nr. 5 WHG. Soweit das zuvor abgeleitete Grund-/Schichtenwasser in den 
Main-Donau-Kanal eingeleitet wird, verwirklicht dies den Tatbestand des § 9 Abs. 1 
Nr. 4 WHG (Anmerkung: das Einleiten in die städtische Kanalisation erfüllt keinen 
wasserrechtlichen Benutzungstatbestand, die Einleitbedingungen sind mit der Stadt 
Erlangen insoweit abzuklären). Daneben erfüllt das vorgesehene dauerhafte Ein-
bringen von Bohrpfählen für die Gründung der Widerlager, der Brückenpfeiler und 
der für die Herstellung des Bauwerks notwendigen Traggerüste in den Grundwas-
serbereich den „unechten“ Benutzungstatbestand des § 9 Abs. 2 Nr. 1 WHG. Es ist 
nach Lage der Dinge zumindest geeignet, das Grundwasser aufzustauen, abzusen-
ken bzw. umzuleiten (vgl. zum Einsatz von Bauprodukten im Grundwasserbereich 
allgemein Knopp/Müller in Sieder/Zeitler/Dahme/Knopp, WHG AbwAG, Stand Feb-
ruar 2022, § 9 WHG Rn. 42; BT-Drs. 16/12275, S. 55). Des Weiteren erfüllen die 
teilweise während der Bauzeit für verschiedenen Baugruben vorgesehenen wasser-
undurchlässigen Spundwandverbauten ebenso den „unechten“ Benutzungstatbe-
stand des § 9 Abs. 2 Nr. 1 WHG (vgl. etwa Breuer/Gärditz, Öffentliches und privates 
Wasserrecht, 4. Auflage 2017, Rn. 428). Sie sind ebenfalls dem Grunde nach ge-
eignet, den Grundwasserstand bzw. -fluss zu verändern. Die vorgenannten Gewäs-
serbenutzungen bedürfen der behördlichen Erlaubnis oder der Bewilligung im Sinne 
des § 10 Abs. 1 WHG (§ 8 Abs. 1 WHG). 
 
Die Erlaubnis gewährt die widerrufliche Befugnis, ein Gewässer zu einem bestimm-
ten Zweck in einer nach Art und Maß bestimmten Weise zu benutzen (§§ 10 Abs. 1, 
18 Abs. 1 WHG). Besteht hierfür ein öffentliches Interesse oder ein berechtigtes 
Interesse des Gewässerbenutzers, kann die Erlaubnis als gehobene Erlaubnis er-
teilt werden (§ 15 Abs. 1 WHG). Ein entsprechendes öffentliches Interesse ist hier 
in Bezug auf die auf Dauer angelegten Benutzungstatbestände (Einleitung von Stra-
ßenoberflächenwasser sowohl in das Grundwasser, als auch in den Main-Donau-
Kanal sowie Einbringen von Bohrpfählen und Regenwasserbehandlungsanlagen in 
den Grundwasserbereich) jeweils gegeben. Die Gewässereinleitung ist für eine 
schadlose Abführung des Regenwassers, das auf den verfahrensgegenständlichen 
Verkehrsflächen der St 2240 niedergeht, erforderlich; letztendlich machen Belange 
der Verkehrssicherheit die Einleitung auf Dauer (Befristung auf 20 Jahre) nötig. Das 
Einbringen von Bohrpfählen in den Grundwasserbereich ist aus Gründen der Stand-
sicherheit unabdingbar. Hinsichtlich der nur bauzeitlich vorgesehenen Gewässerbe-
nutzungen (Absenken und Ableiten von anfallendem Grund- bzw. Schichtenwasser 
sowie nachfolgendes Einleiten dieses Wassers in den Main-Donau-Kanal, zeitweili-
ges Herstellung von Spundwandverbauten zur Baugrubensicherung) kommt eine 
gehobene Erlaubnis mit Blick auf den nur vorübergehenden Zweck dieser Benut-
zungen nicht in Betracht (vgl. Art. 15 Abs. 2 Satz 1 BayWG). Insoweit kommt jeweils 
nur eine beschränkte Erlaubnis in Frage. 
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Die Erlaubnisse werden, wie sich aus § 19 Abs. 1 WHG ergibt, von der Konzentra-
tionswirkung der Planfeststellung nicht erfasst und deshalb unter A. 4.1 dieses Be-
schlusses gesondert ausgesprochen. Das nach § 19 Abs. 3 WHG erforderliche 
Einvernehmen der ansonsten zuständigen Wasserrechtsbehörde (Amt für Umwelt-
schutz und Energiefragen der Stadt Erlangen) liegt vor. 
 
Die Erlaubnis ist zum einen zu versagen, wenn schädliche, auch durch Nebenbe-
stimmungen nicht vermeidbare oder nicht ausgleichbare Gewässerveränderungen 
zu erwarten sind oder andere Anforderungen nach öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten nicht erfüllt werden (§ 12 Abs. 1 WHG). Schädliche Gewässerveränderungen 
sind gemäß § 3 Nr. 10 WHG Veränderungen von Gewässereigenschaften, die das 
Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die öffentliche Wasserversorgung, beein-
trächtigen oder die nicht den Anforderungen entsprechen, die sich aus dem WHG, 
aus auf Grund des WHG erlassenen oder sonstigen wasserrechtlichen Vorschriften 
ergeben. Der Begriff des Wohls der Allgemeinheit ist dabei sehr weit zu verstehen. 
Unabhängig von konkreten Nutzungsabsichten oder Bewirtschaftungszielen sollen 
schädliche Verunreinigungen ebenso wie sonstige nachteilige Veränderungen der 
physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit des Wassers verhü-
tet werden, damit dieses äußerst sensible Umweltmedium über den gegenwärtigen 
Bedarf hinaus als intaktes Grundwasserreservat auch für die Zukunft erhalten bleibt 
(vgl. BVerwG, Urteil vom 16.03.2006, NVwZ-Beilage 2006, 1 Rn. 471). Ist zu erwar-
ten, dass die Benutzung auf das Recht eines anderen nachteilig einwirkt und erhebt 
der Betroffene Einwendungen, so darf die gehobene Erlaubnis nur erteilt werden, 
wenn die nachteiligen Wirkungen durch Inhalts- oder Nebenbestimmungen vermie-
den oder ausgeglichen werden. Ist dies nicht möglich, so darf die gehobene Erlaub-
nis erteilt werden, wenn Gründe des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern; der 
Betroffene ist dann zu entschädigen (§ 15 Abs. 2 i. V. m. § 14 Abs. 3 WHG). Ähnli-
ches gilt bezüglich in § 14 Abs. 4 WHG im Einzelnen benannter sonstiger nachteili-
ger faktischer Wirkungen; lediglich eine Entschädigung des Betroffenen ist insoweit 
nicht vorgesehen. 
 
Außerdem ist die Erlaubnis zu versagen, wenn andere Anforderungen nach öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften nicht erfüllt werden (§ 12 Abs. 1 Nr. 2 WHG). Hierzu 
gehören u. a. auch die Vorgaben des § 57 WHG, die für Abwassereinleitungen in 
Gewässer zusätzliche, über die allgemeinen Erteilungsvoraussetzungen nach § 12 
WHG hinausgehende Anforderungen statuieren. 
 
Gleich, ob man die Bewirtschaftungsziele für oberirdische Gewässer nach § 27 
WHG und die Bewirtschaftungsziele für das Grundwasser nach § 47 WHG als an-
dere Anforderung nach § 12 Abs. 1 Nr. 2 WHG betrachtet, oder sie als Anforderun-
gen begreift, deren Nichtbeachtung zu Veränderungen von Gewässereigenschaften 
gemäß § 3 Nr. 10 WHG führt und sie damit dem Regime des § 12 Abs. 1 Nr. 1 WHG 
unterwirft, sind sie, wie unter C. 2.3.13.1.1 und C. 2.3.13.1.2 bereits dargelegt, je-
denfalls bei der Vorhabenszulassung als zwingendes Recht zu beachten. 
 
Die Geltungsdauer der unter A. 4.1.1 für die Straßenentwässerung erteilten Einlei-
tungserlaubnisse wurde – entsprechend dem Vorschlag des Wasserwirtschaftsam-
tes Nürnberg – bis zum 31.12.2045 befristet. Wasserrechtliche Erlaubnisse sind 
grundsätzlich zu befristen (Nr. 2.1.8.2 VVWas). Die festgesetzte Geltungsdauer von 
knapp 20 Jahren schafft einen angemessenen Ausgleich zwischen dem Bedürfnis 
der Vorhabensträgerin nach einer möglichst großen Rechtssicherheit, die durch 
eine lange Erlaubnisdauer vermittelt wird, und dem öffentlichen Interesse daran, 
Gewässereinleitungen in regelmäßigen Abständen im Rahmen der Neuerteilung 
von Erlaubnissen an neue wissenschaftliche Erkenntnisse und technische Entwick-
lungen anzupassen, um ein möglichst hohes Schutzniveau vor Verschmutzungen 
zu gewährleisten. 
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Soweit das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg die Aufnahme eines Auflagenvorbe-
halts fordert, sieht die Planfeststellungsbehörde hierfür keinen Anlass. § 13 Abs. 1 
WHG erlaubt es, auch noch nachträglich Inhalts- und Nebenbestimmungen zu was-
serrechtlichen Erlaubnissen zu verfügen, so dass die Möglichkeit für ein behördli-
ches Einschreiten nach Beginn der erlaubten Gewässerbenutzung auch ohne einen 
entsprechenden Vorbehalt besteht. Auf Grund dessen ist ein Auflagenvorbehalt wie 
gefordert überflüssig; ein solcher Vorbehalt würde nur deklaratorisch wirken und 
wäre ein bloßer Hinweis auf die bestehende Rechtslage (Stelkens in Stel-
kens/Bonk/Sachs, 9. Auflage 2018, VwVfG, § 36 Rn. 33). 
 
Im Ergebnis der Überprüfung der Voraussetzungen für die Erteilung der vorliegend 
notwendigen Erlaubnisse ist festzuhalten, dass bei Beachtung der unter A. 4 im Ein-
zelnen verfügten Maßgaben schädliche Gewässerveränderungen oder die Nichter-
füllung anderer öffentlich-rechtlicher Anforderungen (§ 12 Abs. 1 WHG) sowie 
Rechtsbeeinträchtigungen und sonstige Nachteile für Dritte (§ 15 Abs. 2 i. V. m. § 
14 Abs. 3 und 4 WHG) nicht zu besorgen sind. Die festgesetzten Inhalts- und Ne-
benbestimmungen, die ihre Grundlage in § 13 WHG finden, dienen dazu, dies si-
cherzustellen (§ 13 Abs. 2 WHG). Im Einzelnen gilt hinsichtlich der im Rahmen des 
festgestellten Plans vorgesehenen Benutzungen i. S. v. § 9 WHG Folgendes: 
 

2.3.11.3.1 Einleitung von Straßenoberflächenwässer in das Grundwasser 

Die festgestellte Planung teilt die plangegenständlichen Straßenflächen in insge-
samt fünf verschiedene Entwässerungsabschnitte auf. Hierbei wird das Oberflä-
chenwasser der St 2240 und der beiden Rampen in der Baulast des Freistaates 
Bayern behandelt (siehe hierzu die Tabelle mit den Einleitungsstellen unter Nr. 3.1 
der Unterlage 18.1 T). 
 
Der Entwässerungsabschnitt West verläuft innerhalb der Wasserschutzzone III vom 
Baubeginn bei Bau-km 0+232 bis zur AS „Am Europakanal“ bei Bau-km 0+540. Im 
Bereich der AS werden Teile der Nordrampen in den Abschnitt West entwässert. 
Über den Baubeginn hinaus wird bis zur Grenze der Wasserschutzzone III das Stra-
ßenwasser der St 2240 gefasst und im Entwässerungsabschnitt West mit behandelt. 
Die Verlängerung des Entwässerungsabschnittes über die Grenze des Baubeginns 
beträgt ca. 232 m. Im Bereich der AS werden die nördlichen Rampen bis zur Brücke 
der GVS über den Geh- und Radweg bei Heusteg ebenfalls dem Abschnitt West 
zugeordnet. Das bestehende Gelände seitlich der St 2240 fällt von Süden nach Nor-
den und wird durch die Staatsstraße unterbrochen. Zur Ableitung des Oberflächen-
wassers sind im gesamten Abschnitt mehrere Durchlässe vorhanden. Mit der 
Neuplanung der St 2240 wird das Entwässerungskonzept der Seiteneinzugsgebiete 
nicht verändert. Das auf die St 2240 zulaufende Geländewasser wird über beste-
hende Gräben den Durchlässen zugeführt. Eine Vermischung von Gelände- und 
Straßenwasser kann somit nicht entstehen. Das Straßenwasser wird über Straßen-
einläufe gefasst, durch Entwässerungsleitungen abgeleitet und einem Absetzbe-
cken zugeführt, wo es nach einer Reinigung gemäß den Anforderungen der 
RiStWag über ein Versickerungsbecken in das Grundwasser abgeleitet wird. Das 
Absetzbecken wird befestigt und verfügt über einen Schlammsammelraum. Zur 
Rückhaltung von Leichtflüssigkeiten sind Tauchrohre vorgesehen. Die Schutzwir-
kung der Grundwasserüberdeckung ist als gering eingestuft. Somit sind Entwässe-
rungsmaßnahmen nach Stufe 3 erforderlich (siehe Nr. 6.2.6.1 Tabelle 3 RiStWag). 
Die Ausbildung des Randbereiches am oberen Fahrbahnrand erfolgt nach Bild 4a 
(RiStWag, weitere Schutzzone III, Damm Stufe 1 bis 3. Die Ausbildung des Rand-
bereiches am unteren Fahrbahnrand erfolgt nach Bild 4c (RiStWag, weitere Schutz-
zone III, Damm Stufe 2 und 3). 
 
Das neu zu errichtende Versickerungsbecken wird nördlich der St 2240 ca. bei Bau-
km 0+100 errichtet. Die maximale Einstauhöhe beträgt 0,50 m. Der Abstand der 
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Beckensohle zum Grundwasserspiegel beträgt 1,30 m (Grundwasserstand vom 
02.10.2018, gemäß der Bohrprofile B 25, B 26). Die Ermittlung der anfallenden Was-
sermenge und die Berechnungen zur Reinigung nach DWA-M153 sowie die Ermitt-
lung der erforderlichen Größe des Versickerungsbeckens sind der Anlage zur 
Unterlage 18.1 T entnehmen. 
 
Der Entwässerungsabschnitt Mitte und Rampen Süd verläuft innerhalb der Wasser-
schutzzone III von der AS „Am Europakanal“ bei Bau-km 0+540 bis zum Hochpunkt 
der Brücke über den Main-Donau-Kanal bei Bau-km 0+764. Das Oberflächenwasser 
auf der Brücke einschließlich der Kappen und des Geh- und Radweges sowie der 
freien Strecke wird über Straßeneinläufe gefasst und einer Sammelleitung zuge-
führt. Die südlichen Rampen werden ebenfalls diesem Abschnitt zugeordnet und der 
Sammelleitung zugeführt. Nach einer Reinigung gemäß den Anforderungen der 
REwS in einer Regenwasserbehandlungsanlage wird das Straßenwasser in den 
Main-Donau-Kanal nach Absprache mit der WSV ungedrosselt eingeleitet. Die Rei-
nigung des Regenwassers erfolgt in einer ausreichend dimensionierten, unterirdi-
schen, zertifizierten Behandlungsanlage. Der Nachweis deren Wirksamkeit wurde 
hier exemplarisch an einem unterirdischen, 14 m langen Absetzkanal DN 600 zur 
Sedimentation von Grob- und Feinstoffen sowie für den Rückhalt von Leichtflüssig-
keiten bei Trockenwetter (Havariefall) erbracht. Dieser wird am Böschungsfuß der 
Rampe Süd nach dem Knoten zur Straße Am Europakanal angeordnet. Die Einlei-
tung in den Main-Donau-Kanal erfolgt auf ca. 284,45 m ü. NHN, der Obere Grenz-
wasserstand wird vom Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Donau MDK mit 285,16 
m ü. NHN angegeben. Zwischen der Regenwasserbehandlungsanlage und der Ein-
leitungsstelle in den Main-Donau-Kanal wird für den Revisionsfall ein zusätzlicher 
Schacht mit einer Absperreinrichtung vorgesehen. 
 
Die Schutzwirkung der Grundwasserüberdeckung wird vom Gutachter als groß ein-
gestuft. Somit sind Entwässerungsmaßnahmen nach Stufe 1 erforderlich. Die Aus-
bildung des Randbereiches am oberen Fahrbahnrand erfolgt nach Bild 4a (RiStWag, 
weitere Schutzzone III, Damm Stufe 1 bis 3). Die Ausbildung des Randbereichs am 
unteren Fahrbahnrand erfolgt auf der freien Strecke und bei der Südrampe nach 
Bild 4c (RiStWag, weitere Schutzzone III, Damm Stufe 2 und 3). Die Ermittlung der 
anfallenden Wassermenge und die Berechnungen zur Reinigungsanlage nach 
REwS sind (ebenso) der Anlage zur Unterlage 18.1 T entnehmen. 
 
Der Entwässerungsabschnitt Ost verläuft innerhalb der Wasserschutzzone III vom 
Hochpunkt der Brücke über den Main-Donau-Kanal bei Bau-km 0+764 bis vor das 
Bauwerk BW 03 bei Bau-km 1+047. Das Oberflächenwasser auf der Brücke ein-
schließlich der Kappen und des Geh- und Radweges sowie der freien Strecke wird 
über Straßeneinläufe gefasst und einer Sammelleitung zugeführt. Nach einer Reini-
gung gemäß den Anforderungen der REwS in einer Regenwasserbehandlungsan-
lage wird das Straßenwasser in den Main-Donau-Kanal ungedrosselt eingeleitet. 
Die Reinigung des Regenwassers erfolgt in einer ausreichend dimensionierten, un-
terirdischen, zertifizierten Behandlungsanlage. Der Nachweis deren Wirksamkeit 
wurde hier exemplarisch an einem unterirdischen, 6 m langen Absetzkanal DN 400 
zur Sedimentation von Grob- und Feinstoffen sowie für den Rückhalt von Leichtflüs-
sigkeiten bei Trockenwetter (Havariefall) erbracht. Dieser ist am Böschungsfuß zum 
bestehenden Privatweg östlich des Main-Donau-Kanals vorgesehen. Die Einleitung 
in den Main-Donau-Kanal erfolgt auf ca. 284,08 m ü. NHN, der Obere Grenzwas-
serstand wird vom Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Donau MDK mit 285,16 m 
ü. NHN angegeben. Zwischen der Regenwasserbehandlungsanlage und dem Ein-
leitpunkt im Main-Donau-Kanal wird für den Revisionsfall ein zusätzlicher Schacht 
mit einer Absperreinrichtung vorgesehen. 
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Die Schutzwirkung der Grundwasserüberdeckung wird vom Gutachter als groß ein-
gestuft. Somit sind Entwässerungsmaßnahmen nach Stufe 1 erforderlich. Die Aus-
bildung des Randbereiches am oberen Fahrbahnrand erfolgt nach Bild 4a (RiStWag, 
weitere Schutzzone III, Damm Stufe 1 bis 3. Die Ausbildung des Randbereiches am 
unteren Fahrbahnrand erfolgt nach Bild 4c (RiStWag, weitere Schutzzone III, Damm 
Stufe 1). Die Ermittlung der anfallenden Wassermenge und die Berechnungen zur 
Reinigungsanlage nach REwS sind der Anlage zur Unterlage 18.1 T entnehmen. 
 
Der Entwässerungsabschnitt Bauende verläuft innerhalb der Wasserschutzzone III 
ab dem Bau-km 1+047 vor dem Bauwerk 03 bis zum Bauende bei Bau-km 1+206. 
Das Oberflächenwasser der Fahrbahn wird über Straßeneinläufe gefasst und über 
eine Sammelleitung in Richtung des Bestandskanals in der Heiligenlohstraße gelei-
tet. In der Heiligenlohstraße soll das Wasser gedrosselt mit 2 l/s in den vorhandenen 
städtischen Kanal über einen Bestandsschacht eingeleitet werden. Als Regenrück-
halteraum dient ein 65 m langer Abschnitt der Sammelleitung, welcher mit einem 
Rohrdurchmesser DN 1200 ausgebildet wird. Im Anschluss daran wird das Straßen-
wasser mittels einer Vorreinigungsanlage von absetzbaren Stoffen gereinigt. Das 
gereinigte Wasser fließt zum Drosselschacht, welcher das Wasser mit einer Dros-
selleitung von 2 l/s (dies entspricht 10 l/s*ha) bis zum Bestandsschacht weiterleitet. 
Zur Vorreinigung des Straßenwassers kommt ein Schacht mit Sedimentationsan-
lage mit einem Schlamm- und Leichstoffspeicher sowie einem zusätzlichen Auf-
fangraum für Leichtflüssigkeiten zum Einsatz. Die Schutzwirkung der 
Grundwasserüberdeckung wird vom Gutachter des Vorhabensträgers als groß ein-
gestuft. Somit sind Entwässerungsmaßnahmen nach Stufe 1 erforderlich, welche 
die gegenständliche Planung auch vorsieht. 
 
Die nördlichen Rampen der AS (Entwässerungsabschnitt Rampen Nord) werden im 
Bereich der einstreifigen Ausbildung in den Entwässerungsabschnitt West eingelei-
tet. Der nördliche Bereich der Rampen kann aufgrund der Höhenlage jedoch nicht 
in den Abschnitt West abgeleitet werden. Der Entwässerungsabschnitt Rampen 
Nord verläuft innerhalb der Wasserschutzzone III ca. von den Trenninselspitzen der 
Ein- und Ausfahrrampe im Übergang zur zweistreifigen Fahrbahn zum Bauende an 
der Straße „Heusteg“. Das Straßenwasser wird über Straßeneinläufe gefasst und 
über Entwässerungsleitungen abgeleitet. Die Schutzwirkung der Grundwasserüber-
deckung ist als mittel eingestuft. Aufgrund des geringen DTV auf den Rampen ergibt 
dies die Stufe 1 nach RiStWag. Die Reinigung erfolgt über eine Sedimentationsan-
lage. Hierbei kommt ein 9 m langer Absetzkanal DN 600 zur Sedimentation von 
Grob- und Feinstoffen sowie für den Rückhalt von Leichtflüssigkeiten bei Trocken-
wetter (Havariefall) zum Einsatz. Diese wird im Geh- und Radweg am westlichen 
Böschungsfuß angeordnet. Die Ableitung des Wassers erfolgt in den vorhandenen 
Graben südlich der Straße „Heusteg“, wo es dann in den Untergrund versickert wird. 
Die Ermittlung der anfallenden Wassermenge sind ebenso der Anlage zur Unterlage 
18.1 T zu entnehmen. Entsprechende Nachweise bezüglich einer ordnungsgemä-
ßen Versickerung in diesem Bereich gemäß den Arbeitsblättern DWA A-138 und 
DWA M-153 hat der Vorhabensträger gegenüber dem Wasserwirtschaftsamt Nürn-
berg vorgelegt. 
 
Im Planbereich wird ein Geh- und Radweg errichtet. Er beginnt bei ca. Bau-km 
0+350 an der Ortsstraße „Heusteg“ nördlich der St 2240 und endet am Bauende 
des Planungsabschnittes bei Bau-km 1+206. Im Bereich des neuen Brückenbau-
werks über den Main-Donau-Kanal wird der Geh- und Radweg auf der nördlichen 
Kappe des Bauwerks geführt. Im weiteren Verlauf wird er als selbständiger Geh- 
und Radweg trassiert. Das Oberflächenwasser des Geh- und Radweges ist nicht 
belastet und wird daher nichtgesammelt, gereinigt und zielgerichtet einem Gewäs-
ser zugeführt. Die Ableitung des Oberflächenwassers erfolgt grundsätzlich über die 
Bankette und Böschungen frei in das angrenzende Gelände. Insoweit wird kein was-
serrechtlicher Benutzungstatbestand, der gestattungspflichtig wäre, verwirklicht. 
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Der räumliche Umgriff der Entwässerungsabschnitte ist im Detail in den Unterlagen 
8.1 T bzw. 8.2 T grafisch dargestellt. Darauf wird Bezug genommen. 
 
Hinsichtlich der Berechnung der anfallenden Wassermengen, der Bemessung des 
Absetz- und des Regenrückhaltebeckens im Entwässerungsabschnitt West, der Se-
dimentationsanlagen und weiterer diesbezüglicher Einzelheiten wird auf die Anla-
gen 1 – 6 (Nachweise) der Unterlage 18.1 T verwiesen. Das Absetzbecken wird als 
Betonbecken ausgebildet und verfügt über einen Schlammsammelraum. Zur Rück-
haltung von Leichtstoffen und Leichtflüssigkeiten (wie z. B. Treibstoff oder Öl) ist 
eine Tauchwand im Absetzbecken vorgesehen. Damit wird insbesondere auch im 
Havariefall ein Abfließen von Leichtflüssigkeiten in den Untergrund und damit in das 
Grundwasser verhindert. Die in einem solchen Fall anfallenden Leichtflüssigkeiten 
werden dort zurückgehalten, 30 m³ solcher Flüssigkeiten können dort abgefangen 
werden (siehe Nr. 3.2 der Unterlage 18.1 T). Das an das Absetzbecken anschlie-
ßende Versickerungsbecken ist als naturnahes, trockenfallendes Erdbecken ge-
plant (siehe nochmals Nr. 3.2 der Unterlage 18.1 T). Der Wirkungsgrad AFS63 für 
Versickerungsanlagen gemäß REwS beträgt 95 % und ist somit ausreichend für 
Straßen der Kategorie III, die einen erforderlichen Wirkungsgrad von 50 % aufwei-
sen müssen. Die nähere Ausgestaltung des Absetz- und Regenrückhaltebeckens 
ist insbesondere in den Anlagen zur Unterlage 18.1 T sowie in Unterlage 8.1 T Blatt 
1 dargestellt, worauf Bezug genommen werden darf. Gleiches gilt für die vorgese-
hene Sedimentationsanlage zur Reinigung des anfallenden Straßenwassers im Be-
reich der Rampen Nord (siehe hierzu auch Unterlage 8.1 T). 
 
Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg hat in seiner Stellungnahme explizit bestätigt, 
dass das gegenständliche Absetzbecken den Anforderungen der RiStWag ent-
spricht und über einen Schlammsammelraum verfügt. Zur Rückhaltung von Leicht-
flüssigkeiten seien Tauchrohre vorgesehen. Die im Bereich der Rampen Nord zur 
Behandlung des Straßenwassers vorgesehene Behandlungsanlage würden den 
Maßgaben der REwS und den einschlägigen Regelwerken entsprechen, jedoch sei 
der Typ dieser Anlage nicht in den Planunterlagen angegeben und daher nachzu-
reichen. Der Vorhabensträger hat hierzu eine schriftliche Zusage erteilt. Zudem mo-
niert das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg, dass ein Nachweis gemäß DWA A-138 
und DWA M-153 für die Versickerung des Straßenwassers im Entwässerungsgra-
ben aus dem Bereich „Rampen Nord" den Unterlagen nicht beigefügt worden sei. 
Die entsprechenden Nachweise seien ebenso nachzureichen. Diese hat der Vorha-
bensträger inzwischen vorgelegt. Ferner fehlen nach Aussage des Wasserwirt-
schaftsamtes aussagefähige Schnittzeichnungen der Versickerungsanlagen, 
einschließlich deren Vermaßung. Diese seien daher planlich in einem geeigneten 
Maßstab darzustellen. Die Planfeststellungsbehörde hat deshalb im Tenor dieses 
Beschlusses die Nebenbestimmung A. 4.3.4.4 (nachträgliche Vorlage von Schnitt-
zeichnungen verfügt) und somit den Forderungen des Wasserwirtschaftsamtes 
Nürnberg Rechnung getragen. 
 
Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg hat nach Prüfung der nunmehr festgestellten 
Unterlagen sowie unter Beachtung verfügter Auflagen im Ergebnis bestätigt, dass 
eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit bei planmäßiger Errichtung und 
ordnungsgemäßem Betrieb der Abwasserreinigungs-/Versickerungsanlagen nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik und unter Berücksichtigung der von 
ihm vorgeschlagenen – und im Wesentlichen in den verfügenden Teil dieses Be-
schlusses aufgenommenen – Inhalts- und Nebenbestimmungen nicht zu erwarten 
ist. Insbesondere ist durch die vorgesehene Versickerung des in den Entwässe-
rungsbereichen West sowie Rampen Nord anfallenden Niederschlagswassers in 
das Grundwasser ist eine nachteilige Veränderung der Gewässereigenschaften 
nicht zu befürchten. Die Grundsätze des § 6 WHG werden beachtet. Aus wasser-
wirtschaftlicher Sicht bestehen deshalb keine Bedenken gegen die plangegenständ-
liche Grundwasserbenutzung. In diesem Zusammenhang ist insbesondere in Blick 
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zu nehmen, dass den amtlichen Auskünften und Gutachten eines Wasserwirt-
schaftsamtes eine besondere Bedeutung zukommt‚ weil sie auf jahrelanger Bear-
beitung eines bestimmten Gebiets und nicht nur auf den Auswertungen von 
Aktenvorgängen im Einzelfall beruhen (st. Rspr.‚ vgl. etwa BayVGH‚ Beschluss vom 
07.08.2014 – 8 ZB 13.2583 – juris Rn. 9 m. w. N.). 
 
Mit den sich aus § 47 WHG ergebenden Vorgaben ist die Niederschlagswasserein-
leitung vereinbar (siehe die Ausführungen unter C. 2.3.11.1.2). 
 
Versagungsgründe nach § 12 Abs. 1 WHG sind vorliegend nicht gegeben. Mit Blick 
auf das vorgesehene Absetzbecken ist zudem festzustellen, dass § 57 Abs. 1 WHG 
der Erlaubniserteilung nicht entgegen steht. Insbesondere genügt das Becken aus-
weislich der Unterlagen 18.1 T mit den dazu gehörigen Anlagen den Anforderungen 
von § 57 Abs. 1 Nr. 3 WHG in Verbindung mit § 60 Abs. 1 WHG. In Ausübung des 
nach § 12 Abs. 2 WHG sonach eröffneten Ermessens erteilt die Planfeststellungs-
behörde die für die vorgesehene Einleitung in das Grundwasser notwendige Erlaub-
nis. Wasserwirtschaftliche Planungserwägungen oder sonstige Gesichtspunkte, die 
trotz des Vorliegens der Erteilungsvoraussetzungen eine Versagung der Abwas-
sereinleitung als angezeigt erscheinen lassen könnten, sind im Anhörungsverfahren 
nicht zutage getreten. Insbesondere haben sowohl das Wasserwirtschaftsamt als 
auch Amt für Umweltschutz und Energiefragen der Stadt Erlangen als untere Was-
serrechtsbehörde unter Berücksichtigung der Änderungsplanung im Ergebnis keine 
Versagungsgründe geltend gemacht. Die ESTW als Träger der Wasserversorgung 
haben in ihrer schriftlichen Stellungnahme vom 27.06.2025 der Änderungsplanung 
und damit einer teilweisen Versickerung von Niederschlagswasser unter Beachtung 
der unter A. 3.2 bzw. A. 4.1 verfügten Nebenbestimmungen zugestimmt. Jedoch 
müsse sicher gewährleistet sein, dass die Detailplanung für die vorgesehenen Ar-
beiten im Einzelnen mit der Erlanger Stadtwerke AG abzustimmen sei. Dies hat der 
Vorhabensträger zugesichert. 
 
Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg hat nach Prüfung der festgestellten (geänder-
ten) Unterlagen sowie unter Beachtung verfügter Auflagen im Ergebnis bestätigt, 
dass eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit bei planmäßiger Errichtung 
und ordnungsgemäßem Betrieb der Abwasserreinigungs-/Versickerungsanlagen 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik und unter Berücksichtigung 
der von ihm vorgeschlagenen – und im Wesentlichen in den verfügenden Teil dieses 
Beschlusses aufgenommenen – Inhalts- und Nebenbestimmungen nicht zu erwar-
ten ist. Insbesondere ist durch die vorgesehene Versickerung des in den Entwässe-
rungsbereichen West sowie Rampen Nord anfallenden Niederschlagswassers in 
das Grundwasser ist eine nachteilige Veränderung der Gewässereigenschaften 
nicht zu befürchten. Die Grundsätze des § 6 WHG werden beachtet. Aus wasser-
wirtschaftlicher Sicht bestehen deshalb keine Bedenken gegen die plangegenständ-
liche Grundwasserbenutzung. In diesem Zusammenhang ist insbesondere in Blick 
zu nehmen, dass den amtlichen Auskünften und Gutachten eines Wasserwirt-
schaftsamtes eine besondere Bedeutung zukommt‚ weil sie auf jahrelanger Bear-
beitung eines bestimmten Gebiets und nicht nur auf den Auswertungen von 
Aktenvorgängen im Einzelfall beruhen (st. Rspr. – vgl. etwa BayVGH‚ Beschluss 
vom 07.08.2014 – 8 ZB 13.2583 – juris Rn. 9 m. w. N.). 
 

2.3.11.3.2 Einleiten von Straßenoberflächenwasser in den Main-Donau-Kanal 

Wie bereits oben unter C. 2.3.11.3.1 beschrieben, werden, die in den Entwässe-
rungsabschnitten Ost sowie Mitte und Rampe Süd anfallenden Niederschlagswäs-
ser gesammelt und in den Main-Donau-Kanal (Gewässer I. Ordnung) eingeleitet. 
Vor der Einleitung werden diese Niederschlagswässer jeweils in einer entsprechend 
nach REwS und den einschlägigen Regelwerken erforderlichen Anlage behandelt. 
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Die Typen dieser Behandlungsanlagen wurde in den Antragsunterlagen nicht ange-
geben, was vom Wasserwirtschaftsamt Nürnberg moniert wurde. Der Vorhabens-
träger hat jedoch zugeischert, die zur Verwendung kommenden Anlagentypen 
rechtzeitig vor Einbau dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg gegenüber nachzuwei-
sen und schriftlich mitzuteilen. Die unter A. 4.1.1 genannten (tatsächlichen) Einlei-
tungsmengen (eine Mengenbegrenzung bzw. Drosselung wurde seitens der WSV 
nicht vorgegeben) aus den Einleitungsstellen der Abschnitte Ost sowie Mitte und 
Rampe Süd ergeben sich aus der Anlage zur Unterlage 18. 1 T, worauf Bezug ge-
nommen werden darf. Gleiches gilt für die Berechnung zur Reinigungsanlage nach 
REwS. Der räumliche Umgriff der beiden Entwässerungsabschnitte ist den Unterla-
gen 8.1 T bzw. 8.2 T grafisch dargestellt. Darauf wird Bezug genommen. 
 
Im Ergebnis der Überprüfung der Voraussetzungen für die Erteilung der vorliegend 
notwendigen Erlaubnis ist festzuhalten, dass bei Beachtung der unter A. 4.3.2 sowie 
4.3.3.1 – 4.3.3.4 im Einzelnen verfügten Maßgaben schädliche Gewässerverände-
rungen oder die Nichterfüllung anderer öffentlich-rechtlicher Anforderungen (§ 12 
Abs. 1 WHG) nicht zu besorgen sind. Selbiges gilt auch bezüglich Rechtsbeein-
trächtigungen und sonstiger Nachteile für Dritte (§ 15 Abs. 2 i. V. m. § 14 Abs. 3 und 
4 WHG). Die festgesetzten Inhalts- und Nebenbestimmungen, die ihre Grundlage in 
§ 13 WHG finden, dienen dazu, die Erfüllung der gesetzlichen Erteilungsvorausset-
zungen sicherzustellen (§ 13 Abs. 2 WHG). Den Belangen der Wasserstraßen- und 
Schifffahrtsverwaltung des Bundes, wird durch die unter A. 3.6.1 – A. 3.6.28 verfüg-
ten Nebenbestimmungen ausreichend Rechnung getragen (siehe hierzu Näheres 
nachfolgend unter C 2.3.12). Mit den sich aus § 27 Abs. 1 WHG ergebenden Vor-
gaben ist die Niederschlagswassereinleitung vereinbar (siehe die Ausführungen un-
ter C. 2.3.11.1.1). 
 
Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg hat nach Prüfung der festgestellten Unterlagen 
bestätigt, dass eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit bei planmäßiger 
Errichtung und ordnungsgemäßem Betrieb der Abwasseranlagen nach den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik (§ 60 Abs. 1 WHG) und unter Berücksichti-
gung der von ihm vorgeschlagenen – und im Wesentlichen in den verfügenden Teil 
dieses Beschlusses aufgenommenen – Inhalts- und Nebenbestimmungen nicht zu 
erwarten ist. Menge und Schädlichkeit des Abwassers werden nach dem Stand der 
Technik entsprechend geringgehalten. Insbesondere ist durch die vorgesehene 
Straßenwasserableitung eine nachteilige Veränderung der Gewässereigenschaften 
nicht zu befürchten, die Grundsätze des § 6 WHG werden beachtet. Aus wasser-
wirtschaftlicher Sicht bestehen deshalb im Ergebnis keine Bedenken gegen die vor-
gesehene Ableitung des Straßenoberflächenwassers in den Main-Donau-Kanal. Die 
WSV hat den gegenständlichen Einleitungen ohne Vorgaben einer Mengenbegren-
zung ebenso zugestimmt. Wie bereits erwähnt, wurde eine teilweise Versickerung 
des Niederschlagswassers in den Untergrund sowie das teilweise Einleiten in den 
Main-Donau-Kanal einvernehmlich zwischen Vorhabensträger, den ESTW, dem 
Wasserwirtschaftsamt Nürnberg sowie der WSV abgestimmt. 
 
Versagungsgründe nach § 12 Abs. 1 WHG sind mithin nicht gegeben. Mit Blick auf 
das vorgesehene Absetzbecken ist zudem festzustellen, dass § 57 Abs. 1 WHG der 
Erlaubniserteilung nicht entgegen steht. Insbesondere genügt das Becken ausweis-
lich der Unterlagen 18.1 und 18.2 den Anforderungen von § 57 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. 
§ 60 Abs. 1 WHG. In Ausübung des nach § 12 Abs. 2 WHG sonach eröffneten Er-
messens erteilt die Planfeststellungsbehörde die für die vorgesehene Gewässerein-
leitung notwendige Erlaubnis. Wasserwirtschaftliche Planungserwägungen oder 
sonstige Gesichtspunkte, die trotz des Vorliegens der Erteilungsvoraussetzungen 
eine Versagung der Abwassereinleitung als angezeigt erscheinen lassen könnten, 
sind im Anhörungsverfahren nicht zutage getreten. Insbesondere haben sowohl das 
Wasserwirtschaftsamt Nürnberg als auch die Stadt Erlangen als untere Wasser-
rechtsbehörde unter diesem Blickwinkel keine Bedenken vorgebracht. 
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2.3.11.3.3 Einbringen von Bohrpfählen und Regenwasserbehandlungsanlagen in den Grund-
wasserbereich, bauzeitliche Herstellung von Spundwandverbauten 

Das neue Brückenbauwerk über den Main-Donau-Kanal im Zuge der St 2240 von 
Erlangen nach Dechsendorf soll nach der festgestellten Planung mit Hilfe von ins-
gesamt 32 Großbohrpfählen (Durchmesser 1,20 m, Pfahllänge 22,40 m) aus Unter-
wasserbeton in den Untergrund eingebracht werden. Die geplante Gründungstiefe 
liegt bei ca. 262,40 m über NHN. Die Notwendigkeit einer Bohrpfahlgründung ergibt 
sich insbesondere aus den örtlichen Untergrundverhältnissen, die eine Tiefgrün-
dung des neuen Brückenbauwerks zur Folge haben (siehe hierzu Tabelle 10 unter 
Nr. 4.7.1 der Unterlage 1 T). Wegen der Nähe zum Main-Donau-Kanal, dem War-
tungsweg und den daraus resultierenden Schutzmaßnahmen wäre die Option einer 
Flachgründung (welche im Geotechnischen Bericht von 2019 ebenso aufgeführt ist) 
nicht mit einem wirtschaftlichen Vorteil verbunden (siehe hierzu ebenso Nr. 4.7.1 
Seite 40 -41 der Unterlage 1 T). Die Bohrpfähle sind mit Blick auf die örtlichen Ver-
hältnisse zumindest geeignet, das Grundwasser aufzustauen, abzusenken bzw. 
umzuleiten und bedürfen – wie schon dargelegt – der wasserrechtlichen Erlaubnis 
(zur Rechtsnatur einer Erlaubnis für eine Benutzung nach § 9 Abs. 2 Nr. 1 WHG 
siehe Knopp in Sieder/Zeitler/Dahme/Knopp, WHG AbwAG, Stand September 
2020, § 9 WHG Rn. 78). 
 
Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg hat in seiner Stellungnahme vom 27.05.2025 
keine Bedenken gegen die vorgesehenen Bohrpfahlgründungen geäußert. Unter 
Maßgabe bestimmter Anforderungen an die zum Einsatz kommenden Baumateria-
lien, die unter A. 4.3.6.4 als Nebenbestimmungen in diesen Beschluss aufgenom-
men wurden sowie unter Beachtung der übrigen unter A. 4.3.6 verfügten Maßgaben, 
hat das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg aber letztendlich keine Bedenken gegen 
die vorgesehenen Bohrpfahlgründungen geäußert. Es hat insbesondere auch keine 
Einwände dahingehend geltend gemacht, dass durch das Einbringen der Bohr-
pfähle eine nachteilige Veränderung der Wasserbeschaffenheit zu besorgen wäre 
(vgl. § 48 Abs. 1 WHG). Mit den sich aus § 47 Abs. 1 WHG ergebenden Vorgaben 
steht das Einbringen von Bohrpfählen in Einklang (siehe die Ausführungen unter C. 
2.3.11.1.2). 
 
Die plangegenständlichen unterirdischen Regenwasserbehandlungsanlagen im Be-
reich der Einleitungsstellen Abschnitt Ost sowie Mitte und Rampe Süd (siehe hierzu 
Unterlagen 8.1 T bzw. 8.2 T) lassen angesichts ihrer kompakten Abmessungen und 
der jeweils nur geringen Eindringtiefe in das Grundwasser erst recht keine Auswir-
kungen auf die Grundwasserströmung besorgen. Nichts Anderes gilt für die vorge-
sehenen Spundwandverbauten, die ohnehin nur eine gewisse Zeit im Untergrund 
verbleiben. Zur Sicherung der Baugruben ist ein temporärer Spundwandverbau vor-
gesehen, der nach Beendigung der Maßnahmen vollständig wieder gezogen wer-
den soll. Gemäß Planunterlagen wird von einer Bauzeit von voraussichtlich 24 
Monaten ausgegangen. Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg hat auch gegen diese 
(teilweise temporären) Grundwasserbenutzungen keine Bedenken erhoben. 
 
Versagungsgründe nach § 12 Abs. 1 WHG sind damit auch insoweit nicht zu erken-
nen. Die Planfeststellungsbehörde erteilt in Ausübung des nach § 12 Abs. 2 WHG 
eröffneten Ermessens die für das dauerhafte Einbringen von Bohrpfählen in das 
Grundwasser erforderliche Erlaubnis. Gesichtspunkte, die trotz des Vorliegens der 
Erteilungsvoraussetzungen eine Versagung der Erlaubnis als angezeigt erscheinen 
lassen könnten, vermag die Planfeststellungsbehörde nicht zu erkennen. 
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2.3.11.3.4 Ableiten von Grund- bzw. Schichtenwasser und Einleiten des zuvor abgeleiteten 
Wassers in den Main-Donau-Kanal 

Aufgrund der lokalen Grundwasserverhältnisse kann im Zuge der Bauarbeiten zur 
eine Bauwasserhaltung notwendig werden. Das während der Baumaßnahmen an-
fallende Abwasser sowohl beim Betonieren der Bohrpfähle (Wassermenge max. ca. 
10 m³ bis 12,5 m³ bei insgesamt 32 Pfählen), als auch bei der Tagwasserhaltung 
der Baugruben (Niederschlagswasser bzw. Schichtenwasser), soll nach Vorreini-
gung über Absetzcontainer und gegebenenfalls Neutralisation entweder in den 
Main-Donau-Kanal (Gewässer I. Ordnung) oder in die örtliche Kanalisation eingelei-
tet werden. Mobile Absetzcontainer bewirken, dass das zuvor abgeleitete Wasser, 
bevor es in den Main-Donau-Kanal eingeleitet wird, von Fein- und Schlämmstoffen, 
die aus dem Boden ausgeschwemmt werden können, gereinigt wird. Wie bereits 
erwähnt, bedarf es im Falle der Einleitung in das städtische Kanalnetz keiner was-
serrechtlichen Erlaubnis. Die Einleitungsbedingungen hat der Vorhabensträger in-
soweit direkt mit der Stadt Erlangen abzuklären. Bei der Benutzung des Main-
Donau-Kanals liegt jedoch insoweit ein gestattungspflichtiger Tatbestand vor, der 
hier vorsorglich wasserrechtlich gewürdigt wird. 
 
Durch die vorgesehenen Wasserhaltungsmaßnahmen wird der Benutzungstatbe-
stand des § 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG (Ableiten von Grundwasser) erfüllt, das Einleiten 
des abgeleiteten Wassers in den Main-Donau-Kanal erfüllt den Tatbestand des § 9 
Abs. 1 Nr. 4 WHG. 
 
Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg hat nach Prüfung der planfestgestellten Unter-
lagen und Maßgabe der unter A. 4.3.7 in den Beschlusstenor aufgenommenen Ne-
benbestimmungen keine Bedenken gegen die vorgesehenen Bauwasserhaltungen 
und die damit verbundene Einleitung von abgeleitetem Grundwasser in den Main-
Donau-Kanal geäußert. Insbesondere wurde dem Vorhabensträger unter A. 4.3.7.4 
aufgegeben, die Voraussetzungen für das Einleiten des zuvor abgeleiteten Wassers 
in den Main-Donau-Kanal mit dem Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Donau MDK 
einvernehmlich abzustimmen. 
 
Mit den sich aus § 27 und § 47 Abs. 1 WHG ergebenden Vorgaben steht das bau-
zeitliche Absenken und Ableiten von Grund- bzw. Schichtenwasser und dessen Ein-
leiten in den Main-Donau-Kanal auch in Einklang (siehe die Ausführungen unter C. 
2.3.11.1). 
 
Versagungsgründe nach § 12 Abs. 1 WHG sind damit hier ebenso nicht ersichtlich. 
Die Planfeststellungsbehörde erteilt in Ausübung des nach § 12 Abs. 2 WHG eröff-
neten Ermessens die für das bauzeitliche Ableiten von Grund- bzw. Schichtenwas-
ser sowie dessen Einleitung in den Main-Donau-Kanal erforderliche Erlaubnis. 
Gesichtspunkte, die trotz des Vorliegens der Erteilungsvoraussetzungen eine Ver-
sagung der Erlaubnis als angezeigt erscheinen lassen könnten, vermag die Plan-
feststellungsbehörde auch in diesem Zusammenhang nicht zu erkennen. 
 

2.3.11.4. Abwägung 

Den Belangen der Wasserwirtschaft, insbesondere des Gewässerschutzes in der 
weiteren Schutzzone des Wasserschutzgebiets Erlangen West, wird durch die ver-
fahrensgegenständliche Planung sowie den unter A. 3.2 und A. 4.3 dieses Beschlus-
ses ergänzend verfügten Nebenbestimmungen hinreichend Rechnung getragen. 
Durch die erstmalig vorgesehene Behandlung des auf Teilen des gegenständlichen 
Abschnitts der St 2240 anfallenden Wassers in neuen Regenwasserbehandlungs- 
bzw. Versickerungsanlagen, die den Anforderungen der REwS und der RiStWag 
entsprechen, darf davon ausgegangen werden, dass insgesamt eine Verbesserung 
der wasserwirtschaftlichen Situation eintritt. Insgesamt entfalten die Belange des 
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Gewässerschutzes und der Wasserwirtschaft im Rahmen der Abwägung kein ent-
scheidendes Gewicht gegen das Vorhaben. Sie sind nicht geeignet, die für das Vor-
haben sprechenden Belange zu überwiegen. 
 

2.3.12. Belange der Wasserstraßen und Schifffahrtsverwaltung des Bundes 

Am 13.03.2024 hat ein Besprechungstermin mit den ESTW, dem Wasserwirt-
schaftsamt Nürnberg, dem Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Donau MDK (WSV) 
sowie dem Vorhabensträger stattgefunden, bei dem sich darauf verständigt wurde, 
das Entwässerungskonzept zu überarbeiten. Die ursprüngliche Planung sah keine 
Einleitung des Straßenwassers in den Main-Donau-Kanal vor, sondern eine voll-
ständige Versickerung über drei Beckenanlagen in das Grundwasser. Die geänderte 
Entwässerungsplanung sieht nunmehr eine teilweise Einleitung des Niederschlags-
wassers aus den Entwässerungsbereichen Ost sowie Mitte und Rampe Süd (siehe 
oben unter C. 2.3.11.3.1) in den Main-Donau-Kanal vor. Die WSV hat unter Beach-
tung bestimmter Voraussetzungen eine Zusage zu den geplanten Einleitungen er-
teilt. In der unter A. 3.6 sowie A. 4.3.3 verfügten Nebenbestimmungen wird den 
Belangen der WSV bezüglich der Einleitungen in den Main-Donau-Kanal ausrei-
chend Rechnung getragen. 
 
Die WSV bringt vor, dass die Höhe des Lichtraumprofils unterhalb der neuen Brücke 
auf S. 40 Nr. 4.7.1 des Erläuterungsberichtes (Unterlage 1 T) mit 6,40 m über dem 
MDK angegeben werde. Durch die Umstellung auf das aktuelle Höhenbezugssys-
tem sei der neue Bemessungswasserstand Gwo bei MDK-km 42,1: 285,16 müNHN 
(nach DHHN2016 HS 170). Daher sei nach Auffassung des Amtes eine geringfügige 
Änderung der Unterlage 6.1. T Höhenplan St 2240 erforderlich. 
 
Der Vorhabensträger hat hierzu dargelegt, dass der gegenständlichen Planung das 
Höhenbezugssystem DHHN2012 (NN-Höhen, Status 100) zugrunde liege. Im Zuge 
der Ausführungsplanung erfolge jedoch eine Umstellung auf das aktuelle Höhenbe-
zugssystem DHHN2016. Die Differenz zwischen beiden Bezugssystemen liege bei 
ca. 4 cm und hat deshalb keine Auswirkungen auf den vorliegenden Feststellungs-
entwurf, da diese 4 cm sogar noch zu einer Erhöhung der Durchfahrtshöhe führen 
würden. Die Planfeststellungsbehörde sieht im Hinblick auf die Korrektur im Rahmen 
der Ausführungsplanung daher (ebenso) keine Notwendigkeit für eine Änderung der 
in Rede stehenden Unterlage. 
 
Die WSV weist darauf hin, dass zu jeder Zeit eine Zuwegung von Rettungsfahrzeu-
gen gewährleistet sein müsse, insoweit sei ein Regelfahrzeug nach DIN 1072 zu 
Grunde zu legen. Die im Bestand vorhandenen Betriebswege sollen in ihrem der-
zeitigen Zustand (Breite und lichte Höhe) nicht verändert werden. Ein lichte Höhe 
zur Konstruktionsunterkante von mindestens 4 m sei einzuhalten. Der Vorhabens-
träger sichert zu, dass keine bauliche Veränderung vorhandener Betriebswege im 
Zuge der Vorhabensumsetzung erfolgt, zudem wird die erforderliche lichte Höhe von 
4 m eingehalten. 
 
Daneben bittet die WSV Nutzungsart und –Umfang der in ihrem Eigentum stehen-
den Land- bzw. Wasserflächen vor Beginn der Nutzung mit ihm abzustimmen. Vor 
Inanspruchnahme sowie bei Rücknahme dieser Flächen werde jeweils eine gemein-
same Abnahme für notwendig erachtet. Sämtliche Baubehelfe seien rückzubauen 
und die beanspruchten Flächen in Abstimmung mit der WSV wieder herzustellen. 
Die Verkehrssicherungspflicht für die in Anspruch genommenen bundeseigenen 
Land- und Wasserflächen obliege während der gesamten Baumaßnahme dem Vor-
habensträger. 
 
Der Vorhabensträger hat zugesichert, dass vor Baubeginn eine gemeinsame Bege-
hung mit den Eigentümern bzw. den zuständigen Baulastträgern der bestehenden 
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Straßen und Wege erfolge, welche während der Baumaßnahme beansprucht wer-
den. Der bei der Begehung vorgefundene Zustand werde vom Vorhabensträger do-
kumentiert. Sonstige vorübergehend in Anspruch genommene Flächen werden den 
Eigentümern nach Beendigung des Bauvorhabens in ordnungsgemäßem Zustand 
wieder zurückgegeben. Während der Bauzeit obliegt die Verkehrssicherungspflicht 
für alle von der Baumaßnahme in Anspruch genommenen Flächen dem Vorhabens-
träger. 
 
Die WSV bringt weiter vor, dass im Falle des Befahrens der Betriebswege mit grö-
ßeren Lasten in Abstimmung mit dem Amt ein Nachweis auf Böschungsbruch zu 
führen sei. Der Vorhabensträger sichert zu, die festgelegte maximale Belastung der 
Betriebswege zu beachten. 
 
Die WSV weist darauf hin, dass die in Unterlage 11 T unter lfd. Nr. 413 genannten 
Leitungen in Form von 2 x LWL-Kabel in Schutzrohr vor Beginn der Erdarbeiten vom 
Bauhof der WSV einzumessen und dauerhaft zu markieren seien. Die für den Be-
trieb der Schleusen am Kanal notwendigen Leitungen seien während der Baumaß-
nahme funktionsfähig zu erhalten. Die Baumaßnahmen seien daher eng mit der 
Fernmeldeabteilung der WSV abzustimmen. Der Vorhabensträger sicherte schrift-
lich zu, dies zu beachten. 
 
Des Weiteren sei in Unterlage 11 unter lfd. Nr. 416 eine Schmutzwasserleitung der 
WSV genannt. Diese sei (ebenso) zu schützen sowie dauerhaft zu markieren. Der 
Vorhabensträger entgegnet, dass private Einwendungsführer darauf hingewiesen 
hätten, dass sich die vorgenannte Schmutzwasserleitung (Nr. 416 der ursprüngli-
chen Unterlage 11) nicht mehr im Eigentum der WSV befinde. Die Dienstwohnge-
bäude wurde am 08.11.2004 durch die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
(BIMA) an Privatpersonen verkauft. Im Zuge der Tekturunterlagen (Stand 28.02. 
2025 mit der neuen Unterlage 11 T) erfolgte vom Vorhabensträger eine Berichtigung 
der Eigentumsverhältnisse bezüglich der genannten Leitung. 
 
Weiter moniert die WSV, dass aus der Unterlage 15 „Bauwerksskizze“ die Konstruk-
tionsunterkannte des Brückenbauwerks nicht dargestellt (vermaßt) sei. Sollten sich 
Bereiche des Überbaus im Gefährdungsbereich des Main-Donau-Kanals befinden, 
dieser liegt vertikal 7,875 m über dem GWo 285,16 müNHN (nach DHHN2016 HS 
170), sei der Überbau auf Schiffstoß nachzuweisen (Lastfall Schiffsanprall). 
 
Der Vorhabensträger legt hierzu dar, dass sowohl die Parameter GWo = 285,20 
müNHN (DHHN2012), als auch KUK des Bauwerks = 291,60 müNHN aus der Un-
terlage 15.1 ersichtlich seien, Diese Maße wurden nach Aussage des Vorhabens-
trägers zudem im Vorfeld der gegenständlichen Planung mit der Wasserstraßen- 
und Schifffahrtsverwaltung abgestimmt. Der Lastfall Schiffsanprall werde nachge-
wiesen, ein Anprallschutz wurde vorgesehen. 
 
Daneben verweist die WSV auf die in Nr. 7 des Erläuterungsberichts (Unterlage 1 
T) angesprochene Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Vorhabensträger und 
der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV). Eine Beteili-
gung der WSV an den Ausbaukosten ist gemäß § 41 Abs. 5 Bundeswasserstraßen-
gesetz gegeben. Der aufgestellte Kostenteilungsschlüssel, welcher auf den fiktiven 
Entwürfen basiert, sei noch nicht final beschlossen und rechtswirksam unterschrie-
ben. Änderungen der Beteiligung der WSV seien zum Zeitpunkt des laufenden Plan-
feststellungverfahrens noch möglich. Dort werde auch die erforderliche Nutzung 
bundeseigener Land- und Wasserflächen für den Brückenbau und die dauerhafte 
Nutzung geregelt. Diese Verwaltungsvereinbarung sollte vor Erteilung des Planfest-
stellungsbeschlusses abgeschlossen sein und zum Bestandteil des Planfeststel-
lungsbeschlusses erklärt werden. Die abzuschließende Verwaltungsvereinbarung 
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der Brücke Dechsendorfer Damm befinde sich derzeit in der Aufstellung beim Was-
serstraßen-Neubauamt Magdeburg (WNA). 
 
Der Vorhabensträger hat verbindlich zugesagt, für die Durchführung der Baumaß-
nahme eine diesbezügliche Verwaltungsvereinbarung abzuschließen. Der Vorha-
bensträger vertritt jedoch die Auffassung, dass die in dieser Vereinbarung zu 
regelnden Inhalte wie z. B. Kostentragung, Flächeninanspruchnahmen usw. nur die 
beiden Vertragsparteien betreffen und außerhalb des Planfeststellungsverfahrens 
geregelt werden sollten. Dem Vorhabensträger ist im Ergebnis zuzustimmen. Auf-
grund der Zusage diese Verwaltungsvereinbarung abzuschließen und der bisher im 
Verfahren erzielten Einigung bezüglich der Einleitungen in den Kanal sowie der un-
ter A. 3.6.1 – A. 3.6.28 verfügten Nebenbestimmungen, ist bei vernünftiger Betrach-
tungsweise objektiv zu erwarten, dass die Inhalte der dann endgültigen Fassung 
einschließlich die Einigung auf einen Kostenverteilungsschlüssel jedenfalls im Zeit-
punkt der Plandurchführung beachtet werden bzw. erfolgt sein wird. Dies gilt ohne, 
dass angesichts der Regelungen, die Gegenstand der Vereinbarung werden sollen, 
sich Rückwirkungen auf die hiesige Abwägung ergeben können (vgl. dazu BVerwG, 
Beschluss vom 07.02.2005 – 9 VR 15.04 – juris). Insofern ist eine diesbezügliche 
Regelung der Planfeststellungsbehörde in diesem Beschluss nicht angezeigt; auch 
ein Zuwarten mit dem Erlass dieses Beschlusses bis zum endgültigen Abschluss 
der Vereinbarung ist hier nicht geboten. 
 
Die WSV fordert, dass die neue Brückenanlage nach den Grundsätzen des BMV-
Erlasses vom 14.12.1994, Az. BW 25/BW 21/52.24.14-2/16 S 94 (VkBL 1/95 vom 
14.01.1995) so zu gestalten sei, dass die radarortende Schifffahrt nicht durch 
Scheinziele im Radarbild gefährdet oder behindert werde. Daher sei vor der Bau-
ausführung ein radartechnisches Gutachten der Fachstelle der WSV für Verkehrs-
techniken Koblenz (FVT) einzuholen. Der Vorhabensträger entgegnet, dass ein 
radartechnisches Gutachten der WSV Koblenz (Stand 06.06.2018) bereits vorliege 
und die Auflagen aus diesem Gutachten umgesetzt werden. 
 
Die WSV weist darauf hin, dass von der Brücke kein Einbringen von Sand, Schlamm 
oder sonstigen festen Stoffen sowie Schnee oder Eis in die Wasserstraße erfolgen 
dürfe. Der Vorhabensträger erklärt hierzu, dass grundsätzlich keine solchen Einlei-
tungen von der Brücke in den Main-Donau-Kanal erfolgen werden. Sollte im Zuge 
der Erstellung der Bohrpfähle bzw. Baugruben Einleitungen von Tagwasser (Ober-
flächenwasser/Sickerwasser) sowie von den Bohrpfählen verdrängtes Wasser in 
den Main-Donau-Kanal notwendig werden, so erfolgt eine frühzeitige Abstimmung 
mit der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung. An dieser Stelle wird darauf hingewie-
sen, dass dem Vorhabensträger unter A. 4.1.3 im Tenor dieses Beschlusses eine 
beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis mit entsprechenden Auflagen für das tem-
poräre Einleiten von Oberflächenwasser/Sickerwasser erteilt wurde. Überdies 
wurde, was das Einbringen von festen Stoffen in den Kanal betrifft unter A. 3.6.10 
dieses Beschlusses eine entsprechende Auflage verfügt. 
 
Die WSV nimmt Bezug auf Nr. 3.2 der Unterlage 1 T und weist darauf hin, dass das 
Montagekonzept der neuen Brücke mittels Einschwimmen über einen Ponton einer 
besonderen Abstimmung bedarf. Die Wasserstraße sei im Kreuzungsbereich ge-
dichtet. Die Dichtung einschließlich ihrer Sohldränagen dürfe in ihrem Bestand zu 
keiner Zeit beeinträchtigt werden. Das Ankern und das stellen von Stelzen durch 
einen Ponton werde untersagt. Der Vorhabensträger sichert zu, dass die genauen 
Details des Montagekonzepts mit Einschwimmen über einen Ponton rechtzeitig vor 
Baubeginn mit der WSV abgestimmt werden. 
 
Soweit die WSV schließlich fordert, das Abbruch und Rückbaukonzept der Brücke 
im Bereich des Main-Donau-Kanals rechtzeitig mit ihm abzustimmen, hierzu seien 
mindestens sechs Wochen vor der Ausführung detaillierte Unterlagen vorzulegen 
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und die Abbrucharbeiten über der Bundeswasser-straße bedürften einer strom- und 
schifffahrtspolizeilichen Genehmigung nach § 31 WaStrG, hat die Vorhabensträge-
rin zugesagt, diese Maßgaben im weiteren Planungs- und Bauablauf zu berücksich-
tigen (siehe hierzu auch die unter A. 3.6.4 verfügte Nebenbestimmung). Dem 
Anliegen der WSV wird insofern entsprochen. 
 
Schließlich erhebt die WSV die Forderung, dass die Einleitung von Niederschlags-
wasser aus den Entwässerungsabschnitten Mitte und Rampen Süd sowie Ost in 
den Main-Donau-Kanal im Revisionsfall (z. B. Schifffahrtssperre) abzusperren bzw. 
zu trennen ist.  
 
Der Vorhabensträger hat hierzu erwidert, dass diese technisch nicht umsetzbar sei. 
Es gebe keine Möglichkeit anfallendes Regenwasser über drei Wochen hinweg zu 
puffern oder in dieser Zeit anderweitig abzuleiten. Der Vorhabensträger hat in die-
sem Zusammenhang folgende Berechnung angestellt: 
 
Die Haltung MD-Kanal Erlangen – Kriegenbrunn hat eine Länge von 7,61 km und 
eine Wasserspiegelbreite von ca. 55 m. Daraus ergibt ich eine Fläche von ca. 7.610 
m x 55 m = 418.550 m². Neu eingeleitet werden 9.571 m², was in etwa 2,2 % mehr 
Einleitungsfläche als bisher entspricht. 
 
Die Planfeststellungsbehörde hat daher der Forderung der WSV nicht vollumfäng-
lich entsprochen, da auftretende Regenereignisse nicht planbar sind und der Kanal 
in diesem Fall ohnehin mit „Wasser von oben“ ebenfalls belastet wird. Zudem teilt 
die Planfeststellungsbehörde insoweit die Auffassung des Vorhabensträgers, dass 
die neu hinzukommende Einleitungsfläche von untergeordneter Bedeutung sein 
dürfte. Die Planfeststellungsbehörde hat daher unter A. 3.6.28 verfügt, dass für die 
(notwendige) Einleitung im Revisionsfall zwischen Vorhabensträger und WSV eine 
einvernehmlich und (für beide Seiten) verträgliche Lösung anzustreben ist. 
 
Den Belangen der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes ist damit 
insgesamt hinreichend Rechnung getragen. 
 

2.3.13. Landwirtschaft bzw. forstwirtschaftliche Nutzung als öffentlicher Belang 

Eingangs weist die Planfeststellungsbehörde darauf hin, dass die vom Bayerischen 
Bauernverband bzw. vom Sachgebiet 60 der Regierung von Mittelfranken im We-
sentlichen inhaltsgleichen Einwendungen bezüglich einer flächenschonenderen 
Planung sowie der Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen für naturschutz-
rechtliche Kompensationsmaßnahmen bereits unter C. 2.3.3.3 bzw. C. 2.3.6.3.9 be-
handelt worden sind. Auf die dortigen Ausführungen darf Bezug genommen werden. 
 
Ergänzend weist die Planfeststellungsbehörde zusammenfassend nochmals darauf 
hin, dass bei der Trassierung der Rampe unter Berücksichtigung einer richtlinien-
konformen Planung darauf geachtet wurde, den Flächenverbrauch und damit die 
(mit dem Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach abgestimmten) 
Eingriffe in den Bannwald so gering wie möglich zu halten. Das Sachgebiet Stra-
ßenbau bei der Regierung von Mittelfranken sieht ebenso wie der Vorhabensträger 
keine (technische) Möglichkeit, den Flächenverbrauch noch weiter zu reduzieren. 
Im Zuge der Änderungsplanung entfallen nunmehr zwei der ursprünglich vorgese-
henen drei Versickerungsbecken. Lediglich im Bereich des Entwässerungsab-
schnitts West wird ein Versickerungsbecken (mit Absetzbecken) gebaut, so dass 
sich der Flächenverbrauch, insbesondere im Hinblick auf schützenswerte Waldbe-
stände, gegenüber der Ursprungsplanung weiter verringert. Eingriffe in land- und 
forstwirtschaftliche Flächen wurden soweit wie möglich minimiert. Nach der Bau-
maßnahme nicht mehr benötigte Flächen werden im Anschluss wieder aufgeforstet. 
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Jedoch sind mittelbare Auswirkungen während der Bauzeit, insbesondere das Ent-
stehen von Umwegen im Wegenetz (insbesondere die forstwirtschaftliche Nutzung 
betreffend) oder auch mögliche Bodenbelastungen. 
 
Der Bayerische Bauernverband weist darauf hin, dass die für die plangegenständli-
che Maßnahme benötigten Flächen im Trinkwasserschutzgebiet Erlangen West lie-
gen. Es wird daher befürchtet, dass es durch die geplante Baumaßnahme zu 
negativen Auswirkungen auf das Wasserschutzgebiet kommen könnte. 
 
Der Vorhabensträger legt hierzu zutreffend dar, dass durch den RiStWag konformen 
Ausbau der St 2240 im Planbereich die Situation für das Wasserschutzgebiet Erlan-
gen West im Vergleich zum Istzustand grundsätzlich verbessert werde. Durch die 
erstmalig vorgesehene Behandlung des auf Teilen des gegenständlichen Abschnitts 
der St 2240 anfallenden Wassers in neuen Regenwasserbehandlungs- bzw. Versi-
ckerungsanlagen, die den Anforderungen der REwS und der RiStWag entsprechen, 
sei vielmehr davon auszugehen, dass insgesamt eine Verbesserung der wasser-
wirtschaftlichen Situation eintreten werde. Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg hat 
der gegenständlichen Entwässerungsplanung zugestimmt, insoweit darf auf die 
Ausführungen unter C. 2.3.11.1.2 sowie C. 2.3.11.2 Bezug genommen werden. 
 

2.3.13.1. Land- bzw. forstwirtschaftliches Wegenetz/Umwege 

Der Bayerische Bauernverband trägt vor, dass bestehende Wirtschaftswege müs-
sen weiterhin jederzeit für Eigentümer und Bewirtschafter, der im Planungsumfeld 
betroffenen (Wald-)Flächen, befahrbar bleiben müssen. Die Wirtschaftswege seien 
für die Erreichbarkeit der Waldgrundstücke notwendig. 
 
Zunächst ist festzustellen, dass schon jetzt die Trasse der St 2240 die forstwirt-
schaftliche genutzten Flächen diesseits und jenseits der Staatsstraße voneinander 
trennt. Um die jeweils auf der anderen Seite der St 2240 liegenden Waldflächen 
erreichen zu können, sind schon jetzt in gewissem Umfang Mehrwege über die vor-
handenen Straßen- und Wegequerungen in Kauf zu nehmen. An dieser Situation 
wird sich mit der Verwirklichung des gegenständlichen Vorhabens auf Dauer nichts 
ändern. Nach Ende der Bauarbeiten zur Umsetzung des Vorhabens stehen die 
Wegeverbindungen, die heute existieren, weiterhin uneingeschränkt für die Allge-
meinheit zur Verfügung. Die Erschließung der Grundstücke in der Umgebung des 
Vorhabens bleibt damit sichergestellt. Dies gilt auch grundsätzlich während der Bau-
zeit des gegenständlichen Vorhabens. Nach Aussage des Vorhabensträgers kön-
nen Beeinträchtigungen während der Baufortschritts jedoch nicht gänzlich 
ausgeschlossen werden. Zumutbare Umwege müssen jedoch in Kauf genommen 
werden. 
 
Im Hinblick auf die vorstehenden Ausführungen ist den Forderungen des Bayeri-
schen Bauernverbandes, dass die (Wald-)Flächen für die Bewirtschafter jederzeit 
ohne große Einschränkungen erreichbar und anfahrbar seien, die ordnungsgemäße 
Bewirtschaftung der Grundstücke während der Bauzeit und nach Durchführung der 
Baumaßnahme generell sicherzustellen und die bestehenden Wirtschaftswege wei-
terhin jederzeit für Eigentümer und Bewirtschafter der im Planungsumfeld betroffe-
nen Flächen befahrbar zu halten, auch hinreichend Rechnung getragen. Gleiches 
gilt bezüglich der weiteren Forderung, Umwege während der Bauzeit und nach 
Durchführung der Baumaßnahme zu vermeiden. Soweit in diesem Zusammenhang 
auch Entschädigung in Geld gefordert wird, ist dies zurückzuweisen, da insoweit 
keine rechtliche Grundlage besteht, dem Vorhabensträger derartiges aufzuerlegen. 
Es gibt grundsätzlich keinen Rechtsanspruch auf den unveränderten Bestand öf-
fentlicher Straßen und Wege, so dass Betroffenen, die vorhabensbedingt (zeitweilig) 
Umwege in Kauf nehmen müssen, insofern kein Rechtsanspruch auf Abhilfe oder 
Entschädigung zusteht (vgl. Art. 74 Abs. 2 Sätze 2 und 3 BayVwVfG). Art. 17 Abs. 
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2 BayStrWG schützt als Rechtsposition in diesem Sinne nur allgemein Zufahrten 
und Zugänge, also den unmittelbaren Kontakt nach außen, nicht jedoch die darüber 
hinaus gehenden Verbindungen zu anderen Grundstücken (BVerwG, Urteil vom 
27.04.1990, NVwZ 1990, 1165, zu § 8a Abs. 4 FStrG zu einem ähnlich gelagerten 
Fall). Art. 17 BayStrWG garantiert nicht eine optimale, sondern nur eine nach den 
jeweiligen Zuständen zumutbare Erreichbarkeit. Die Art und Weise der Verbindung 
eines Grundstücks mit anderen Grundstücken mittels des öffentlichen Wegenetzes 
oder der unveränderte Fortbestand einer bestimmten, auf dem Gemeingebrauch 
beruhenden Verbindung, stellt keine Rechtsposition in diesem Sinne dar. Allerdings 
sind Anliegerinteressen auch unterhalb der Schwelle des Art. 17 BayStrWG, sofern 
sie nicht als geringfügig ausnahmsweise außer Betracht zu bleiben haben, in die 
Abwägung einzustellen; sie können jedoch durch überwiegende Gemeinwohlbe-
lange zurückgedrängt werden (BVerwG, Beschluss vom 11.05.1999, NVwZ 1999, 
1341, 1342). Im Hinblick darauf muss festgestellt werden, dass den für das Vorha-
ben sprechenden Belangen (siehe dazu unter C. 2.2) insgesamt ein erheblich grö-
ßeres Gewicht zukommt als den Interessen der Betroffenen, von den eventuell 
zeitweilig entstehenden Erschwernissen verschont zu werden. Die Umsetzung des 
gegenständlichen Vorhabens ist dringend geboten. Nach Ende der Bauarbeiten sind 
die Straße und der Weg wieder uneingeschränkt wie heute nutzbar. Mit der konkre-
ten Ausgestaltung der festgestellten Planung ist damit im Ergebnis den Belangen 
des land- bzw. forstwirtschaftlichen Wegenetzes hinreichend Rechnung getragen 
(vgl. auch BVerwG, Urteil vom 28.01.2004, NVwZ 2004, 990, 991; dort hat das Ge-
richt dauerhafte Umwegstrecken für den motorisierten Verkehr von 3 km infolge der 
Beseitigung eines Bahnübergangs nicht als unzumutbar beanstandet). Eine noch 
weitergehende Minderung der vorhabensbedingten Auswirkungen auf die Betroffe-
nen ist in Ansehung aller relevanten Gesichtspunkte nicht möglich. 
 
Soweit im Anhörungsverfahren befürchtet wird, dass durch den Baustellenverkehr 
erhebliche Schäden an bestehenden Straßen und Wegen entstehen, und deshalb 
eine Beweissicherung bzgl. dieser Straßen und Wege gefordert wird, hat der Vor-
habensträger eine entsprechende Beweissicherung zugesagt, genauso eine ord-
nungsgemäße Wiederherstellung der Straßen und Wege zu seinen Lasten. 
 

2.3.13.2 Vorübergehend beanspruchte Flächen 

Wegen den nach den Planunterlagen vorübergehend in Anspruch zu nehmenden 
Flächen beantragt der Bayerische Bauernverband, dass die Abwicklung der Ent-
schädigungsregelungen sowie die Festsetzung von Rekultivierungsarbeiten nach 
Beendigung der Baumaßnahme nicht durch die bauausführenden Firmen erfolgt, 
sondern durch den Vorhabensträger in direkter Zuständigkeit und Haftung. An-
sprechpartner und Entschädigungspflichtiger für baubedingte Einwirkungen müsse 
immer der Vorhabensträger sein, nicht die ausführenden Firmen. Für die betroffe-
nen Grundstücke sei vorher eine ordnungsgemäße Beweissicherung, d. h. Erfas-
sung des jetzigen Zustandes, auf Kosten des Vorhabensträgerin durchzuführen. 
 
Der Vorhabensträger hat zugesagt, vor Baubeginn auf seine Kosten eine Beweissi-
cherung der nach den Grunderwerbsunterlagen vorübergehend in Anspruch zu neh-
menden Flächen in Form einer fotografischen und schriftlichen Dokumentation des 
zum Begehungszeitpunkt vorgefundenen Zustandes zu veranlassen. Diese Doku-
mentation ist den Grundstückseigentümern vor Baubeginn auszuhändigen. Das Amt 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ist bei der Durchführung dieser Beweis-
sicherung hinzuziehen. Die jeweiligen Grundstückseigentümer sind rechtzeitig vor-
her unterrichten, damit sie an der Begehung ihrer Grundstücke teilnehmen können. 
Nach Abschluss der Bauarbeiten hat der Vorhabensträger zugesagt, die vorüberge-
hend beanspruchten Flächen zusammen mit den betroffenen Eigentümern zu be-
gehen, evtl. verbliebene Schäden festzuhalten und im Rahmen der Bauabnahme 
gegenüber den bauausführenden Firmen geltend zu machen und anschließend 
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sachgerecht beseitigen zu lassen. Er hat außerdem zugesagt, Entschädigungen für 
vorübergehende Flächeninanspruchnahmen selbst unmittelbar im Rahmen von Ent-
schädigungsverhandlungen zu regulieren. Den Forderungen wird damit zu einem 
großen Teil Rechnung getragen. Soweit der Vorhabensträger danach gewisse Tä-
tigkeiten nicht selbst übernimmt, sondern von den bauausführenden Firmen durch-
führen lässt, wird der Forderung zwar insoweit nicht entsprochen. Dieses Vorgehen 
erweist sich gleichwohl als sachgerecht. Ein vernünftiger Grund, warum etwa zwin-
gend der Vorhabensträger selbst die notwendigen Rekultivierungsarbeiten überneh-
men sollte, ist – zumal auch seine personellen und sächlichen Ressourcen begrenzt 
sind – nicht erkennbar. Für die Betroffenen sind hiermit keine rechtserheblichen 
Nachteile verbunden, da der Vorhabensträger der für die Rekultivierung rechtlich 
verantwortliche Ansprechpartner ist, gleich, ob er die Arbeiten von eigenen Kräften 
oder von externen Erfüllungsgehilfen durchführen lässt. Was die Person des konkret 
Entschädigungspflichtigen für baubedingte Einwirkungen betrifft, so gilt, dass sich 
die dem zu Grunde liegende Haftungsfrage (auch) nach den allgemeinen rechtlichen 
Regelungen (etwa des BGB) errichtet. Insoweit hat die Planfeststellungsbehörde 
keine Befugnis, eine davon abweichende Regelung im Planfeststellungsbeschlus-
ses treffen. 
 
Der Bayerische Bauernverband beantragt für die vorübergehend in Anspruch zu 
nehmenden Flächen außerdem, den betroffenen Grundstückseigentümern und -be-
wirtschaftern eine Haftungsfreistellung mittels des Planfeststellungsbeschlusses 
hinsichtlich möglicher Rückstände und Bodenverunreinigungen zu gewähren. 
 
Dieser Antrag ist abzulehnen. Eine Haftungsfreistellung, wie sie beantragt wurde, 
würde im Endeffekt zu einer weitreichenden, schadensurheber- und verschuldens-
unabhängigen "Garantiehaftung" des Vorhabensträgers führen, für welche die stra-
ßenrechtliche Planfeststellung keinen Raum bzw. keine rechtliche Grundlage bietet 
und u. U. – etwa bei bislang nicht bekannten Altlasten – auch zu einer nicht gerecht-
fertigten Belastung der Vorhabensträgerin mit Sanierungskosten führen würde. Die 
Frage der Haftung und Kostentragung für die Beseitigung möglicher Rückstände 
und Bodenverunreinigungen muss sich daher auch im Rahmen der Verwirklichung 
des gegenständlichen Vorhabens einzelfallbezogen nach den allgemeinen Vor-
schriften richten. Es ist nicht erkennbar, dass die betroffenen Eigentümer bzw. Be-
wirtschafter hierdurch unverhältnismäßig benachteiligt werden. Dem berechtigten 
Interesse der Grundstückseigentümer bzw. -nutzer, vor Bodenverunreinigungen u. 
ä. infolge der Straßenbauarbeiten bzw. den Kosten für die Beseitigung solcher Ver-
unreinigungen verschont zu werden, ist mit der bezüglich der vorübergehend in An-
spruch zu nehmenden Flächen zugesagten Beweissicherung, die verhindert, dass 
den Betroffenen der Nachweis der Ursächlichkeit der Straßenbauarbeiten für mög-
liche Schäden/Verschmutzungen nicht gelingt, auch ohne die gewünschte Haf-
tungsfreistellung in ausreichendem Maß Rechnung getragen. Im Übrigen hat die 
Vorhabensträgerin unabhängig davon zugesagt, nach Abschluss der Bauarbeiten 
die beanspruchten Flächen wieder ordnungsgemäß herzurichten, was auch die Be-
seitigung baubedingter Verschmutzungen oder hierdurch verursachter Schäden 
umfasst. 
 
Bezüglich der Forderung des Bayerischen Bauernverbandes, die ordnungsgemäße 
Rekultivierung sei seitens des Eigentümers und Bewirtschafters bei einer gemein-
samen Begehung mit dem Vorhabenträger im Zuge der Rückgabe der Flurstücke 
mittels einer Freistellung zu unterzeichnen und evtl. noch vorhandene Mängel habe 
der Vorhabensträger zu beseitigen, hat der Vorhabensträger eine diese weitestge-
hend abdeckende Zusage abgegeben. 
 
Der Bayerische Bauernverband bringt weiter vor, dass im Falle weiterer Ablagerun-
gen von Baumaterial oder einem Abstellen von Baufahrzeugen auf land- und forst-
wirtschaftlichen Flächen, die Eigentümer bzw. Bewirtschafter rechtzeitig vorher zu 
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informieren sind. Hierdurch entstandene Flur- und Aufwuchsschäden sind im An-
schluss nach den Schätzungsrichtlinien des Bayerischen Bauernverbandes zu ent-
schädigen. Nach Auffassung des Bayerischen Bauernverbandes sollten insoweit 
eigene Flächen des Vorhabensträgers (Freistaat Bayern) herangezogen werden. 
 
Der Vorhabensträger legt hierzu dar, dass benötigten Grunderwerbsflächen in Un-
terlage 10 T abschließend dargestellt seien. Nach derzeitigem Stand seien darüber 
hinaus keine Flächen Dritter notwendig. Sollten im Zuge der Ausführungspla-
nung/Bauausführung weitere Flächeninanspruchnahmen notwendig werden, wird 
der Vorhabensträger dieser Forderung nachkommen. 
 

2.3.14 Träger von Versorgungsleitungen 

Als öffentliche Belange sind im Rahmen der Abwägung im Planfeststellungsverfah-
ren auch die Interessen der Träger der öffentlichen Ver- und Entsorgung, die im 
Bereich einer Straßenbaumaßnahme Leitungen, Kabel o. ä. betreiben, zu berück-
sichtigen. Dabei ist aber nur auf das „Ob und Wie“ von Leitungsänderungen einzu-
gehen, nicht jedoch z. B. über die Kostentragung zu entscheiden, die sich nach 
bürgerlichem Recht bzw. nach bestehenden oder noch zu treffenden vertraglichen 
Vereinbarungen richtet (vgl. § 8 Abs. 10 FStrG sinngemäß) bzw. bei Änderungen an 
Fernmeldeleitungen nach den Vorschriften des TKG. 
 

2.3.14.1 Deutsche Telekom Technik GmbH 

Die Deutsche Telekom Technik GmbH weist darauf hin, dass ihre im Vorhabensbe-
reich befindlichen Telekommunikationslinien vom Bauvorhaben berührt und deshalb 
gesichert, verändert oder verlegt werden müssen. Hinsichtlich der konkret vom Vor-
habensträger in den festgestellten Planunterlagen, insbesondere in der Unterlage 
11, bezüglich dieser Linien benannten einzelnen Maßnahmen hat sie aber keine 
Einwände geltend gemacht. 
 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH bittet darum, ihr mindestens neun Monate 
vor der Ausschreibung die endgültigen Ausbaupläne zuzusenden und die Aus-
schreibungs- und Ausführungstermine mitzuteilen. Der Vorhabensträger hat inso-
weit zugesagt, die erforderlichen Verlegungsmaßnahmen rechtzeitig mit der Tele-
kom abzustimmen; eine Übergabe der endgültigen Ausbaupläne und sowie die 
Mitteilung der Ausschreibungs- und Ausführungstermine hat er ebenso zugesagt, 
erachtet jedoch eine Vorlaufzeit von neun Monaten für die Planvorlage als zu lange. 
Die Planfeststellungsbehörde hat dem Vorhabensträger aus Gründen der Bestimmt-
heit (Art. 37 Abs. 1 BayVwVfG) unter A. 3.1.1 im Tenor dieses Beschlusses entspre-
chende Vorgaben gemacht, die den Forderungen der Deutschen Telekom Technik 
im Wesentlichen Rechnung tragen. Die Planfeststellungsbehörde hat bezüglich der 
Vorlage der endgültigen Ausbaupläne eine Frist von sechs Monaten, wie bei ver-
gleichbaren Verfahren in der Vergangenheit, festgelegt. Zudem wurden unter A. 
3.1.1 weitere, von der Telekom geforderte Maßgaben aufgenommen, die sich u. a. 
auf die Zugänglichkeit von Telekommunikationslinien während der Bauausführung 
sowie auf seitens der Vorhabensträgerin an die bauausführenden Firmen zu ertei-
lende Hinweise beziehen. 
 
Den Belangen der Deutschen Telekom Technik GmbH wird damit insgesamt hinrei-
chend Rechnung getragen. 
 

2.3.14.2 Erlanger Stadtwerke AG – Netzplanung (ESTW) 

Der Bereich Netzplanung der Erlanger Stadtwerke AG (ESTW) bittet folgende An-
merkungen und Änderungen zu berücksichtigen: 
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Die ESTW nehmen Bezug auf die Unterlage 11 T (Regelungsverzeichnis) und mo-
nieren, dass die in den lfd. Nrn. 401 bis 407 angegebenen Versorgungsleitungen 
„nicht prüfbar“ seien, da diese nicht im Lageplan dargestellt wurden. Eine jeweils 
mögliche Betroffenheit sei daher aus den Unterlagen nicht erkennbar. 
 
Der Vorhabensträger stellt hierzu klar, dass die Versorgungsleitungen mit den lfd. 
Nrn. 401 – 407 in Unterlage 11 T von der Maßnahme eigentlich nur am Rand be-
troffen seien. Diese liegen zwischen Bau-km 0-300 und Bau-km 0-200 und damit 
außerhalb des eigentlichen Ausbauabschnittes. Im Lageplan (Unterlage 5.1 T) sind 
diese Leitungen im Bildausschnitt oben links zu erkennen. 
 
Soweit die ESTW auf die lfd. Nrn. 411, 412, 414, 418 sowie 419 der Unterlage 11 
(alt) Bezug nimmt und darauf hinweist, dass sich die Eigentumsverhältnisse an die-
sen Leitungen inzwischen geändert haben, hat der Vorhabensträger dies im Zuge 
der eingebrachten Tekturunterlagen (Stand 28.02.2025) entsprechend berichtigt 
(siehe Unterlage 11 T neu). 
 
Die ESTW weisen darauf hin, dass die unter lfd. Nr. 422 in Unterlage 11 T genannte 
Trinkwasserleitung DN100 im Schutzrohr (DN 200) im Zuge des Vorhabens erneu-
ert werden muss und bittet insoweit um eine rechtzeitige Abstimmung. Der Vorha-
bensträger hat zugesichert, dies zu berücksichtigen. 
 
Des Weiteren bitten die ESTW notwendige Umverlegungsmaßnahmen an beste-
henden Versorgungsleitungen rechtzeitig vorher mit ihnen abzustimmen, damit 
eventuell notwendige Provisorien für die Aufrechterhaltung der Versorgungssicher-
heit hergestellt werden können. Zudem werde darauf hingewiesen, dass Arbeiten 
an den Gasleitungen nicht in den Wintermonaten (Heizperiode, Zeitraum November 
– März) und an Kabelnetzen (nur) außerhalb der Frostperiode durchgeführt werden 
können. Arbeiten am Wasserleitungsnetz können ebenfalls durch die Frostperiode 
sowie durch verbrauchsintensive Monate (Mai – August) eingeschränkt sein. Der 
Vorhabensträger hat schriftlich zugesichert, diese Hinweise zu beachten. 
 
Falls Ingenieurbauwerke wie z. B. Brücken, Schallschutzmaßnahmen, sowie Stütz-
mauern in Bereichen von querenden Versorgungsleitungen erforderlich werden, 
wird von den ESTW die Forderung erhoben, diese mittels eines Schutzrohres me-
chanisch und gegebenenfalls elektrisch zu sichern. Eine Überbauung ohne Schutz-
rohr ist nicht zulässig. Des Weiteren ist die Gründung von Fundamenten so zu 
konzipieren, dass die Schutzrohre nicht im Lastabtragungswinkel enden. Der Ein-
bau von Streifenfundamenten ist in diesem Bereich ebenso nicht zulässig. Der Vor-
habensträger hat schriftlich zugesichert, diese Forderungen zu beachten. 
 
In Bereichen bestehender Versorgungsanlagen ist eine Baustelleneinrichtung nicht 
zulässig. Auf die Schutzstreifen gemäß den einschlägigen DIN-Normen, VDE, 
DVGW- und AGFW-Regelwerke wird von den ESTW hingewiesen. Befinden sich in 
dem ausgewiesenen Baufeld Versorgungsleitungen und werden Transportstraßen 
auf aus- und neu zu bauenden Wegen im Bereich von bestehenden Versorgungs-
anlagen angelegt, so ist im Leitungstrassenbereich ein Auf- bzw. Abtrag des Gelän-
des nicht zulässig bzw. geeignete Schutzvorkehrungen nach den Vorgaben der 
ESTW zu treffen. 
 
Der Vorhabensträger legt dar, dass soweit möglich auf Baustelleneinrichtungsflä-
chen im Bereich der Versorgungsleitungen verzichtet werde. Falls dies nicht möglich 
sei, werden geeignete Schutzvorkehrungen getroffen und mit den ESTW abge-
stimmt. 
 
Die ESTW bringen weiter vor, dass im Falle einer dauerhaften oder vorübergehen-
den Inanspruchnahme von Grundstücksflächen, die Zugänglichkeit zu den darin 
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verlaufenden Versorgungsanlagen jederzeit zu gewährleisten sei. Ein Geländeauf- 
bzw. -abtrag, sowie eine Überbauung sei nicht zulässig. Der Vorhabensträger si-
chert eine Verlegung in einvernehmlicher Absprache zu, falls durch die Baumaß-
nahme Versorgungsleitungen nicht mehr zugänglich wären. 
 
Werden Veränderungen an Stahlleitungen der Gasversorgung erforderlich, so sind 
nach Forderung der ESTW ebenfalls die Kathodenschutzanlagen entsprechend der 
erfolgten Leitungsumverlegung mit anzupassen. Eine elektromagnetische Beein-
flussung des Leitungsbestandes der ESTW ist mit geeigneten Maßnahmen zu ver-
hindern. Der Vorhabensträger sicherte zu, dies zu beachten. 
 
Die ESTW bitten, rechtzeitig mit Beginn der detaillierteren Planung bezüglich der 
Änderung von Versorgungsanlagen mit einbezogen zu werden. Des Weiteren seien 
die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz der Versorgungsleitungen, sowie für die 
erforderlich werdenden Umverlegungen ebenfalls in enger Abstimmung mit den 
ESTW durchzuführen. Die Ausführungsart werde jeweils von den ESTW festgelegt. 
Des Weiteren seien im Zuge der Ausführung keine Eingriffe an ihrem Leitungsbe-
stand ohne vorherige Abstimmung möglich. 
 
Die ESTW fordern außerdem, dass im Vorfeld der Ausführungsplanung für jede not-
wendige Maßnahme an Versorgungsleitungen eine Durchführungsvereinbarung, 
mindestens neun Monate vor Beginn der Ausführung, abzuschließen ist. Die Pla-
nungen seien rechtzeitig mit den ESTW abzustimmen und mit einem Freigabever-
merk zu versehen. 
 
Der Vorhabensträger sichert insoweit zu, rechtzeitig vor Baubeginn mit sämtlichen 
Leitungsträgern ein Spartengespräch führen. Bei diesem Gespräch können die Vor-
gaben des jeweiligen Leitungsträgers noch einmal angesprochen werden. Ein Vor-
lauf von neun Monaten wird seitens des Vorhabensträgers jedoch als zu lange 
erachtet. Die Planfeststellungsbehörde hat unter A. 3.1.2 dem Vorhabensträger auf-
gegeben, möglichst sechs Monate vor Baubeginn eine entsprechend Durchfüh-
rungsvereinbarung abzuschließen; dieser Zeitraum wird, wie in vergleichbaren 
anderen Verfahren, für angemessen erachtet. 
 
Weiter erheben die ESTW die Forderung, dass bei erforderlichen Leitungsverlegun-
gen die höhen- und lagemäßige Trassenzurverfügungstellung einschließlich der Ab-
steckung, sowie der Grenzfeststellung vom Vorhabensträger zu erfolgen hat. Des 
Weiteren hat der Vorhabenträger durch einen unabhängigen Sachverständigen (z. 
B. Landesgewerbeanstalt) den statischen Nachweis für den Bestand der bestehen-
den Versorgungsanlagen im Hinblick auf die geänderte Verkehrsbelastung zu er-
bringen. 
Die Verlegung der Versorgungsleitungen auf dem Straßengrundstück (im gleichen 
Umfang wie bisher) wird vom Vorhabensträger zugesagt. Der Vorhabensträger legt 
dar, dass die Trasse durchgängig in Dammlage verlaufe. Warum die ESTW hier 
statische Nachweise für bestehende Versorgungsanlagen fordern, ist für den Vor-
habensträger daher nicht nachvollziehbar. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass 
im Ausbaubereich keine Kanäle, sondern lediglich Strom- und Fernmeldekabel der 
ESTW vorhanden sind. Die Gasleitung (Unterlage 11 T lfd. Nrn. 404 und 407) liegt 
bereits außerhalb des eigentlichen Ausbauabschnittes und ist von der Maßnahme 
nicht betroffen. Die Planfeststellungsbehörde schließt sich den plausiblen Ausfüh-
rungen des Vorhabensträgers zu dieser Forderung an und hält einen statischen 
Nachweis ebenso nicht für erforderlich; insoweit kann den Forderungen der ESTW 
nicht vollumfänglich entsprochen werden. 
 
Schließlich vertreten die ESTW die Auffassung, dass unbeschadet der vertraglichen 
Regelungen für die jeweiligen Kreuzungen und Längsverlegungen, wegen der ver-
änderten Rahmenbedingungen durch Ersatzneubau der Brücke auf der gesamten 
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Strecke, die Kosten für sämtliche Arbeiten, die an bestehenden Versorgungsanla-
gen der ESTW durchzuführen sind (z. B. Umverlegungen, Schutzrohreinbauten 
etc.), vom Vorhabensträger zu übernehmen sind. 
 
Der Vorhabensträger entgegnet zu dieser Forderung zutreffend, dass die von den 
ESTW hier angesprochenen Punkte im Regelfall in den jeweiligen Gestattungsver-
trägen eindeutig geregelt seien und verweist insoweit auf die vertraglichen Verpflich-
tungen der ESTW. Ergänzend merkt die Planfeststellungsbehörde an, dass, wie 
bereits auf S. 186 oben unter 2.3.14 dargelegt, in diesem Planfeststellungsbe-
schluss nicht über die Kostentragung zu entscheiden ist. Diese richtet sich nach 
bürgerlichem Recht bzw. nach bestehenden oder noch zu treffenden vertraglichen 
Vereinbarungen. 
 
Die ESTW weisen darauf hin, dass sich auf der Fl. –Nr. 324/1 Gemarkung Erlangen 
(lfd. Nr. 23.01 der Unterlage 10.2 T) eine Transformatorenstation zum Zweck der 
öffentlichen Stromversorgung befindet. Diese Fläche des Grundstücks könne nicht, 
auch nicht vorübergehend, in Anspruch genommen werden. Eine Inanspruchnahme 
von Flächen dürfe die Zugänglichkeit von Anlagen der Energie und Wasserversor-
gung auf keinen Fall beeinträchtigen. Der Vorhabensträger hat zugesichert, auf eine 
Inanspruchnahme dieses Grundstücks zu verzichten. 
 
Insgesamt ist festzustellen, dass den Belangen der ESTW durch die Nebenbestim-
mung A. 3.1.2 sowie den vorgenannten Zusicherungen des Vorhabensträgers in 
ausreichendem Maß Rechnung getragen wird. 
 

2.3.15 Kommunale Belange 

Die von der Stadt Erlangen, Amt für Stadtplanung und Mobilität – Abteilung Stadt-
planung – sowohl gegen die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens, als 
auch gegen die Planung selbst erhobenen Einwendungen, wurden größtenteils be-
reits thematisch ausführlich unter folgenden vorstehenden Ziffern dieses Beschlus-
ses abgehandelt: 
 

 C. 1. 3 Behandlung von verfahrensrechtlichen Rügen, 
 

 C. 2.3.2.3 Einwendungen bezüglich der vom Vorhabensträger vorgenommenen 
Variantenbetrachtung/-auswahl sowie 

 

 C. 2.3.3.5 Einwendungen der Stadt Erlangen bezüglich des Ausbaustandards 
(Mobilität und Tiefbau). 

 
Um Wiederholungen zu vermeiden, darf jeweils auf die dortigen Ausführungen ver-
wiesen werden. Weitere Ausführungen sind seitens der Planfeststellungsbehörde 
zu diesen Themenbereichen nicht veranlasst. 
 
Die Stadt Erlangen sowie die ESTW bringen vor, dass die gegenständliche Planung 
keine detaillierte Beschreibung über den Abbruch des bestehenden Brückenbau-
werks und (in einem Teilbereich) der bestehenden St 2240 enthalte. Zudem fehlen 
Angaben bezüglich der anfallenden – abfallrechtlich relevanten – Stoffe sowie eine 
Beschreibung der Flächen zur Bereitstellung/Abholung schadstoffhaltiger Abbruch-
materialien (u. a. Asphalt). 
 
Der Vorhabensträger hat gegenüber der Stadt Erlangen bzw. den ESTW in seiner 
schriftlichen Erwiderung zu den Einwendungen ein Grobkonzept für den Rückbau 
der bestehenden Brücke über den Main-Donau-Kanal im Zuge der St 2240 mit einer 
planlichen Darstellung der einzelnen Abbruchphasen vorgelegt. Die Benennung und 
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Vorlage der geforderten Sicherheitsdatenblätter (nach REACH-Verordnung) sei je-
doch nach Aussage des Vorhabensträgers im Planfeststellungsverfahren noch nicht 
möglich. Der Vorhabensträger hat zu dieser Thematik zugesichert, rechtzeitig vor 
der Ausschreibung Kontakt mit den ESTW aufzunehmen und die zur Anwendung 
kommenden Materialien und Stoffe sowie die Bedingungen für die Bauarbeiten mit-
zuteilen bzw. abzuklären. Der Vorhabensträger wird mit der Zusammenstellung der 
Materialien und Stoffe nach der REACH-Verordnung ein geeignetes Ingenieurbüro 
beauftragen. Nach erfolgter Vergabe der Baumaßnahme und rechtzeitig vor Baube-
ginn wird ein weiterer Besprechungstermin (mit Stadt Erlangen und ESTW) unter 
Vorlage entsprechender Datenblätter und Nachweise durchgeführt. Einige Bau-
stoffe können ohnehin erst zu diesem Zeitpunkt abschließend angegeben und nach-
gewiesen werden. Die Planfeststellungsbehörde hält diese Vorgehensweise für 
sinnvoll, da insoweit eine enge Abstimmung mit der Stadt Erlangen sowie den 
ESTW gewährleistet ist. Zudem verpflichten die unter A. 3.2 verfügten Nebenbe-
stimmungen den Vorhabensträger zu einem sorgsamen Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen sowie zur Beachtung bodenschutz- und abfallrechtlicher 
Bestimmungen. Sowohl die Abbruch- als auch der Bau der neuen Brücke über den 
Main-Donau-Kanal mit den dazugehörigen Folgemaßnahmen hat aufgrund der 
Lage in einem wasserwirtschaftlich sensiblen Gebiet stets in Abstimmungen mit den 
ESTW zu erfolgen. 
 
Die Stadt Erlangen/Liegenschaftsamt nimmt Bezug auf die dauernd zu belastende 
Teilfläche von 109 m² aus der Fl. –Nr. 1667/4 Gemarkung Mönau und wünscht, statt 
der vorgesehenen Eintragung einer Grunddienstbarkeit, den Abschluss eines Ge-
stattungsvertrages. 
 
Der Vorhabensträger führt hierzu aus, dass bei den zu verlegenden Versorgungs-
leitungen im Grunderwerbsplan (Unterlage 10.1 T) bewusst eine Darstellung als 
Grunddienstbarkeit gewählt wurde, um den jeweiligen Grundstückseigentümern 
deutlich zu machen, dass auf ihren Grundstücken zukünftig Leitungen verlaufen sol-
len. Ob die Leitungstrassen in Form von Grunddienstbarkeiten oder in Form von 
Gestattungsverträgen rechtlich gesichert werden sollen, sei für die gegenständliche 
Maßnahme nicht von Belang. Der Abschluss von Gestattungsverträgen zur rechtli-
chen Sicherung der Leitungstrassen sei Aufgabe des jeweiligen Versorgungsträ-
gers. Der Vorhabensträger sichert zu, den jeweiligen Leitungsträger darauf 
hinzuweisen, dass vor Beginn der Bauarbeiten ein Gestattungsvertrag mit dem Lie-
genschaftsamt der Stadt Erlangen abzuschließen ist. Gleiches gelte sinngemäß 
auch für eine dauerhafte Inanspruchnahme einer Teilfläche von 20 m² aus dem 
Grundstück Fl. –Nr. 1667/2 (Gemarkung Mönau). Der Vorhabensträger sichert in 
diesem Zusammenhang auch gegenüber der Stadt Erlangen zu, bestehende Ge-
stattungsverträge im Zuge einer notwendigen Umverlegung/Sicherung von Versor-
gungsleitungen zu beachten. 
 
Die Stadt Erlangen trägt im Anhörungsverfahren weiter vor, dass beim Grunderwerb 
durch den Vorhabensträger bezüglich städtischer Grundstücke keine Splitter- und 
Restgrünflächen in ihrem Eigentum verbleiben sollten. Konkret gehe es um Restflä-
chen aus den Grundstücken Fl. –Nr. 3353, Fl. –Nr. 3352 bis auf Höhe der Nord-
grenze von Fl. –Nr. 3350/1 sowie Fl. –Nr. 3351/4 alle Gemarkung Erlangen. Diese 
Restflächen sollten vom Vorhabensträger übernommen werden, da diese für die 
Stadt nur schlecht erreichbar bzw. unwirtschaftlich zu pflegen seien. Der Vorhabens-
träger sagte eine Übernahme dieser Flächen zu. Angrenzende Flächen sollen im 
Anschluss an die Baumaßnahme wieder aufgeforstet und an den Staatsforst abge-
geben werden. 
 
Falls aus übergeordneten Gründen der Verkauf an den Freistaat Bayern nicht reali-
sierbar sein sollte, vertritt die Stadt Erlangen die Auffassung, dass bei den Auffors-
tungsflächen ein Zeitraum von 20 Jahren für Pflege, Bestandsentwicklung und 
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Verkehrssicherungspflicht durch den Freistaat Bayern vereinbart werden sollte. Die 
Abteilung Stadtgrün der Stadt Erlangen möchte bei der Auswahl der Baumarten be-
teiligt werden. Alle Fremdmaterialien seien rückstandslos zu entfernen. Die Abtei-
lung Stadtgrün der Stadt Erlangen bittet um eine formelle Übergabe. 
 
Der Vorhabensträger führt hierzu aus, dass die Artenzusammensetzung für Flächen 
an Waldbereiche in enger Abstimmung mit dem örtlich zuständigen Amt für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten sowie für den Bereich innerhalb der „Mönau“ zu-
sätzlich mit den Bayerischen Staatsforsten erfolgen werde. Die Abteilung Stadtgrün 
der Stadt Erlangen, wird zu gegebener Zeit über den Abstimmungstermin in Kennt-
nis gesetzt, damit eine Teilnahme möglich ist und sie sich entsprechend mit einbrin-
gen kann. Der Vorhabensträger hat zugesagt, dass er der Bitte um eine formelle 
Übergabe der nach Abschluss der Maßnahme ordnungsgemäß hergestellten städ-
tischen Flächen nachkommen werde. 
 
Im Ergebnis ist aufgrund der vorgenannten Ausführungen festzuhalten, dass den 
Belangen der Stadt Erlangen bzw. den ESTW aufgrund der Zusagen des Vorha-
bensträgers und der in diesem Beschluss verfügten Nebenbestimmungen ausrei-
chend Rechnung getragen wird. 
 

2.3.16 Private Einwendungen 

Die Planfeststellungsbehörde entscheidet über die Einwendungen (und die gegebe-
nenfalls dazu gestellten Anträge) derer, deren Belange durch das Vorhaben berührt 
werden und über die im Laufe des Verfahrens keine Einigung erzielt worden ist. Dies 
bedeutet jedoch nicht, dass über jede einzelne Einwendung im Tenor des Planfest-
stellungsbeschlusses gesondert und mit konkreter Bezeichnung des Einwendungs-
führenden ausdrücklich und förmlich entschieden werden muss. 
 
Im Rahmen der im Anhörungsverfahren erhobenen Einwendungen wurden größten-
teils wiederholt Forderungen, Bedenken und Anregungen vorgetragen, die in prak-
tisch sinngemäß gleichlautendem Wortlaut (teilweise unter Verwendung eines 
Formblattes) bereits vorher unter C.2.2.2.3 (private Einwendungen bezüglich der 
Variantenauswahl) sowie unter C. 2.3.3.8 (private Einwendungen bezüglich des 
Ausbaustandards) behandelt worden sind. Insoweit wird zur Vermeidung von Wie-
derholungen auf die dortigen Ausführungen Bezug genommen. Soweit sie sich auf 
die vorhabensbedingten Eingriffe in den Waldbestand beziehen, wird auf die Aus-
führungen unter C. 2.3.10 verwiesen. Soweit im Anhörungsverfahren geltend ge-
macht wird, durch die baubedingte Entfernung von Bewuchs erhöhe sich der 
Lärmpegel und der Vorhabensträger hätte entsprechende (aktive) Lärmschutzmaß-
nahmen in die Planung aufnehmen müssen, darf auf die Darlegungen unter C. 
2.3.4.1.2 Bezug genommen werden. 
 
Einzelne Einwendern aus dem Bereich der Ortsstraße „Sankt Johann“ bringen vor, 
dass kumulierende Auswirkungen des gegenständlichen Vorhabens mit dem Bau-
vorhaben „Neubau Schleuse Kriegenbrunn“ nicht in den Planunterlagen berücksich-
tigt worden seien. Es müsse außerdem im Zuge der Bauarbeiten mit einer 
Behinderung bzw. Verschmutzung ihrer Zufahrtswege gerechnet werden. Somit 
seien sowohl Beeinträchtigungen der Einwender, als auch ihrer Besucher sowie des 
Post-, Liefer- und Paketdienstverkehrs zu befürchten. 
 
Der Vorhabensträger führt hierzu aus, dass es sich bei dem Neubau der Schleuse 
Kriegenbrunn und dem gegenständlichen Ersatzbau der Brücke über den Main-Do-
nau-Kanal um zwei unterschiedliche Bauvorhaben handelt, die keine (baulichen wie 
auch sonstigen) Berührungspunkte haben. Der Planfeststellungsbeschluss der 
Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung für den Neubau der Schleuse ist bereits 
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seit dem Jahr 2019 bestandskräftig. Auch die Planfeststellungsbehörde vermag in-
soweit keinen sachlichen wie auch „bautechnischen“ Zusammenhang, der sich auf 
die Belange der Anwohner im Planbereich auswirken könnte, zu erkennen. 
 
Der Vorhabensträger entgegnet, dass Die Ortsstraße „Sankt Johann“, über die die 
Grundstücke der Einwender angefahren wird, ist von der Baumaßnahme nur am 
Rande betroffen sei. Die Einmündung der Ortsstraße in die St 2240 erfolge im Kreu-
zungsbereich der Heiligenlohstraße und liege damit außerhalb des Baufeldes. Der 
Vorhabensträger sichert zu, dass die Erreichbarkeit der der Anwesen an der Straße 
„St. Johann“ auch während der Baumaßnahme gewährleistet sei. 
 
Mehrere Einwender sehen bei der Umsetzung des Vorhabens finanzielle Belastun-
gen auf sich zukommen. Diese umfassen mögliche Schäden am Haus (Fassaden-
schäden, Algenbildung durch vermehrte Staubbelastung im Zuge der Bauarbeiten), 
bis zur Wertminderung der Immobilie bzw. des gesamten Grundstücks durch Bau-
lärm, Staub und Erschütterungen sowie dessen Auswirkungen. Die Einwender be-
antragen daher ein Beweissicherungsverfahren auf Kosten des Vorhabensträgers 
durchzuführen. 
 
Der Vorhabensträger hat zugeischert, generell vor Bauausführung und in Absprache 
mit einem Sachverständigen eine Beweissicherung an bestehenden Gebäuden und 
Anlagen durchzuführen. Der Umfang (betroffene Gebäude, Innen-/Außenaufnahme 
etc.) bestimmt sich nach den örtlichen Gegebenheiten, den Baugrundverhältnissen 
(unterschiedliche Übertragung von Erschütterungen je nach Bodenbeschaffenheit) 
und dem Abstand von Bestandsanlagen zum geplanten Baufeld. Die jeweiligen Ei-
gentümer/ Mieter werden daran entsprechend hinzugezogen. Insoweit wird den Ein-
wendungen Rechnung getragen. 
 
Die Bevollmächtigte der Grundstückseigentümer Heiligenlohstraße 8 und 10, 91056 
Erlangen, erheben bezüglich der vom Vorhabensträger zugesicherten Beweissiche-
rung die Forderung nach einer „Beweislastumkehr“. Sollten nach Baubeginn Schä-
den am Eigentum der Privateinwender auftreten, so gelten diese als durch das 
Bauvorhaben verursacht, wobei dem Vorhabensträger der Gegenbeweis zustehe. 
Diese Forderung wird zurückgewiesen, da die Festsetzung einer Beweislastumkehr 
nicht Gegenstand des öffentlich-rechtlichen Regelungsregimes der Planfeststellung 
ist. Diese würde ausschließlich dem Interesse der Mandantschaft der Bevollmäch-
tigten dienen. 
 
In diesem Zusammenhang ist (nochmals) hervorzuheben, dass im Rahmen der Um-
setzung des Vorhabens verschiedene in privater Hand befindliche Grundstücke zeit-
weilig in Anspruch genommen werden. Von einigen wenigen Grundstücken werden 
auch Teile im näheren Umfeld des Brückenbauwerks bzw. der ST 2240 auf Dauer 
für das Vorhaben beansprucht. Wegen der Einzelheiten hierzu wird auf den Grund-
erwerbsplan (Unterlage 10.1 T) und das Grunderwerbsverzeichnis (Unterlage 10.2 
T) Bezug genommen. Die Auswirkungen des Vorhabens lassen sich – wie bereits 
an verschiedenen Stellen dieses Beschlusses dargelegt – nicht weiter verringern. 
 
Der Schutz des Privateigentums ist mit den direkt auf den Grundentzug bzw. zeit-
weiligen Besitzentzug gerichteten Planfestsetzungen unmittelbar tangiert und des-
halb als privater Belang in die zu treffende Abwägung im Planfeststellungsverfahren 
einzustellen. Dies bedeutet jedoch nicht, dass das Privateigentum in diesem Zu-
sammenhang vor Eingriffen überhaupt geschützt wäre. Vielmehr ist auch die Eigen-
tumsgarantie des Art. 14 Abs. 1GG der Abwägung unterworfen. Das heißt, die 
Belange der Eigentümer können bei der Abwägung gegebenenfalls zugunsten an-
derer Belange zurückgestellt werden. 
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Die Planfeststellungsbehörde verkennt nicht, dass die dauerhafte oder vorüberge-
hende Inanspruchnahme von Eigentumsflächen sowie gegebenenfalls von Pacht-
flächen in der Abwägung mit erheblichem Gewicht gegen die Planung zu Buche 
schlägt. Dennoch haben es die Betroffenen hier unter Würdigung ihrer individuell 
vorgetragenen Belange hinzunehmen, dass in der Gesamtabwägung zugunsten 
des im öffentlichen Interesse gebotenen Projekts entschieden wird und sie gezwun-
gen sind, gegen Entschädigung vorübergehend bzw. endgültig auf ihren Besitz oder 
ihr Eigentum bzw. auf die Bewirtschaftung von Pachtflächen zu verzichten, soweit 
es die mit diesem Beschluss festgestellten Planunterlagen vorsehen. 
 
Rein entschädigungsrechtliche Fragen wegen unmittelbarer Eingriffe in das Grund-
eigentum sind – wie schon weiter oben dargelegt – dem nachfolgenden Entschädi-
gungsverfahren vorbehalten. Art und Höhe der Entschädigung sind in den 
Verhandlungen, die der Vorhabensträger direkt mit den Betroffenen zu führen hat, 
oder im Enteignungs- bzw. Entschädigungsfestsetzungsverfahren zu regeln. Es darf 
grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass das rein wirtschaftliche Interesse 
der Grundbetroffenen – wie u. a. auch ein Verlust von Erträgen aus einem Grund-
stück – im Entschädigungsverfahren angemessen berücksichtigt wird (BVerwG, Ur-
teil vom 10.10.2012, NVwZ 2013, 649 Rn. 75). Ein entsprechendes Interesse des 
Betroffenen ist nur dann in die planerische Abwägung einzustellen, wenn der Be-
troffene im Einzelnen aufzeigt und belegt, dass sich seine wirtschaftliche Situation 
auf Grund besonderer Verhältnisse trotz Entschädigung erheblich verschlechtern 
wird. Das hat vorliegend keiner der Betroffenen getan. 
 
Insgesamt lässt sich feststellen, dass auch der Belang der Grundstücksinanspruch-
nahme im Rahmen der Abwägung sehr schwer wiegt, jedoch nicht dazu führt, dass 
diesem Belang angesichts der überwiegenden Vorteile der Planung hier der Vorrang 
einzuräumen wäre. 
 

2.4 Gesamtergebnis der Abwägung 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass das gegenständliche Vorhaben auch 
unter Berücksichtigung seiner Auswirkungen auf die Umwelt, das Eigentum und 
sonstige Belange mit diesem Planfeststellungsbeschluss zugelassen werden kann. 
Den für das Vorhaben sprechenden Belangen wird der Vorrang eingeräumt, denn 
die Realisierung der in diesem Beschluss aufgezeigten positiven Auswirkungen des 
Ersatzneubaus der Brücke über den Main-Donau-Kanal im Zuge der Staatsstraße 
St 2240 und die Anpassung der Rampe zur Anbindung an die Straße „Am Euro-
pakanal“ sowie die Anlage eines straßenbegleitenden Geh- und Radweges im Be-
reich des Erlanger Stadtteils Dechsendorf in ihrer Gesamtheit erscheinen für das 
öffentliche Wohl als unverzichtbar. Die Belange, die für das Bauvorhaben sprechen, 
überwiegen im Rahmen der Abwägung und der Gesamtbetrachtung aller einzustel-
lenden öffentlichen und privaten Belange, insbesondere auch wegen zahlreicher be-
gleitender Maßnahmen, die mit unterschiedlichem Gewicht gegen das Vorhaben 
sprechenden öffentlichen und privaten Belange sowie insbesondere auch die im 
Rahmen der standortbezogenen Vorprüfung ermittelten und bewerteten Umwelt-
auswirkungen. Diese konnten durch die konkrete Ausgestaltung der festgestellten 
Planung sowie verschiedene Regelungen, die dem Vorhabensträger mit diesem Be-
schluss auferlegt wurden, derart abgemildert werden, dass unter Berücksichtigung 
dessen die Planungsentscheidung zugunsten des Bauvorhabens ausgewogen er-
scheint und die entscheidungserheblichen Konflikte gelöst sind. Die noch verblei-
benden nachteiligen Auswirkungen sind in der Gesamtschau hinnehmbar. 
 
Unüberwindliche Hindernisse oder Verstöße gegen striktes Recht sind nicht ersicht-
lich, die gesetzlichen Optimierungsgebote sind beachtet. 
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Unter Beachtung aller Umstände ist auch keine Alternative ersichtlich, die sich ge-
genüber der plangegenständlichen Variante als vorzugswürdig darstellen würde. 
Der Plan für das Vorhaben ist in der mit diesem Beschluss festgelegten Form auch 
unter Berücksichtigung der möglichen Ausbauvarianten unter allen Gesichtspunkten 
ausgewogen. 
 

3. Begründung der straßenrechtlichen Verfügungen 

Die unter A. 5 verfügte Umstufung und Widmung von öffentlichen Straßen folgen 
aus Art. 6 Abs. 6 und Art. 7 Abs. 5 BayStrWG, soweit nicht Art. 6 Abs. 8 sowie Art. 
7 Abs. 6 BayStrWG eingreifen. Die Entscheidung über die Widmung und Umstufung 
kann danach – wie vorliegend geschehen – auch in einem Planfeststellungsbe-
schluss nach Art. 36 ff. BayStrWG mit der Maßgabe erfolgen, dass die Widmung mit 
der Verkehrsübergabe und die Umstufung mit der Ingebrauchnahme für den neuen 
Verkehrszweck wirksam wird. 
 

4. Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung 

Die unter A. 7 des Beschlusstenors angeordnete sofortige Vollziehung der Nrn. 1 – 
6 dieses Beschlusses findet ihre Rechtsgrundlage in § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO 
i. v. m. Abs. 3 Satz 1 VwGO und erfolgte in Ausübung pflichtgemäßen Ermessens 
im Interesse des beteiligten Vorhabensträgers (Art. 13 Abs. 1 Nr. 1 BayVwVfG). 
 
Voraussetzung für die Rechtmäßigkeit der behördlichen Anordnung der sofortigen 
Vollziehung, ist ein besonderes öffentliches Vollzugsinteresse oder das Interesse 
des Vorhabensträgers als Beteiligter, welches dem Interesse von (potentiellen) 
Rechtsbehelfsführern in der Abwägung der Vorrang einzuräumen ist. Bei dieser Ab-
wägung ist den Belangen des (jeweils) Betroffenen umso mehr Gewicht beizumes-
sen, je stärker und irreparabler der Eingriff in seine Rechte wäre (BVerfG, Beschluss 
vom 8.10.1973, DVBl 1974, 79). Bei der herausragenden Bedeutung, die der auf-
schiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs im Rahmen der Gewährung effektiven 
Rechtsschutzes zukommt, ist die Anordnung des sofortigen Vollzuges nur dann zu 
rechtfertigen, wenn das Interesse an der Anordnung gegenüber den Belangen des 
(jeweils) Betroffenen eindeutig überwiegt. Die Voraussetzungen für die Anordnung 
der sofortigen Vollziehung sind vorliegend erfüllt. Dies ergibt sich aus nachfolgen-
den Erwägungen: 
 
Die Planfeststellungsbehörde hat vorstehend unter C. 2.3.16 ausführlich dargelegt, 
dass in Bezug auf die vorgetragenen Einwendungen durch eine zeitgerechte Um-
setzung des Vorhabens keine irreparablen Nachteile für den jeweiligen Einwender 
(der somit auch als potentieller Kläger in Frage kommt) entstehen werden. Zudem 
lässt sich feststellen, dass auch der Belang der Grundstücksinanspruchnahme im 
Rahmen der Abwägung sehr schwer wiegt, jedoch nicht dazu führt, dass diesem 
Belang angesichts der überwiegenden Vorteile der Planung hier der Vorrang einzu-
räumen wäre. Die im öffentlichen Interesse dringend gebotene Umsetzung des ge-
genständlichen Vorhabens hat die Planfeststellungsbehörde ebenso vorstehend 
unter C. 2.2.1 ausführlich dargelegt. Der Vorhabensträger hat zudem mit Schreiben 
vom 03.04.2025 dargelegt, dass die Umsetzung der Maßnahme keinen Aufschub 
duldet und mit dem Beginn der Bauarbeiten nicht bis zum Abschluss eines Rechts-
behelfsverfahrens gewartet werden kann. 
 
Aktuell werden vom Vorhabensträger die Ausschreibungsunterlagen vorbereitet, um 
nach dem Erlass des Planfeststellungsbeschlusses das Projekt ausschreiben und 
vergeben zu können. Die im Zuge der Baumaßnahme notwendigen Rodungsarbei-
ten sollen umgehend nach Ende der Vegetationsperiode im Winter 2025/2026 aus-
geführt und mit dem Bau der Ersatzbrücke dann Anfang 2026 begonnen werden. 

https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=200&ge=BVERFG&d=1973-10-18
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=300&z=DVBL&b=1974&s=79
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Die Bauzeit beträgt nach Aussage des Vorhabensträgers einschließlich zugehöri-
gem Straßenbau rund drei Jahre. Während dieser Zeit läuft der Verkehr noch auf 
der neben dem Ersatzneubau liegenden bestehenden Main-Donau-Kanal-Brücke. 
Diese notwendige bzw. straffe Zeitschiene lässt kein Abwarten bis zur Unanfecht-
barkeit des Beschlusses im Falle erhobener Rechtsbehelfe (Anfechtungsklagen) zu. 
Dies gilt vor allem vor dem Hintergrund zahlreicher erhobener Einwendungen im 
Anhörungsverfahren, so dass nach Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses an 
die Einwender bzw. deren Bevollmächtigte, ein nachfolgend erhobener Rechtsbe-
helf zum Zeitpunkt des Beschlusserlasses durchaus wahrscheinlich sein dürfte. 
 
Die bestehende Brücke wurde mit sprödbruchgefährdetem Spannstahl (Sigma Oval 
Stahl) hergestellt. Diese Stahlsorte ist für Versagen ohne Vorankündigung bekannt, 
so dass die Brücke schon seit längerem für den genehmigungspflichtigen Schwer-
verkehr gesperrt wurde. Wegen dem lange zurückliegenden Nachrechnungszeit-
raum (Jahr 2007), der langen Planungszeit und der noch einige Jahre anhaltenden 
Nutzung, hat der Vorhabensträger unter Ausnutzung der heutigen Möglichkeiten 
und Erkenntnisse eine erneute Untersuchung des „Riss-vor-Bruch-Kriteriums“ ver-
anlasst. Dabei zeichnete sich ab, dass für die Verkehrslast der Bemessungsbrü-
ckenklasse ein Ankündigungsverhalten nicht nachgewiesen werden kann. Im 
Ergebnis musste die bestehende Brücke somit auf eine Last bis zu 7,5 t beschränkt 
werden, um das sogenannte „Riss-vor-Bruch-Kriterium“ zu erfüllen. Ausgenommen 
hiervon sind der notwendige Schul- und Linienbusverkehr. Zudem mussten die der-
zeit zwei Fahrspuren in jede Richtung mit Baken und Leitschwellen auf eine Fahr-
spur pro Richtung reduziert werden, was der angestrebten Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs zuwiderläuft. 
 
Aktuell werden auf Veranlassung des Vorhabensträgers noch Materialproben des 
Bauwerkes analysiert und gegebenenfalls ein darüberhinausgehendes Monitoring-
verfahren zur Beobachtung eines Ankündigungsverhaltens („Riss vor Bruch“) erar-
beitet. Durch die Sperrung für den Verkehr über 7,5 t muss eine möglichst kurze und 
damit annehmbare Umleitung für den Schwerverkehr eingerichtet werden. Die mit 
der Stadt Erlangen abgestimmte Umleitung über die – unzureichend ausgebaute 
und teilweise in einem schlechten Erhaltungszustand befindliche – Möhrendorfer 
Straße weist Mehrlängen und damit Umwege für Speditionen und Schwerverkehr 
aus. Dies bedeutet volkswirtschaftliche Verluste, erhöhten Kraftstoffverbrauch, zu-
sätzliche Umweltbelastungen für die Anwohnenden und eine erhöhte Gefährdung 
für die elementaren Schutzgüter „Leben und Gesundheit“ auf der Umleitungsstre-
cke. Als Kompensation wird die Möhrendorfer Straße zudem auf Tempo 30 km/h 
beschränkt. 
 
Es liegt aus der Sicht der Planfeststellungsbehörde auf der Hand, dass vor diesem 
Hintergrund der Zeitraum der Teilsperrung dieser wichtigen Verkehrsader so kurz 
wie möglich gehalten werden muss. Dies gilt insbesondere dann, falls durch das 
Monitoring festgestellt werden sollte, dass die bestehende Brücke vollständig ge-
sperrt und der komplette Kraftverkehr umgeleitet werden müsste. Diese Kappung 
einer wichtigen Straßenverbindung von Erlangen in den Landkreis Erlangen-
Höchstadt und zwischen der BAB A 3 sowie der BAB A 73 würde zu unverträglichen 
Verkehrsverlagerungen führen. 
 
Das öffentliche Vollzugsinteresse überwiegt somit das Interesse am effektiven 
Rechtschutz aus Art. 19 Abs. 4 GG in Bezug auf potentiell vorhandene Rechts-
behelfsführer. Deren Interessen an einer aufschiebenden Wirkung eines dann ge-
gen den Beschluss erhoben Rechtsbehelfs müssen gegenüber dem öffentlichen 
Vollzugsinteresse zurückstehen. 
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5. Kostenentscheidung 

Die Entscheidung über die Kosten stützt sich auf Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1 KG. 
Von der Zahlung der Gebühr ist der Freistaat Bayern nach Art. 4 Satz 1 Nr. 1 KG 
befreit. Die Regelung bzgl. der Auslagen ergibt sich aus Art. 10 KG. 
 
 

D. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach sei-
ner Zustellung Klage erhoben werden beim 
 

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof, 
Postfachanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München, 

Hausanschrift: Ludwigstraße 23, 80539 München. 
 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
Als Zeitpunkt der Zustellung gilt der letzte Tag der Auslegung des Planfeststellungs-
beschlusses und der festgestellten Unterlagen. Dies gilt nicht für diejenigen, denen 
der Planfeststellungsbeschluss unmittelbar zugestellt wird; für diese ist der Tag der 
individuellen Zustellung des Beschlusses maßgeblich. 
 
Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis (insbesondere Rechtsanwälte und Be-
hörden) muss Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand 
des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer Frist 
von zehn Wochen ab Klageerhebung anzugeben. 
 
Erklärungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, 
sind nur zuzulassen, wenn die Verspätung genügend entschuldigt wird. Der Ent-
schuldigungsgrund ist auf Verlangen des Gerichts glaubhaft zu machen. Dies gilt 
nicht, wenn es mit geringem Aufwand möglich ist, den Sachverhalt auch ohne Mit-
wirkung des Klägers zu ermitteln. Die genannte Frist kann durch das Gericht auf 
Antrag verlängert werden, wenn der Kläger in dem Verfahren, in dem die angefoch-
tene Entscheidung ergangen ist, keine Möglichkeit der Beteiligung hatte. 
 
Der angefochtene Beschluss soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung Abschriften für die übrigen Beteilig-
ten beigefügt werden. 
 
Vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof muss sich jeder Beteiligte, außer im 
Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies 
gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bayerischen Ver-
waltungsgerichtshof eingeleitet wird. Prozessbevollmächtigter kann ein Rechtsan-
walt oder eine sonst nach § 67 Abs. 4 VwGO und nach § 5 RDGEG zur Vertretung 
berechtigte Person oder Organisation sein. 
 

E. Hinweis zur sofortigen Vollziehung 

Die Anfechtungsklage Dritter gegen diesen Planfeststellungsbeschluss hat, da die 
sofortige Vollziehung der Nr. 1 – 6 des Beschlusstenors angeordnet wurde, keine 
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aufschiebende Wirkung (§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO). Ein Antrag auf ganz oder 
teilweiser Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung (§ 80 Abs. 5 Satz 2 
VwGO) ist schon vor Erhebung der Anfechtungsklage zulässig. 
 

F. Hinweise zur Auslegung des Plans 

Eine Ausfertigung dieses Planfeststellungsbeschlusses wird mit einer Ausfertigung 
des festgestellten Planes bei der Stadt Erlangen zwei Wochen zur Einsicht ausge-
legt. Ort und Zeit der Auslegung werden zuvor ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Ab Beginn der Auslegung der genannten Unterlagen besteht die Möglichkeit, den 
Planfeststellungsbeschluss im Volltext auf der Internetseite der Regierung von Mit-
telfranken (www.regierung.mittelfranken.bayern.de) unter „Service“ > „Planfeststel-
lung“ > „Planfeststellungsbeschlüsse“ abzurufen. Während des 
Auslegungszeitraums kann zusätzlich eine den festgestellten Planunterlagen inhalt-
lich entsprechende Fassung der Unterlagen auf der erwähnten Internetseite der Re-
gierung von Mittelfranken eingesehen werden 
 
 
 
 
Matthias Herzner 
Regierungsamtsrat 


